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Die Angriffe, welche gerade in Deutschland — anscheinend 
mehr als in andern Ländern — die Pflichtexemplare von Seiten 
der Buchhändler erfahren, veranlassen mich dem was der Herr 
Verfasser zur Vertheidigung der Abgabe auf S. 198 ff. ausgeführt 
hat, eine kurze Bemerkung hinzuzufügen. Während er nämlich die 
Abgabe allein mit ihrer Noth wendigkeit zu wissenschaftlichen und 
praktischen Zwecken begründet, sehe ich überdies in ihr eine nach 
Recht und Billigkeit wohlangemessene Gegenleistung des Verlags- 
buchhandels für den besonderen Schutz, welchen er in höherem 
Grade als irgend ein anderer Gewerbszweig gegen Nachahmung, 
d. h. hier: gegen Nachdruck geniesst. Auf anderen Gebieten 
ist der Schutz des geistigen Eigenthums durch die Patentgesetz- 
gebung an die Erfüllung umständlicher Förmlichkeiten und er- 
hebliche Geldopfer geknüpft, der Autor litterarischer Erzeugnisse 
hingegen sowie der Verleger, welcher zeitweilig ja an der Aus- 
nutzung dieser Antheil nimmt, wurde von allen jenen Leistungen 
befreit. Letzterer sollte es nun nicht unbillig finden, wenn der 
Staat hierfür eine im Verhältniss wenig bedeutende Entschädigung, 
sei es ausdrücklich für den gewährten Schutz, sei es — ohne 
diesen unmittelbaren Zusammenhang — für Studienzwecke von 
ihnen verlangt. 

Göttingen, im Juli 1889. 

Karl Dziatzko. 
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Vorrede. 



Die pflichtmässige Abgabe von Druckerzeugnissen an öffent- 
liche Buchersammlungen durch die Verleger und Drucker ist 
von Ahers her bis in die Gegenwart ein Gegenstand grosser 
Meinungsverschiedenheiten und Kämpfe, wie einer bedeutsamen 
Einwirkung auf die Entwickelung der Bibliotheken und der Press- 
gewerbe gewesen. Gleichwohl ist bisher der Versuch einer zu- 
sammenhängenden Darstellung dieser Abgabe, welche die Geschichte 
wie die gegenwärtige Gestaltung derselben in einer grösseren Zahl 
von Staaten gleichmässig berücksichtigt, nicht gemacht worden. 
Namentlich sind meines Wissens systematische Gruppirungen der 
verschiedenen Klassen von Pflichtexemplaren nie unternommen 
worden, ja vielfach zum Schaden der Sache die vorhandenen 
Unterschiede gar nicht oder nicht ausreichend erkannt worden. 

Ausser einer grösseren Reihe von Arbeiten, welche dem 
Augenblick ihre Entstehung verdanken, meist sich einförmig in 
denselben Geleisen bewegen und wenig dauerndes Interesse bieten, 
sind von Fr. Kapp und A. Kirchhoff auf Grund archivalischer 
Forschungen werthvoUe Aufschlüsse über die Entwickelung des 
Pflichtexemplarzwanges im alten Deutschen Reich bezw. in Kur- 
sachsen, und von E. G. Vogel, dem Verfasser des Buches über 
die Litteratur der Bibliotheken, in den ersten Jahrgängen des 
Serapeums zuverlässige Beiträge zur Geschichte dieses Instituts 
in einigen Hauptländern veröffentlicht worden. Auch Edward 



Edwards hat in seinen trefflichen Memoirs of librarles diesem 
Gegenstand ein eigenes Kapitel gewidmet, Bowker Zusammen- 
stellungen gesetzlicher Vorschriften über die Abgabe von Schutz- 
exemplaren geliefert, Cowtan, ßritton und Lowndes besonders 
die englischen Verhältnisse einer eingehenderen Prüfung unter- 
zogen. Eine kurze Uebersicht des Standes der deutschen Landes- 
gesetzgebungeu wurde im Jahrgang 1870 des Börsenblattes für den 
Deutschen Buchhandel mitgetheiit, die auch in die Kommentare 
zum Reichspressgesetz von Marquardsen undThilo übergegangen 
ist, aber vielfache Ungenauigkeiten enthalt und überdies nach 
Erlass des Reichspressgesetzes in vielen Punkten unzutreffend 
ist. In neuester Zeit haben O. Hartwig (im Jahrg. 1880 No. 78 
der „Post") C. Dziatzko, Weidling und A. Kirchhoff (sämmt- 
lich im Jahrg. 1887 des Börsenbl. f. d. D. B.) beachtenswert he 
Beiträge zur Pflichtexemplar frage geliefert. 

Wenn alle diese Arbeiten mit Vonheil benutzt worden sind, 
so konnte es doch nicht im Plan dieser Schrift liegen, nur ein 
Mosaikbild des Thatsächlichen unter kritischer Sichtung des Stoffes 
daraus zusammenzustellen. Es handelte sich vielmehr für den vor- 
liegenden Zweck darum, das vielfach lückenhafte Material in vielen 
und wichugen Beziehungen zu vervollständigen, die archivalischen 
Quellen nachzuprüfen oder neue aufzusuchen, um die Momente 
der Entwickelung möglichst allseitig beurtheilen zu künnen; es 
kam für die Darstellung des Standes der Gesetzgebungen in der 
Gegenwart vor Allem darauf an, von vertrauenswürdiger Stelle 
über die geltenden Bestimmungen Zuverlässiges zu erfahren, den 
Charakter derselben, die Unterschiede schärfer zu begrenzen, wobei 
auch hier der Grundsatz des Zurllckgehens auf die originalen 
Vorschriften in den Gesetz- und Verordnungs-Samralungen und 
sonstigen Quellen, wo irgend mögUch, streng befolgt worden ist 

Mit dem Sammeln des Materials begann ich im Sommer des 
Jahres 1887, indem ich die vom Stadtarchiv I, zu Frankfurt a. M. 



mir bereit willigsi übersandten Akten der BUtherkommission (Unier- 
gewölb A. 95. Bd. t — 9], sowie einige lileinere AktensiLcke durch- 
ging. Fr. Kapp hat in einem Abschnitt des 1, Bandes seiner 
Geschichte des deutschea Buchhandels, „die frankfurter BUcher- 
kommission" beaannt, wesentlich auf Grund des gleichen Materials 
unter Anderem auch die Abgabe der Pflichtexemplare im Deutschea 
Reich bis zur Wende des 17. Jahrhunderts behandelt. Seinen Aus- 
führungen einige weitere Angaben hinzufügend, habe ich darauf 
die nicht von ihm besprochene Periode bis zum Zerfall des Reiches 
um so eingehender berücksichtigt. 

Eine Reise nach Leipzig, Dresden und BerÜn ermöglichte 
mir die Durchsicht der Akten der ajichsischen Bücherkommission 
im leipziger Stadtarchiv, des ehemahgen Oberkonsistoriums im 
dresdener K, Hauptstaatsarchiv und die Auswahl dessen, was mir 
für die Geschichte der Abgabe in Brandenburg-Preussen von Belang 
erschien im berliner K. Geheimen Staatsarchiv, dessen freundlichem 
Entgegenkommen ich die Benutzung der ausgewählten Stücke hier 
am Orte verdanke. Aus den leipziger Akten sind von ihrem besten 
Kenner A. Kirchhoff über die Abgabe der Pflichtexemplare in 
Sachsen im Archiv für die Geschichte des deutschen Buchhandels 
an den später anzugebenden Stellen wiederholt werthvolle Auf- 
schlüsse gegeben worden, die ich dankbar benutzt habe und 
namentlich aus den Akten des dresdener Archivs erweitern kannte. 
Die von Kapp garnicht, von Kirchhoff nur ganz vereinzelt gegebenea 
archivalischen Nachweise hielt ich nicht für unnUtzlich in aus- 
gedehnterem Masse eintreten zu lassen. Für die Abgabe in 
Brandenburg-Preussen standen mir Vorarbeiten nur in sehr geringem 
Umfange zu Gebote. Die wenigen gedruckten Quellen dieser Art 
sind an den bezüglichen Stellen näher bezeichnet. 

Wurde nun bei der Sammlung des zerstreuten Materials 
keine Mühe gespart, so wäre doch die Durchführung der Arbeit 
unmöglich gewesen, wenn ihr von den genannten Archiven, wie 



namentlich auch von zahlreichen Bibliotheken und diplomatischen 
Vertretern des Deutschen Reiches im Auslande die erbetene Unter- 
stützung nicht in so hohem, mit grösstem Danke zu rtshmendem 
Masse zu Theil geworden wäre. Nur die Akten des Reichshof- 
rathes im K. K. Staatsarchiv in Wien konnten mir zu meinem 
Bedauern trotz wiederholter Bemühungen nach den dortigen Be- 
nutzuogsbestimmungeo zur Einsicht hier in Göttingen nicht über- 
lassen werden. Da sie in der vorliegenden Frage von Kapp geprüft 
und die Resultate daraus in den angegebenen Grenzen von ihm 
gezogen worden sind, die Handschriften überdies wegen vielfacher 
Beschädigung durch Nässe und auch nach ihrem Inhalt das reiche 
frankfurter Material, wie Kapp selbst angibt, in wesenthchen Punkten 
nicht allzuoft ergänzen, so glaubte ich von ihrer Benutzung an 
Archivstelle absehen zu können. Dem Herrn Herausgeber dieser 
„Sammlung", der mit manchem Beitrag, Rath und unermüdhcher 
Anregung der Arbeit bis zu Ende förderUch gewesen ist, kann 
ich nicht unterlassen, gebührend an dieser Stelle zu danken. 

Es mag nicht unnütz erscheinen, dass den Titeln schwierig 
zu erlangender Schriften die Chiffer der Bibliothek beigefügt wor- 
den ist, in welcher das Werk der Benutzung zugänglich ist Es 
bezeichnet [G.] Göttingen, K. Univ.-Bibl.; (B.j Berlin, K. Bibl.; 
[M.] München, Hof- und Staatsbibl.; [S.] Sirassburg, Univ.- und 
LandesbibL; [T.] Tübingen, Univ.-Bibl. 

Diese Chiffern drücken zugleich aus, dass das daselbst befind- 
liche Exemplar von mir eingesehen worden ist, während der in 
einzelnen Fällen beigefügte Siern (*) besagt, dass die angeführte 
Gesetzesstelle in gedruckten Ausschtiitten vorgelegen hat, die mir 
von zuverlässiger Seite Übersandt worden sind, ohne dass ich jedoch 
im Stande gewesen wäre, den Titel der Sammlung u. s. w., der sie 
entnommen, näher festzustellen. In der geringen Minderzahl der 
Fälle war ich ganz auf handschriftliche Mittheilungen von Biblio- 
theken, Gesandtschaften und Konsulaten angewiesen, da die be- 
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treffenden gedruckten Quellen trotz aller Versuche nicht zu erlangen 
waren. Wegen der schwedischen Gesetzsammlung z. B. habe ich 
mich an vier der grössten deutschen Bibliotheken leider ohne 
Erfolg gewandt. Diese Fälle sind kenntlich an einem vorgesetzten 
Nullzeichen (% 



Göttingen, im Juli i88g. 



Johannes Franke. 
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I. 

Gliederung und Behandlung des Stoffes 

im Allgemeinen. 

Das Wort Pflichtexemplar findet allgemeinere Anwendung 
erst in der Gesetzgebung des laufenden Jahrhunderts. Man versteht 
darunter diejenigen Exemplare von neuen Erzeugnissen der Drucker- 
kunst oder verwandter mechanischer Vervielfältigungsarten, deren 
Hinterlegung der Staat vorschreibt aus zum Theil sehr verschieden- 
artigen Beweggründen. Die Quelle dieser letzteren ist im wesent- 
lichen in gewissen staadichen Massregeln zu suchen, die bald 
nach Erfindung der Buchdruckerkunst, vom Ende des fünfzehnten 
Jahrhunderts an, in Bezug auf das Drucker- und Buchhändler- 
gewert?e getroffen wurden, in der Censur und den Bücher- 
privilegien, zwei Einrichtungen, ebenso verschieden in ihren 
Zielen, wie in den Mitteln zur Erreichung derselben. Hatte jene 
die Tendenz der Unterdrückung wirklich oder angeblich staats- 
gefährlicher Druckerzeugnisse und stellte sich damit in den Dienst 
der Gesammtheit, so war die Verleihung des Privilegienschutzes 
zunächst nur das Interesse des Einzelnen wahrzunehmen bestimmt. 
Die Abgabe von Pflichtexemplaren, zu welcher beide Einrichtungen 
führten, zeigt daher ein ebenso verschiedenartiges Gepräge, wie 
diese selber. Die von der Censur geforderten Exemplare waren 
dazu ausersehen, eine Grundlage für das Ueberwachungsgeschäft 



zu bilden, während bei der Abgabe für den Privilegienschutz ein 
allgemeineres Interesse nur insofern in Frage kam, als in einem 
gegen den Nachdrucker etwa einzuleitenden Verfahren authentisches 
ßeweismaterial zu Gebote stehen sollte. Dass diese Auffassung 
aber weder den betheiligten Gewerben noch dem Staat geläufig 
war, zeigt die Geschichte der Privilegien. Der Staat machte kein 
Hehl daraus, dass die Exemplare von ihm als ein Aequivaleni fUr 
den Schutz, den er den Gewerben zu Theil werden liess, und die 
damit verbundenen Mühen angesehen wurden. Demnach schraubte 
er, je wirkungsvoller dieser Schutz zu werden schien, d. h. je 
einträglicher das Druckunternehmen sich für den EigenthUmer des 
Werks zu gestalten und je höhere Abgaben das Geschäft zu er- 
tragen schien, nach und nach die Zahl der Pflichtexemplare in 
die Höhe. 

Diese beiden Einrichtungen der Vergangenheit, die Censur, 
welche nur in einigen wenigen Staaten wie in Russland, der Türkei 
und Egypten sich behauptet hat, und die Privilegien, erhielten in 
der neueren Gesetzgebung ihre sinnverwandten Vertreter: die 
staatliche Ueberwachung der Pressgewerbe und die ge- 
meinrechtliche Anerkennung des litterarischen Eigen - 
thums mit den zu ihrer Durchführung erforderUchen formalen 
Bestimmungen. Beide behielten mit der älteren Gesetzgebung 
gemein, dass sie — wenigstens in den meisten Staaten — die Ab- 
gabe von Pflichtexemplaren zur Bedingung machten. Im Ueber- 
wachungssystem sollte deren Hinterlegung, welche bei den Polizei- 
oder Gerichtsstellen geschah, ermöglichen, gegen strafbare Schriften 
so zeilig einzuschreiten, dass eine grössere Ausbreitung derselben 
im Publikum verhindert wurde. Die Hinterlegung erfolgte desshalb 
vor der Veröffentlichung, gleichzeitig damit oder etwas später, 
und erstreckte sich entweder auf Druckwerke jeden Umfauges oder 
von bestimmter Bogenzahl, auf alle Gattungen der Litteratur oder 
nur einzelne, auf periodische und nicht periodische Schriften oder 
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nur eine von beiden Publikaiionsformen. Die eingelieferten Exem- 
plare wurden in einigen Staaten nach erfülltem Zweck öffentlichen 
Sammlungen einverleibt, in anderen später den Eigen thümern 
zurückgegeben, oder sie gingen „zu den Akten", „an die Spitzen 
der Behörden" oder fanden irgend ein unbekanntes Ende. — Die 
Hinterlegung der im Zusammenhang mit den Autorschulzgesetzen 
geforderten Pflichtexemplare wurde vielfach und ist z. Th. noch 
letzt die Bedingung für die Anerkennung des Autorrechtes oder 
mindestens für das Klagerecht gegen den Nachdrucker, und soll 
in einem etwaigen gerichdichen Verfahren gegen diesen das 
authentische Beweismaterial liefern. Auch diese Exemplare werden 
häuhg nach gemachtem Gebrauch Buchersammlungen überwiesen. 
Studienzwecke sind sogar in vielen Fällen der eigentliche Grund 
ihrer Erhebung, obschon sie im Rahmen von Schutzgesetzen auf- 
treten. So leuchtet z. ß. ein, dass die fünf Exemplare, welche 
gegenwartig noch das englische Schutzgesetz unter Umständen 
fordert, zur Beglaubigung der Identität des Werkes nicht erforderlich 
sind, sondern ein bis zwei Exemplare genügen würden. Endlich 
war die Ertheüung von Konzessionen zum Drucker- oder ßuch- 
händlerge werbe früher nicht selten eine Quelle der Verpflichtung 
zur Abgabe von Freiexemplaren, die jedoch — wenigstens in 
Deutschland — mit der Aufhebung der Ge werbe beschränkungen 
zugleich beseitigt ist. 

Nach dieser verschiedenartigen Bestimmung des Pflicht- 
exemplars sind wir berechtigt, zur schärferen Feststellung des 
Charakters, den die Abgabe in dem einen oder anderen Falle trögt, 
vier Arten von Pflichtexemplaren zu unterscheiden: das Censur-, 
das Privilegien- (bezw. Konzessions-), das Ueberwachungs- 
uod das Schutzexemplar. Zu ihnen gesellt sich als fünftes das 
Studienexemplar, d.h. dasjenige, welches der Staat ohne weitere 
Nebenzwecke zur Erreichung wissen seh afflicher und verwandter 
Ziele für nothwendig erachtet. Diese Abgabe pflegt nicht bloss 
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öffentlichen BUchersammlungen, sondern mehrfach auch Kunst- 
instiimen zugute zu kommen, wesshalb die Bezeichnung Biblio- 
theksexemplar weniger geeignet sein würde. Das Studienexemplar. 
aus der Censur hervorgegangen und in früheren Zeilen in vielfacher 
Wechselbeziehung damit, hat erst in diesem Jahrhunden sich zu 
grösserer Selbständigkeit entwickelt und die Merkmale der ahen 
Stammverwandtschaft abgestreift. Ohne jeden Zusammenhang mit 
Kontrollabsichten, dient es jetzt ausschliesslich litterarischen 
Interessen. 

In neuerer Zeil hat man vielfach das Won Freiexemplar 
dessen sich auch S 30 des Reichspressgesetzes bedient, für das, was 
hier als Studienexemplar bezeichnet wird, gebraucht und will den 
Ausdruck Pflichtexemplar auf die Klasse der Ueberwachungs- 
exemplare beschränkt wissen. Von anderer Seite ist vorgeschlagen 
worden, diese Probe-, jene Freiexemplare zu nennen'). Das 
sachsische Pressgesetz vom 24. März 1870 bezeichnete hingegen 
als Freiexemplare die für die Polizeibehörden bestimmten 
Exemplare. 

Um diesem Schwanken in den Benennungen, welche z. Th. 
die Sache nicht völlig treffen, zu entgehen, wird im Folgenden als 
Kollektivbezeichnung das althergebrachte Wort Pflichtexemplar 
Anwendung finden, während die einzelnen Arten in der an- 
gegebenen, nicht missverständlichen Weise unterschieden werden 
sollen. Das Wort Freiexemplar drückt nur aus, dass die Exem- 
plare unentgeltlich geliefert werden, was nicht auf die Gesammtheit 
der Falle passi. Denn ihatsachlich werden in mehreren Staaten 
die Pflichtexemplare ganz oder theilweise vergütet. Ferner be- 
zeichnen wir als Freiexemplare auch die Exemplare der Rezensenten, 
die Rabattexemplare im Buchhandel u, s. w. Der Ausdruck Probe- 

') Liszt, Lehrbuch des Österr. Pressrechts (Leipzig 1887) S. ij? 
und 151. Der Ausdruck „Probeexemplare" findet schon in der österr, 
Pressordnung vom Jahre 1852 g 34 Anwendung. 
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esemplar der alteren österreichischen Pressgesetzgebung iBsst sich 
rechtfertigen für die Fälle, wo die Hinterlegung vor dem Beginn 
der Verbreitung der Druckschrift zu geschehen hat; wo sie gleich- 
zeitig damit erfolgt, handelt es sich nicht mehr um Proben. 

Wie schon angedeutet, sind die Pflichtexemplare iheils unent- 
geltlich — und dies ist der häufigere Fall — theils gegen Vergütung 
zu lieferrL Mit Bezug hierauf kGnaen Pflicht-Freiexemplare 
und Pflicht-Etitgeltexemplare unterschieden werden, Oder 
es wechseln die Trager der Verpflichtung und man kann von 
Verfasser-, Verleger- und Drucker -Pflichtexemplaren 
sprechen. 

Was sonst die der Abhandlung zu Grunde liegende Ein- 
theiluDg betrifft, so ist dem geschichtlichen Theil derselben, welcher 
die Censur und die Privilegien als die Hauptquellen der Ver- 
pflichtung zu behandeln hat, sachlich mit dem Ende des vorigen 
und Beginn dieses Jahrhunderts eine leicht erkennbare Grenze ge- 
zogen. Es ist dieses die Zeit, wo die Grundlage der Abgabe, die 
Präveniivcensur tuid das Privilegienwesen, ins Schwanken gerHth, 
und mit dem Auftreten neuer, repressiver Formen der Ueber- 
wachung wie mit der Anerkennung des Urheberrechtes auch die 
Abgabe der Pflichtexemplare eine vielfach veränderte Gestalt an- 
nimmt, der Gesichtspunkt der Forderung für Wissenschaftszwecke 
bestimmter und reiner hervortritt und das Bestreben sich geltend 
macht, die Abgabe, welche in einzelnen Staaten einen verwerflichen 
Umfang angenommen hatte, auf das durch jene litierarischen Rück- 
sichten gebotene Mass zu beschränken. Zuweilen wird die Dar- 
stellung im historischen Abschnitt an die Gegenwart nahe heran- 
treten, wo eine Unterbrechung des Flusses der Entwickelimg die 
Uebersichtlichkeit und das Versiändniss erschweren würde, zuweilen 
in dem die Gegenwart behandelnden Theil auf frühere Verhalt- 
nisse zurückgegrifi'en werden müssen, wenn die Anfänge der jetzigen 
Gestaltung darin zu suchen sind. Letzteres gilt vorzugsweise von 



England, da die uamitielbare Grandlage seiner gegeawärtigen 

Aatorschutz-Geseizgebung und der damit verbundenen Pflicht- 
exemplar-Abgabe weiter in die Vergangenheit zurückreicht, als die 
irgend eines anderen Staates, während sein Privilegien wesen von 
geringer Bedeutung war. Die Darstellung der enghschen Schuu- 
exemplare wird daher im modernen Theil zu dem Anfang des 
i8. Jahrhunderts zurückkehren müssen. 

In dem die gegenwartige Gesetzgebung behandelnden Theile 
werden solche Verpflichtungen prinzipiell nicht in die Darstellung 
hineingezogen werden, welche nicht zur Einverleibung der ab- 
gelieferten Exemplare in Bibliotheken und verwandte Institute 
führen. Es betrifft dies besonders die modernen Ueberwachungs- 
und Schutzexemplare, welche in zahlreichen Fällen öflentlichen 
Buchersammlungen nicht überwiesen werden. Wo dennoch hier- 
über berichtet wird, geschieht es wegen des engen Zusammen- 
hanges mit einer Abgabe, die Bibliotheken zugute kommt, oder — 
wie beim Deutschen Reich, welches als solches keine Studien- 
exemplare oder für Siudienzwecke später bereit gestellte Ueber- 
wachungs- und Schutzexemplare kennt — in Rücksicht auf eine 
mögliche oder wünschenswenhe Abänderung der Gesetzgebung. 

Der Einordnung in das System standen im modernen Theile 
mehrfach Schwierigkeiten im Wege. Einmal diejenigen, welche 
jeden ersten Versuch einer sachlichen Abgrenzung begleiten, weil 
die Eintheilungsprinzipien von Grund aus erst geschafl^en werden 
mussien. Dann der schon angedeutete Uebelstand, dass die erforder- 
lichen Gesetzsammlungen nicht zu erlangen waren und der 
Charakter der Abgabe aus privatim bezogenen Bruchstücken der 
Bestimmungen beurtheilt werden musste. Endlich enthielt oft ein 
und derselbe Geseizesparagraph Vorschriften, wonach er getheilt. 
in verschiedenen Klassen hätte aufgeführt werden müssen, oder 
dasselbe Gesetz in verschiedenen Paragraphen die Forderung von 
Exemplaren nach abweichenden Gesichtspunkten. In diesen, freilich 
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nur einige der grösseren Staaten betreffenden Fällen musste, um 
eine Zerstückelung der Bestimmungen und Wiederholungen zu 
vermeiden, das Gesetz in einer Klasse, unter Verweisung in den 
übrigen, behandelt werden. 

Die viel umstrittene Frage der Berechtigung des modernen 
Pflichtexemplarzwanges wird unter dem Gesichtspunkt des Interesses 
der Bibliotheken an dieser Einrichtung in einem besonderen Ab- 
schnitt näher erörtert werden« Je rückhaltloser im geschichtlichen 
Theile die oft eigennützige Ausbeutung der Pressgewerbe die ge- 
bührende Verurtheilung erfahren wird, um so mehr wird man eine 
unbefangene sachliche und von Parteivorurtheilen freie Prüfung 
dieser Frage erwarten dürfen. 



Die Quellen der Verpflichtang. 



nd die BiblioChekei 



Wennschon die alten Völker keine Komrollbehörde hauen, 
welche mit der Ueberwachung der litterarischen Thätigkeit als solcher 
betraut gewesen wäre, oder gar Bestimmungen, die auf eine vor- 
laufige staatliche Genehmigung einer Schritt hinweisen, so ver- 
bürgen doch zahlreiche Ueberlieferungen, dass sie gegen die Ver- 
öffentlichung unbequemer Bücher, Schmähschriften und Spott- 
gedichte keineswegs gleichgihig sich verhallen haben. BUcherver- 
bote, schwere persönliche Strafen und Konfiskation der Werke 
waren, besonders in der römischen Kaiserzeit, nichts Seltenes. Aber 
diese Massregeln waren ohne individuelle Bezugnahme auf die 
Natur des Gegenstandes und unterschieden sich nicht von anderen 
Einschränkungen eines Freiheitsgebrauches, der wider die Gesetze 
fehlte oder den Machthabern gefahrlich erschien'). In Rom ent- 
hielten schon die leges XII tabularum strenge Bestimmungen über 
Öffentliche Schmähungen durch Wort oder Schrift'). Die Schriften 



') Vergl. z. B. Theod. Birt, D. ant. Buchwesen (BerUn i88j) 
5.3678".; auch Ludw. Huffmann, Gesch. d. BUchercensur (Berlin 1819) 
S. 1-37. 

») Vergl. H. E. Dirksen, Uebere. der bish. Ver?. zur Krit. u. Herst, 
d. Testes d. Zwölf-Tafel- Fragm. (Leipzig 1824) S. 507 A'. — Cic. de rep. 
IV, 10. Cic. Tusc. IV, 2. Hof. sat. II, 1. 80 H'. Paulus sent. V, 4. 6. 



des Labtenus wurden öffentlich verbrannt. Seneca (Controv. X, 5) 
nennt es mit Bezug hierauf eine ^res nova et inusitata, supplicium 
de studüs sumi'. 

Mit dem Beginn der Kaiserzeil gewinnt die römische Repressiv- 
censur an Ausdehnung und Bedeutung, die gesetzlichen Verbote 
häufen sich. Schon Augustes, mehr noch Tiberius, ging mit harten 
Strafen gegen die Verfasser unliebsamer Schriften vor. 

Das Beispiel der römischen Kaiser fand auf den spateren 
kirchlichen Koncilien und bei den Päbsten Nachahmung, Im 5, Jahr- 
hunden verbot Leo der Grosse die Schriften der Manichaeer und 
Priscillianisten , ja Gelasius 1 verÖffentUchte auf dem römischen 
Koncil von 496 bereits den ersten Index'). 

Doch all diese Massnahmen, die sich in ähnlicher Weise in 
der Folgezeit hSufig wiederholen, haben es mit der Unterdrückung 
bereits in Umlauf gesetzter Schriften zu thun, und erst im 14, Jahr- 
hundert tauchen Spuren von Verboten auf, Schriften ohne vor- 
gangige Prüfung durch besonders hierzu verordnete Körperschaften 
zu verbreiten. Und zwar waren es die Universitäten, welche bis 
ins 18. Jahrhundert hinein ausschliesslich oder neben staatlich an- 
gestellten Fachcensoren die Organe des Censurrechtes blieben, bis 
die Universiiats- von der Fachcensur völlig abgelöst wurde. Die 
erste Universität, welcher vom Pabsi censorische Rechte verliehen 
wurden, scheint Paris gewesen zu sein (1323)*^. 

Zu voller Entfaltung gelangte jedoch die präventive Form 
der BUchercensur erst nach Erfindung der Buchdruckerkunst, als 
die Schnelligkeit der Herstellung, die Höhe der Auflage und die 



') Jos. Fessler, D. kirchl. Bucherverbot [Wien 185S) S. 35 fl'. 
>) Vgl. Statutum universitatis de librariis et statiooarüs vom 
26. Sept. 1323 in: Bulaeus, Hist. univ. Paris, t. IV (Paris 1668) p. 201 ff 

[G.]l ,!letn nullus slatisnariHs eximplar locil antiquani corrtgalur et iaxtiar per 

Universiiatan.' — Vgl. auch den noch bestimmteren Wortlaut des Statuts 
vom 6. Okt. 1342 bei: Chevillier, L'origine de l'imprinierie de Paris 
(Paris 1694) S. 306. [G.] 
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Ausbreitung in immer weitere Kreise rasch wuchs, der Sturm des 
Humanismus an den Grundpfeilern der Kirche rüttelte und diese zur 
Vorsicht mahnte. War man bis dahin im wesentlichen ausgekommen 
mit der Unterdrückung der immerhin nur in engen Kreisen be- 
kannt gewordenen Schrift, so erschien es nun jedenfalls gerathen, 
das schnell sich ausbreitende gedruckte Wort, noch bevor Tausende 
sein Gift eingesogen, prüfen und nöthtgenfalls vernichten zu lassen. 
Als ältestes gedrucktes Buch, welches nachweislich der Censur 
unterworfen gewesen, gilt des Peter Niger Traei. contra per/iäos 
Judaeos de conditionibus veri Mtssiae (Hain n. 11885), der 1475 bei 
Konrad Fyner in Esslingen erschien. [G.] Aus den Worten des 
Herausgebers am Schluss lässt sich indessen nicht sicher schliessen, 
ob die Unterwerfung unter die Censur des regensburger Bischofs 
zwangsweise erfolgte oder etwa im Geschäftsinteresse'). Bald darauf 
wurde die von jeher gut orthodoxe kölner Universität auf ihren 
Antrag von Pabst Sistus IV mit dem Recht des Einschreitens gegen 
ketzerische Bücher betraut*}. Eine förmliche Censurordnung fllr 
Kola datirt jedoch erst vom Jahre i499')- ^^" Schlussstein einer 
Reihe weiterer kirchlicher Massnahmen gegen die Presse*) bildet 
eine Bulle Leos X vom 4, Maj [515, insofern die Organisation der 
censura praevia damit als vollendet anzusehen ist. Niemand sollte 
fortan ein Buch oder irgend eine andere Schrift, weder in Rom 
noch anderwärts drucken oder drucken lassen, es sei denn, dass es 



') ,Ui autoH opuscidum km 
paternitati tue cerrigendum approb, 
diuuigari possil, diligentissimc c 
figta-ari fiä.' 

a) Vgl. A. Kirchhoff, 
(Leipzig 1851) S. 43. 

') Jos. Hartzheim, ßibl. Coloo. (Cclon. 1747) S. 311 ft: 

*) Vgl. Friedr, Kapp, Gesch. d. deutsch. Buchli. (Leipzig 
S. 522 fl". 



IHK propria scriptum Rrvercndissimt 
obtuliram, plurütts prodtssc ac lacius 
arti imprcssoria in pratsttuia tnia 

. Gesch. d, deutschen Buchh. I 
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a dem päbsilichen Vikar und dem BUcherceasar (Magister 
sacri Palatii), in anderen Siaaten oder Diöcesen durch den Bischof 
oder einen Delegirien desselben, sowie durch den Inquisitor für 
Ketzerei sorgfältig geprüft und durch eigenhändige, unentgeltlich 
zu ertheilende Unterschrift gebilligt worden wSre. Verlust der 
Bücher, deren öffentliche Verbrennung, eine Geldbusse von loo 
vollwichtigen Dukaten und die Exkommunikation wurden als 
Strafen festgesetzt'). 

Das erste systematische Vorgehen der deutschen Reichs- 
regierung gegen die Presse findet sich in dem wormser Edikt 
vom 8/26. Mai 1521^), welches des Reiches Acht über Luther ver- 
hängte, und zugleich die erste Frucht jenes Bündnisses darstellte, 
welches Karl V und Leo kurz zuvor Behufs gemeinsamen Vor- 
gehens gegen die reformatorische Bewegung geschlossen'). Die 
weiteren Glieder der Censurgesetzgebung des deutschen Reiches 
bilden dann die Reichstagsabschiede und Reichspolizeiordnungen, 
vom nürnberger Abschied im Jahre 1524 an bis zur n 
und gebesserten Polizeiordnung vom g. November 1577, ■ 



') Constitutio ^/hlir sallUiliulines' V. 4. Mai 1515: statuinmi il erdinamus, 
piod de cfttra, perfieluis faUtris Umporiinti, mtllui litrum atiquiiii stu aiiam 
fuamcumfue scriplwam, law in Urii rmslra, jaaii in aliis gtiiiusvis tivilatiius 
il dioeetsilius, impriaicrt seit in^iaä factre praesunial, msi firiui, in Urii per 
vicarium Hoslrum et laeH Palatii niagislmni; in aliis vtre civitalibiis tt äieecesiiiu, 
per epistopum vel alhmi kaienfem periliam scientiae libri siu scripturai Imjusmodi 
imfirimindoe, ab eodem episcopo ad id Jepulaiuiuni^ ac ittguisiloreiH haerelieae 
pravilalis eivilaHt sive dineeisis, in quihai librorum impressio kufusniodi ßtrel, 
diligenlir examiiKnIur, il per earum monss prepriae siikscripliancm, sub ix- 
comnumiealionis senienlia, gratis cl sini dilalione impontiidam, approtetthir. 

(Bullarum . . . arnpüss. colleciio ed. Gar. Cocquelines T. III. P. 3, 
Romae 1743 S, 409.) 

') Goldast, Imperat. recessus, consüt. eti;. T. 4 (Francof. 1713) 



') Ranke,DeutscheGescb. im Zeitalt. d. Reform. Bd. 1 (Berlin 1839) 
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Organisation der Reichs pressgesetzgebung im Wesentlichen ab- 
schliessi'). 

Von der zweiten Hälfte des i6. Jahrhunderts an war die 
Kirche bestrebt, mit der vorläufigen Censur auch eine energische 
Repressivcensur zu verbinden. Dieser dienten die Indices, die in 
zahllosen Auflagen vom Jahre 1559 an bis in die neueste Zeit 
hinein erschienen, als wesentliche Grundlage. Vorher (1540) waren 
schon für Flandern von Karl V*), 1542 von der Sorbonne, 1546 von 
der Universität Löwen derartige Verzeichnisse veröffentlicht worden*). 

Auch in ausserdeutschen Landern ist die Censur nach 
Einfuhrung der Buchdruckerkunst frühzeitig systematisch ge- 
faandhabt worden. Um dieselbe Zeit wie Deutschland hat Frank- 
reich sie formell angenommen. Ein Erlass Franz' I vom 
18. Msrz 1520 betrifft nur theologische Bücher*), doch wurde sehr 
bald die Censur auf Druckschriften aller Art ausgedehnt*). Unter 
dem 7. Juli d, J. 1533 wandte sich sogar die Sorbonne, auf deren 
Betreiben 1469 die erste Druckerei in Paris gegründet worden, mit 
dem lächerlichen Verlangen an den König, die Buchdruckerkunst 
in Frankreich ganz abzuschaffen 8). Widersetzie sich auch der 



') Vgl. Jul. Aug. Collmann, QueUen, Mater, u. Comm. d. gem. 

deutsch. Pressrechts (Berlin 1844) S. i ff. und Neue u. vollsL Sammlung 
d. Reichsabschiede Th. 2 ff. (Frankfurt 1747). 

') Joh. Cociaeus, De actis et scriptis Man. Lutheri (Colon. 1568) 
S. 317 ff- [G.] 

') Fessler a. O. S. 56 ff. 

*) Car. Jourdain, Index chron. chart. pert. ad hist. univ. Paris. 
{Paris 1862) S. 336. 

') In den Registern der Univ. l'aris heisst es unter dem 13. Juni 1531: 
^Lictum est guoddam regis mandolurn prohiHterium tu librarii auf IjifirgrafAi 
vtmierent out tdcrait aliquid, tiiii auctoritatt Univirsitatis it Facullalis Theologiae, 
tt viiitatione fo4ta' (Chevillier a. O. S. 381)- 

') tPotir sauvtr la ritigion atlaquii ei iiranlie de loulis parts, il est 
indiiptraabtt itabolir pour laujours in ßranci, par UH idil shih-f, l'a'l de t'im- 
primerie fui enfante chaqut jour lau infinite de livres pemieimx! (Dupont, 
it, de l'imprimerie I. Paris 1854. S. igi.) 
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Könt}; anfänglich diesem Antrage, so gab er ihm doch am 
13, Januar 1534, durch zahllose keizerische Plakate hierzu bewogen, 
Folge. So sollte denn im ganzen Reiche bei Strafe des Stranges 
nichts mehr gedruckt werden; eine Verordnung, die — wahnwitzig 
wie sie war — nie zur Anwendung gelangte. 

Scharfe Edikte Heinrichs II (Foniainebleau, den 11. December 
1547 und Chateaubriand, d. 27. Juni 1551)'), verhängten über Drucker 
und Buchhändler, welche auf die heilige Schrift bezügliche Bücher 
ohne vorgangige Censur der theologischen Fakultät in Paris drucken, 
veröffentlichen oder verkaufen würden, die „Konfiskation des Leibes 
und der Cjüter." Später ging die Ausübung des Censurrechtes auf 
das Parlament über, welches nach Bedürfniss die Sorbonne oder 
die theologische Fakultät noch hinzuzog, bis ein Edikt Karls IX 
vom 10. September 1563 die Oberaufsicht über das Bücherwesen 
dem Königlichen Geheimen Rath übertrug. Dieses Edikt bildete 
lange Zeit die Grundlage der französischen Pressgesetzgebung*). 

England war von allen Staaten der erste, welcher die Censur 
beseitigte']. Sie erlosch hier bereits im Jahre 1694, ledighch da- 
durch, dass das bezügliche Gesetz nicht wieder erneuert wurde, 

I) Chevillier a. O. S. 38J f. 

■') Jedermann, wess Standes und Ranges er sei, ist verboten , , , 

,sur feine de confiseaüan de eorfi et dt Mens, ä mettre en Inmiire, imprimer ne 
faire imprimer aueun livre, letlrcs, haranguer, n'aalri escril, seil en rylhme eii en 
prose, faire ne semer tibelles diffamaioires, ailaeher placars, ue mettre en evidente 
auaini aulre cempusiliim., de quelqui chasi qu'ette Iraile, lans premierement gu'elU 
aii esti teue et eonsidirit par Hous in nostre Conseü prive, el peur ee faire en 
pirmission de Noui, sous le grand seel de nostrt ehancellerie. El a l/ms librairet 
iFen imprimer aacuns sans voir noslridile ptrmissioH ainsi icillet, stir ptiae 
d'fstre pendus et eslrangiet.' (Grapelet, ^tudes pratiques et litt, sur 
la typogr. T. I. Paris 1837. S. 131.) 

■I) Vgl. Rud. Goeist, Gesch. d. Selfgovernment in England 
(Berün 1863) S. 262 ff. Ders., Selfgovernment. Afl. 3 (Berlin 1871) 
S. 356 n. Jul. Duboc, Gesell, der engl, Presse (Hannover 1B73) S. 5 lt. 

u. 305 ft: 
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nachdem es kurz vorher mehrere Verlängerungen erfahren. Das 
Praventivsy Stern war auch in England schon im i6. Jahrhundert 
zur Anwendung gelangt. Niemand sollte ein Buch drucken, ohne 
vorgängige Erlaubniss des Privy-Councü oder des Bischofs (15^9). 
Strenger noch ging der Staatsrath im Jahre 1585 vor. Jede Schrift 
musste vor dem Druck dem Erzbischof von Canierbury oder dem 
Bischof von London, die Gesetzestexte den Richtern bei Gefängniss- 
strafe unterbreitet werden. Die Company of Siationers hatte durch 
Vornahme von Haussuchungen über die Beobachtung dieser Vor- 
schriften zu wachen, die ohne Censur gedruckten Buchet fort- 
nehmen, die Pressen zerstören zu lassen. Die erste grössere Censur- 
ordnung erHess die Sternkammer erst am 11. Juli 1637. Dem Druck 
musste ausser der Censur die Eintragung in das Register der Gilde 
vorausgehen, bei Verlust der Gewerbebefugniss und näher festzu- 
stellenden Strafen. Für die einzelnen Wissen schaftsfäc her wurden 
Censoren ernannt; die juristischen Werke waren einem der Präsi- 
denten der drei Reichsgerichte, Bücher über Geschichte oder Staats- 
angelegenheiten einem der Hauptstaatssekretäre, solche über Heraldik 
und Ehrendtel dem Heroldsamt, alle übrigen Schriften dem Erz- 
bischof oder dem Bischof von London, Drucke im Gebiet der 
Universitäten dem Kanzler oder Vicekanzler vorzulegen, die Be- 
scheinigung über erfolgte Censur mit dem Namen des Censors im 
Anfang des Buches abzudrucken. Mit der äussersten Grausamkeit 
wurde gegen Drucker aufrührerischer Schriften verfahren, noch 
kurz vor dem Erlöschen der Censur, wie das Vorgehen des Censors 
Roger r Estrange gegen den unglücklichen Trogan beweist'). Auch 
nach der formellen Beseitigung der Censur bestrafte man Press- 
vergehen gelegentlich noch mit grosser Härte. 

Bald hatte die Censur überall, wo man Bücher druckte und 
vertrieb, Eingang gefunden. Zu einer furchtbaren Macht wuchs 



') Duboc 



15 



sie besonders in Italien und Spanien als ein Stück des kirchlichen 
Inquisitionsapparaies. 

In der Entwicklungsgeschichte der Gensur bildet nun, wie 
aus dem Gesagten hervorgeht, die Einführung des Buchdrucks mit 
seinen das gesammte Bücherwesen völlig umgestaltenden Einflüssen 
einen bedeuisamen Abschnitt, Erst von dieser Zeil an begegaea 
wir methodisch durchgeführten Censurbestimmungen , nun erst 
werden die Staaten sich bewusst, wie ausbildungsfähig dieses Mittel 
ist, um die Wirkung einer strafbaren Schrift auf grössere Massen 
zu hemmen. Vor Allem gewinnt aber mit dem Buchdruck erst 
diejenige Form der Censur praktische Bedeutung, welche, den 
alten Völkern gänzlich unbekannt, weil nicht nothwendig, im 
Mittelalter nur vereinzelt Anwendung fand, die PrSveniivcensur: 
vor dem Druck mussten die dafür bestimmten Schriften einer 
Durchsicht unterzogen werden. Um später die Ueberein Stimmung 
des gedruckteti Buches mit dem censirten Manuskripte auch sicher 
überwachen zu können, wurde natUrUch die Einlieferung eines 
Exemplares an den Cetisor erforderlich. Zugleich diente es für 
diesen mit zur Entschädigung für seine MUhwaltuag. So wurde 
es regelmassiger Brauch oder auch in die Gesetze ausdrücklich auf- 
genommen, denCensormit Freiexemplaren des censirten Werks 
auszustatten, Sie hatten ihre sichere Anziehungskraft für den ge- 
lehrten Beamten, der damit seine Bibhothek auf billige Weise erapor- 
brachte, und er hielt streng auf ihre prompte Ablieferung. 

Man wird nicht fehlgehen, wenn man diese Kontroll- und 
EntschSdigungsexemplare der Ceasoren als eine der ersten, 
natürlichsten Quellen der Pflichtexemplarlieferungen überhaupt an- 
sieht. Erst als der U eber wach ungsap parat vergrössert wurde, als 
in Deutschland mit Ende des i6. und Beginn des i7- Jahrhunderts 
die Theorie eines kaiserhchen obersten Censurrechtes für das ge- 
sammte Reich sich ausgebildet hatte, wiewohl nach den Reichs- 
satzungea jedem Landesfürsten die Aufsicht Über das Bucherwesen 
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in seinem Gebiet zustand, und nur bei missbräuchl icher Anwen- 
dung die Kaiser einzuschreiten befugt waren, erst da traten die 
Ansprüche der Reichsregierung auf Pflichtexemplare von allen 
Druckerzeugnissen deutlich hervor. Ihr folgten dann bald Kur- 
mainz sowie der kaiserliche Bücherkommissar in Frankfurt a/M,, 
die nach dem Prinzip der Gegenleistung fUr wirkUch oder an- 
geblich geleistete Ueberwachungsdienste gleichfalls Exemplare 
beanspruchten. 

Lag es nun nahe, die an den Staat zu liefernden Censur- 
exemplare in öffentlichen Bibliotheken aufzubewahren, wo sie jeder- 
zeit der Kontrolle zugänghch waren und die Sammlungen in er- 
wünschter Weise vermehren halfen, so forderte man wohl die 
Exemplare ohne Weiteres gleich für die Bibliotheken, indem man 
das Motiv ihrer Erweiterung für wissenschaftliche Zwecke als ein 
weniger gehässiges in den Vordergrund stellte. So liegen zuweilen 
anfänglich zwei verschiedene Interessen der Forderung von Censur- 
exemplaren zu Grunde, die später in der Forderung und Bestim- 
mung des Freiexemplars ausschliesslich für Wissenschaftsz wecke 
wohl zu einem verschmolzen. Mit Recht ist daher die Censur 
als eine Hauptquelle der Abgabe von Studienexemplaren 
anzusehen. In manchen Staaten jedoch, in Preussen z.B., traten 
die Pflichtexemplare von allen Druckartikeln anfänglich ohne jeden 
erkennbaren Zusammenhang mit Censurbesiimmungen auf, lediglich 
mit dem Charakter der Studienexemplare. Hier bildete also die 
Censur nicht die unminelbare Quelle. 

Im Deutschen Reiche wurde nachweislich zuerst im 
Jahre 1608 neben der schon im i5. Jahrhunden üblichen Abgabe 
von Werken, auf welche kaiserliche Vertagsprivilegien genommen 
waren, die allgemeine Abgabe eines Exemplars aller unprivi- 
legirien Werke an die Reichshofkanzlei eingeführt. Am 15. März 
dieses Jahres ernannte Rudolph II eine aus drei Mitgliedern 
zusammengesetzte neue Bücherkommission in Frankfun a/M., den 
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Domdechanten Dr. Valentin Leuchi, den Lic. theol. Georg Ersten- 
berger und den Lic. juris Karl Seiblin, um die BUchervisiialionen, 
welche seil längerer Zeit nicht mehr geübt worden, „fruchibarüch" 
wieder einzurichten. In der Instruktion hiess es — nach dem 
Originaldruclc — : Wir wollen u. s. f. „dafs ein jedweder Buchtrucker 
Fuhrer oder Buchhändler, ehe vnd zuvor er sein Gewölb oder 
Laden eröffnet, auch einiges Buch distrahirt, euch aller seiner 
newen Bücher einen Indicem fUrweise, darneben glaubUch Anzeige 
thue, wie vnd welcher Gestalt, Ihme solche Bücher zutrucken 
erlaubt, vnd da er darvber kein Kayserliches Priuilegium heite, 
alsdann vnserer Kayserüchen Reichs Hoffcantzeley ein Exemplar 
zu vberschicken, euch zustelle, vnd vnweigerlich vberreiche."^) 
Die Kaiserhche Bibliothek wird als Empfängerin dieses Exemplars 
zum ersten Male in dem Patent Ferdinands 11 vom 26. August 1624 
an sämmtliche Buchhändler und BuchfUhrer Frankfurts bezeichnet. 
Nach der Ermahnung, von den privilegirten Büchern die schuldigen 
Exemplare (damals 3) der Reichshof kanzlei zu übersenden, fährt 
der Kaiser in dem Schreiben an den Rath von demselben Datum 
fort: „Sondern Wir auch daneben bey andern sowohl au Isländischen 
Königen und Potentaten, alfs auch Chur- vnd Fürsten defs Heyl, 
Reichs nicht vagepreuchig zu sein befunden dals alle vnd jede 
BuchfUhrer vnd Buchhändler, so vnter vnd auf derselben Gepieth 
vnd Pottmessigkheit, bey Jahrmärckhten vnd Messen, mit den 
Büchern Ihr gewerb führen, allzeit von den new in Truckh aufs- 
gangenen Büchern zu mehrung Ihrer habenden Bibliothecen ein 
Exemplar zuliefern verbunden sein, Alls haben wir gleichergestalt 
zu mehrung Vnnfserer Kays. Bibliothec pUhch zu sein ermessen, 
dieses Herkhommens Unnfs in Unnserer vnd defs Heyl. Reichs 
Statt Franckfuhrt bey den gewöhnlichen Messen, alfs regierender 



') Frankfurt a/M. Siadtarch. 
Bd. 1. nach Bl. 136. — Bei Coilma 
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Römischer Kaiser zugebrauchen"') u. s. f. Diese Verordnung 
wurde schon am 21. August 1625 in eindringlicher Weise wieder- 
holt. Sie hat augenscheinlich einen weiteren Umfang, als die vom 
Jahre 1608, denn sie verlangt die Ablieferung aller aeugedruckten 
Bücher, wahrend früher nur von unprivilegirien Werken die Rede 
war. Der Kaiser bezieht sich also hierin auf die gleiche Forderung 
in anderen Staaten. In der That war die Stadt Frankfurt am 
8. September 1603 schon mit dem Befehl vorangegangen, dass von 
den zur Inspektion der Bücher deputirten Rathsmitgliedern darauf 
geachtet werden solle, dass von fremden wie einheimischen Drucken) 
und Verlegern je ein Exemplar von neuen BUchern zur Bibliothek 
geliefert werde^). Doch scheint die Abgabe nicht recht in Fluss 
gekommen oder ins Stocken gerathen zu sein, denn im Jahre löai 
richteten die zur Censur deputirten Herren aufs Neue einen dahin 
zielenden Vorschlag an den Rath, worin jener früheren Vorschrift 
mit keinem Worte Erwähnung geschieht. Dieses im Koncepi in ' 
den frankfurter Akten befindliche, in mehrfacher Hinsicht inter- 
essante SchriitsiUck^), welches den Vermerk trägt ^lectum in senatu 
17. April 1621 vnd ist den Herren Deputirten dieses also ins Werk 
zu richten macht gegeben," möge zum Theil hier Platz finden: 

„Demnach nun etUche Jahr hero etliche frembdc Buchhändler 
von Antorff, Cöln vnd anderer Ortten Ihre Bucher alhie tnicken 
lassen, welches nit allein Ihnen zu grossem Vortheil, sondern auch 
den hiesigen Truckern zu nit geringem Nutzen ausgeschlagen, auch 
noch inskünfftig gereichen thut, in ansehung, dafs sie die frembde 
dardurch ein merckliches an fuhrlohn, Zollen vnd anderen vncosten 
ersparen, vnd mit guter gelegenheit Ihre Exemplaria alhie trucken 
lassen, auch die Trucker Ihre Truckerev desto besser bestellen 



1) Frankf. Akten der BUch.-Insp. Bd. 2. Bl. 32- 

2) Grotefend in d. Mitth. des Ver. f. Gesch. u. Alterth. in Frank- 
fiirt a/M. VI (Franltfurt a/M. 1881) S. 167. 

^) Frankf. Akten D. 16. Lit. T. 
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können, Nebendem dafs durch solches E. E. Rath an seinem Zoll 
nie wenig abgehet, indeme sonste, wenn die Bucher ausserhalb ge- 
truckt vnd hieher in die Mefs geführt werden, der Zoll daruon 
gefiele, welcher diefs falls, weil die Bücher alhie getruckt, das 
Pappier auch von Strafsburg frey alhie eingebracht wird, abgehet. 
Als stellen die Deputirte zur Truckerey vnd Inspection der Bücher 
zu E. E. Rathe nachdenken vnd belieben, ob wegen solcher Com- 
moditeten, welche die fretnbden Verlager vnd hiesige Trucker 
diefsfalls haben vnd dann wegen Abgang defs Zolles, es nit auch 
dahin zu richten, dafs sie etwas an Büchern, vnd also von jedem 
Exemplar, so also alhie getruckt würde, beide der Verlager vnd der 
Trucker jede ein Exemplar zur hiesigen Bibliothec ei nlie Herten, 
vnter welchen das eine bey der Bibliothec behalten, das andre 
aber gegen andere Exemplarien vertauscht werden 
köndte, worüber eine richtige Designation zu dem ende zu halten, 
darmit solche Exemplaria nit anders wohin kämen. In gleichem 
kündte den hiesigen Truckern anbefohlen werden, dafs sie auch 
von allen andern Exemplarien, so sie trucken, eins oder zwey zur 
Bibliothec liefferten, welches sie dann auch gar wol thun können, 
wegen defs Zuschusses so sie an Pappier haben, welches auch den 
Verlegern zumal nit beschwerlich, weil sie eine grosse Anzahl, vnd 
gemeinlich 1200 Exemplar trucken lassen, daruon sie zweyer Exem- 
plarien gar wol entbehren (?) können. Vnd ob auch schon ein 
Exemplar Ihrem Anschlag nach vmb g. 6. 10 vnd mehr gülden 
verkauft wirdt, so kostet es sie doch an Pappier vnd iruckerlohn 
nit wol die helflt, vnd langsam darüber, Solte es dann zu hoch 
lauffen, köndte es dahin gerichtet werden, dafs wo sie nicht daruon 
nachzulassen gemeint seyn solten, Ihnen das Pappier vnd trucker- 
lohn bezahlt würde. Durch diese mittel kann die Bibliothec in 
kurtzer Zeit wegen viele der hiesigen truckereyen vmb ein merck- 
liches vermehrt vnd gebessert werden." 

Von den anderen Verlegern, heisst es in dem Bericht weiter- 
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hin, die nicht in Frankfurt drucken lassen, wurde schwerlich etwas 

zu erlangen sein, man müsste desshalb mit ihnen glimpflich ver- 
fahren und versuchen, ob man dienliche Exemplaria etwa gegen 
Erstanung dess halben Tax, weil sie es nit baldt ein mehreres 
koste, haben möchte. Man werde auch wohl so viele Exemplare 
erhalten, dass man sie gegen den Verlag der fremden Buchhändler 
eintauschen und also ohne sonderliche Kosten dazu gelangen 
könnte. 

Dass es sich hier wirklich um Bibliothekszwecke handelte, 
kann nach der Motivirung nicht zweifelhaft sein. Wie würde man 
sonst den Fall erwogen haben. fUr besonders theuere Exemplare 
die Selbstkosten zu vergüten;- Diese Erwägung aber ist beachtens- 
wenh; sie findet sich sonst nicht leicht in der Praxis der Pflicht- 
lieferungen jener Zeit. 

Ausser der pfli cht massigen Abgabe an die Bibliothek hatten 
nun die frankfurter Drucker im 17. Jahrhundert auch jedem der 
Rathsdeputirten der Bucherinspektion ein Freiexemplar zu Hefem. 
Diese Lieferung geschah anfangs freiwillig; sie war von dea 
Druckern, wie es in dem Rathsdekret vom 1. Juli i6go heisst, 
zuerst für sich und ihre Nachkommen „beliebt, versprochen und 
endlich zur Schuldigkeit geworden'"). Gleichbedeutend mit der 
Abgabe an die Bibliothek, in der Weise, dass die Deputirten die 
Exemplare dahin abgaben, war sie sicher nicht. Denn diese Leistung 
beruhte, wie oben nachgewiesen, auf keinem Herkommen, sondern 
wurde frühzeitig unter sehr eingehender Begründung den Druckern 
zur Pfiicht gemacht. 

Solche Vorbilder nun mag der Kaiser im Auge gehabt haben, 
als er das Patent vom Jahre 1624 erhess. Von jetzt an wurde die 
Forderung der Exemplare für die Kaiserliche Bibliothek mit grossem 



') Sammlung der Verordnungen d. Reichsstadt Frankfurt von Job. 
nr. Beyerbach. Th. 3 (Frankfurt a/M. 1798) S. 6j8. [G.] 
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Eifer betrieben. Um so saumseliger zeigten sich die Buchhändler 
ia der Ablieferung. Nach Ausweis der Reichshofraths-Akien trafen 
in den Jahren 1638 — 1648 nur wenige Sendungen von Pflichtexem- 
plaren in Wien ein'). 

Der Kaiser rügt denn auch in dem Schreiben vom 18. Juni 1638 
an den Rath ausdrücklich diese Nachlässigkeh, indem er hervor- 
hebt, es habe der Hofbibliothekar Wilhelm Rechberger berichtet, 
dass von vielen Jahren her wegen kontinuirüch gewöhnen ge- 
fahrlichen Kriegsläufen garnichts von Büchern geliefert, gleichwohl 
aber viel unterschiedliche Impressoria ertheilt worden seien. Der 
Rath solle Acht haben, dass sowohl die privilegirieii, als die Exem- 
plare von allen neu erschienenen Büchern künftig von einer halben 
Jahresmesse zur andern richtig eingeschickt würden^). Die nächsten 
kaiserlichen Erlasse betreffen fast aUe die Exemplare für die Bi- 
bliothek wie für ertheilte Privilegien gemeinsam. Weiteres Über jene 
wird daher bei den später zu besprechenden Privilegienexemplaren 
nachgeholt werden. 

Dem Kaiser folgte am 36. September 1642 der Reichserzkanzler 
Kurfürst Anselm Kasimir von Mainz mit Ansprüchen auf Pflicht- 
exemplare. In einem gedruckten Patent an den damaligen BUcher- 
kommissar Johann Ludwig von Hagen, sowie an sammtliche Buch- 
drucker und Buchfiihrer befiehlt er „krafft tragendem Vnserm Ertz- 
Cancellariat-Ampis, vnd deme vnwidersprechlich zubehörigen 
Regals, sie wollen sampt vnd sonders bey der jetzo bevorstehenden 
Franckfuner Herbst: vnnd hinfüro jederzeit von Messen zu Messen 
alles fleissig daran seyn, auch solches gehöriger Orthen, wo es 
vonnöthen. alsobald notificiren vnd verkünden, damit hinfüro von 
allen jhren Wercken auff dero eygenen Kosten zum wenigsten ein 
Exemplar zu Vnserer Ertz-Cantzley anhero nacher Mayntz, jedoch 



•) Kapp a. O. S. 652. 
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ohne Abgang, praejuditz vnd Nachtheil dem KayserL ' 
Fiscal, so wol von nit: als privüegirten exemplarien vnfehlbar 
vbersendet, auch eheader kein Exemplar verkaufFt werden möge, 
es seye dann zuvor von jhnen ein solches wie gemeldi wurcklich 
eingeschickt"'). In einem zweiten Erlass an die Bucherkommissare 
Hagen und Jakob Bender vom 28. September 1643 verlangte der 
Kurfürst, dass ihm auf der Buchhändler Kosten wenigstens ein 
Exemplar von jedem verlegten Traktate zu seiner Hofkanzlei Über- 
sandt werden möge*}. 

An dieser Forderung hielt Kurmainz mit Zähigkeit fest. 
Ebenso hartnackig weigerten sich jedoch die Buchhändler, sie an- 
zuerkennen, während derRath schwach genug war, am 12. April 1652 
zu einem gemessenen Befehl sich bestimmen zu lassen, dem Kur-: 
fUrsten als Reichserzkanzler das verlangte Exemplar zu liefern. 1 
Trotzdessen wurde die Abgabe selten oder garnicht geleistet. Denn 
am 12. April 1679 ernannte der Erzbischof Karl Heinrich von Mainz 
zur besseren Wahrnehmung seines vermeintüchen Rechtes auf das 
Pflichtexemplar den Buchhändler Johann Peter Zubrodt in Frank- j 
furr zu seinem Unterbiblioihekar. Um das Jahr 1695 wurden von | 
den ßücherkommissaren für den Kaiser fünf Privilegienexem- 
plare, dazu ein sechstes für Kurmainz und ein siebentes für den I 
jeweiligen Bucherkommissar gefordert. Diese Abgabe wurde ständig ' 
und später durch das kaiserliche Patent vom 10. Februar 1746, 
betreffend das Bücherwesen im Reich, „dem bisherigen Herkommen 
gemäss" in gleicher Höhe belassen und festgelegt"). Auch wurde 
in demselben Patent bestimmt (% 7), dass von un privüegirten Werken 1 
je eines der Kaiserlichen Bibliothek, dem Kurfürsten zu Mainz und 
dem Bücher-Kommissar eingeliefen werden sollten. Auch Letzterer 
ha^e schon zu Ende des 17. Jahrhunderts, bald nachdem Mainz 
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mit seinen Ansprüchen hervorgeireieo, ein Exemplar von un- 
privilegirten Werken für sich geforden, anfanglich zwar mit dem 
Unierschiede, dass nur das Exemplar für den Kaiser von jedem 
neugedruckten Buch, die anderen beiden nur von solchen Werken 
zu liefern waren, die im Mess-Katalog standen. Aber dieser Uoier- 
schied verwischte sich bald. Aus dem Protest, welchen die leip- 
ziger Firmen Glediisch und Fritsch am 22. September 1722 wegen 
Schliessung ihrer Gewölbe zu Protokoll gaben, geht hervor, dass 
die Massregel erfolgt war, weil sie dem ßücherkommissar von 
Hohenfeld die verlangten drei Pflichtexemplare verweigert hatten, 
die sie von unprivilegirten, nicht in den Katalog aufgenommenen 
Werken geben sollten'). Um diese Zeit war also die Abgabe in 
der erwflhmen Ausdehnung schon eine streng durchgeführte Forde- 
rung. In dem kaiserlichen Erlass vom Jahre 1746 hies es weiter, 
dass „Ociavo vor Verkauffung derer Bücher die Liefferung in 
erster Mefs- Woche geschehen und die Saumselige gleich Anfangs 
der zweyten Woche minelsi Execution dazu angestrenget werden 
sollen. Diejenige Bücher aber, welche entweder in dem gewöhn- 
lichen Catalogo ausgelassen, oder wovon allschon vor der LiefTerung 
verhandelt worden, seynd im ersten Betretungs-Fall, es sey gleich 
in erster, zweiten oder dritten Wochen, Unserm Fisco hiemit heim- 
gewiesen, welchen Poen-Fall auch nach habender höchster Befugnifs 
und dem Vorgang Unser Lobseligster Vorfahrer dahin versetzen, 
dafs Nono von denen zum Verkauff in Commission gegebenen und 
zu Frankfurt feil stehenden Büchern, es habe der Innhaber sothanen 
1 Angaben nach viel oder wenig Exemplaria zur Versilberung 
in Händen oder Übermacht bekommen, fürohin genauest zu be- 
obachten ist, es thäien solche Commission airs urkundlich beibringen, 
dafs die schuldige Exemplarien-Liefferung allschon von seinem 
Principali oder von dem, davon er solche erhandelt, geschehen sey." 
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Seit diesem Erlass nun begnügten die BUcherkoramissara sich 
nicht mehr damit, die Freiexemplare nur von neuen Büchern 
eigenen Verlags zu fordern, sie begehrten sie auch, nach den 
Bestimmungen desselben, vom Kommissionsverlag und — was den 
heftigsten Unwillen erregle — von SortimentsbUchern aller Art. 
Es war dieses Trachten nach Erweiterung des Umfanges der Ver- 
pflichtung augenscheinlich begründet in dem völligen Rückgang 
des frankfurter Mess geschaltes, das langst von Leipzig überflügelt 
worden war. Da wenig Bücher noch nach Frankfurt auf den 
Markt gebracht wurden, selbst die Zahl der dort ansässigen Ver- 
leger zusammenschmolz, die kaiserlichen Privilegien von Jahr zu 
Jahr an Zugkraft einbUssten, so war es natürlich, dass man sann, 
wie der hieraus folgende Fehlbetrag an Freiexemplaren wieder 
eingebracht werden könnte. Diese Bestrebungen wurden haupt- 
sachlich von Kurmainz und den Bücherkommissaren vertreten. 
Die Mehrzahl der MitgUeder des Reichshofrathes in Wien, deren 
Meinung vom frankfurter Rath mehrfach durch Vertrauenspersonen 
sondirt wurde, war von der Unbilligkeit der Abgabe in dieser 
Ausdehnung überzeugt; gleichwohl geschah nichts zu ihrer Herab- 
minderung. Im Gegentheil wurde am 7. Juli 1775 das Patent vom 
Jahre 1746 im Wesentlichen mit dem gleichen Wortlaut erneuen. 

Letztere Mass regel kehrte ihre Spitze hauptsächlich gegen den 
um diese Zeit vorbereiteten, sogenannten hanauer BUcherum schlag, 
einen schon früher unternommenen Versuch, die in Frankfurt in 
den letzten Zügen liegende Büchermesse durch Gewahrung grösster 
Freiheiten in Hanau wieder aufleben zu lassen. Ein Cirkular des 
Kommercien -Assessors Peter Cotrell vom 5. November 1774 an 
sämmdiche deutscheBuchhändler') hatte im Namen des Erbprinzen 
zu Hessen und regierenden Grafen zu Hanau diese aufgefordert, 



') Frankf. Akten d. BUch.-Insp. Bd. 7 nach B). 54, abgedruckt i 
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alljährlich drei Wochen nach Pfingsten zur Abhaltung einer Bucher- 
messe sich dort zu versammeln, unter Zusicherung voller Press- 
freiheit und des Rechtes, Nachdrucke nach Belieben feilzuhalten. 
Auch das sächsische Mandat vom i8. December 1773 hatte das 
Missfallen des Kaisers erregt, indem es der blossen Protokollirung 
der Bücher gleiche Rechte mit der Entnahme von Privilegien ein- 
räumte und so durch Vereinfachung des Verfehrens den kaiserlichen 
Privilegien Abbruch ihat, die übrigens Sachsen für das eigene Ge- 
biet längst völlig ignorirt hatte. 

Trachtete nun so die Reichs regle rung durch Einschörfung der 
Bestimmungen einem weiteren Abgang des fiskalischen Ertrages an 
Pflichtexemplaren vorzubeugen ^elne von vornherein aussichtslose 
Massreget, da sie das üebel nicht an der Quelle anfeuchte — so 
waren andrerseits die wenigen zur frankfurter Messe noch kom- 
menden Buchhändler nicht mehr Willens, eine Jahrhunderte lang 
während des glänzendsten Messgeschäftes widerstrebend geleisieic 
Abgabe jetzt, wo der zu erhoffende Gewinn kaum noch verlockend 
genug war, um die Reise daran zu wagen, ferner sich aufbürden, 
geschweige denn ihre Grenzen noch weiter ausdehnen zu lassen. 
Früher war die Mehrzahl der deutschen Buchhändler in Frankfurt 
dieser Verpflichtung unterworfen gewesen, denn alle kamen zur 
Messe dahin oder schickten Vertreter. Jetzt hatte die geringe An- 
zahl der fremden, hauptsächlich aber die wenigen dort ansässigen 
Verleger die Exemplare zu geben, was ihnen um so härter erschien, 
als sonst nirgends im Reich von Rcichswegen Pflichtexemplare 
erhoben wurden. Besonders verhasst war von jeher die Forderung 
der Exemplare von unprivilegirten Werken gewesen, während die 
Abgabe der bedungenen Privilegienexemplare als eine Art selbst- 
verstäindl icher Gegenleistung, jedenfalls als eine freiwillig eingegan- 
gene Verpflichtung mit minderem Widerstreben ertragen wurde. 
Gegen jene richtete sich daher die Agitation der frankfurter Buch- 
händler auch jetzt. Zuniichsi lieferten sie wenig oder nichts mehr 
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ab. Auf Veranlassung des Gener alreichsfiskals und BUcher- 
kommissars von Birckensiock vor den Rath geforden, verlangten 
sie dringend die Beseitigung der Abgabe von allen folgenden Auf- j 
lagen, sowie vom Kommissions- und Sortimentsgut. Auch die I 
Designation der Bücher, d. h. das Tiielverzeichniss der zum Ver- 1 
kauf ihnen Ubergebenen Werke, dessen Einreichung zum Bucher- I 
kommissariai in der ersten Messwoche S 6 der Patente von 1746 | 
und 1775 behufs der Kontrolle über die abzuliefernden Exemplare 1 
verordnete, sei ihnen unmöghch beizubringen, da sie diese Bücher { 
nie auf einmal, sondern bald früher, bald spater von den Kom- 
mittenten erhielten'). Ein geharnischter Befehl des kaiserlichen ! 
Bucherkommissars und Bischofs von Assur Freiherm von Schebea 
d. d. Mainz den 2. Mai 1776, worin die bündige Einhaltung der ! 
kaiserlichen Verordnungen, namentlich auch die Lieferung von 
Kommissionswaare verlangt wurde, war hierauf die Antwort 
Gegen Säumige habe der Rath sofort mit exekutivischen Zwangs- J 
mittein einzuschreiten'). Eine Liste rückständiger Druckartikel I 
wurde von Scheben dem Brief an den Rath beigefügt, woraus ] 
hervorging, dass der frankfurter Buchhändler Varrentrapp seit \ 
langer Zeit, andre Buchhändler seit der Ostermesse des Jahres 1773 
Exemplare nicht mehr hinterlegt hatten. Der Rath entsprach I 
diesem Verlangen, die Buchhändler wurden abermals geladen und 
die Lieferung der schuldigen Exemplare binnen acht Tagen ihnea 
aufgegeben. Sie baten zunächst um weiteren Ausstand, indem sie 1 
angaben, dass sie beim Kaiser selbst vorstellig werden wollteii»J 
Mit diesem Schritt beeilten sie sich jedoch so wenig, da sie : 
augenscheinlich nur geringen Erfolg davon versprachen, dass end- 
hch von Scheben die Geduld verlor und in schroffem Tone mit | 
einer Beschwerde beim Kaiser drohte. Hierauf verhängte der Rath 



') Frankf. Akten Bd. 7 El. ■ 
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über Varrentrapp Zwangsvollstreckung, der nun einen grossen Thei) 
der rückständigen Bücher unter Protest lieferte. 

Endlich war am 1 1, April des Jahres 1777 die grosse Eingabe 
der Buchhändler an den Kaiser vollendet'), ein wichtiges Zeugniss, 
wie Art und Umfang der Abgabe um diese Zeit sich gestalteten 
und welchen Einfluss man ihnen auf den Niedergang der frank- 
furter ßUchertnesse in den verpflichteten Kreisen beimass. 

„Fast aus ganz Europa — heisst es in dem umfangreichen 
Schriftstück — kamen in Frankfurt Buchhändler zusammen, nicht 
sowo! um ihre Bücher einzelnd abzusezzen und an Gelerte oder 
Libhaber zu verkaufen, als vielmer um mit Buchhändlern durch 
Vertauschung des Verlags wichtige und oft grose Geschäfte za 
treiben, eine ganze grose Stralse erhilte den Namen von diser Art 
der Handlung; und die weiriäuftigste Werke der geiertesten Leute 
aus allen Jarhunderten wurden daselbst gröstenteils so gar verlegt 
und gedruckt, Jetzt aber hat sich die ganze Buchhandlung von da 
weg und meistens nach Sachsen gezogen; die Messen werden von 
fremden Buchhändlern giir nicht mer besuchet, und wenn wir, an 
statt -vierhundert und mereren die sonst auf beide Messen ge- 
kommen, drei bifs vier Buchhändler sezzen, die auch nicht einmal 
beide Messen frequenliren, sondern nur zu einer kommen, weniger 
um grose Verlagbücher an Buchhändler, als etwann um ihre selbst 
verlegte Schul- Gebet- und Gesang-Bücher an Buchbinder zu ver- 
kaufen, so haben wir alles gesagt. Die Buchgasse wird grösten- 
teils und fast ganz von andern Handelsleuten und Gelerten be- 
wonet, so dals ihr Name nur noch zum Andenken der verflossenen 
Zeiten beibehalten zu werden scheioet. Die Zal der Frankfurter 
Buchhändler selbst hat sich dermassen verringen, dafs in dieser 



') Die in den Akten der BUch.-lnsp. Bd. 7 Bl. sog— 179 enthaltene 
Abschrifc ist undatirt; doch wird das Datum in einer spUteren Vorstellung 

der Buchhändler in ohi^er Weise angef;eben. 



■voikreicheo Reichsstadt, die in andern Handlungen aller Art sol 
viele Handelsleute zälet. izt kaum noch neun Übrig sind, und was I 
Verlag und Druck betrift, so ist es offenbar, dafs von gröserti 1 
Hauptwerken in vielen Jaren kein einziges verlegt werden können, 

und der gröste Teil der VerlagsbUcher in lauter Kleinigkeiten be- I 
stehet." I 

Hiernach wenden sich die Bittsteller zu den Ursachen dieses , 
Rückganges: „Nicht nur nach uiisern eigenen Erfarungen, sondern I 
selbst nach den Aussagen der fremden Buchhändler, ist, wie 
auf unsere heiligste Pflichten aüerunterthänigst versichern könaen, I 
die von allen anher kommenden Büchern an Ew. Kaiserliche 
Majestät allerg tiäd igst angeordnete Bucherkommission zu leistende j 
Liferung dreier Exemplare von unprivilegirten Buchem, die auser J 
Frankfurt nirgends im H. Römischen Reich, auch nicht einmal. 1 
von andern Reich sstüdtischen Ruchhändlern, wenn sie ihre Werke ] 
nicht zu den hiesigen Messen bringen, das sie dann auch unter- 
lassen, geschiehet, und in Leipzig gar nicht üblich ist, eine Haupt- 
ursache." 

Den ursprünglichen Zusammenhang der Abgabe mit der Censur 1 
richtig erkennend, fahren sie fort: „Ungereinigte Sitten und auf- 
gebrachter Mut, kurz vor und wärend des langen d reisig jarigen J 
Krieges, verursachten damals, dafs viele grobe und anzügliche ] 
Schriften, Kupferstiche, Holzschnitte u. d, g,, die wir Gottlob! 
unsern erleuchteten und friedlichen Zeiten nicht mer leicht zu be- I 
fürchten haben zum Vorschein kamen, und auf die Messen ] 
gebracht wurden, welche die Gemüter noch mer zu erbittern 
schienen." 

Um diesem Unheil zu steuern und den Missbrauch der edlen , 
Künste aufzuheben, habe Kaiser Rudolph 11 die Konstitution vom , 
i5. März i6o8 erlassen, worin er ein Exemplar von allen neuen, 
unprivilegirten Werken verlangte. Spater sei die Zahl der | 



Eiemplare erhöht worden, Ihres Wissens habe man 1746 zum 
ersten Male drei Exemplare erhohen ^). Da die fremden Buch- 
händler sahen, dass weder in auswänigen Königreichen, noch in 
anderen Städten Deutschlands dergleichen schwere Abgaben zu 
leisten waren , so hSlten sie sich entschlossen , die Messen zu 
Frankfurt nicht mehr aufzusuchen. Zuerst seien die holländischen 
und schweizer Buchhändler, bald auch die nordischen fortgeblieben; 
die leipziger aber, die schon lange den Buchhandel von Frankfurt 
abzuziehen getrachtei, hätten diese günstige Gelegenheit mit beiden 
Händen ergriffen. Die Ursache des Verfalls von Frank hjrt er- 
kennend, habe man in Leipzig nie auch nur eines einzigen 
Exemplars Abgabe von nnpriviJegirten BUchern jemals 
begehret. Besonders nachtheilig wirke die Abgabe von Kom- 
missionsbüchem. Der Kommissionär könne sie nicht geben, zumal 
von kostbaren Werken nicht, denn er diene dem Kommittenten 
nur gegen Provision, der Kommittent aber verstehe sich nicht zu 
dem Abzüge von drei Exemplaren in der ungewissen Hoffnung, 
dass vielleicht einige Exemplare abgesetzt werden. Ueberall in 
Deutschland könne er das Werk Uberdiess kostenfrei in Kom- 
mission geben, wie auch kürzlich eine sehr angesehene berliner 
Buchhandlung ihren Verlag statt nach Frankfurt nach Mannheim 
in Kommission gegeben habe, um die drei Exemplare zu sparen. 
Die Bücherkommission hatte sich aber mit dem Kommissionsgut 
nicht einmal begnügt, sondern sogar von Büchern, die gleichsam 
zur Probe nur in einem Exemplar in die Stadt gekommen, drei 
Exemplare gefordert, ja dieselben Bücher von verschiedenen Buch- 
händlern sich liefern lassen. Noch immer hofften sie auf die 
WiederhersteUung der alten Messherrhchkeit. Wenn dieser Fall 
einträte, dann würden die kaiserlichen Privilegien wieder wie ehe- 



mals einen Schutz gegen den Nachdruck gewahren, der in Sachsen! 
nicht einmal dann anerkannt wUrde, wenn selbst die Nachdrucker | 
kein sachsisches Privilegium genommen haben." 

Auf diese Vorstellung hin wurde von Wien aus am 7- No- 1 
vember desselben Jahres die Bücherkommission zur Berichterstattung J 
aufgefordert, zögerte aber, wie es scheint absichtlich, dem Befehle! 
nachzukommen. Nach Meinung des frankfurter Syndikus Jan — '« 
der vom Rath nach Wien geschickt worden war, um dort diel 
Stimmung zu sondiren und durch persönliche Einwirkung auf die I 
Mitglieder des Reichs hofrathes die Angelegenheit zu fördern — '-i 
um in der Ostermesse des Jahres 1778 die Exemplare wieder ein* J 
ziehen zu können. Erst am 7. April 177g liess sich die Kommissiotll 
zu dem Bericht herbei. Doch dabei büeb es auch. Eine Antwort 1 
auf die Eingabe der Buchhändler vom Jahre 1777 ist nie erfolgt.! 
„Es scheint — heisst es mit Bezug hierauf in einem Referat voni| 
Jahre 1791 — dafs man die Sache mit gutem Bedacht auf sich e 
liegen lassen, weil man die Erheblichkeit der in der Vorstellung! 
der Buchhändler angeführten Gründe und die Billigkeit des Gesuchs-I 
nicht miskannt, gleichwohl aber auf die gedachte Abgabe nicht | 
gerne ausdrücklichen Verzicht thun wollen. Wenigstens hat seit] 
dieser Zeit die heftige Zudringlichkeit der Bücher-Kommission -i 
Abforderung der sonst verlangten drei Exemplare aufgehört'"). 1 

Mehr noch als die immerhin übertriebene Abgabe der Pflicht- I 
exemplare waren es wohl diese damit verknüpften eigennützigen J 
und unablässigen Plackereien der Bücherkommissare, gegen welche I 
der Unwille der Buchhändler sich richtete. Schon um das Jahr i7aa J 
war von den leipziger grossen Verlagsfirmen eine nach der anderen 1 
aus diesem Grunde von Frankfurt fortgeblieben*), die holländischen I 
Buchhändler hatten sogar schon früher desshalb den Messbesuch ] 
eingestellt. 

') Frankf. Akten d. Bilch.-lnsp, Bd. 9 {ubne BlattzUhlung). 
') Eb. Bd. s Bl. 230 fl: — Leipzig, Rathsarchiv XLVi, 434. 
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Man 6ng jetzt in Wien an, für diese Thatsachcn Versiändnias 
zu gewinnen. Jan berichtete nach Frankfurt unter dem 28. Fe- 
bruar 1778, dass die Referenten in der Angelegenheit Reichshof- 
rathe von MUnch und von Braun, sowie der Herr Reichsreferendarius 
BarOD von Leykam nicht in Abrede gestellt hatten, dass die Art 
und Weise, wie die Bücherkommission mit den Buchhändlern ver- 
fahre, hart erscheine, und die Frage der Pflichtexemplare einer 
genauen Prüfung werth sei. Herr von Braun narnenilich habe nicht 
glauben wollen, dass auch von Kommissionsbüchern drei Exemplare 
gefordert würden. Jan räth, in der bevorstehenden Ostermesse 
nur den eigenen Verlag abzuUefern, die Abgabe vom Komraissions- 
und Sortimemsgut aber bis zur kaiserlichen Entscheidung zu ver- 
weigern'). Die Buchhändler jedoch legen dem Kaiser die Bitte 
nahe, die Abforderung der drei Exemplare von allen Büchern bis 
zum Austrag der Sache verhindern zu wollen (1778)^). 

Nach dieser Zeit, etwa vom Jahre 1780 an, traten zwischen 
dem frankfurter Rath und dem damaligen Bücherkommissar Hof- 
rath Deinet zahlreiche Reibungen ein, die schliesslich 1783 zu einetn 
heftigen Kompetenz streite entbrannteo. 

Wie schon früher so oft, handelte es sich auch jetzt wieder 
um das Recht zur Vornahme von Cilationen, zu Bliche rkontiskationen 
und ähnlichen Befugnissen, welche schon im 17. Jahrhundert die 
Bücherkommissare für sich in Anspruch zu nehmen angefangen 
hatten, wahrend der Rath sich vergebens bemühte, sie aus den 
Reichssatzungen als seine Gerechtsame nachzuweisen. Die Reichs- 
abschiede zu Speier (1529) und Augsburg (1530), welche zum ersten 
Male auf die Ueberwachung des Bücherwesens naher eingehen, 
die Reichspolizeiordnungen vom Jahre 1548 und 1577 und der 
Reichsabschied zu Speier (1570) Uberliessen die Aufsicht über das 



») Frankf. Akten d. BUch.-! 
a) Eb. Bl. 146. 



.p. Bd, 7, zwischen Bl. 13^ u- 233- 



— 32 — 

BQcherwesen und alle damit verbundenen Handlungen der Terrifl 

torialobrigkeit. Das Instrumentum pacis osnabrugec 
Jahre 1648 erkanme sogar das Konfiskaüonsrecht als zu den Befug' 
nissea des Landesherren gehörig ausdrücklich an'}. Dagegen wareal 
die Kaiser reichsgesetzlich einzuschreiten berechtigt, wenn 
Obrigkeit — wie es die Poiizeiordnung von 1577 (S 4) ausdrückte -• 
„in Erkundigung solcher Ding, oder so es ihr angezeigt, dari 
fahrlässig handeln und nicht straHen würde. Alsdann, heisst « 
wollen Wir entweder selbst wider dieselbige, auch den Dichter^ 
Trucker oder die BuchfUhrer, Handler und Verkaufter ernstlid 
Straff fUrnehmen lassen, oder aber soll Unser kaiserj. Fiscal Amts 
wegen dargegen auf gebührliche Straff" procediren und handeln'*j 
Hiernach verblieb also die erste Instanz dem Territorialherrn. '. 
der Begriff des „fahrlässig Handelns" war dehnbar, die Kompete 
der Instanzen viel zu wenig scharf abgegrenzt. Daher bildete sid 
im Lauf der Zeiten unter mehr oder weniger zur Erweiterung! 
ihrer Machtsphäre stark neigenden kaiserlichen Aufsichisbeatntei 
eine Praxis heraus, die mit den Keichsgesetzen in Widerspnj 
gerieth. Seit Einsetzung der Bücherkommission im Jahre ij& 
gestaltete das Verhältniss zwischen Rath und Reichs regierung sichß 
Schritt für Schritt thatsächlich derart um, dass letztere das Hoheits^l 
recht der Beaufsichtigung des Bücherwesens an sich zog und dei 
Raihes nur noch als ausfuhrenden Organs ihrer Anweisungen siel 



') Art 8 g 4: .Liieris imptrii d-vitatibtis — inlacta maneant 
can/iseandi, coltectandi et tndt deptndcnlia aliaqut Jura' etc. — Do 

beachten, dass spater in den kaiserlichen Wahlkapitulationen, 
Josephs I im Jahre 1690 an, eine Stelle auftauchte, welche für 
lis kationsrecht der BUcherkommissare zu sprechen schien: Wir wollen , , 
„auch weder den Reichsgerichten noch dem BUcherkommissarius ; 
Frankfurt am Main verstatten, dass jene auf des Fiscals oder eines Ander 
Angeben in Erkennung, Fortsetz- und Aburtheilung der Processe, sodar 
gebührlicher Execution, and dieser in Censirung oder Beurtheilung undl 
Contiscirung der BUcher einem Theile mehr als dem andern favorisiren-^Jj 
(Collmann a. O. S. 40.) 
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bediente. Die Ausdehnung des mit Vorliebe betonten kaiserlichen 
Bücherregals in diesem Sinne stand wie gesagt mh den Reichs- 
geseizen nicht im Einklang. Zur Begründung der Forderung von 
Pflichtexemplaren hätte es derselben auch nicht bedurft, diese hätte 
sich wohl aus dem Recht der Oberaufsicht genügend ableiten 
lassen, wenn sie in massigen Grenzen verblieben wäre. Aber zur 
vollständigen und sicheren Eintreibung der Abgabe mochte es 
allerdings der Hofburg zweckdienlicher erscheinen, ihren Polizei- 
befugnissen einen möglichst weiten Rahmen zu geben. Das eifrige 
Suchen nach polemisirender, protestantischer und der Reichsgewalt 
sonst unbequemer Litteraiur thai ausserdem das Seinige, um zu 
bewirken, dass man in Wien wegen des Uebereifers der fiskalisch 
mitinteressirienßUcherkommissare ein Auge zudrückte. Sehr beliebt 
war es daher die Kompetenzkämpfe und Bittgesuche hinziehend 
zu behandeln. Auch diesmal lassen die Akten nicht erkennen, dass 
in Bezug auf den Streit mit Deinet oder die Bittschrift der Buch- 
händler eine kaiserliche Entscheidung erfolgt wäre. Dagegen 
rührte es sich im Jahre 1791, nachdem der Bücherkommission wohl 
unter der Hand ein Wink gegtben, im Punkt der Pflichtexemplare 
glimpflicher zu verfahren, ja die Abgabe sogar jahrelang ganz geruht 
hatte, von Neuem in Kurmainz. 

Aolass dazu boten die Umsturzbestrebungen jenseits der 
Vogesen. In vateriich ermahnendem Schreiben an den Raih zu 
Frankfun vom 16. April 1791 ') begründete der Erzbischof in seiner 
Eigenschaft als Reichserzkanzler die erneute Forderung von Pflicht- 
exemplaren „mh den bedenklichen Zeitumständen und den von 
mehreren Seiten her wider die öffentliche Ruhe und die bisherige 
Verfassung der Staaten sich äussernden gefahrhchen Absichten". 
Nicht bloss eigener Verlag, auch Kammissions- und Soriiments- 
bUcher müssten geliefert werden. Eine Unterscheidung zwischen 



<) Frankf. Akfen d. BUch.-Iii£p. Bd. IX 



34 



eigenea uad fremden VerlagsbUchern sei überhaupt durch alle sei^l 
herigen kaiserlichen Patente und Erkenntnisse im Voraus verworfen, 
mithin nicht dazu geeignet, die einstweiHge Suspendirung und Ver- 
weigerung der herkömmüchen Bucherabgabe, viel weniger jene der 
obrigkeitlichen Assistenz auf das Verlangen des Bücherkoramissariats 
zu rechtfertigen. Behufs einer vollständigen Prüfung müsse Alles 
geliefert werden, „Euere Gesinnungen — heisst es wönlich — ftlr 
das vaterlandische Wohl und für Euere eigene Sicherheit sind zu 
aufgeklärt, als dafs Ihr die Wichtigkeit dieser Disposition und 
folglich auch die Noth wendigkeit der von solchen Schriften zu 
nehmenden strengen Einsicht mil'skennen möget, da die tägliche 
Vorgänge beweifsen, dafs solche aus notorischen gefahrlichen Ab- 
sichten durch öffentliche und heimliche Wege nur allzuhäufig in 
Deutschland eingeschleppt werden,'' Der Rath erwies sich 
zunächst gefügig und berief die Buchhändler vor sich, welche ein- 
wandten, dass noch immer die Antwort des Kaisers auf ihr Gesuch 
vom Jahre 1777 ausstände. Daher möge man bis zu ihrem Ein- \ 
treffen, wie bisher, die Sache auf sich beruhen lassen. Der Reichs- 
hofrath schien auch diesmal den Buchhändlern günstig gestimmt. 
Doch Mainz drängte zur Entscheidung. Durch Vermittlung des 
Generals Gmelin machte es schon am 3. August dem Rath be- 
merklich, dass es nicht gesonnen wäre, sich länger „an der Nase 
herumfuhren zu lassen". Nicht bis nach Ablauf der Herbstmesse, 
wie die Buchhändler gewünscht, würde der Erzkanzler warten, 
sondern in der Messe schon müsste er auf der Lieferung seiner 
althergebrachten Exemplare bestehen, „damit er die übleWaare 
bei Zeiten gewahr würde. Während man einen Unterschied 
zwischen eigenen Verlags- und KommissionsbUchera erfinde,- j 
verfolge man nur die Absicht, sich der Verpflichtung ; 
ziehen" u. s. w. 

Abermals betreten die Buchhändler nun den Weg der Be- 
schwerde, Auf 68 Fohoseiten wiederholen sie dem Rath im 



Wesentlichen das, um was sie vor 14 Jahren schon den Kaiser ge- 
beten. Der wehmUthige Hinblick auf die unwiederbringlich ent- 
schwundenen goldenen Zeiten des blühendsten Messhandels fehlt 
auch diesmal nicht. „Diese Zeilen — rufen sie aus — sind nicht 
mehr; es kommt nicht ein einziger fremder Buchhändler schon 
lange mehr auf die hiesige Messe, wir selbst, Überhaupt nur noch 
ohngefehr g an der Zahl, müssen, um die neuen Schriften zu er- 
halten, auf die leipziger Messe reisen und sie da abholen: es 
giebt hier keine Reichsbuchhändier-Messe mehr, dort hat 
sie ihre Fahne aufgesteckt!" Dann gehen sie auf den unbilligen 
Umfang der Forderung ein: „Drei Exemplare von allen neuen, 
nicht nur Verlags-, sondern auch fremden Kommissions- und 
Sonimentsbüchern, von Werken, die manchmal 30, 50, 100 und 
mehr Gulden und Thaler kosten, jede Messe abliefern, hiesse soviel, 
als allemal einen ansehnlichen Theil des Vermögens einbüssen. Von 
fremden Verlagswerken würden oh nur ein oder zwei Exemplare ver- 
schrieben. Hänen sie gerade drei auf Lager, so wurden ihnen diese 
genommen. Hätten sie alle oder mehrere von ihnen das nämliche 
Buch, es sei in Kommission oder als Sortimentsgut, zum Verkauf, 
sollte jeder dann drei Exemplare geben? Wenn nicht, wer sollte sich 
für die Anderen opfern? Auch die Verbreitung strafbarer Schriften 
verhüte die Abgabe nicht. Denn bis sie abgeliefert, gelesen, geprüft 
und verboten würden, wären sie wahrscheinlich in der Messe schon 
grösstentheils verkauft; die Ablieferung würde immer zu spät 
kommen." 

Hierauf machte der Rath am 28. Oktober 1791 der Bücher- 
komroission bemerklich, dass er die Buchhändler zu der Abgabe 
so lange nicht zwingen würde, bis kaiserliche Entscheidung erfolgt 
wäre. Mainz scheint nun einem Vergleich nicht abgeneigt gewesen 
zu sein, auf alle Sortiments- und tiöth igen falls auch Kommissions- 
bUcher Verzicht zu leisten, wenn nur die Buchhändler sich ver- 
pflichten würden, ihren eigenen Verlag zu liefern. Ob und wie 
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weit diese hierauf eingingen, ist nicht ersichtlich. Keinesfalls 
es nennenswerth gewesen, was sie an Pflichtexemplaren vor d 
herannahenden Auflösung des Reiches gutwillig oder erzwungen J 
noch gdiefert haben. 

In mehreren deutschen Einzelstaaten wurde die Präventiv- 
censur praktisch gehandhabi, noch bevor die Reichsgesetze iu den ] 
zwanziger Jahren des i6, Jahrhunderts sie ihnen als Pflicht auf- 
erlegten. In einzelnen dagegen wurde auch trotz der Reichsgesetze j 
die Censur als etwas allgemein Verbindliches nicht betrachtet und I 
garnicht oder doch unvollkommen ausgeübt. Indess war ihre Ver- 
breitung in Deutschland schon in der ersten Hälfte des i6. Jahr- 
hunderts eine ziemlich allgemeine. Wahrscheinlich wurden daher | 
schon bald nach Erfindung der Buchdruckerkunst Censurexemplare ] 
— sei es als persönHche Entschädigung an den Censor oder als 
Unterpfand und Gegenleistung an den Staat — abgegeben, wenn 
auch beslimmie Belege dafür sur Zeit noch fehlen. Aus dem 
17. Jahrhundert erst sind zahlreiche Bestimmungen erhahen, welche 
zeigen, dass diese Abgabe auch im Zusammenhang mit der landes- 
herrlichen Censur zu dieser Zeit nichts Ungewöhnliches war. 
So erheischen die Bestimmungen der strassburger Polizei Ordnung 
vom I. December 1628 in Absatz 4 von den Buchdruckern und 
Buchhändlern die Lieferung eines Exemplars von allem was ge- 
druckt wird: „Damit man auch bey unserer canzley auf jeden fall 
eigentliche nachrichtung haben könne, was in unserer statt getruckt 
worden, so wollen wir ferners und gebieten hiemit allen uns ao- ] 
gehörigen buchtruckern und Verlegern derselben, dass sie hinfUro 
von jedem buch oder schriften, so durch sie in öffentlichen truck 
kompt, ein exemplar zu unserer canzley dem jederzeit geordneten 
registratori lüfern sollen bey straf fünf pfund pfenning oder auch 
eines mehreren nach gestalt der Sachen . . . ." Aehnliche Ver- 
ordnungen wurden am 15. Januar 1740, 17- Februar 1766 und _ 
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20. Februar 1786 erlassen; ia letzterer sogar die Lieferung von vier 
Exemplaren beansprucht'). 

Auch die Forderung für Bibliothekszwecke tritt schon im 
17. Jahrhundert in den Terriiorialstaaten mehrfach auf. Ob rein 
oder mit dem Nebenzweck der polizeilichen Ueberwachung ist 
nicht immer Idcht zu erkennen. Jedenblls war die Abgabe von 
Pöichiexemplaren an die Landesobrigkeit von der in Frankfun 
durch den Kaiser erhobenen unabhängig. Jede Partei glaubte eben 
im Besitz des rechtmässigen Bücherregals zu sein, jede hielt sich 
daher zu ihrem Anspruch auf dieser Grundlage für legitimirt. 

Brandenburg-Preussen legte erst um die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts durch eine umfassendere litterarische Thätigkeit und einen 
flotteren buchhändlerischen Geschäftsbetrieb den Grund zu seiner 
jetzigen buchhändlerischen Bedeutung. Arm, ausgesogen, durch 
zahllose Heeres- und Raubzüge verwüstet, emsig bedacht auf Ver- 
mehrung seines Länderbesitzes und poliiischen Einflusses, bot es 
zunächst keinen günstigen Boden für das Gedeihen von Wissen- 
schaft und Gewerbe. Später als anderwärts wurden Druckereien 
gegründet*), erscheint die Einrichtung von Buchhandlungen und 
die Forderung bestimmter Abgaben von ihnen lohnend, spät erst 
wird es erforderlich, die Presse in die Fesseln der Censur zu legen. 
" Einen wichtigen Ansioss gab auch hier die kirchliche Umwälzung. 
Am I. November 153g empfing Kurfürst Joachim II zu Spandau 
aus den Händen des Bischofs von Jagow das Abendmahl nach 
evangelischem Ritus. Am 20. April 1540 rief er den ersten Buch- 
drucker — Hans Weiss aus Wittenberg — zum Druck seiner neuen 



) Archiv f. Gesch. d. D. Buchh. Bd. s (Leipzig 1880) S. iio 
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") Stendal und Klosier Zinna, die schon im 15. Jahrh. Pressen be- 
sassen, und die Universität Frankfurt a/O., wo schon zu Anfang des 16. Jahrb. 
Konrad Bau ragarten als Universitätsbuchdrucker eine umfangreichere 
ThStigkeil entfaltete, bilden rtlhm liehe Ausnahmen. 



Kirchenordnung nath Berlin. Aber schon 1 544 ging Weiss — wohl 
schwerUch wegen UeberbUrdung mh Druckauftragen — nach Wittea- 
berg zurück. Erst Leonhard Thurneysser, der Abenteuerer, Alchy- 
raisi und Wunderdoktor, errichtete unter huldreicher Förderunj 
Johann Georg's, dessen Gemahlin er in schwerer Krankheit be— ' 
handelt hatte, wieder eine Druckerei in Berlin, im Grauen Kloster. 
Bis 1614 gab es nur eine Buchhandlung dort, die des Hans Werner. 
Dann wurde die zweite und ersi 1625 die dritte — des Georg 
Keimer — privilegirt. Der goiahrige Krieg legte auf lange Zeit hin 
Handel und Wandel lahm. Noch zu Anfang des 18. Jahrhunderts 
zählte Berlin nicht mehr als vier Buchhändler, und ahnlich dürftiff 
stand es in anderen Städten '). 

Der Errichtung einer Druckerei folgte schon [541 eine Censur— , 
Ordnung, die erste im Corpus Constitution um marchicarum ■). 
verlangt noch keine vorläufige Prüfung und knüpft an den Ab-ij 
schied des Reichstages zu Regensburg vom 29. Juli 1541 
1654 erscheint ein Reskript des Kurfürsten (vom 11. Mai), welches'' 
die Censur vor dem Druck anordnet, zunächst — ebenso wie die 
Generalverordnung vom 5. November 1703 — nur fUr die theolo- 
gischen Schriften'). Doch wurden in Preussen schon im 16. Jahr- 
hunden Bücher einer vorläufigen Prüfung unterworfen, wie das 
General Privilegium für den erwähnten Hans Werner vom Jahre 1594.. 
lehn, welches ihm auferlegte, für seine Drucke jedesmal das. 
Imprimatur der Universität Frankfurt einzuholen *). Diese be-' 
hauptete sugar in einer Eingabe vom Jahre 1748 wegen des der 
Akademie der Wissenschaften in Berlin vorübergehend ertheilten 
Cen surrechtes, dieses Recht in Bezug auf die zu Frankftirt ge- 
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>) Vergl. Kapp im Arch. f. ü. d. B. Bd. 7 (Leipzig 1882) S. 6 t 
=) Th. 5 Abth. I (o. O. u. J.) Cap. 10. No, i. 

^) Corp. consi. march. Th. I. Abth. i. No. 19 (Berlin u. Halle o. J.) | 
S. 361 ff. u. No. 70. S. 425 ff. 

') Berlin, K. Geh. Staatsarch. Acta Rep. i). Fia. 15B5— 1680. 



druckten Schriften schon seil ihrer Gründung (1506) besessen zu 
haben 'J. Friedrich Wilhelm I machte zuerst den Versuch, dem 

Censor für seine Bemühungen ein Freiexemplar zuzuwenden.*) 
Aber die Censurpläne des Königs fanden die Billigung seiner zur 
Berichterstattung befohlenen obersten Rathe nicht und er liess sie 
in achiungswerther Selbsibescheidung fallen. Seitdem war Preussen 
eine Zeit lang ohne Censur. Das Censuredikt Friedrichs II vom 
II, Mai 1749 sagt ausdrUckhch, es sei für gut befunden, „die ehe- 
malige, seit einiger Zeit in Abgang gekommene Büchercensur 
wiederum herzustellen" 'J. Gleichzeitig tritt eine standige Censur- 
kommission von vier Mitgliedern ins- Leben, die alle und jede neu 
herauskommenden Bücher, sie mögen Namen haben, wie sie wollen, 
vor dem Vertriebe prüfen soll. Uebrigens sei auch „von dem Ver- 
fasser oder Verleger dem Censori für seine Müh waltung ein 
Exemplar zuzustellen". Dafür kam eine Geldentschädigung, wie sie 
zwei Jahre früher in dem verunglückten Censurprivileg für die 
Akademie der Wissenschaften als „Douceur zu deren Kasse" im 
Betrage von zwei guten Groschen für jeden Druckbogen gefordert 
worden, nicht zur Erhebung*}. Ein Cirkular vom i. Juni 1772 an 
alle Regierungen und Justizcollegia, mit Ausnahme Schlesiens und 
Pommerns'), wiederholte im Wesentlichen die Bestimmungen vom 
II. Mai 174g, ebenso das Censuredikt vom 19. December 1788*), 



') Eb. R. 9. F2a. AiTia wegen des der K. Akad. d. Wiss. enheilten 
Privil. die Censur . . . betr. 1747 ff. 

s) Eb. R. 9. Fia. Acta betr. das Edikt, dass keine BUcher in S, M. 
Landen ohne Censur sedr. w. Bl. 6 f}'. 

') Corp. const. m. cont. IV (Berlin u, Halle o. J.) S. T49 fl". 

*) Die Entschädigung des Censors mit Geld neben dem Freiexemplar 
■wurde in Preussen erst 10 Jahre spUter durch Cirkularordervom iz.März 1759 
eingeführt. Die BuchhUndler hatten sich selbst dazu erboten, weil sie 
hoHten, die Censoren, welche sie auf die Rückgabe der Handschrift oft 
lange warten Hessen, hierdurch zu grösserer Eile anzutreiben. 

•) Nov. corp. consi. Bd. 5. Th. 1. (Berlin 1776) S, 175. No. 35. 

') Nov. corp. const. Bd. 8. (Berlin 1791) S. J33q ff. No. 95. 



40 



das noch vor Abtauf des Jahrhunderts, am 36. März 1798, durdi 
Reskript des Siaatsraihes an das Kammerge rieht in Folge Ueber~i 
handnehmens der Pasquille in Erinnerung gebracht wurde'). 

Die Abgabe von Studienesemplaren an Öffentliche Biblio-] 
iheken beginnt in Preussen mit dem Jahre 1699. Ks ist nicht er- 
sichtlich, dass etwa der Zweck einer Nachprüfung der censirten 
Werke die Quelle derselben gewesen sei. Vielmehr ging der Antrag 
von der Königlichen Bibliothek in Berlin aus, welche dabei auf J 
die in Frankreich schon bestehende ahnliche Verpflichtung hinwies*JB 
und wohl kaum etwas anderes als die Bereicherung ihrer Samm- 
lungen im Auge hatte. Friedrich 111 erliess hierauf am 6/16. Ok- 
tober 1699 an den Wirklichen Geheimen Rath von Schwerin einen 
Befehl aus Carzig in der Neumark, worin es heisst: „Wir findeal 
auch billig, dass von allen in Unseren Landen ausgehenden BUchem-^ 
ein oder ein paar exemplaria jedesmahl in die Bibliothec abgegeben 
werden, und könnet Ihr deshalb eine Verordnung in alle Unsere 
Provincien entwerffen lassen, die Wir bey Unserer Gott gebe glück- 
lichen ankunfft vollziehen wollen"'). Verfügungen an die Re- 1 
gierungen vom 26. Oktober lögg setzten dann die Zahl der PHicht-l 
exemplare auf zwei fest. Wie überall, so kehren von nun 
auch hier beständig die Klagen der Bibliothekare über mangclhafti 
Lieferung der Exemplare wieder. Schon am 20. Februar lyoij 
musste der Erlass an sä mmil ich e Regierungen erneuert werden, „daJ 
ihm schlecht und fast garnicht nachgelebet wird." Weitere Wieder-J 
hotungen folgten am 24. Deceraber 1712 und 26. Juli 






') Sammlung preuss. Ges. u. Ver. von Rabe Bd. 5. ijgB/gq (Halle ,1 

u. Berlin 1817J S. 91. 

') Fr. Wilken, Gesch. der K. Bibl. zu Berlin (Berlin 1828) S. 57.I 
') Vgl. (ÜT die folgende Darstellung: Geh. Si. A. Acta betr. Bibliothek ] 

bis 1817. Rep. 9. F. 5 und Bibüotheks- Angelegenheiten Rep. 9. F. j 

(34 Blatter); auch Wilken a. O. und Vogel im Serapeum Ig. 

(Leipzig 1845) S. 342 ff. 
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■ diesem Fall mit dem Hinzufügen, dass ein genaues Verzeichniss 

aller seit 1699 gedruckten BUcher eingesandt werden solle. Dies 
schärft auch der als Folge einer Beschwerde der Bibliothekare 
Philippi, La Croze und Neuburg erlassene Befehl vom 22. Ok- 
tober 1723 ein. Die Universitäten Frankfurt, Königsberg und 
Duisburg, heisst es in dem Memorandum der Bibliothek, hätten 
seit vielen Jahren nichts eingesandt. Am 28. August 1726 wurde 
den Regierungen in Preussen, zu Cleve und Halbersiadt aufgetragen, 
die säumigen Verleger mit einer Geldbusse von 50 Thalern zu 
belegen. Aber alle Erinnerungen und Strafen halfen nur wenig. 
Am 9. Oktober 1730 mussten PhiHppi und Neuburg berichten, dass 
ausser der Buchhandlung des haiiischen Waisenhauses, welche auf 
August Hermann Francke's Betreiben 1702 am MUhlendamm in 
Berlin errichtet worden war, kein anderer inländischer Buchhändler 
seiner Verpflichtung gegen die Bibliothek nachkomme. Es erfolgte 
hierauf wieder eine ernste Mahnung, die am 24. Januar 1739 
wiederholt wurde. 

Eine neue Auflage trat am 7- März 1739 hinzu. Der König befahl 
namiich durch Erlass an die Regierungen und Universitäten, auch 
für die beiden Universitäts-Kuratoren Staatsminister von Brand 
und Präsident von Reichenbach zwei Exemplare aller neu er- 
scheinenden Bücher den Sendungen an die Bibliothek beizufügen, 
„da ihnen aufgetragen sei, wohl Achtung zu geben, wie die 
Scientzien im Lande, besonders auf den Universitäten getrieben 
würden, um zu beunheilen, ob dieselben weiter excoliret werden 
oder ins Abnehmen geratheti, mithin auch billig sei, dass sie die- 
jenigen neuen Bücher, welche von Zeit zu Zeit ediret werden, zu 
sehen bekommen, nur allein Programmata, Carmina und Leichen- 
predigten ausgenommen." Die Buchhändler hatten um diese Zeit 
von unprivilegirten Verlagsarcikeln im Ganzen fünf Pflichtexemplare 
zu liefern. Denn schon zwei Jahre zuvor war ihnen neben der 
Verpflichtung, zwei Exemplare nach Berlin zu schicken, auch die 



Abgabe eines Exemplars an die Schlossbiblioihek zu Könif^sb! 
auferlegt worden']. Auch dieses letztere ging nur spärlich ein, am 
besten noch aus Magdeburg. Die meisten Provinzen lieferten nur 
in den ersten Jahren nach dem Ertass, viele überhaupt nichts. ] 
Daher der Befehl am 7. April 1755 von Neuem eingeschärft vnirde. I 
Aber am 17. Oktober 1763 heisst es in einem Reskript an die 
Universitäten und Regierungen, dass seit 1756 nach Königsberg 
nichts geliefert worden sei'). Die Exemplare fUr die Universitäts- 
Kuratoren wurden in Folge dringender Vorstellungen der hallischen ' 
ßuchftlhrer und Drucker schon 1755 wieder abgeschafft'!), i,weil ich 
— schreibt Friedrich am 20. Januar an den Minister von Danckd- 
mann — diese Praetension sehr unbillig finde, und dahero auch | 
die Supplicanten , zumahl sie mit dergleichen Buche rliefferungen 
vorhin schon genugsam beschweret sind, davon hiermit gäntzlich 
dispensiren will''*). In einem Berichte vom 21. März 1765 klagt ' 
der Bibliothekar Siosch, dass die Einsendung der Exemplare an die 
Königliche Bibliothek sehr unregelmässig und unvollständig geschehe. 
Durch königlichen Befehl vom 2g. März und 13. April wurden | 
daher die Buchhändler angewiesen, ihren Verlag jedesmal 14 Tage 1 
nach der Oster- und Michaehsmesse in Leipzig gegen Empfang- 
schein in zwei vollständigen Exemplaren an die Bibliothek einzu- 
schicken. Zugleich wurde bestimmt, dass auch die Buchdrucker 
von Schriften, die sie auf Anderer als der ßuchführer Kosten • 
drucken, „ein woh! conditionirtes Exemplar" abgeben sollten'). 
Das Exemplar für Königsberg sollte als wahres Fürstengut von 
allem Zoll und sonstigen Abgaben befreit bleiben*). 



I) Corp. coost. march. cont. I (Berlin u. Halli; o. J.) S. 95. No. 63, 
(Erlass vom 2. 11. 1737.) 

") Nov. corp. consi. III (Berlin 1766) S, 295. No. 73, 

=) Nov. corp. consi. I (Berlin 1753) S. 73B, No. XII. 

*) Acta Bibliothek bis 1817, Bj. 49, 

'; N. c. c. in (Berlin 1766) S. 611 No. 16 und S. 665. No. 32- 

•) Nov. corp. consi. III. S, 89g. No. 60, 



Indessen wiederholten sich die Klagen über mangdhafie Er- 
füllung der Verpflichtung in ermüdender Eintönigkeit. Wie der 
Bibliothekar Biester in einem Berichte an den Minister von Wöllner 
vom I, September [788 angab, schickte zu dieser Zeit ausser den 
haliischen Verlegern fast kein anderer Buchhändler seinea Verlag 
ein'). Man suchte sich dagegen zu schützen, indem man das 
Generaldirekiorium anwies, in die Privilegien und Konzessionen 
für Buchhändler und Buchdrucker hinfort diese Verpflichtung 
regelmässig miiaufzunehmen. In dem Censuredikt vom Jahre 1788, 
wie auch in dem Statut Über die Ablieferung der Pflichtexemplare 
vom 28. September 1789, trat zum ersten Mal eine ausführlichere 
Begründung der Abgabe auf. Die Bibliothek sollte „ihrer ursprüng- 
lichen Bestimmung nach zu einer Sammlung aller im Lande ans 
Licht tretenden Bücher und Schriften" mit Hilfe des Pflicht- 
exemplarzwanges gestaltet werden. Zugleich wurde die Zahl der 
von den Druckern zu liefernden Exemplare auf zwei erhöht, mit 
Ausnahme der für andere als inländische Verleger, z. B. für aus- 
wärtige Buchhändler, auf Kosten des Schriftstellers, auf Subskription, 
Pränumeration u. s. w. gedruckten Artikel, wovon aber wenigstens 
ein Exemplar abgegeben werden sollte. Auch Landkarten und 
andere derartige Werke, „welche in irgend eines der wissenschaft- 
lichen Fächer einschlagen und für die Buchhändler oder Drucker 
einen Gegenstand des Verlags und Handels ausmachen," waren 
lieferungsp flichtig, nur Leichen- und andere bloss einzeln heraus- 
kommende Predigten, Gelegenheilsgedichte und Schul Programme 
ausgenommen. Die Lieferungsfristen blieben wie bisher. Ein Ver- 
zeichniss der eingesandten Bücher musste in doppelter Ausferti- 
gung beigelegt werden, wovon eines mit der Quittung der Biblio- 
thekare zurückgegeben wurde. Im Uebertretungsfall war, ausser 
der Nachlieferung, „eine bis auf den doppelten Ladenpreis will- 



1) Wilken a. O. S. i 



— 44 — 

kUrlich zu bestimmende Geldstrafe zum Besten der Bibliotheks^ 
kasse" zu erlegen. Spätestens im Laufe eines Jahres sollte alles | 
bisher nicht Gelieferte, wenigstens vom Jahre 1765 bezw. der Grün- 
dung der Buchhandlung oder Druckerei an, nachgeliefert werden •). 
Diese Bestimmungen wurden durch die spater zu besprechende 
Verordnung über die Censur der Druckschriften vom 18. Okiober 18191 
aufgehoben. 

In Kursachsen war anfänglich die Abgabe von unprivi-l 
legirten Büchern eine freiwillige, die zugleich mit der Regelunf^fl 
der Censurvorschriften zur Zeil der Administration des Herzogs J 
Friedrich Wilhelm für den minderjährigen Kurfürsten Cliristian U I 
im Jahre 1594 auftauchte. In der zu dieser Zeit erlassenea I 
Instruktion für die mit der Ueberwachung des Bucherwesens be- I 
trauten Behörden hiess es, dass der Rath und die Universitäten zu 1 
Leipzig und Wittenberg gemeinsam die Inspektion der Buchläden I 
und Druckereien besorgen, „die cognitio aber, das Judicium, censura I 
und die subscription der Bücher, so gedruckt werden, quoad res et J 
materias, der Universität eingeantwortet werden sollte," wahrem 
die Straf Vollziehung dem Rathe überwiesen wurde*). In kleiner 
Städten sollte die Censur von der Geistlichkeit ausgeübt werden. I 
„Da die Buchhändler aber, wenn ihnen ein Buch abgehet, desselben 1 
herrlichen Geniess hätten, so hätten sie die Dekane der vier Fakul- 
täten, welchen die Censur obliege, für ihre Mühwaltung ange- 
messen zu entschädigen; vielleicht liessen sie sich mit Büchern 
vergnügen." 



') Nov. corp. const. Bd. 8 (Berlin 1791) S. 2681. No. 61; auchRabel 
a. O. Bd. 13. 1587— 1812 (Halle 1835) S. 195- — Grosse Aehnlichkeit besteht J 
zwischen dieser preuss, Verordnung und dem noch giltigen hannoverschen 1 
PflichteKemplarstatut vom 19. Mürz 1828, die sich nicht selten bis zur J 
wortgetreuen Uebereiiistimmung erhebt. 

') A. Kirchhoff im Arch. f. Gesch. d. Buchh. Bd. 4 (Leipzig 187«)! 
S. 109 ff; 
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Doch bald wurde diese freiwillige Gabe zur Verpflichtung. 
Schon zu Anfang des 17. Jahrhunderts traten die Fakultäten mit 
dem Anspruch hervor, von allen Büchern, die zur Censur kamen, 
je zwei Exemplare zu erhallen, die theologische Fakultät verlangte 
sogar deren vier, „welche wir auch — sagen die Buchhändler in 
einer Beschwerde seh rift vom 5. MSrz 1616 — die Bücher zu be- 
fördern, willigen müssen. Allein die löbliche Juristenfacultet be- 
gehret für solche Censur 12 Exemplaria, welches zuuor nie erhöret 
worden"'). Die kurfürstliche Enischeidung vom 3. Juli 1616*) 
stellte es zwar in das Belieben der Buchhändler, den Fakultäten 
Freiexemplare zu geben, falls nicht ein Brauch der Art oder eine 
Verpflichiung nachgewiesen würde. Allein bei dem ihatsäc blichen 
Abhängigkeitsverhaliniss zwischen Buchhändlern und Aufsichts- 
behörden mag es für jene schwer gewesen sein, sich der Abgabe 
zu eniziehen, zumal die Buchhändler sich früher thcilweise dazu 
verstanden hatten, also eine Art Herkommen allerdings vorlag. 
Umfang und Dauer dieser Entschädigung ist nicht bekannt. Wahr- 
scheinlich ist sie immer unwillig und unvollständig geleistet worden, 
bis sie durch Richterspruch im Jahre i6gi für lange Zeit beseitigt 
wurde. Erst im laufenden Jahrhundert, am 6. April 1816, kam eine 
Verordnung des Kirchenrathes heraus '), welche dem Censor wieder 
ein Recht auf ein Freiexemplar gab, da es sowohl dem Zweck der 
Censuranstalt überhaupt, als dem Verhältnisse des Censors wegen 
seiner Verantworiüchkeit angemessen sei, dass er von jeder Druck- 
schrift ein Exemplar erhalte. Hier wurde also weniger aus Gründen 
einer billigen Entschädigung als zu Ueberwachungszwecken 
die Abgabe von Exemplaren an den Censor wieder eingeführt. 
Wie die Bestimmung gehandhabt worden ist, mag dahin gestellt 



') Leipzig, Rathsarchiv. Acia XLVI, 115. Vol. 2, — Ki 
1 Archiv Bd. 7. S. 156. 

') Leipz, Akten Eb. — Archiv Eb. S, 160. 

■') Codex August. Forts. III. Abi. J (Dresden 1874) S. 53. 
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bleiben'). Unsicher ist auch, ob dem Verlangen der Kirctiei 
visitatoren im Jahre 1615*) nach einem Exemplar von uaprivi-=l 
leginen Werken für die Universitätsbibliothek zu Leipzig, 
dem des Kurftlrsien für die dresdener Bibliothek am 3. August 171 i')l 
jemals Folge gegeben worden ist. Die Berichte der Bucher-i 
kommissare Über die abgelieferten Pflichiexemplare beziehen sicbl 
stets nur auf privilegirte Werke, die allerdings zum Theil auch ioM 
Bibliotheken Aufnahme fanden, wie später sich zeigen wird. 

Erst in diesem Jahrhundert findet sich von bibliothekarischer 1 
Seite — Oberbiblioihekar Beigel in Dresden — ein Antrag aof'l 
Ablieferung von Siudienexemplaren. Trotz eines befürwortendraill 
Berichtes des Oberkonsistoriums vom 31. Februar 1821*), worin | 
hervorgehoben wurde, dass auch in anderen Landern diese Ver- I 
pflichtung bestände, trug der König dennoch Bedenken, darauf"! 
einzugehen. Auch in der Folgezeit, bis zur Beseitigung der« 
Ueberwachungsexemplare durch Art. co des Pressgesetzes vom 1 
34. März 1870, ist die Erhebung von Studienexemplaren 
Sachsen niemals Sitte gewesen. 

Aehnlich wie ia Deutschland gestaltete sich die Abgabe v( 
Censurexemplaren in den benachbarten Landern. Die Anfange des j 
Dipot Ugal in Frankreich werden gewöhnlich mit einer Samm- 
lung apokrypher Verordnungen des Advokaten am Parlamem Raoul ' 
Spifame in Verbindung gebracht, welche dieser Sonderling — wie 
man sagt, aus Rache gegen die Richter, welche seine Amtsentsetzung" j 
verfügt hatten — unter dem Titel „Dicaearchiae Henrici regisl 
christianissimi progymnasmata" erscheinen Hess und deren Urspirung' \ 



') Auch dem Bücherinspektor Jager in Leipzig wurden noch : 
diesem Jahrhundert Freiexemplare zum persönlichen Gebrauch von den J 
Buchhändlern oft Übergeben (Leipz. Akten XLVI, 8Bh), Eine Verpflichtung 1 
hierzu lag jedoch augenscheinlich nicht vor. 

') Leipzig, Rathsarch. Acta XLVI, 125 Vol. II. 

'5 Eb. XLVI, 433. Vol. III. 

*) Dresden, Hauptstaatsarch. III, 14b. Fol. 108 No. 13b. 
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er auf Heiorich 11 zurückzuführen versuchte'). Hierin, wird be- 
hauptet, habe Ludwig XIII im Jahre 1617 die Idee des Depot ge- 
funden und sie zuerst praktisch vcrwerthei*). Nachweislich war 
aber schon durch das Patent Franz' 1 vom 8. December 1537 und 
das folgende vom 17. März 1537') die Abgabe von Pflichtexemplaren 
den BuchfUhrem und Druckern auferlegt worden. Es heisst in 
dem ersteren: 

,. . . ii ces causes, avons tres expresse'ment de'fendu ä tous 
imprimeurs et libraires des villes, universite's, lieux et endroits de 
notre royaume et pays de notre obeissance, que nul d'entre eux ne 
soit si ose ni hardi de mettre ni exposer ea vente en notredit 
royaume, soit en public ni en secrei, ni envoyer ailleurs pour ce 
faire, aucun livre nouvellement imprime par deijä, soit en langue 
latine, grecque, he'brai'que, arabique, chalde'e, itaUenne, espagnole, 
fran^ise, allemande ou autre, soit de ancien ou de moderne auteur, 
de nouveau imprime en quelque caraaere que ce soit, illustre de 



') Als Jahr der Entstehung gab Sp. 1556 an; er starb beiläufig im 

ä) Etienne Blanc, Traite' de la contrefacon. Ed. 4 (Paris 1855) 
S. 136. Eug. Pouiliet, Traite' the'or. et praL de la proprie'te litt. 
(Paris 1875} S. 346. Auch Bericht der Gentralsektion an die belgische 
DeputirtenkammerUber den Pressgesetzentwurf (Benoidt et Descamps, 
Comm. ygblatif de la loi du 22, mars tB86 sur le droit d'auteur, Brux. 1886 
S. 84. Art. 76). [B.] 

^) Ausaihrlich bei Charles Aug. Renouard, Traite des droits 

d'auteurs T. i (Paris 1838) S. 42 ff. Der erwähnte irrthum scheint daher 

entstanden zu sein, dass der Beschiuss des Geheimen Raths vom 16. April 1785, 

welcher die einschlägigen Bestimmungen ausführlich wiedergibt, nur bis 

zu jener Verordnung vom Jahre 1617 zurückgeht. Saugrain, Code de 

la librairie et imprim. de Paris (Paris [744) S. 415 [G.] datirt fälschlich: 

8. Dec. 1536. Das Jahr begann aber damals in Frankreich zu Ostern 

^L oder genauer mit der Osterkerze, welche in dar Vesper des Charsonnabends 

^M geweiht wurde. Dieser Brauch stammte aus dem 13. Jahrhunden und 

^M erhielt sich bis gegen 1563, wo ihn ein Edikt Karls IX beseitigte (s. 

L 
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aanotations, correciioos ou autres choses protiiables ä voir, ea 
({rand ou pecit volume. que premieremeni ils n'aient baille un des 
diis livres volumes ou cahicrs, de quelque scieoce ou profession 
qu'il soii, es-mains de notre ame et feal conseiller et aumöaier 
ordinaire l'abbe de Reclus Mellin de Saint-Gelais ayani la charge 
et garde de notredite Ubrairte eiant en noire ch3teau de Blois' , . . 
Im Ueberireiungsfail wird die Konfiskation der BUcher und eine 
weitere, beliebig zu bemessende Strafe angedroht. Das Patent 
schliesst mit der Bestimmung, da&s im Austande gedruckte BUcher 
dem Bibliothekar vor dem Verkauf auch zur Censur zu libergebea 
seien, ^et si bon lui semble en achetera pour nous aus prix des 
auires'. Hierin gingen also schon Censur- und ßibhothekszwecke 
Hand in Hand. Der Inhalt des Patents vom 17. Mürz 1537 fügte 
wesentlich Neues nicht hinzu. 

Allmählich wurde die Zahl der abzugebenden Exemplare, wie 
anderwärts auch, in die HOhe geschraubt, bis sie im Jahre 16S6 auf 
fünf und 1704 auf acht anlangte'). Letztere waren sowohl von 
Drucken als Kupferstichen zu liefern und zwar: ,Deux Exemplaires 
au Garde de la Biblioiheque de Sa Majesie, un au Garde du Cabtnet 
du ChSteau du Louvre, et un en la Bibliotheque de Monsieur le 
Chancelier, un pour I'Examinateur desdiis Livres, et les trois Exem- 
plaires restans pour la Communaute desdits Libraires et Imprimeurs 
de Paris.' 

Sehr wichtig, heisst es weiterhin, sei es, dass die Censoren 
ein Exemplar erhielten, um jederzeit prüfen zu können, ob 
nicht nach der Censur noch Veränderungen oder Zusätze 
gemacht seien. Wer sich der Abgabe dieses Exemplars entziehe, 
Stande in dem Verdacht, nachträgliche Aenderungen verbergen zu 
wollen. Ferner sei es billig, dass dem Syndikat für Buchhandel 






1) Saugrain a. O. S. 392 tt. gibt e 
gehtirigen Verordnungen. 
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und Buchdruckerei in Paris'), welches die Mühen der Regisirirung, 
der Privilegien, der Ausstellung der Dokumente hierüber und der 
Aufsicht über die in Paris einzuführenden Bücher habe, für seine 
grossen Opfer an Zeit und Kosten eine angemessene Entschädigung 
durch Freiexemplare zu Theil werde. Daher sei die bisher übliche 
Abgabe der in Paris erscheinenden Bücher an das Syndikat auch 
auf die in den Provinzen gedruckten auszudehnen. Diese Bestim- 
mungen wurden durch das Reglement vom 28. Februar 1723 auf- 
recht erhalten, bei Strafe des Verlustes der D rucke rlaubniss, Kon- 
fiskation der Bücher und einer Geldbusse von 1500 Livres. 

Die altere Gesetzgebung kann mit dem Beschluss des Ge- 
heimen Raths vom 16, April [785*) als beendet angesehen werden, 
denn die Bestimmungen des Gesetzes über das Urheberrecht vom 
Jahre 1793, welche zum ersten Male die Verfolgung des Nach- 
drucks von der Hinterlegung zweier Exemplare in der Naüonal- 
bibliothek abhängig machen^), bilden die Grundlage für die fran- 
zösische Pflichtexemplargesetzgebung im laufenden Jahrhundert. 
Das gegenwärtig geltende Gesetz hat die drei Gesichtspunkte der 
staatlichen lieber wachung, der Vermehrung der öffentlichen Samm- 
lungen und des Autorschutzes sehr eigenartig mit einander ver- 
schmolzen. 

Die Verordnungen bis zum Jahre 1785, welche immer ge- 
meinsam auf privilegirte und unprivilegirte Werke sich erstrecken, 
verlangen von jeder Kategorie die gleiche Zahl von Exemplaren, 
wahrend in Deutschland die privilegirten Bücher die höhere Ab- 
gabe traf. In jenem Jahre stieg die Zahl der geforderten Exem- 

') i6i8 errichtet. E,s bestand aus einem Syndikus und vier Bei- 
sitzern; diese wie jener gingen aus den Kreisen der BuchhUndler und 
Buchdrucker durch Wahl hervor und führten im Auftrage des Staates 
die Aufsicht Über die Presse. 

s) RenouHrd a. O. Bd. I. S. 101 ff'. 

') Eb, S, 327: Jautc dt guoi ii m pmirra ein admis m juilice peur la 
foursnilc dis eötilrt/aelntri.' 




plare auf neun, wovon die Nationalbibliothek drei erhielt. Kupfer- 
stiche, Musikwerke und Kanen waren einbegriffen. Zur besseren 
Kontrolle der Ablieferung und in presspolizeihchem Interesse verbot 
man allen Autoren, Herausgebern, Redakteuren u. s. w, ^d'anncmcer, 
sous quelque pretexte que ce puisse etre, aucun ouvrage imprime' 
ou grave', national ou erranger. si ce n"est apres qu'ii aura ete 
annoncd par le Journal des Savans, ou subsidiairement par celui de 
Paris', bei Strafe von loo bis 300 Livres und anderer schwerer 
Ahndung. In den Umwälzungen der Revolution verschwanden 
bald darauf sieben von diesen neun Exemplaren. Die verbleibenden 
zwei werden noch gegenwartig erhoben; nur vorübergehend — in 
dem Zeitraum von 1810 bis 1828 — wurden sie auf fünf weder 
erhöht'}. 

Auch die in Spanien erhobenen Censurexem plare dienten 
einmal diesen Zwecken selbst, dann der Vermehrung öffentlicher 
Sammlungen und der Entschädigung der Aufsichts- und Censur- 
beamten. Schon durch die Verordnung Philipps V vom 26. Juli 1716 
erhielt die Königliche Bibliothek in Madrid ein Recht auf ein 
Exemplar von allem was im Druck erschien;*) dieses Vorrechtes 
geniesst sie noch jelzL Ein Gesetz Karls Ilf vom 14. November 1762 
hob die Geldentschadigung an die Censoren auf und bestimmte, 
daas sie sich mit einem Freiexemplar des censirten Buches als Lohn 
begnügen sollten'). 

Die Abgabe fing auch hier in bescheidenen Grenzen an tind 
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') Vgl auch die Darstellung von Vogel im Scrapeam Jg. 10 
(Leipzig 1S49) ^- 2^9 ff- 

') Jose'Eug. Eguizäbal, Apuntes para una historia de la legislacion 
espaflola sobre imprenta desde e! aiio de 1480 al präsente (Madrid 1879) j 
S. 33. [B.] 

') lö"' mtisi il talario conctdiäo i los cinnrris dt libros por ser exhortitOHU | 
y groBosa, deiiemiii e/ecular el irabaj'a gratuilamtnle, nrnu konraso, bastande n 
B et que le Its diese «n e/etnfilar dil libro.' (EguLZ. S. 17.) 
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erhob sich Qach und nach bis zu der Höhe von neun Freiesem- 
ptarea im Jahre 1830'). Noch 1867 waren es deren sechs'J, 
während gegenwünig drei Exemplare gefordert werden, die aber 
zur Klasse der Schutzexemplare geltören. 

In England war, wie S, 13 berichtet, die Gensur im Jahre 1694 
für immer abgeschafft worden. Von da ab besieht daher kein 
Zusammenhang mehr zwischen diesem Institut und der Abgabe 
von Pflichtexemplaren. Die Censur- gehen vielmehr in Schutz- 
esemplare Über. Wohl aber lässi die Licensiag Act vom Jahre 1662 
fi3 und 14 Gar, II c. 33) jene nahen Beziehungen noch erkennen. 
Das Gesetz war zur Unterdrückung der damals zahlreich auf- 
tauchenden haeretischen und Lästerschriften erlassen. Es befahl 
unter Anderem die Eintragung in das Register der Buchhändler- 
vereinigung. Hiermit war der Rechtsschutz hinsichtlich des un- 
befugten Nachdrucks der regisirirten Bücher verbunden, nicht 
minder aber die Absicht einer wirksameren Kontrolle über neue 
litlerarische Erscheinungen. Von den censirten und registrinea 
Werken wurden fUr die Bibliothek des Königs, welche zu dieser 
Zeit von Günstlingen des Thrones überwacht wurde, sowie die der 



I) Ges. Ferdinands VII v. 12. 7. 1B30, Art. 6; ^Antu di procedersr ä la 
venia te tniragarän in la Ejcribaaia dit Gobitrtm det Omscio, ö in d jkagada 
Per dondi sc huhiere obtenido la licencia, il original con un c/emfilar fiara su 
cBtejo, y airos ocha mos para el PresidaiU, BiMiolecas Reales de la Carle, yuet y 
Cinsur, y si kabitre habida mdt di una, se le riparlird asimumn su tjen^lar, de 
euya entrega se dard rtcibo ai inleresado; le miime st ebstn/arä com lo pie le 
if^rima in la In^renla Real, 4 gtiiin lambitn eotifrinde esie Riglainente,' (Eguiz. 
S. I6S.) 

') Ges. V. 7. 3. 1867. Art. 5: ,Dos heras äales di Jmnirse en eirculacitm 
euat guier imprisa se tniregardn des ijtn^larts en el Gobitmo de la pravincia si 
se pabliease en la eafilal de tlla, Ö en la AUaidia del puebto si >io futse capilal; 
etres dos in el domieilie del yutt de primera iuslancia di imprenta, S en ei del 
JiagadB erdinario rispeelivoBttnle, y otros das al Fiscal di iti^rmta 6 ai dtl 
y^gmU ... (Eguiz. S. 3S4.) 



UniversilBten Oxford und Cambridge, die i 
Autsichl der Kirche standen, im Ganzen dn 



inter der unmittelbaren 
i Exemplare verlangt 'J. 

Sect. 3 bestimmi: ,and be it further ordained and enaaed by 
the amhority aforesaid, thar no private person or persons whatsoever 
shall at any lime hereafter prini, or cause lo be primed, any book 
or pamphlet whatsoever, unless the same book and pamphlet, 
together with all and every the litles, epistles, prefaces, proems, 
preambles, introduciions, tables, dedications, and other matters and 
things therelD annexed, be first entered in the book of the register 
of the Company of the Siaiioners of London, and unless the same 
book and pamphlet shall be first lawfuUy licensed and auihorized 
to be printed by such person and persons only as shall be 
constituied and appoinied to license the same.' 

Seci. [?: , every printer shall reserve three printed copies of 
the best and largest paper of every book, new printed, or reprinted 
by him with additions, and shall before any public vending of the 
said book, take them to the master of the Company of Stationers, 
and deliver them to him for the use . . .' 

ZusBtzUche Bestimmungen traf die Akte 17. Car, II. c. 4 in 
Bezug auf die Frist, innerhalb welcher die Exemplare von Statiooers' 
Company an die Bibliotheken abgeliefert werden mussten, und | 
setzte als Strafe 5 Pfund für jedes nicht hinterlegte Werk fest. ] 
Das Gesetz erlosch zwar schon im Mai des Jahres 1(179, lebte aber 
unter der despotischen Regierung Jakobs II (i. James II. c 17) 
wieder auf und verschwand erst 1694 fUr immer. Die Parlaments- ' 
akte vom Jahre 1709 (8. Anne c. ig) erkannte dann zum ersten J 
Male das Urheberrecht gesetzlich an. 



') John Britton, The rights of literature or an inquiry inio 
policy and justice of the claims of certain public libraries on all the 1 
publishers ... (London 1814) 77 S. [M.]; John J. Lowndes, An hisi. ] 
sketch of the law of Copyright. Ed. 2 (London 1842) S. 19 ü. [G.] 
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Die Akte vom Jahre i662 bezeichnet jedoch nicht denAnfang 
der Abgabe von Censurexemplaren in England. Denn schon i6og 
erhielt dieBodleiana auf Thomas Bodley's Betreiben ein Exemplar 
voQ allen neuen BUchern durch die Buchhandlerinnung; diese 
Abgabe soll längere Zeit pünktlich geleistet worden sein'). Ja 
Edwards gibt an*), dass lange vor Bodley die Censoren schon 
Pflichtexemplare beanspruchten, eine Angabe, die im Hinblick auf 
ähnlich frühe Anfänge der Abgabe in anderen Ländern Zutrauen 
verdient. Durch das S. 14 erwöhnte Dekret der Sternkammer vom 
II. Juli 1637 wurde unter Hinweis auf den Venrag zwischen Bodley 
und der Euchhandlergilde angeordnet, ,that every primer shall 
reserve one book new printed or reprinted by him wiih addiiions, 
and shall, before any public vending of ihe said book, bring ii 10 
the Common Hall of the Company of Stationers, and deliver ii to 
the ofhcer ihereof, to be sent to the Library at Oxford, accordingly, 
upon pain of imprisonment'*). Mit der Auflösung der Stem- 
kammer im Jahre 1641 wurde dieses Dekret hinfällig*). 

In Dänemark wurde zwei Jahre früher als in Preussen durch 
Reskript vom 17. Juli 1697 die Ablieferung von Pflichtexemplaren 
an Bibliotheken zuerst allgemein eingeführt*). Auch hier war 
Frankreich das Vorbild. Während man aber in Preussen mit zwei 
Exemplaren sich begnügte, schloss man sich in dem nordischen 



I) Hudson's Account of the Bodleian Library, printed in Macky's 
Joumey through England (17«) S. 71 ff. (cit. bei Edwards, Mem. of 
Vol. 2. London, Leipzig 1859 S. 584). 

') A. O. S. sBi. 

») Edwards a. O. S. 584. 

') Für die Geschichte des PHichtexempiars in England vergl. auch 
el im Serapeum Jg. 6, S. 347 ff. 

') E. C. Werlauff, Historiske efterrtitninger om det störe Kongelige 
Bibüothek i Kiebenhavn. Udg. 2 (Kieb. [B44) S. 109. [G. u. B.] W. gibt 

lass in einzelnen Fällen Pflichtexemplare schon früher gefordert 
worden seien. 
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Staat enger den Franzosen an und verlangte wie diese fünf, welche 
in der Königlichen Bibiioiliek zu Kopenhagen zu hinterlegen 
warea Bald folgten mehrere verschärfte Wiederholungen dieser 
Verordnung'). Am 25. April 1733*) setzte Christian VI die Zahl 
der Exemplare auf drei herab und die Abgabe ging auf die Buch- 
drucker über, mit der Beschränkung auf Kopenhagen allein, 
halten monatlich dem Polizeichef zwei Verzeichnisse ihrer Druck-^ 
artikel zu liefern, wovon eines die Bibliothek erhielt. Ein Reskript 
vom 10, September 1756,') überwies eines von den drei Exemplaren 
der KOnighchen Kabinetsbiblioihek, Um diese Zeit entzogen sicli- 
die meisten kopenhagener Drucker fast ganz ihrer Verpflichtiu 
Durch königliche Anordnung vom 10, Jantiar 1781*) wurde 1 
Abgabe wieder auf ganz Dänemark, mit Einschluss der Herze 
ihümer Schleswig-Holstein*), ausgedehnt. Kupferstiche waren i 
nun an einbegritTen. Die Ablieferung erfolgte halbjährlich an d 
kopenhagener Bibliothek, die Kosten des Transports wurden t 
den Mitteln der Bibliothek gedeckt. 

Eine Verfügung vom 8. Januar 1783 ermBssigie die Zahl de* 
Exemplare auf zwei, verlangte aber eines davon auf gutem Schreib- 
papier^). Am ig. Januar 1831 wurde den Druckern die Verpflichtung) 
abgenommen und wieder wie früher auf die Verleger UberJ 
tragen'). Die nächste Verfügung ist dann die noch geltende voi 
20. Januar 1832*). 



') Keskr. vom i. April 1701 und 21. Mai 1703. 

ä) WerJauff a. O, S. 141- 

•) Eb. S. 178. 

•) Eb. S. IJ3. — Ghronol. Sammlung der Verordn. u. Verfüg, fUr I 
tlie Herz. Scblesw.-Holst. f. 1781. S. i ff. [ü.] 

') Verf. vom 19. Jan. 1781. 

,',',', ■•) Werlauff a. O. S. 233, — Ghronol. Samml S. i. 

, „, ') Werlauff a. O. S. 2B9. 

') Uebers. findet sich bei Vogel im Serapeum Jg. 10. S. 296, 
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Die Universitätsbibliothek in Kopenhagen, der schon 
durch Rcsitript vom 14. December 1753') ein Exemplar von den in 
der Hauptstadt erscheinenden Werken zuertheilt worden, wurde 
durch die Verordnungen von 1821 und 1832 der Königlichen 
Bibliothek hinsichtlich des Rechtes auf Pflichtexemplare gleich- 
gestellt. 

Die Universitätsbibliothek in Kiel bezog nach dem Patent 
vom [8. Mai 1822 ein Exemplar von allem, was in den Herzog- 
ihUmem von privilegirten Buchdruckereien oder Buchhaodlungeti 
gedruckt oder verlegt wurde*). 

2. Die Privilegien. 
Eine weitere Quelle der Abgabe von Pflichtexemplaren, neben 
der BUcherceosur und den Bibliotheken, bildeten die landesherr- 
lichen Privilegien gegen den Nachdruck. Während aber die Censur 
und die Buchersammlungen die Abgabe von allen neu erschei- 
nenden Werken verlangten, beschrankte sich die Forderung der 
Privilegien naturgemBss auf diejenigen Werke, welchen ihr Schutz 
zu Theil wurde. In noch ausschli esslicherer Weise als die Prä- 
ventivcensur sind die Privilegien zum Schutz des Urheberrechts 
eine Gefolgschaft der Buchdruckerkunst, da nicht bekannt ist, dass 
in der Handschriftenzeit Einrichtungen bestanden haben, welche 
den Zweck verfolgten, dem Autor eine ausschliessliche ßefugniss 
zur Vervielfältigung seiner Schrift zu sichern. In dem Statut der 
Universität Paris vom Jahre 1323') wurde den Staiionarii sogar zur 
Pflicht gemacht, in ihren Besitz übergegangene Werke Anderen 



') Kongelige Rescripter, Resoiutioner og Co 
L. Fogtman. Deel 5. Bd. r (Kieb. 1787) S. 486 [G.] 
*) Chronol. Samml. . . . S. 88. 

') Chevillier a. O. S. 307 .Null«! statienariu 
atiati tham valetiH pir illud aliud ixcmplar faccri dun, 
suffieiins expenat tl saHs/atiat secundutn (rrdinalwntst unh 
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welche Abschriften zu nehmen wünschten, gegen gehöriges Unter- 
pfand und Entgelt zu überlassen. 

Erst die Buchdruclterkunst gab dem Verfasser, Uebersetzer 
oder Herausgeber das Mittel, mit verhäUnissmässig geringen Kosten 
in zahlreichen Exemplaren eine Schrift vervielfahigenzu lassen und 
Gewinn daraus zu ziehen, entweder durch Betreiben von Druck 
und Verkauf auf eigene Rechnung oder durch Ueberiragung dieses 
Geschäfts an besondere Unternehmer gegen feste Entschädigung. 
Dieser Aussicht auf Gewinn trat jedoch das Bestreben, das gedruckte 
Werk eines Andern typographisch nachzubilden und sich die 
gleichen Vorlheile des Umernehmens anzueignen wie dessen recht- 
mässiger Besitzer, sehr bald hemmend entgegen. Die moralische 
Verurtheilung des Nachdrucks, wie sie in den bekannten Anklagen 
Luthers') und Erasmus") z, B. noch erhalten ist, half wenig. 
Es mangelte vielfach noch an dem Bewusstsein der unerlaubten 
Handlung, zumal sie aus den allgemeinen Rechtsprinzipien nicht 
hervorging. Abhilfe war daher nur möglich in zweierlei Form; 
durch allgemeine Schutzgesetze oder durch Verleihung des be- 
sonderen Rechtes an den Eigenthümer eines Werkes zur aus- 
schhesslichen Vervverthung desselben. Es lag nahe, zunächst dieser 
letzteren Form, dem Eingreifen von Fall zu Fall, vor der ersteren 
den Vorzug zu geben, da ja ausreichende Erfahrungen noch völlig 
mangelten, woran ein gesetzgeberischer Akt von allgemeinerer 
Tragweite hätte anknüpfen können. So trat die Hilfe in der Ge- 
stalt von Privilegien gegen den Nachdruck ein. 

Unmittelbar nach Einführung der Buchdruckerkunst scheinen 
Verlagsprivilegien noch nicht Üblich gewesen zu sein. Das von 
Panzer'J miigetheilte vom Jahre 1469 ist, wie schon R. Kloster- 
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') Kapp a. O. S. ^n- 

») Erasmi opp. T. j p. i <Lugd. 1703) S, 707 (Brief an Pirkheimer). | 

') Anna!, typ. III (Norimb. 1795) N. i. S. 62 (f. 
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mann erkannte'), ein Privileg zum ausschliesslichen Betriebe der 
Buchdruckericunst in Venedig. Hiernach bleibt noch immer das 
von Putter") angegebene, unter dem 3. Januar 1491 von der Re- 
publik Venedig dem Petrus von Ravenna für den „Phönix" enheilte 
als das aheste, dem Wortlaut nach bekannte, übrig. Eine be- 
stimmte Geltungsdauer ist darin nicht angegeben*J. Die veneria- 
nischen Privilegien Überwiegen Anfangs an Zahl*). Aus der Zeit 
bis zum Schlüsse des Jahrhunderts sind deren eine grössere Menge 
bekannt*). Vom Jahre 1506 findet sich auch ein päbstliches 
Privilegium^), während das älteste bekannte französische das von 
Chevillier') genannte ist, welches Ludwig XII Antoine Verard 
für den Druck der Briefe des Apostels Paulus bewilligte (1507). In 
England erhielt 1518 der Hof buchdr ucker Heinrichs VIII Richard 
Pynson das erste Privilegium für die , Oratio Richardi Pacei in 
pace nuperrime composita' auf 3 Jahre*}. 



') Das geistige Eigenthum Bd. i (Berlin 1867) 5. 41. 

') Beyträge zum teutschen Staats- und FUrstenrechte (Göttingen 1777) 
S. 252. 

') Vergl. Joh. Steph. PUtter, BUchemachdruck (Göttingen 1774I 
S. 22 ff. und C G. Rössig, Handb. des Buchhandelsrechts (Leipzig 1804) 
S. 136 ff. — Nach. Hain No. 3845 wurde das Breviarium Herbipolense 
bereits I479 mit einem Privilegium des Bischöfe Rudolf von WUrzburg 
gedruckt Der Worüaui wird jedoch von H, nicht mitgetheilt. 

') In 5000 vom Kollegen Dr. C. Molitor geiegendich einer anderen 
Arbeit durchgesehenen Nummern von Hain's Repertorium fanden sich, 
wie er mir privatim miitheilt, 26 als privilegirt ausdrücklich bezeichnete 
Werke, wovon so auf Venedig kommen. Ein bestimmter Schluss zu 
Gunsten der Häufigkeit der venetianischen Privilegien bt aber insofern 
gewagt, als der erfolgten Privilegirung wahrscheinlich nicht immer im 
Buche Erwähnung geschah. Diese Privilegien erstrecken sich, soweit 
eine bestimmte Geltungsdauer überhaupt genannt ist, auf die Zeit von 
3 Jahren, zuweilen auch auf 6 Jahre [Hain No. 1326] und weniger. 

?) Vgl. Hain No, 267. 805. 927. 1509. 1657. 1659. "35- "82. 1343. 



24S9. 2468. 2820. 
') PUicer 
>) A. O. S 



2985. 2987. 36: 
B. N. S. 23. 



. 362;. 3623. 4688. 5083. 5 



, Typogr. aniiquit. Vol. 2 (London i8iz) 



Die deutschen Privilegien sind theils vom Kaiser bezw, dem 
Reich sregimeni, iheils von den Terriiorialherrschaften ausg^angen. 
Das frUhesie sicher verbürgte rUhn vom Reichsregimeni zu Nürn- 
berg her, wahrend die von Rössig und Anderen aus früherer Zdt 
(1490 und 1408) genannten zweifelhaft sind. Es bezieht sich auf 
die von Conrad Celles 1501 herausgegebenen Werke der Hroswiiha von 
Gaodersheim. Vom Kaiser selbst ertheilte Privilegien sind erst 
vom Jahre 1510 ab bekannt, wo ein solches an Johann Schott für 
die von ihm gedruckte ,Lectura aurea semper Domini abbatis 
antiqui super quinque libris decretalium' verliehen wurde'}. Voa 
weltlichen Reichsfürsten kennt man Privilegien von 1518 ab*); in 
diesem Jahre wurde auch von der Stadt Leipzig'), 1538 von Bres- 
lau*) ein Verlagsprivilegium verliehen. 

Inhaber von Privilegien konnten sowohl Verfasser als Verleger 
und Drucker werden, und zwar wurde der Schutz in der Form 
von General Privilegien, d. h. der Ausdehnung desselben auf alle 
von dem Privileginen verlegten und gedruckten Werke oder in 
der üblicheren der Privilegirung für ein bestimmtes Werk oder 
eine Reihe näher benannter Werke verliehen. Die kaiserlichen 
Privilegien galten in Deutschland bis gegen das iS. Jahrhundert 
hin durch das ganze Reich, auch die österreichischen Erblande, 
wenn nicht wie in dem des Conrad Celles für die Werke der 
Hroswiiha ausdrücklich eine engere Grenze gezogen war. Die von 
den Territorialherrsc haften ertheilten Privilegien galten zwar nur 
für das betrefTende Land, erlangten aber, wie die kursüchsischen, 
später zuweilen eine grosse Bedeutung. 



') Gottfr. D. Hoffmann, Von d. alt. Kayserl. u. Landesherrl. 
BUcherdruck- oder Verlag-Privii. (o. O. 1777) S. 16— iB. [T.] 
') Hoffmann a. O. S. 45-50. - Rössig a. O. S. 14'- 
') O. Wächter, Verlagsrecht Hälfte 1 (Stuitgan 1857)8. lO.Anm. 15 
') Kirchhoff im Archiv f. G. d. B. V. S. 166. 



Man verlieh Privilegien auf i bis manchmal 15 oder 20, ge- 
wöhnlich jedoch auf 10 oder 6 Jahre. Eine Veriängerung lier 
Schutzfrist durch Erneuerung des abgelaufenen Privilegiums war 
meist möglich und auch gebrauchlich. In Kursachsen musste die 
Erneuerung wahrend des 17. und iheilweise 18. Jahrhunderts auch 
bei jedem Regierungswechsel nachgesucht werden. Die Höhe der 
in den Privilegien festgesetzten Strafen war eine wechselnde. 
Meist war die Bestimmung getrofl'en, dass die Strafsumme zur 
einen Hälfte dem Privilegirten , zur anderen dem Staat zufallen 
sollte, auch der Verlust der Bücher oder bei pabsilichen Privilegien 
die Exkommunikation wurden verhängt. FUr die gehörige Bekannt- 
machung der Privilegien war durch eine Reihe von Vorschriften 
gesorgt. Hierher gehörten die Insinuirung und das Gebot des Ab- 
drucks im Werke, deren Unterlassung noch in dem Patent Franz' I 
vom 10. Februar 1746 mit dem Verlust von Werk und Privilegium 
bedroht wurden. Statt des Abdruckes des Privilegienteätes im 
Werk wurde auch wohl nur auf das Tiielblan gesetzt „mit Kaiser- 
licher Freiheil", „cum gratia et privilegio", „mit Churflirstlicher 
Pfaltz ünad und Freyheil" „mit Churf. G. zu Sachsen Be- 
freiung" u. s. f. Zuweilen lag hierbei betrügerische Absicht vor'), 
zuweilen der Umstand, dass das Privilegium beim Druck des 
Buches noch nicht ausgewirkt war^). Die Insinuirung geschah in 
der Art, dass den Buchhändlern der Text des Privilegiums im 
Rathhause verlesen wurde, oder erfolgte — in späterer Zeit — 
durch Notare in den Geschäftslokalen der Buchhändler^). 



') Vgl. das S. 16 erwähnte kais. Mandat vom 15. März 1608. 

') Auch wohl in höhnender Absicht erscheint der Privilegirungs- 
vermerk auf dem Titelblatt, wie in der scharfen Satire auf das Mönchthum 
,Renversement de la morale chretienne par les desordres du Monachisme . . . 
avec Privilege d'Innocent XI.' (0. O. u. J.) [G.] 

») Weitere Aufschlüsse über das Priviiegienwesen s. bei Lewis in 
Kapp 's Gesch. d. D. B. S. 736 fl*., sowie in Job. Jac. Moser, teutsch. 




Als Gegenleistung fUr den Schutz wurde höufig der Gebrauch 
eines guten, weissen Papiers, guter Lettern und „tleissiger Correc- 
lores" zur Bedingung gemacht, ziemlich regelmassig aber die Liefe- 
rung von Freiexemplaren als Bedingung in den Text des Privi- 
legiums aufgenommen. Wie jedoch die Geschichte des deutschen 
Buchhandels vor 156g, dem Jahre der Einsetzung der Bücherkom- 
mission in Frankfurt durch MasimiÜan 11 und des Beginns der 
frankfurter Akten, vielfach dunkel ist, so ist auch die Abgabe der 
Pflichtexemplare vor dieser Zeil in den meisten Punkten unauf- 
geklärt. Ein dem frankfurter Rath unterbreitetes Gutachten vom 
3. Februar 1696'] gibt an, dass vor 1569 die Kaiser entweder einen 
Privatmann oder auch den Rath beauftragt hatten, von den Buch- 
händlern die bei Ertheilung der kaiserlichen Privilegien ausbe- 
dungenen Exemplare einzufordern und nach Wien zu schicken. 
Auch habe man wohl den Buchhändlern selber die Sorge für die 
Uebermittelung an die Hofburg überlassen. Eine bestimmtere 
Nachricht, wie es damit gehalten, sei nicht vorhanden. Dass schon 
vor 1569 Freiexemplare in den Privilegien ausbedungen worden, 
lässt sich aus diesen seibst bestimmt nachweisen; nur die ähestea 
Privilegien kennen diese Abgabe noch nicht. 

In Bezug auf die Zahl der zu fordernden Exemplare schwankte 
man anfangUch, wie die kaiserlichen Massregeln unmittelbar nach 
Einsetzung der Bücherkommission lehren. So verlangt ein im 
Jahre 1560 den Erben des kölner Buchdruckers Johannes Quentel 
ertheiltes kaiserhches Privilegium ,ex singulis editionlbus ad mini- 
mum duo exemplaria ad Imperialem nostram cancellariam latioam 
quam primum suis sumptibus' *J. Dagegen ordnet der kaiserliche 



Staatsrecht Th. 3 (Franckfurt u. Leipzig 1740) S. 148 Ü'. u. Th. 5 [Leipzig 
u. Ebersdorf (742) S, 4^9 ff. und in den genannten Schriften von PUtter, 
G. D. Hoffmann u. Rössig. 

I) Franktiirt, Stadtarch. I. Akten d. B.-J. Bd. 5. Bl. »3—211. 

') Eb. Bd. 1. Bl. 84, 



Erlass vom i. August 1569') aa den frankfuner Rath, welcher die 
BUcherkommission einsetzt, am „Wir befehlen Euch die Privilegien 
zu erfordern und fleissig zu besichtigen .... Da aber einer oder 
mehr aul's bemelten buechtruckern und handlern also sein priui- 
legium einzwer alfsgleich fürlegen oder aber jn mangel desselben 
auf negstkunft'tige mess fürzulegen verpurgen vnd anheissig werden 
würde, den oder dieselben wollen! daneben zw glaubhafftiger be- 
schainung vnd anzaig wievill er exemplaria, weme oder wan ere 
die zw unser Kays. Canzley vberschickei, anhalten, oder aber also- 
gleich souill derselben exemplaria zuhanden nemen auf wieuill jar 
ir dafs aulsbracht priuilegium gestellet befinden werdent, vnd solche 
ebenmessiger gestalt zw vilberuenen vnnser Reichs Canzley vber- 
senden. Dan schliefslich solche procefs vnd Ordnung mit den neu 
ausgangnen Buechern vnd vberschickung dero anzall excmplariea 
hinfUro von messen zw Messen alfs fümemen, halten vnd in Vnserm 
namen den buechhendlern vnd truckern auch zuhalten vnd sich 
Selbsten vor schaden zu hUtten verkünden". Während also hierin 
die Zahl der zu liefernden Exemplare von der Zeitdauer der Privi- 
legien abhängig gemacht wurde, forderte der Kaiser in dem Erlass 
vom I. März 1570*), dass der Rath von denjenigen, so die deter- 
minirle Anzahl Exemplaria zur Reichshofkanzlei nicht überschickt 
hätten, „zum wenigsten derselben fünf" sogleich nehmen sollte, 
eine Zahl, die später weiter ermässigt wurde. Als KontroUmiitel 
dienten unter Anderem augenscheinlich die Verl agsk atalog e und 
Messplakate, womit die Akten über die Bücherkommission im 
wiener Archiv beginnen*). 

Dass die Hofbibliothek in Wien um diese Zeit schon Pflicht- 
exemplare erhalten habe, ist wahrscheinlich, aber es wird dies mehr 
auf einem ungeregelten Brauch, als einem festen Anrecht beruht 



I) Eb. B!. S4. 
i) Eb. 81. 31. 
") Kapp a. O. S. 615. 
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haben. Darauf weisen die Vorschlage Kin, welche der kaiserliche 

Hofbibliothekar Hugo Biotius unter detn 8. September 1579 zur 
Vermehrung und besseren Einrichtung der Hofbibliothek dem 
Kaiser Überreichte. Denn ein Theü dieser Denkschrift haDdelte 
von den Mitteln, wie die Biblioihek ohne Auslagen durch sorg- 
ftltige Ueberwachung der Pflichtexemplar- Abgabe, welche als eine 
lange bestehende Massregel ausdrücklich bezeichnet wurde, zu 
vermehren sei'). Und in einem gleich darauf, am it. September, 
an den kaiserlichen Kammerpräsidenten Freiherrn von Alihan ße- ' 
richteten Schreiben Biotius', worin er diesen um Unterstützung der 
Angelegenheit ersucht, bittet er des Naheren, der BibUothek von 
den eingelieferten Pflichtexemplaren eines jeden Druckwerkes das 
vierte zu überlassen'^. 

Der nächste Erfolg dieser Anträge war jedoch nur die Aus- 
setzung des kaiserlichen Entschlusses bis auf Weiieres. Es scheint 
die Bibliothek nur sehen bedacht, die Ablieferung überhaupt um 
diese Zeit ins Stocken gerathen zu sein. Die frankfurter Akten ge- 
denken ihrer längere Zeit nicht. Ein Schreiben Rudolfs II an den 1 
Rath vom 23. März 1579, worin er Bezug nimmt auf die Erlasse I 
Maximilians vom Jahre [5Ö9 und 1570 und seinen Kammerfiskal- 
prokurator Dr. Johann Vest zum Bücherkommissar einsetzt, er- 
wähnt der Pflichtexemplare mit keinem Wort. Erst am 30. März 1596 , 
wird Vest beauftragt, die Inhaber eines Privilegiums zu befragen, 1 
ob sie dem Kaiser etliche Exemplare auf ihre Kosten, auch wann, 
wieviel und durch wen zugeschickt hätten, und ein Verzeichniss 



1) Ig. Fr. V. Mosel, Gesch. d. Hofbibl. zu Wien (Wien 1B35) S. 43 
fuhrt den Titel dieser interessanten, 24 Folioseiten umfassenden Handschrift ] 
an: ^De magnis ornnmentis et commodis, nullo, vel exiguo Sacrao Caesareae 
Majestatis sumtu Dibtiothecae imperatoriae adhibendis, Hugonb Blotü, 1 
ejusdem Kibüothecae praefecti, Consilium, animo venerabundo Sac. Caes. J 
Mali exhibitum 8. Septemb. 1579.' 

2) Mosel a. O. S. 44. 



solcher Bücher mit den Namen der Drucker und Buchhändler ein- 
zusenden '). 

Das siebenzehnte Jahrhundert bringt dann die S, lö erwähnte 
Ausdehnung der Abgabe auch auf nichtprivilegirte Werke. In 
dem bezüglichen Erlass Rudolfs 11 vom 15. März 1608 befiehlt er 
der neu ernannten Bucherkommission, auch von allen privi- 
legirten Werken, alten und neuen, davon die schuldigen 
Exemplaria noch nicht geliefert, unverzüglich solche gegen ein 
Recepisse einzufordern, ihm zu überschicken, und das hiafort von 
Messe zu Messe zu wiederholen. Allein die Verschärfung und Er- 
weiterung der Massregel und der Widerspruch, welchen diese in 
den verpflichteten Kreisen hervorrief, bewirkten das Gegentheil des 
Beabsichtigten, Denn Matthias beklagt sich am 28. Juli 1617 biller 
darüber"), dass von so vielen Büchern, die nicht bloss auf der 
Messe in Frankfurt verhandelt würden, sondern auch im Mess- 
katalog ständen, die Exemplare nicht nach Wien gelangten. Von 
allen Büchern, die unter kaiserlichem General- oder Spezialprivl- 
legium in den vertlossenen Jahren erschienen, sollten die gewöhn- 
lichen drei Exemplare, wenn es auch schon die patres societaiis 
Jesu, so mit Generalprivilegüs versehen, betreffen sollte, von der 
ßUcherkommission unfehlbarlich abgefordert und der Reichshof- 
kanzlei iibersandt werden. Auch die alteren Kataloge sollten durch- 
gegangen, die rückständigen Artikel eingezogen und im Weigerungs- 
falle die Bücher mit Beschlag belegt werden. Das S. 17 erwähnte 
Patent Ferdinands 11 vom 26. August 1624, welches zum ersten Male 
ausdrücklich ein Exemplar für die Hofbibliothek verlangte, und 
zwar von allen Büchern, priviiegirt oder nichtprivilegirt, erhöhte 
damit die Abgabe von privilegirten Büchern von 3 auf 4 Exemplare, 

In diesem Zeitraum erfolgten zahlreiche Mahnungen der Hof- 
burg wegen nicht gelieferter Exemplare. So am 21. August 1625, 
. Bl. s8. 
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) Frankf. Akten Bd. 1 
■■) Eb. Bl. 216 
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26. April 1629, 18. Juni 1638, iq. Okiober 16^^ und 16. März 1650." 
Dieser kiztere Befehl forderte, dass alle und [ede Buchhändler und 
Buchdrucker, so der Patres sodeiaiis Jesu Bücher und Anderer, die 
mit Generalprivilegiis versehen sind, zu Frankfurt verkaufen, 
jedem neugedruckien privileginen Buch fünf, von allen neuen un 
privileginen Büchern wenigstens ein Exemplar, sammi AblCsuDj 
der Vektur, abliefern sollten'). In Bezug auf die Exemplare 
Spezial Privilegien verblieb es vorlaufig bei der früheren Zahl^ 
Auch in dem Erlass Ferdinands III vom 9. März 1654*) wurdei 
deren nur vier geforden. 

Die nächsten Jahre sind wiederum reich an Mahnungen wegel 
nicht gelieferter Exemplare. Fast in jedem Jahre begegnen ■ 
einer der immer in derselben Tonan ausklingenden kaiserlichen 
Drohungen; solche ergingen am 4. September 1655, n. April 1656, 
7. Augusi 1658, 24. März i(")6o, 30. März 1661 und 6. September 1661. 
Ein gutes Kontroll mittel war der Messkatalog, sowohl in 1 
auf die „ärgerlichen Famosschriften und Pasquille" als die Pflichn 
exemplare. Auf seine frühzeitige und möglichst vollständige Zi» 
sammenstellung waren die Ueberwachungsbehörden daher 
bedacht. Wiederholt sei die Verordnung erlassen, heisst es in dem 
Patent an die Buchdrucker und Buchführer vom 11, September i66o*)ji 
„dass zu Beförderung dels Messentlichen Bücher Catalogi, alle 1 
jede Tituli Librorum, so demselben zu inseriren, bey rechter Zd 
zur Cantztey eingeliefert werden solren, dafs dennoch deme weoira 
Folge geleistet, sondern die Einlieferung der Titulorum also spatt 
erfolget, dafs der Truck vnd pubiication besagten Catalogi in diefl 
zweyte Mefswoch verschoben werden müssen, wodurch nichts 
allein das Kays. Commissariat in Einsamblung dereafl 



'} Frankf. Akten ßd. 
ä) Eb. Bl. 173. 174. 
i) Eb. Bl. 176. 

') Eb. Bd. 3- 
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zur Kays. Bibliothec behörigen Bücher, sondern auch mSa- 
niglich, denen daran gelegen, fürnehmlich die Gelehrten, merck- 
lichen behindert vnd vffgehahen werden." Die Titel, heisst es 
weiterhin, sollten allemal am Mittwoch der ersten Messwoche zur 
Kanzlei eingeliefert, später keine solche mehr angenommen und 
die Säumigen nach Befinden bestraft werden. 

Zu weiterer Sicherung der vollständigen Ablieferung verlangte 
der Kaiser am 4. März rööa'), dass vor Beginn des Messgeschäftes 
ein ausführliches Verzeichniss der mitgebrachten neuen Bücher'), 
„es führe der Buchhändler solche fUr sich oder kommissions- 
weise", und vor Ablauf der ersten Messwoche die schuldigen 
Exemplare wohl koUationin und ohne Mängel dem Bücher- 
kommissariat überreicht wurden. Und wer sich darin säumig zeige, 
solle in der nächstfolgenden Woche diese Gebühr in duplo ent- 
richten und der Exekution unterworfen sein, die verschwiegenen 
neuen Bücher aber, wo und in wessen Laden sie gefunden würden, 
ipso faao dem kaiserliehen Fiskus anheimfallen. 

In einer fruchtlosen Eingabe vom 8. April i66aS) suchen die 
„sömmtlichen Buchhändler des heiligen Römischen Reiches" den 
Kaiser zur Zurücknahme der in diesem und anderen Punkten ihnen 
auferlegten Beschränkungen zu veranlassen, Sie geben darin an, 
dass die Bücherkommission von allem, was sie drucken lassen und 
in die Messe mitbringen, ein Exemplar für die Kaiserliche Biblio- 
thek, von allen privileginen Werken vier Exemplare von ihnen 
fordere, dass sie die Fracht bis Wien und zwar für jeden. Centner 
20 fl. hinterlegen müssen, während der Transport sich weil billiger 
bewerksteUigen lassen würde. Das Verlangen, ein Verzeichniss der 
in die Messe mitgebrachten Bücher vor Eröfl'nung ihres Ladens 



1) Frankf. Akten Bd. 3- Bl- 227- (Gedrucktes Patent.) 
') Diese Forderung tauchte zum ersten Mal in dem mehrerwähnten 
Mandat vom 15. März 1608 auf. 

>) Frankf. Akten Bd. 3. Bl. 134. 



und die schuldigen Exemplare vor Ablauf der ersten Messwod! 
zu überreichen, sei unerfüllbar. Denn die Bücher seien zu i 
Zeit oft noch nicht zur Stelle, ja oft noch unter der Presse, 
sie erhielten sie dann selber erst in der letzten Messwoche. WenaJ 
der Kaiser auf diesen Forderungen bestünde, so hätten die aus- 
wärtigen Buchführer gedroht, lieher den Messbesuch ganz auf-'B 
zugeben, als sich zu fügen. 

In den achtzehn Jahren der Amtsführung des gewaltthatigsi« 
aller Bücher koramissare, des dem Trunk ergebenen Georg Friedrid 
Sperling, der schon 1661 Adjunkt des Bücherkommissars Hornig 
geworden und 1667 an dessen Stelle getreten war, hatten diu 
Buchhändler jedoch eine Milderung dieser Beschränkungen nichd 
zu erwarten. Vielmehr mussten sie 1678 sich beim Rath beklagen*) 
„dass zufolge eines kaiserlichen Reskriptes*) von privilegirten \ 
UQprivilegirten Büchern ein Exemplar mehr, folglich von unprivi-J 
legirten zwei, von privilegirten fünf Exemplare gefordert würden''.^ 
Es war dies eben das Exemplar, welches Mainz von allem, 
gedruckt wurde, beanspruchte und welches daher die Abgabe ^ 
beiderlei Art Werken um ein Exemplar erhöhte. Doch scheix 
diese seit Jahren schon gestellte Forderung auch jetzt noch imm 
heftigen Widerstand gefunden zu haben. Denn in einem . 
schreiben des üeneralliskals von Emmerich und des BUcher^J 
kommissars Kaspar VoUmar*) an die Buchhändler vom Jahre 168^ 
heisst es, dass von vielen Jahren her die Lieferung der Exem-J 
plare gar schlecht observiret, und solche allein von geringen i 
kleinen Autoribus, von hauptsächlichen Büchern aber nicht | 
schehe, und diese „zu dem Ende ganz dolose aus dem Catalogt 
gelassen würden". Ferner sei auch der Vorschrift, ein Verzeichnis? 
der Bücher vor Oeffnung des Ladens beizubringen, nicht nachj 



') Frankf. Akten Bd. *. BL aB8. 

*) v. 7. Aug. 1677 an Sperling (Akten Bd. 4. Bl. 187). 

') Nachfolger Sperlings (Akten Bd. 5. ßl. 59). 
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gdcbei. In demselben Jahre folgte noch eine kaiserliche Ermahnung 
in Gestalt eines gedruckten Paienies'), welches in Bezug auf den 
hier behandelten Gegenstand im Wesenilichen die Bestimmungen 
des Erlasses vom 4, März 1D62 wiederholte. Eine Strafe von sechs 
Mark löthigen Goldes wurde, wie schon in dem alteren Befehl, für 
j'eden U ehe rtretungs fall darin festgesetzt. 

Die Ausfuhrung der in einem späteren Erlass des Kaisers an 
den Rath gestellten Forderung, der Messkatalog solle vor der 
Drucklegung dem Bücherkommissariat vorgezeigt und von ihm 
approbirt werden*), sucht der Bath in einer ausnahmsweise ent- 
schiedenen Gegenvorstellung mit dem Hinweis darauf abzuwenden, 
„dass er weit über Manns Gedenken in undisputirl jeher und un- 
zweifelhafter possessione vel quasi hunc nundinalem caialogum 
coUigendi conscribendi et promulgandi begriffen sei, und wenn 
wider alles Verhoffen Kaiser!. Majestät Bücherkommissarius anders 
zu beharren sich etwa anmassen und unterstehen würde, solches 
nicht allein unter den BuchhändJeni viel Nachdenkens verursachen, 
sondern auch des heil. Rom. Reichs evangelische Kurfürsten. Fürsten 
undSiände sich höchlich beschweren und in die widerrechtliche Neue- 
rung im Geringsten nicht einwilligen würden". Nur mit Hilfe des 
Corpus Evangelicorum, dessen Intervention er angerufen, und durch 
eine schleunige Anweisung an die Buchhändler, die Titel zum 
Katalog schneller einzuliefern, gelang es dem Rath, diesen Angritf 
auf seine Redaktionsrechte abzuschlagen, der später mehrmals noch 
wiederholt wurde. 

Auch auf andere Minel sann die Bücherkoinmission, um zu 
ihrem Ziel zu gelangen. So verlangte sie am i. Mai i6g6 vom 
Kaiser, dass er die Holländer, die besonders lässig in der Abliefe- 

1) Eb. Bl. 78. 

') 25. Okt. 1685 (Eb, Bl. 83). Mit diesem Anspruch war der Kaiser 
ersten Mal in dem Mandat vom 6. Sept. 1661 hervorgetreten, (Frankf, 
Akten Bd. 3. Bl. 201). 

5* 




rung der Exemplare sich zeigten und längst durch ihre Nicht-S 
benutzung des Messkaialogs das Missfallen der Kommission erregt! 
hatten, wenn sie, wie gewöhnlich, zu Wasser nach Frankfurt 
kamen, vom Kurfürsten von Mainz anhalten und nichtgelieferte 
Exemplare ihnen abpfänden lassen möchte'), da in Frankfurt die 
Exekution auf Schwierigkeilen stiesse. 

Um diese Zeit entstanden wieder heftige Kompetenzstreitig- 
keiten zwischen Rath und Bucherkommission. Ein kaiserliches I 
Schreiben vom 20. September lögg^) tadelte den Rath in scharfen I 
Worten, dass er durch sein hinzögerndes Verhalten es dahin -l 
brächte, „dass die Messe meist zu Ende ginge, ohne dass die inl 
Privilegien Sachen dem Kaiser privative zustehende cognitio und I 
gebührende execuiion vorgenommen werden könnte. Der Radt« 
hatte mit starker Hand der Kommission Beistand zu leisten, ohnsfl 
den geringsten Anspruch auf Einrede in diesen Dingen." Ausfl 
dem vom Rath hierauf von dem Buchhändler Zunner in Frankfurt I 
eingeforderten Bericht geht hervor*), dass um diese Zeit voiifl 
privilegirten Werken sieben Exemplare gefordert wurdeaJ 
davon 5 ftlr den kaiserüchen Hof, j für Kurmainz und 1 für der 
kaiserlichen Bücherkommissar, und zwar ohne Unterschied desl 
Werthes der privilegirten Werke. Von allen in den MesskatalogJ 
aufgenommenen, grossen oder kleinen unprivilegirten WerkenJ 
waren dagegen zwei Exemplare abzugeben, eines für den KaiseTfl 
das andere für Kurmainz. „Was in dem Catalogo sonst nicht ge-] 
standen — sagt Zunner in einem weiteren Bericht^) — hat mao] 
auch nicht gegeben, allein seither kunzen Jahren haben sie 1 
vermög hierinnen ergangener Kays. Mandaten par force erzwingeafl 
wollen; so doch bifs dato nicht ins Werck gerichtet werden können.'^ 



') Kapp a. O. S. 7'?. 

') Frankf. Akten Bd. ;■ Bl. a 

") Ebenda Bl. 163. 

•3 Eb. B). 197. 



Die Frage des Rathes, ob eine Designation der neuen Bücher vor 
Eröfünung der Läden noch begehrt würde, beantwortet Zunner 
dahin, es sei seines Wissen zwar in einem angeschlagenen Edikt 
befohlen worden, aber die Buchhändler seien bis dato nicht dazu 
angehahen worden. Die Uebersendungskosten hatten auch jetzt 
die Buchhändler im Voraus zu entrichten, nur für das Exemplar 
von unprivilegirten Werken für Mainz wurden Frachtspesen nicht 
erhoben. 

Um 1722 war die Abgabe von unprivilegirten Werken, gleich- 
gihig ob sie im Messkatalog standen oder nicht, von der Bücher- 
kommission auf drei Exemplare erhöht worden, was zu dem 
schon S. 23 berührten Konflikte mit den leipziger Buchhändlern 
fQhrte. Auf kaiserliche Mandate ist diese erhöhte Forderung 
augenscheinlich nicht zurück fUhrbar, die Akten bieten keinerlei 
Anhalt dafür. Für eines dieser drei Exemplare war die Fracht 
nach Wien mit 3 Batzen pro Pfund zu enirichten. Die ßücher- 
komraission, klagen die Buchhändler, hätte sich zwar wegen dieser 
Verlangen auf einen kaiserlichen Befehl berufen, den sie aber im 
Original noch nicht gesehen; auch ihnen zugemuthet, vor Notar 
und Zeugen ihre Bereitwilligkeit zur Lieferung der Exemplare zu 
erklaren; aber ehe sie darein willigten, würden sie lieber den Besuch 
der Messe einstellen und ihre Laden aufgeben'). Erst das kaiser- 
liche Patent vom 10. Februar 174Ö machte „das bisherige Her- 
kommen" zu einer gesetzlich begründeten Forderung*). Es heisst 
darin: „Befehlen dahero Septimo, dem bisherigen Herkommen ge- 
mäfs von denen privilegirten oder neu aufgelegten, auch mittelst 
erlangter Extension nach Ablauff deren in dem Privilegio Gaesareo 
enthaltenen Jahren fort verhandelt werdenden Bücher, Tractaten 
und dergleichen fUnff Exemplaria zur Reichs-Hol-Raths-Cantzlei, 



') Undatirte Eingabe sUmmtUcher fremder BuchfUhrer an den Rath 
(Frankf. Akten Bd. 5. Bl. 245O 
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sodann eines tUr des Churtürsten zu Mayntz Liebden. als Ertz-l 
Canizlern, und eines dem zeitlichen Bücher-Conimissario vor dessen 
mit denen ßuchfUhrern, Händlern und Druckern habende Bemühung, ' 
welches ebeutiills von denen durch die geistliche Ordens-Stand oder 
sonst universal privilegirten Gorporibus anwiederum special privi-. 
legirten Büchern und Werckem zu verstehen isi, richtig und un- 
weigerlich auf Kosten des Buchführers . . . eingelieffen werden ] 
sollen ..." 

Die Lieferung sollte schon in der ersten Messwoche, noch i 
vor Verkauf der Bücher, die Exekution gegen Säumige „gleich 1 
Anfangs der zweiten Woche" erfolgen; was absichtlich nicht io^l 
den Messkatalog gebracht oder schon vor Abgabe der Exemplare.! 
verhandelt worden, unrettbar dem Fiskus anheimfallen, wo es nur 1 
atigetroffen würde. Das Unterlassen der Insinuation wurde mit ] 
dem Verlust des Privilegiums bedroht. Dieses sollte in nächster ] 
Messe der Bucherkommission vorgelegt werden, welche es alsdann 
„gegen billig— massige GebQhr allen mit solcher privilegirtcn. 1 
Gattung Handelnden behörig kund ihun und iusinuiren sollte.** 1 
Die gleiche Strafe drohte demjenigen, welcher das Privileg! u no.' ] 
seinem Werk, wie angeordnet, nicht Vordrucken würde. Auch die | 
Ablieferung einer Designation der mitgebrachten Bücher schon ia | 
der ersten Messwoche wurde wiederholt eingeschärft, „da Wir l 
vermög habenden Unseren von Anbeginn der Buch- und Druckerey j 
abstammenden Kayserlichen Regalis gesichert seyn wollen." Auch: I 
der Umfang der Verpflichtung ist in diesem sehr eingehenden i 
Patent jetzt näher begrenzt. Danach soll es keinen Unterschied in 
der Abgabepflicht machen, ob die Werke bestehen „in ganzen 1 
Theilen, Disputationen, Bildern, Land-Karten oder sonst worin sie 
immer mögen." Die Reichsstände aber sollten die Bücherkom-. J 
mission in allen Punkten unterstützen, „und die Dennncirten, , 
sammt den in Inquisitione sträflich befundenen Büchern, Stücken uai I 
Bildern bis zu fernerer kaiserlicher Resolution anhalten und a 
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Nach diesen Normen, welche am ?• Juli 1775 erneuert wurden, 
erfolgte die Abgabe der Privüegienexemplare während der zweiten 
Hfilfte des 18, Jahrhunderts. Man strSubte sich dagegen auf Seiten 
der verpflichteten Gewerbe bei Weitem weniger, als gegen die 
Forderung der drei Exemplare von unprivilegirten Werlten, die, 
wie oben berichtet, zu beständigen Kämpfen zwischen den Buch- 
händlern und den kaiserlichen Beamten in diesem Zeitraum ge- 
führt haben. 

Es mehren sich nun die Zeichen einer allgemeineren Ver- 
urtheilung des Nachdrucks, und das Verlangen nach Gesetzen, 
welche auch ohne Privilegien schütz dem Urheber eines Werkes 
die ausschliessliche Befugniss der Vervielfältigung desselben ein- 
räumen, tritt stärker hervor. In vereinzelten Fällen waren all- 
gemeine Verbote des Nachdrucks schon wahrend des lö. und 17. Jahr- 
hunderts ergangen. So bereits am 28. Oktober 1531 durch den 
Rath der Stadt Basel '^, so ferner durch den Rath der Stadt Nürn- 
berg am 10. August [633, die nUroberger Druckerordnung vom 
7. Februar 1673') und das sachsische Mandat vom 27. Fe- 
bruar 1686^). Auch das S. 65 erwähnte Patent Leopolds 1 an 
sSmmtliche einheimische und fremde Buchhändler vom 4. März 1662 
hatte schon die zum ersten Male hier in kaiserUchen Erlassen sich 
findende Bemerkung enthalten, er hätte missfallig vernommen, dass 
einer dem andern sein von ihm privilegirtes „oder aber vom Authore 
mit kosten erhandeltes Buech" zu dessen üusserstem Schaden nach- 
drucke u. s. (. Aber diese Fälle blieben vereinzelt. Dass man 
Privilegien nach wie vor nahm, um geschützt zu sein, beweist 
hinlänglich, dass die Absicht, auch ohne diese Bedingung den Ver- 
fasser in seinen Rechten zu schützen, nicht recht Zutrauen gefunden 
haben mag. Das Versprechen Leopolds II in der Wahlkapitutation 



') Kapp 3. O. S. 753. 

») Eb. S. 754. 

3) Cod. Aug. T. I (Leipzig (714) S. 4I4. [G.] - 



Kapp a. O. S. 7SS- 
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[Art VII S i), den Buchhandel durch die völlige Unterdrückung 
des Nachdruckes vor dem Verfall zu retten, bU£b unerfüllt, und 
nach der Auflösung des Deuischen Reiches waren Schriftsteller 
und Buchhändler ganz auf die Schutzmassregeln angewiesen, die 
von den Einzelstaatea ausgingen. Diese bestanden in generellen 
Verboten des Nachdruckes oder in Privilegien. 

Hannover hatte in einem Spezialfall, eine Pütters che Schrift 
betreffend, schon 1753 den Nachdruck allgemein gemissbiltigt und 
1778 nähere Bestimmungen getroffen'). In Oesterreich war von 
1775 an von Maria Theresia und Kaiser Joseph eine Reihe von 
allgemeinen Verboten des Nachdrucks erlassen worden*). Preussen 
hatte in dem Landrecht von 1794 (Th. 2. Tit. 20.) Bestimmungen 
gegen den Nachdruck getroffen. Sachsen hatte dem Mandat von 
1686 das umfassendere vom 18. December 1773 folgen lassen, 
welches den Schutz an den Nachweis knüpfte, dass der Buchhändler 
„das Verlagsrecht an dem Buche von dem Schriftsteller redlicher 
Weise an sich gebracht habe". Baden, Bayern und Nassau 
traten nach Auflösung des Reiches mit Nachdrucks verboten hervor. 
In der Deutschen Bundesakte vom 8, Juni 1815 war in Art, i8d 
der Erlass gleich massiger Bestimmungen behufs „Sicherstellung der 
Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Nachdruck" in 
Aussicht gestellt worden, die aber erst vom Jahre 1832 ab festere 
Formen auf gemeinsamer Grundlage gewannen. 

Mit der Forderung von Pflichtexemplaren wurden die Landes- 
gesetze zum Schutz des Urheberrechts in Deutschland sehener in 
Verbindung gebracht. Es geschah dies in Bayern, wo durch das 
Gesetz vom 15. April 1840 Art. 5 die Ablieferung zweier Exemplare 
an das Ministerium, in Holstein, wo die Ablieferung eines Exem- 
plars an die Universitätsbibliothek in Kiel vorgeschrieben war'). 



') Vgl.Osc.WychC( 

») Ebenda S. 16. 

■") Ebenda S. 423—426 (Ki 



■, Das Verlagsrecht Hälfte i (Stuttgart 1857)5. i 
ileipatent v- 23. MUrz 1839). 
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In Sondershausen musstea zwei'), in Luxemburg drei Exem- 
plare hinterlegt werden^). In Hamburg erhielt auf Grund des 
Schutzgesetzes die Stadibibliothek ein Exemplar"). In Lübeck 
waren zwei Exemplare an die Gewerbepolizeibehörde abzuliefern*). 
Das Reichsgesetz vom ii. Juni 1870 {Bund.-Ges.-ßl. S. 339) be- 
treffend das Urheberrecht aa Schriftwerken u. s. w. regelt gegen- 
wärtig diesen Gegenstand im Deutschen Reich, macht jedoch den 
Rechtsschutz von der Hinterlegung von Pflichtexemplaren nicht 
abhängig. 

Privilegien wurden während des Bestehens aUgemeiner 
Nach drucks verböte noch bis in die neueste Zeit hinein ertheilt. 
Auch durch Bundesbeschluss konnten Privilegien vereinbart werden, 
mussten aber, um Giftigkeit in den einzelnen Staaten zu erlangen, 
vorschriftsmassig daselbst publicirt werden. In dieser Weise wurden 
die Werke Schiller's (am 23. November 1838), Göihe's (4. April 1840 
und 11, Februar 1841), Jean Paul's (22. Oktober 1840), Wieland's 
(11. Februar [840) und Herder's (28. Juli 1842) privilegirt''), natür- 
lich ohne die Forderung von Pflichtexempiaren, die von den 
Einzelstaaten hätte erhoben werden können, meist aber bei den 
Werken so hervorragender Männer unterblieb. Nach den Bestim- 
mungen des S 60 des geltenden Gesetzes vom 11. Juni 1870 ist 
gegenwärtig im Deutschen Reiche die „Ertheilung von Privilegien 
zum Schutze des Urheberrechtes nicht mehr zulässig". 

In Brandenburg-Preussen, welches eines grösseren Mess- 
platzes entbehrte, haben naturgemäss die Privilegien keine grosse 



") Edikt V. 15. 4. 1838. i;Ges.-S. 1838 S. 119.) [G.] 
*) Beschluss d. K. Nieder). Grossh. Lux. Reg. v. 13. 7. 1838, (Prot 
d. D. Bund. Vers. v. 1838. S. 703.) [G.] 

3) Ver. V. 15. 11. T847. Art. 11. {Samml. d. Ver. Bd. 20. Hamburg 184g 

S. 302.) [0.] 

*) Ver. V. 13. 7. 184s § 7. (Samml. d. Lub. Ver. 1845 S. 51.) [G.] 
') Herrn. Th. Schletter, Hacdb. der deutsch. Press-Gesetzgeb. 
(Leipzig 1846) S. 5—7. 
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Rolle gespielt. Wurden auch hier schon im 16. und in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts einzelne Vergünstigungen der Art fUr 
den Druck und Vertrieb von Büchern gewährt'}, so beschränkten 
sich diese doch fast ausschliessÜch auf die einheimischen Buch- 
händler und Drucker, welche Privilegien für den Betrieb von 
Buchhandlungen und Druckereien nachsuchten und zugleich des 
Schutzes der etwa zu verlegenden Bücher sich versichern wollten. 
So wurde dem Buchführer Hans Werner in Cöln a. d. Spree 1594 
mit dem Beiriebsprivilegiuni auch ein Privilegium für den Druck 
und Verlag „von allerhand nützlichen Büchern in guten Künsten 
und allen Fakultäten" enheilt und dem Nachdmcker eine Strafe, 
von 200 Thalem, wovon die eine Hälfte der kurfürstlichen Kammer 
die andere dem Werner zufallen sollte, angedroht. Eine Gegen- 
leistung an Pflichtexemplaren wurde ihm nicht auferlegt; nur 
„sollte er die Leute mit dem Kaufe seiner Bücher zur Unbilligkeil 
nicht Übersetzen"*). Aehnlich wurde den Gebrüdern Kalle am 
10. Mai 1614 mit dem Recht des ausschliessUchen Vertriebes von 
guten theologischen Büchern zugleich die Erlaub niss verliehen, 
sich an der Stechbahn, gegenüber dem Schloss, eine Bude zu er- 
bauen und solche Bücher darin öffentlich feil zu hahen*). Auch 
in dieser Urkunde geschieht einer Abgabe von PHichtexemplaren 
keine Erwähnung. Ebenso weder in dem Privilegium für Martin 
Guth, der 1616 von dem Sohne des verstorbenen Werner dessen 
Handlung gekauft hatte, noch in dem für Georg Keimer, der 1625 
als dritter Buchhändler neben den Kalle's und Martin Guth kon- 
t wurde*), noch endlich in den Privilegien des Nachfolgers 



') Berlin, Geh. Staatsarch, K. 9. F. 3. Buchdrucker [Vol. i] bis 1714. 

") Ebenda R. 9. F. i», 1585—1680. 

') Ebenda, — Hans Weiner hatte sich geweigert, reformirte Bücher 
und namenüich die Streitschriften der Reformirten zu führen, worauf 
Johann Sigismund die Kalle's damit beauftragte, 

') Seine Handlung muss baJd wieder eingegangen sein, da er spUier 
in den Akten nicht mehr erwyhnt wird. 
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Guth's Daniel Reichel (1647) und des Nachfolgers Johann Kalle's 
Rupert Völcker (1660). 

Wohl aber wird im 18. Jahrhundert mit Konzessionirungen 
von Buchhändlern nicht sehen die Forderung bestimmter Frei- 
exemplare von ihrem etwaigen Verlage verbunden. So wurde 1743 
dem Buchhändler Daniel August Gohl in Berlin mit dem Betriebs- 
Privilegium zugleich die Verpflichtung auferlegt, vom eigenen Verlag 
jeder Art sechs vollständige Exemplare, davon drei an die König- 
liche Bibliothek, zwei an das Lehnsarchiv und eines an die Gesell- 
schaft der Wissenschaften abzuliefern '). Fünf andere Buchhändler 
wurden in den Jahren 1790 — 92 unter der Bedingung konzessionirt, 
dass sie von allen Büchern, Schriften, Landkarten und anderen, in 
irgend eines der wissenschaftlichen Fächer schlagenden Werken 
ihres Verlages zwei Exemplare unentgeltUch der Bibliothek über- 
geben*). 

Doch wie in den Betriebs Privilegien die Verpflichtung zu 
Freiexemplaren keineswegs regel massig ausgesprochen wurde, 
so schwankend waren auch die Bedingungen der eigentlichen 
Verlagsprivilegien. Ziemlich gleichmassig war nur die Zeit- 
dauer derselben, die wie allgemein meist 10 Jahre betrug. Seltener 
kamen 6, 12, 15 oder 20 Jahre vor, letztere besonders bei grossen 
Verlagsunternehmen; nur in je einem Falle betrug die Schutzfrist 
II und 50 Jahre'). Dagegen enthalten die ältesten Privilegien 
gegen den Nachdruck, soweit aus den Akten ersichtlich, nicht die 
Bedingung einer Abgabe von Pflichtexemplaren. Erst im Jahre 1668, 
als der Buchführer Timotheus Riizsch in Leipzig um ein Privi- 
legium fUr Carpzow's Werke nachsuchte, tritt diese Forderung 
zum ersten Male auf: „Es soll aber auch Impetrant Unserer Chur- 
fürstl. Bibliothec zu Colin an der Spree vier ExempJaria dieser 



') Geh. St. A. Tit. XXXI. Neue No. a 

') Ebenda. 

^) In den Jahren [6B: und 1722. 
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operum Carpzovii auf seine Unkosten zu liefern schuldig seyn." 
Die Strafe betrug in diesem Falle looo Thaler und Konfiskation 
der Bücher '}. Seitdem tritt die Forderung von Exemplaren häufiger, 
aber nicht regelmässig, auch nicht immer in der gleichen Höhe 
ein. So wird 1688 dem Buchhändler Wust dem Aeiteren in 
Frankfurt a/M, ein Privilegium über die Werke des Coccejus unter 
der Bedingung aus gesteUt, dass er ein gebundenes Exemplar zur 
Bibliothek liefere. In einem anderen Falle werden {1693) zwei 
Exemplare verlangt. 

Im 18. Jahrhundert betrögt die Anzahl der Exemplare in den 
meisten Fällen sechs, die zuweilen gebunden und immer zur- 
Hälfte an die ausfertigende Behörde, zur Hälfte an die Bibliothek 
zu liefern sind. In dem Privilegium vom 15. December 1700 für 
den Buchhändler Daniel von Bueghem in Wesel auf ein christ- 
liches Handbuch werden dagegen acht gebundene Exemplare von- 
jedem Druck und Formai, so oft es aufgelegt wird, für Bibliothek 
und Lehnskanzlei gefordert "], Die gleiche Abgabe wurde dem 
Geheimen Rath Mylius für den Verlag des Corpus constitutionum 
marchicarum unter dem ao. April 1715 und ebenso bei derRenovi- 
rung des Privilegs am g. April 1735 auferlegt. Diese Zahl wurde 
nicht überstiegen. 

Einige Male kamen auch jene anderen Gegenforderungen, 
Sorge für gutes Papier, korrekten Satz und billigen Preis, in den 
Privilegien vor. Unter Friedrich Wilhelm I mussten natürlich Bei- 
träge zur Rekrutenkasse gezahlt werden. So hatte der Kom- 
merzieorath Zedier in Leipzig für sein Universal-Lexikon 400 Thaler 
dahin abzuführen'), während der Buchhändler Johann Andreas 

') Geh, St. A. R. 9. F. 2a. 1,85—1680. — In Sachsen wurden zu dieser 
Zeit 18 Exemplare von privÜegirten Werken beansprucht. 

•) Geh. St. A. R. 9. F. a». 1681—1701. 

^) Privilegium v. 10. April 1731. Abgabe: 3 vollsrdndige Exemplare 
(I fUr Lehnsarchiv, i für Bibliothek, i fUr Societät der Wissenschaften). 
Dauer: 5 Jahre. Strafe: rooo Mark löthigen Goldes (halb und halb). 
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Rudiger in Berlin sich in einem Streitfall mit Gewerhsgenossen der 
ferneren Huld des Königs mit dea Worten empfahl: „Auch habe 
hier und in Potsdam sehr viel gebauei, wodurch Ew. Königliche 
Majestät bewogen worden, mich Dero höchsten Gnade zu würdigen 
und über verschiedene Bücher zu privilegiren" '}. 

Seil 1670 mehrten sich die Gesuche um Privilegien. Auch 
auswärtige Buchhändler betheiligten sich jetzt zuweilen daran, aus 
Süddeuischland, Sachsen, der Schweiz, aus Holland. Die ausferti- 
gende Behörde war bis zur Errichtung des Generaldirckloriums im 
Jahre 1723 die Lehnskanzlei, welche auch die Hälfte der einge- 
Uet'erten BUcher empfing. Von nun an begann zwischen dem aus 
der Verschmelzung des Generalkriegskommissariats und des General- 
tinanzdirektoriumshervorgegangenenGeneral-Ober-Finantz-Krieges- 
und Domainen-Directorium und dem Lehnsdepartemeot eine Reihe 
eifriger, durch dasganze Jahrhundert sich hinziehender Kompetenz- 
Konflikte, indem jede dieser Behörden das Rechf der Ausfertigung 
der Verlagsprivilegien für sich in Anspruch nahm. Der Streit ent- 
brannte daher, dass die Ertheilung von Betriebs Privilegien für 
Drucker und Buchhändler allerdings dem Generaldirektorium über- 
wiesen worden war, hinsichtlich der Buch er Privilegien aber aus- 
drückliche Anordnungen nicht ergangen waren. Wahrend das 
Generaldirektorium zwischen diesen Privilegien einen Unterschied 
nicht einräumen wollte, berief sich das Lehnsdepanement auf sein 
ahes Recht und das Fehlen positiver Bestimmungen Der Streit 
schwankte hin und her und führte dazu, dass bald das General- 
direktorium, bald das Lehnsdepartement von seinen vermeintlichen 
Befugnissen Gebrauch machte, auch bald das erstere, bald das 
letztere die Freiexemplare empfing. Im Jahre 1765 entschied der 
Staatsminisier von Fürst die Angelegenheit zu Gunsten des Lehns- 
departements. Nach einer späteren Entscheidung vom Jahre 1792 



') Geh. St. A. R. 9. F. 3". 1733—1740. Bl. i 
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■ sollten die Vcrlagsprivilegien in der Kanzlei des General dir ektoriums 
ausgefertigt werden. Endlich schlichtete der König durch Kabinets- 
order vom i8. Juli 1806 den Streit zum Vortheil des Lehns- 
d e parte men IS, dessen geschickter Immediatbericht den Sieg davon- 
trug '). 

Ungleich grösser als in Kurbrandenburg war die Bedeutung 
der Privilegien im Kurstaate Sachsen, dessen Messplatz Leipzig 
im 17- Jahrhundert Frankfun in den Schatten zu stellen begann, 
im 18. Jahrhundert es weit Überholte und zum Mittelpunkt des 
gesammien deutschen Buchhandels sich aufschwang- In diesem 
Maasse des wachsenden Ansehens Leipzigs als buchhandlerischer 
Centralplatz wuchs auch Bedeutung und Umfang des sächsischen 
Privilegienwesens. Auch hier wie im gesammten Reiche waren 
ursprünglich und noch wahrend des 16, und ersten Drittels des 
17. Jahrhunderts die kaiserlichen Privilegien von unbestrinener 
Wirksamkeit, so dass die auswärtigen Handler, um hinsichtlich des 
Vertriebs der so privilegirten Bücher wahrend der leipziger Messe 
und auch sonst geschützt zu sein, sich derselben bedienten. Seitdem 
aber erlahmte die Zugkraft derselben, weil man in Sachsen anfing, 
sie nicht mehr zu respektiren, wenn nicht daneben ein sachsisches 
Privilegium genommen war. Für sich allein war dieses natürlich 
innerhalb des sächsischen Landesgebietes von der gleichen Wirksam- 
keit. Mit der Steigerung der Nachfrage nach den Privilegien wuchs 
dann die Höhe der geforderten Gegenleistungen und erreichte 
schnell einen Grad, wie in keinem andern der Privilegien verleihenden 
Lander Europas. Diese Forderungen bestanden auch hier haupt- 
sachlich in nicht geringen Sportein für die Ausfertigung der Doku- 
mente und in der unenigeltlichen Abgabe von Pflichtexemplaren. 
Die sachsischen Privilegien unterscheiden sich ausser durch diese 
abnorme Höhe der damit verbundenen Abgaben sonst in kei 



') Weiteres siehe ir 
Buchdrucker. Neue No. ; 



Geh. St A. TiL XXXI. Buchhändler i 

sowie in R. 78. Gen. No. i%. 



wesentlichen Beziehung von den kaiserlichen, deren Abklatsch sie 
sind. Auch in Sachsen werden Vorkehrungen getroffen, um diese 
Einnahmequelle möglichst ergiebig zu machen; in demselben Jahre 
wie im Reich (rsÖg) wird auch in Leipzig der Grund zu einer 
Bücherkommission gelegt, die anfänglich aus dem Rath und der 
Universität gemeinschaftlich, später, in der ersten Hälfte des 
17. Jahrhunderts, aus jenem und zwei aus dem Corpus academicum 
vom Staai ernannten Professoren, von etwa [669 ab nur noch aus 
einem Mitglied der Universität und dem Raih bestand. Daneben 
sind untergeordnete Organe thätig für die nöthigen Insinuationen, 
Citationen, Visitationen der Bücherlager, die Abforderung der 
Pflichtexemplare und Aushändigung der Empfangsscheine, die 
Aufstellung der Verzeichnisse der nach Dresden übersandten Bücher 
und sonstige Bureauarbeilen. Hierzu wurden anfänglich der Ober- 
stadtschreiber, der Leichenschreiber und andere städtische Beamte 
verwandt; im 17. Jahrhundert der Hofgerichishskal zur presspoli- 
zeilichen Beaufsichtigung und zu den Insinuirungen der Privilegien 
hinzugezogen. Erst im Jahre 1673 wird ein eigener Büchertiskal, 
der bisherige Rathsaktuar Gottfried Lange, von Dresden aus ein- 
gesetzt, zu dessen Amtspflichten die Insinuation der Privilegien, 
die Ueberwachung der Presse, sowie die Eintreibung der Pfhchi- 
exemplare gehörten. Im Beginn des 18. Jahrhunderts wurde aus 
dem Bücherfiskal ein „Bücher- Inspektor", ebenfalls ein Unterbeamier 
der Bücherkommission mit den gleichen Kompetenzgrenzen wie 
der Fiskal. Die so formirte Kommission bestand bis zum 
13, Okt. 1836, wo sie durch die Verordnung Über die Verwaltung 
der Presspolizei aufgehoben wurde'). 

Wie es hinsichtlich der Privilegienexemplare im 16. Jahr- 



') Vgl. in Bezug auf die näheren Verhältnisse des kursäctisischen 
Privilegien Wesens und die Organisation der ßücherkommission besonders 
Kirchhoff im Arch. f. d. D. B. Bd. VII. S. 146 ff., VIII. S. 18 ffl, IX. 
S. 47 ff., X. S. 156 ff. 
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hundert in Sachsen gehalten wurde, geht aus den Akten dieser 
Zeit nicht hervor. Die erste auf die Lieferung der Exemplare 

Bezug nehmende Verordnung findet sich im Codex Augusteus ab- 
gedruckt'), Sie eoihäli nur die allgemeine Aufforderung des Kur- 
fürsten Christian 11 vom 18. Aug. 1609 an die ßücherkoramission, 
fleissiger Acht zu haben auf die Ablieferung der schuldigen Bücher, 
und lehrt, dass zu dieser Zeit die Abgabe schon bestand, dass sie 
kostenfrei zu geschehen hatte und dass etliche der Bücher „an Ort 
und Ende, dahin sie nicht gehören, übersendet und nicht zu recht 
ausgetheilet wurden". Die Kommission sollte alle BuchfUhrer und 
Drucker vor sich fordern, ihnen diese Nachlässigkeit ernstlich ver- 
weisen und auferlegen, den Nachweis beizubringen, dass sie von 
allen privileginen Werken die verlangten Exemplare richtig und 
an wen abgeliefert hätten. Säumige soUten mit der Entziehung 
des Privilegiums und auch anderweit bestraft werden. „Dagegen 
sollten sie ausserhalb der Schreib -Gebühr und verschriebenen 
Bücher in Unsere Kanzlei nichts ferners zu verrichten schuldig 
sein." Ein Befehl des Kurfürsten Johann Georg vom 9. Juh löia*) 
bringt nur die Pflicht in Erinnerung, die Privilegien zu erneuero, 
wie bei jedem Regierungswechsel geschehen musste. Erst eine 
Eingabe der Buchftlhrer zu Winenberg Matthias Seifisch, Clemens 
ßerger, Zacharias SchUrer und Christoph WUst an Johann Georg 
vom 18. November 1G15 gibt einige weitere Einzelheiten über An 
und Höhe der Abgabe um diese Zeit*), Es heisst darin, es sei in 
den letzten, im Jahre 1612 erneuten Privilegien den Buchführern 
auferlegt worden, von allen privileginen BUchern 18 Exemplare 
von jedem Druck ins Oberkonsistorium zu liefern. Dies sei von 
den Vorfahren des Kurfürsten niemals gefordert worden. Wir 



') Bd. I. Sp. 409 u. 410. 
Arch. f. d. D. Buchh. VII. S. 
') Dresden, Haupt- Siaatsarch. 
Bücher betr. 
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erbieten uns — heisst es wörtlich — „E, Churf. G. von denen 
privUegirten Büchern, wenn sie zum Ersten mal aufFgelegt vnndt 
gedruckt werden, zehen Exemplaria vf vnser vnkosten hinauff in 
dehro Ober Consistorium zu schicken, dann auch ein Exemplar 
in einer löblichen Universitet Bibliothecam alhier, sowohl ein 
Exemplar E. E. Rath vnd derselben angefangenen Bibliothec /.u 
uerehren," 

Am 28. November forden der Kurfürst vom Ober-Konsistorium 
amtlichen Bericht: „aus was vhrsachen vonn iedem Buch achzehena 
Exemplar gegeben werden mUefsen, vnd was es eigentlich vmb die 
Priuilegien so den aufslendischenn gefjeben, vor eine gelegenheiti." 
Denn auch über die Beeinträchtigung ihres Handels durch aus- 
wärtige Konkurrenten halten die Wittenberger Klage geführt. Die 
hierauf ertheilte Antwort des Ober-Konsistoriums vom 30, November 
enthalt folgende Aufschlüsse: Die Buchhändler hätten die Be- 
dingungen der Privilegien hinsichtlich der Einsendung der Exem- 
plare nicht erfüllt. Daher nicJii alkin von den meisten privjlegirten 
Büchern keine Exemplaria in die Kurfürstliche Bibliothek be- 
schehener Anordnung nach eingeantwortet, sondern auch unter 
die kurfürstlichen RHthe, wie bisher gebrauchlich gewesen, nicht 
hatten ausgeiheilt werden können. Daher sei der Befehl zu 
schleuniger Ablieferung der rückständigen Exemplare ergangen. 
„Was aber — heisst es weiter — vors andere die anzahl der 
18 Exemplarien belanget, ist es nicht ohne, das von ezlichen Büchern 
souiel gefordert sindt, weil vermöge E. Churf. G, Herrn Bruders 
Christ seeligster gedechtnis an vns sub dato den 8. Octobris 1607 
ergangenen Beueichs") angeordnet,das hinfüro kein geld mehr, 
wie vor diesem gebreuchlich gewesen, genommen, sondern 
Exemplaria gefordert werden sollen; E. Churf, G. aber mögen wier 
dabey vnderthenigst nicht bergen, dafs nicht eben praecise mit 



') Dieser Befehl findet sich weder bei den Akte 
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allen vnd jeden BUchern diese anzahl gehalten wird, sondern nach 
gelegenheit der werck vnd bücher, nachdem sie groi's oder klein, 
wichtig oder nicht, auch lo, 12. 15 in die privilegia gesezet 
werden'). Und haben sich niemals die BuchfUhrer hierüber im 
geringsten beschweret, vielmehr mit vnderthenigsicm Danck E. 
Churf. G. befreiung vnd privilegia accepiiret. Da nun solche 
Exemplaria von etlichen Traaaten einkommen, sind dieselben vnter 
E. Churf. G. Räthc, hierneben von ieglicher maieria vnd edition 
eines in E. Churf. G. Bibhothec gelieffert worden. Es beschweren 
zwar die clagenden drey BuchfUhrer sich über solche anzahl heStig, 
E. Churf. G. aber haben gnedigst zu ermessen, mit was fiig es 
beschehe, . . . vor diesem haben sie bifsweilen la 20. 30. 40. 50 
auch wohl 60 Thaler entrichten mUssen, jezo dörfFen sie nichts 
von geld geben, vnd iBsst mann es bloss bei der wenigen Anzahl 
der Bücher bewenden. Was auch die iteratas editiones belanget, 
ist E. Churf, G. wissen:, ie öffter die Buchführer ein Buch auff- 
legen je gröffer ihr nuz vnd gewinn sey, vnd ist daher desto 
weniger vnbillich, das man von ieden editionibus die Exemplaria 
begere, weil gar selten ein Buch ganz vnuerendert vnd vnuermehrt 
Öffter gedruckt wird, sondern meistentheils geschieht, das in der 
andern vnd dritten ediiion entweder correctius, oder auch auctius 
ein Tractat herausgehe, wie mit underschiedenen exemplis Theo- 
logischer vnd Juristischer, auch wol anderer maierien vielfeliig zu 
beweisen, vnnd würde dergestalt, wenn nur vom ersten Druck 
mann exemplaria fordern solle, nimmermehr einige Bibeln, weder 
in Folio, Quano oder Ociav, hieher kommen, wir auch also nit 
erfahren, wie die Bibeln corrigin, vnnd ob sie mit newen glossen, 
oder nach welchen editionibus sie gedruckei worden. Anderer 



') In der That enthalten die Akten des dresdener Haupt-Sl. A. III. 
i4ti. fol. 362. No. 4 eine Reihe von Privilegien aus der Zeit von 1605— röij, 
worin 10^18 Exemplare ausbeilungcr werden. Auch lo Exemplare kommen 
zuweilen [t. H. 16095 vor. 



i nconveniemiea, so daraus entstunden, wenn von iieraiis editiooibus 
die exemplaria nit eingeschickt werden sollten, zu geschweigen. 
Mit den Auslendern ist es also beschaffen, das nicht ohne sonder- 
bares Bedencken Ihnen oder vielmehr den Autoribus, vber etliche 
Blicher privilegia, jedoch rarius gegeben worden, vnd haben, vber 
das, dieselben oder Ihre Erben, entweder albereit von E. Churf. 
G. Grol'sherrenvaiern, Herren Vätern, Herren Vormunden, vnd 
Herrn Brüdern, allen hochseeligster gedechtnis, vber etliche Bücher 
privilegia gehabt, die ihnen nur confirmirt worden, oder es ist 
durch gnedigste vnterschriebene Rescripta auff vnderthenigsies 
Suppliciren der Authorum vns die mittheilung solcher Privilegien 
auffgetragen vnd beuholen worden, wie . . . [folgen einige Beispiele], 
Wir sind aber der meiniing, wann vnsere Buchdrucker im Lande 
gut Pappier vnd schöne schrifi't gebrauchten, auch fleillige Correctores 
hielten, vnd sich pro labore gegen die Autores mit gebürlicher 
Vergeltung danckbar bezeigten, es solten die Auslender kein Be- 
dencken haben, Ihre Bücher in diesen Landen zum vertag vnd 
druck zu geben, dal's es aber nicht ge^ichicht, kann niemandt anders 
dann Ihnen selbst, den Verlegern vnd irem Eigennuz zugemessen 
werden. 

Den nachdruck aulTer Landes kann mann zwar niemandt 
verwehren, die distractio aber Exemplarium in diesen Landen wirdt 
nicht verstauet, wann von den BuchfUhrern es angemeldet vnd 
vmb Execution gebeten wird, wie dann noch dieses Jhar ein ßuch- 
fUhrer zu Magdeburgk ernstlich zur straft gezogen, die Esemplaria, 
so Er nach Leipzig geflihret, contiseirt, vnd joo fl, in Ew. Churf, 
Gn. Rentkammer zu erlegen, von im wircklich exigtret worden, 
das Er zuwieder E. Churf. G. privilegio einen Druck hie im Lande 
distrahirei vnd verkaufTet hat," 

Unter dem 3. Januar 1616 erfolgte die Entscheidung des Kur- 
fürsten dahin: Es solle bei den Bedingungen der Privilegien bleiben, 
von allen neuen Auflagen aber nicht mehr als 9 Exemplare ge- 
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forden werden, „auch die Buchdrucker gut weiss und schön Papier 
zum Drucken, wie auch einen xelnen, sauberen literam nehmen 
und fleissige Correctores gebrauchen , widrigenfalls ihnen diq 
Privilegia genommen und die Bücher konfisciri werden sollten. 
Weder General- noch Specialprivilegia in oder ausserhalb Landes 
sollten künftig ohne Kenntniss des Geheimen Rathes 
ertheilt werden." An die Bücherkommission in Wittenberg aber 
erging am 19. Januar die kurfUrsüiche Weisung, zur besseren 
Kontrolle darüber, wie oft ein Buch aufgelegt worden, die Drucker 
sammt und sonders mit ihren Rechnungsbüchern vor sich zu 
fordern und genau zu vergleichen, ob sie mit der Buchführer Ver- 
zeichnissen übereinkommen. 

Bald nach diesen Vorgängen wurden auch die leipziger Buch- 
händler in der früher erwähnten Eingabe vom $. MSrz 1616') 
wegen der drückenden Höhe der Pflichtexemplar- Abgabe vorstellig. 
Hierin gaben sie an, dass im 16. Jahrhundert zwei bis drei Exem- 
plare des ersten Druckes von privilegirien Büchern geliefert worden 
seien. Danach würde also die Angabe des Oberkonsisioriums, dass 
früher ein hoher Geldtribut gezahlt worden wSre, ergänzt werdeo 
mUssen, Offenbar wurden Exemplare neben beträchtlichen Sportela 
gegeben und letztere zeitweilig durch das unbekannte kurfürstliche 
Reskript vom 8. Oktober 1607 aufgehoben und durch die erweiterte 1 
Exemplar- Abgabe ersetzt*). 

Auch die leipziger Buchhändler klagten über die Beein- ' 
irächugung ihres Gewerbes durch Privilegienverleihungen an nicht- 
sächsische Kollegen. In dem Erlass des Kurfürsten vom 16. März 161Ö 
an das Oberkonsistorium wurden daher Vorsichtsmass regeln bä 



<) VollstUndig abgedruckt bei Kirchhoff im Archiv VH. S. 154. 

•) Nach einer bei den Akten befindlichen Quittung vom 4. Juli 1604 
über Privilegiengebllhren, welche Peier KopH' in Frankfurt a/M. entrichtet 
hat, sind an SchreibgebUhren 1 Thaler, fUr die Bewilligung des Privilegiums 
6 Thaler, in Summa 8 Thaler bezahh worden. 



der Privilegirung ausländischer BuchfUhrer, denen man jedoch die 
Privilegien nicht ganz verweigern könnte, angeordnet. Nur bei 
besonderer Würdigkeit der Person und Bedeutung des Werkes 
sollten Privilegien auf kürzere Zeit ertheilt werden. Jedenfalls sei 
das zu privilegirende Buch immer vorher zur Kenntnissnahme des 
Inhalts dein Oberkonsistorium zu unterbreiten und der Impetrant 
zu verpflichten, sich des Nachdrucks von Büchern zu enthalten, 
welche sächsischerseits privilegirt worden, bei Verlust seines An- 
rechtes auf Schutz. In gleichem Sinne wurde am 3. Juli i5i5 die 
Eingabe der leipziger Buchhändler beantwortet. 

Nach dem Gesagten stand es also mit der Abgabe der Exem- 
plare im Jahre 1616 folgendermassen: Von dem ersten Druck 
wurden meist 18, von den folgenden g Exemplare verlangt. Die 
Uebersendungs kosten trugen die Buchhändler. Die Exemplare 
wurden unter die kurfürstlichen Rathe — vermuthlich des Ober- 
konsistoriums — vertheilt. Ein Exemplar erhielt die kurfürstliche 
Bibliothek. Auf das Anerbieten der wittenberger Buchhändler, 
je ein Exemplar von privilegirten Werken der öniversitäts- und 
der Rathsbibliothek zu Leipzig zu schenken, wird in den ange- 
führten Erlassen nicht Bezug genommen'). 

Die Zahl der abzulieferndeii Exemplare veränderte sich im 
Laufe des 17. Jahrhunderts nur insofern, als bald ein Unterschied 
zwischen erstem und folgenden Drucken nicht mehr gemacht, 
sondern (8 Exemplare von jeder Auflage erhoben wurden. In den 
eingehenden, die Exemplar- Lieferung betreffenden Berichten der 
Bücherkommission aus den fünfziger Jahren ist stets nur von 



') Dass die Kirchen visitatoren schon 1615 von allen neuen Werken 
1 Exemplar für die UniversitUtsbibliothek beansprucht, ist schon hervor- 
gehoben worden. Die Universität hielt auch 1670 noch an ihrem ver- 
meintlichen Recht fest Die Akten geben jedoch keinen Aufschluss darüber, 
ä etwa die Univ.-ßibliothek an Censur- oder Privilegienexemplaron 
erhalten hat. 



i8 Exemplaren die Rede'), Eiae Erhöhung dieser Zahl wurde 
stets im Zusammenhange mit Personalvermehrungen oder bei den 
kurfürstlichen Räthen sich regenden Ansprüchen befohlen oder an- 
gestrebt. Kurfürst Friedrich August verlangte am 7. Mai 173S, dass 
von den eingesandten Exemplaren, die bisher meistentheils bei dem 
Oberkonsistorium geblieben, zwei zur Geheimen Kabinets- Kanzlei 
eingeliefert werden sollten*). Diejenigen Behörden, denen eia 
Exemplar entzogen werden soll, versuchen stets das Aeusserste, um 
dieses Unheil abzuwenden und wollen lieber die Abgabe erhöht, 
als die Exemplare anders vertheilt sehen. So wird das Ober- 
konaistorium am 7. Mai 1735 <^^hin vorstellig, dass, wenn zwei 
Exemplare an die Geheime Kabinets- Kanzlei abgegeben werdea 
sollen, der Oberkons istorialraih Beyer und der Protonotarius 
Teucher leer ausgehen würden. Von Alters her hätten sie und 
ihre Vorfahren ,pro parte salarii' ein Exemplar erhallen. Der 
Kurfürst mtichte daher genehmigen, dass fortan 20 statt 18 Exemplare 
erhoben wUrden. Es hStte sich beim Nachschlagen gefunden, dass 
vor diesem die Abgabe die gleiche Höhe gehabt *), Solches wird 
auch unter dem 13. Oktober vom Kurfürsten genehmigt, mit dem 
Hinzufügen, „dass man bei kostbaren operibus den Verlegern 
fernerhin einen billig massigen Nachlass angedeihen lassen solle." 
Aber schon am 37. Juni 1737 wurde das Oberkonsistorium durch 
einen ähnlichen Erlass aufs Neue erschreckt. Friedrich August 
verlangte jetzt für jeden im Geheimen Konsistorium Sitz und 
Stimme habenden Wirklichen Geheimen Rath ein Exemplar und 
zwar von letzter Ostermesse an. Das Oberkonsistorium wandte 
bedauernd ein, dass die Exemplare für diesmal bereits vertheilt 
seien, dass man überhaupt die Zahl derselben nicht höher 



i 



I 

4 



') Leipzig, Rathsarch. XLVI, 433. Privileg. Bücher und deren 
Lief. betr. 

2) Dresden, Haupt-St. A. III. 14b. fol. 108. No. ij». 
') Dies trifli für vereinzelte Fylle allerdings zu. 
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schrauben könne, da sonst die Privilegien in Abnahme kommen, 
der Impost vom Siempelpapier zurückbleiben und Niemand mehr, 
weder Rfithe noch Bibliothek, Bücher erhalten würden. Der Kur- 
fürst war jedoch nicht geneigt, diesen Vorstellungen Gehör zu 
geben. Am 35. Juli nahm er selbst die Vertheilung in die Hand, 
unter dem Hinzufügen, dass über 18 — 20 die Zahl nicht erhöht 
werden solle. Hiernach sollten 3 Exemplare das Geheime Kabinet, 
I die Bibliothek, 1 jeder Sitz und Stimme habende Wirkliche 
Geh, Rath, i der Geh. Referendarius und von den übrigen der 
Präsident und die 3 geistlichen Assessoren jeder 2 und die beiden 
politischen Rathe ebensoviel erhalten, soweit die Werke zureichten. 
Hiermit war aber die Sache keineswegs beigelegt. Beyer und 
Teucher, denen nun die Exemplare entzogen werden sollten, be- 
ruhigten sich bei dieser Entscheidung nicht. In wiederholten Bitt- 
gesuchen bestürmten sie den Kurfürsten, ihnen dieses kleine 
Emolumentum nicht zu rauben, bis endlich das Oberkonsistorium 
zu wiederholtem Bericht aufgefordert wurde. Am 8, December 1738 
schilderte es die Verhältnisse folgendermassen : So lange die privi- 
legirten Bücher zum Oberkonsistorium kämen, hätte jedesmal 
sowohl der Präsident als die in ordentlicher Besoldung stehenden 
Räthe je 2 Exemplare erhallen. „In Ansehen unserer geringen Be- 
soldung — heisst es — ist uns dies gegönnt worden, immassen ich 
der Superintendent 100 ti., ich der Oberrechnungs-Rath Schilling 
400 fl., ich der Ober-Consistorial-Rath Wislau 200 ü. und ich der 
Oberhofprediger in Ansehen dieses officii gar keine fixe Besoldung 
zu erheben habe, dahingegen der Secretarius 300 II. und der Proto- 
noiarius 250 fl. fixum und verschiedene Sportein erhalten, also diese 
beiden Subalternen ungleich höher besoldet werden als die wirkl. 
Räthe." Da ferner der Protonoiarius mit den Bücherprivi- 
legien und überhaupt dem Bucherwesen im Kollegium nichts zu 
thun habe, hingegen die Räthe bei dergleichen Sachen die Reso- 
lutionen und Berichte machen, die Räihe auch trotz gehäufter Arbeit 



niemals eine Zulage erhalten, bei den Subalternen aber wenigstens 
die Individual-Sporteln sich ansehnlich vermehrt hätten, so täte 
man, den Räihen die Einnahme zu lassen und^den beiden Sub- 
alternen zu entziehen. Diese Darlegung hatte denn auch den 
gewünschten Erfolg. 

Das Mandat vom 18. December 1773'). weiches deo Grund- 
satz aufstellte, dass nicht mehr die Privilegienentnahme allein den 
EigenthUmer eines Werkes vor Nachdruck schützen, sondern des 
gleichen Schutzes auch die in ein Protokoll des Büchcrinspektors 
eingezeichneten Bücher theilhaftig werden sollten, brachte für letztere 
Kategorie zugleich eine geringe Ermässigung der Zahl der abzu- 
liefernden Exemplare, indem es festsetzte: „V) haben die Buchhändler 
von einem jeden alten oder neuen eingezeichneten Buche zwantzig, 
und von Büchern, so über drey Thaler kosten, fünfzehn Exemplaria 
bey der Bücher-Commission zu weiterer Einsendung abzuliefern, 
auch solches bey allen neuen Auflagen zu praestiren, nicht weniger 
vor jedes Buch 1 Thaler für den Siempel-Bogen zu erlegen, sowohl 
dem Protocollanten vor jedes Buch 4 Groschen zu bezahlen." 

5 6 bestimmte dann, dass über die protokollinen Bücher alle 
3 Monate eine Specitikation an den kurfürstlichen Kirchenralh 
eingesandt und die erfolgte Eiiizeiclmung in jeder Messe ebenso 
wie die Bücherprivilegien sämmdiciien dort anwesenden Buch- 
händlern insinuirt werden sollte. 

Nach einer Notiz vom 21. Februar 1821*) erhielten um diese 
Zeit bei 15 eingelieferten Exemplaren nach den früheren Be- 
sdmmungen: 2 das Geheime Kabinet für die Kabi netsminister, 

6 die Geheime Kanzlei für die Konferenzminister und den Ge- 
heimen Referendar, 1 die Bibliothek, 6 das Oberkonsistorium, wovon 
der Präsident und die 4 ordentlichen Räthe sowie der Sekretär bei 



') Cod. Aug. com. ri. T. 1 (Leipzig 1805) S. 39. [G.] 

") Dresden, Haupt-St. A. ill. 14b. fol. 108. No. 13b. 1783—1830. 
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dör Kirch enraths-Kanzl ei je i Exemplar erhielten. Bei 20 Exenl- 
piaren kamen an Präsidenten und Räthe des Oberkonsistoriums 
je 2, an den Sekretär 1 Exemplar. Am 27. Oktober 1821 forderte 
der König vom Oberkonsistorium Berichterstattung, ob nicht mit 
Rücksicht auf die immer seltner -werdende Nachsuchung von 
P[-ivilegien die Abgabe kUnfüg auf 2 Exemplare (i für die Bibliothek 
in Dresden, i für die Universitätsbibliothek in Leipzig) herab- 
zusetzen sei. Auf alle Bücher, wie der Oberbibliothekar Beige! in 
Dresden beantragt hatte, die Verpflichtung auszudehnen, trage er 
Bedenken. Am 6, Juli 1825 muss Friedrich August daran erinnern, 
dass der Bericht noch immer nicht eingegangen sei. Die 
darauf folgende ausführliche und die Geschichte des Instituts be- 
rücksichtigende Darstellung des Oberkonsistoriums vom 20, Juli 1825 
kann eine Beschwerniss für den Buchhandel in der Abgabe nicht 
erblicken, besonders da es ja eines Privilegiums gegen den Nach- 
druck nicht mehr bedürfe und auch ohne solches die Landesgesetze 
angemessenen Schutz gewahrten, worin besonders der Grund liege, 
wesshalb Privilegien jetzt so selten nachgesucht würden. 

Durch königliches Reskript vom g. Oktober wird darauf fest- 
gesetzt, dass es bei den bisherigen Bestimmungen bleiben solle, 
bis die deutsche Bundesversammlung in Bezug auf den Nachdruck 
einen allgemein bindenden Beschluss gefasst habe, dass von den 
Protokoll irten Büchern aber, ohne Unterschied des Preises, die 
Abgabe auf 2 Exemplare (i für die dresdener, 1 für die leipziger 
Bibliothek) herabzusetzen sei. Am 14, April 1827 verlangte der 
König für die Geheimen Räthe ein Exemplar mehr, da nach der 
Erhöhung ihrer Zahl die bisher gelieferten 6 Exemplare nicht mehr 
zureichten; und zwar solhen sie „von jedem mit Privilegium ver- 
sehenen Buche oder musikalischen Werke, ingleichen von jeder 
akademischen Schrift geliefert, auch halbjährlich ein Verzeichniss 
der privilegirten Verlagsart ik ei eingereicht werden." Der Sekretär 
gehl hierauf seines Exemplares verlustig. 
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Die Privilegien kamen jedoch immer mehr in Abnahme. In 

einem Bericht des Oberkonsistoriums an den König vom 15. Ok- 
tober 1828 wird angeführt, dass in dem Zeitraum vom 38. März 
bis Michaelis d. J. nur dem vormaligen Buchdrucker Fr. Gott!. 
Höfer zu Zwickau das ihm früher ertheilte Privilegium auf das 
Zwickauische Gesangbuch auf weitere 10 Jahre erneuert, sonst aber 
keines nachgesucht worden sei. 

Vom 19. Aug. [834 ab waren laut Erlass des Kultus- 
ministeriums von jedem privilegirten Werke nur noch zwei, statt 
wie bisher 15 und 20 Exemplare zu liefern. 

Ein nicht beneidenswerthes Geschäft des Bücherfiskals war 
die Eintreibung der Exemplare, die Berichte nach Dresden, die 
Erledigung der von dort erfolgenden Reklamationen, die Ver- 
handlungen mit den Buchhändlern, die auf jede Weise sich den, 
doch in aller Form übernommenen, Verpflichtungen zu entziehen 
trachteten. Ein grelles Licht werfen hierauf des BUcherfiskals David 
Bittorf Recht fertigungsschreiben vom 27. Okt. und 23. Nov. 1695'), 
der in Dresden verdachtig war, die Ueberwachung der Ablieferung 
nicht eifrig genug betrieben zu haben. „Manches privilegirte Buch, 
klagt er, erscheine in vielen Jahren noch nicht, und werde das 
Privilegium oft nur genommen, um sich Voraus das Druckrecht 
zu sichern; auswärtige Privilegirte kämen gar nicht zur Messe, be- 
auftragten auch sonst Niemand mit der Ablieferung der Werke. 
Neu aufgelegte Bücher würden verheimlicht oder vorgegeben, die 
Einsendung sei schon erfolgt oder die Bücher sollten einem 
Anderen zur Besorgung mitgegeben werden. Bei neuen Auflagen 
setze man vielfach nicht das laufende Jahr, sondern das 
der alten Auflage auf das Titelblatt." Aehnlich ging man 
hundert Jahre später wegen vermeintlicher Nachlässigkeit im Ein- 
fordern der Exemplare gegen den BUcherinspekior Mechau vor und 



>) Leipzig, R. A. XLVr, 433. Bd. : 
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drohte mit Absetzung. Mechau rechtfertigte sich in einem Bericht 
an die Blicherkommission vom i6.Juni 1779') und zählte darin als 
seine Obliegenheiten während der Messe auf: i) die Unterschriften 
sämmtlicher in Leipzig anwesender Buchhändler, die sich auf gegen 
200 beliefen, zu dem Insinuationsprotokoll zu bewirken; 2) solche 
bei dieser Gelegenheit zu befragen, ob von privilegirteQ Werken 
zu dieser Messe etwas fertig geworden sei und zutreffenden Falles 
an baldige Ablieferung zu erinnern; 3) den Messkatalog genau 
durchzugehen wegen privilegirter Bücher; 4) die von früheren 
Messen noch rückstündigen Exemplare und Defekte einzutreiben; 
5) wenn die Bücher beisammen sind, sie sofort unter Specifikation 
nach Dresden einzusenden. Letzteres sei von ihm und seinen Vor- 
gängern jedesmal 3, 4 bis 5 Wochen nach der Messe geschehen, 
je nach dem Eingange der Exemplare*). Eine Vorstellung von 
dem Umfang der Abgabe giebt Mechau's Bemerkung, dass die letzte 
Büchersendung nach Dresden über 15 Centner Gewicht gehabt 
habe. Ueber der Buchhändler Verhalten zur Messzeit machte 
Mechau, was den vorliegenden Punkt anbetrifft, folgende Mit- 
theilungen: 1) Wenn sie ankämen, besorgten sie zuerst ihre sämmt- 
lichen Messgeschafte, die oft 3, 3 und mehr Wochen nach der 
Messe dauerten und dann erst dächten sie an die Lieferung der 
Exemplare; 2) in den Messkatalog setzten sie oft Bücher, die erst 
mehrere Wochen nach der Messe oder noch später fertig würden 
wenn das vorgesetzte Kollegium den Katalog durchginge, hielte es 
diese Werke für bereits fertig und reklamine sie; 3) trotz aller 
Verbote setzten sie in den Katalog unter die privilegirien Bücher 
nicht den entsprechenden Vermerk und erschwenen dadurch die 
Kontrolle. 



") Leipzig, R. A. XLVI, 437. 

») VergL Über das Verfahren bei Einforderung der PHichtexemplare 
auch den Bericht der B. K. vom 14. Juli 170;; Leipziger Akten XLVI, 
«3 Vol. 2, Kirchhoff im Arch. IX. S. 131. 



Im Jahre 1679 haue auch einer der Buchhändler, Johaon 
Christoph Mieth, da das Oberkonsisiorium mit dem Eingang der 
Privilegien Exemplare wieder sehr unzufrieden war, neben dem 
Bücherfiskal Vollmacht zur Ueb erwach ung dieser Abgabe erhalten. 
Doch dauerte seine Amtsführung nur wenige Jahre, da erklärlicher- 
weise die Zuertheilung dieser Funktionen an zwei koordinirte 
Beamte den Geschäftsgang und somit den Erfolg der Abgabe mehr 
hemmen als fördern musste'). 

Die Einsendung der Exemplare erfolgte an den BUcherfiskal, 
zuweilen auch direkt an das Oberkonsistorium, wenn sich die Mit- 
gabe an nach Dresden reisende Geschäftsgenossen bewerksieUigen 
liess. Hieraus erwuchsen, wie schon oben berührt, dem über- 
wachenden Beamten vielfache Weiterungen, da er oft erst bei der 
Mahnung erfuhr, was nach Dresden direkt gesandt war, weil die 
Empfangscheine in zahlreichen Fallen ihm zur Aushändigung 
an die Lieferanten nicht zugingen, sondern in den Akten ver- 
blieben»). 

Die Bücherkommission war verpflichtet, Qber die Abgabe der 
Privilegienexemplare speciellen Bericht an das Oberkonsistorium zu 
erstatten. Diese Berichte beginnen in den leipziger Akten mit der 
Michaelismesse des Jahres 165 1, in Wirklichkeit aber wahrscheinlich 
etwas früher, und brechen bald wieder ab. In den dresdener Akten 
sind von 1673 ab, dem Jahre der Einsetzung des Bücherhskals, 
Zusammenstellungen privilegirter, aber nicht abgeUeferter Exemplare 
enthalten. SSumige Verleger werden jetzt häufig mit 20 Gold- 
gulden Strafe bedroht, auch die Drohung zur Ausführung gebracht. 
In den 10 Jahren von 1723 — 1733 wurden nach Ausweis des vom 
BUcherinspektorat geführten ProtokoUes iS X 565 Nummern 
^ 10170 Nummern (Nova und Fortsetzungen), also durchschnittlich 



I) Leipzig, R. A. XLVI, 433. Vol. 5. 1674— 1727. — 
=) So z. B. in Haupt-St. A. III. 14b. fgl. 108. No. 



looo Nummern im Jahre, an das Oberkonsistorium abgeliefert. 
Später wuchs die Zahl der abgelieferten Werke nicht unerheblich '). 
Eine Reihe die Privilegien nutzung einschränkender Ver- 
pflichtungen diente dazu, die Abgabe der Exemplare Über ihr 
natürliches Maass hinaus künstlich zu steigern. Dahin gehörte die 
Vorschrift, dass die privilegirten Bücher bei Verlust des Privi- 
legiums innerhalb bestimmter Jahre nach Ausfertigung desselben 
gedruckt*), dass die Zuertheilung der Privilegien beim Wechsel 
der Regierung aufs Neue nachgesucht*), dass die Abgabe auch von 
neuen Auflagen, die wahrend der Dauer des Privilegiums er- 
schienen, geleistet werden musste *), dass sie von der ersten Auflage 
noch einmal zu liefern war, wenn eine Erneuerung des Privilegiums 
zwar nachgesucht, aber ein Neudruck nicht stattgefunden, weil der 
Vorrath noch zugereicht halte ^). So in dem Reskript an die 
Bticherkommission vom 21. December 1655: „Wir können auch für 
difsmahl mit stillschweigen nicht übergehen, gestalt denn albereit 
am 24. Septembris 1649 bey Euch erinnerung geschehen, Was 
mafsen etzliche Buchführer und Drucker, so von Unns die reno- 
vation der Privilegien erhoben, die Bücher aber, weil von dem 
ersten Druck noch Exemplaria vorhanden, in den benannten zehen 
Jahren, oder auch lenger nicht wieder auflegen, gle ich wo 1 dieselben 
vermöge defs Privilegij aufs neue nicht einantworiten, So werdet 
Ihr darauff albereit anbefohlener mafsen bestes vleifses achtung 



') Leipzig, R. A. XLVI, 127 u. 137. 

') Erlass Johann Georg's vom 22. 11. 1656; Leipzig, R. A. XLVI, 
4J3 Bd. I (z Jahre). — Erl. v. 6. it, 1747: Eb. Bd, 3 (5 Jahre). — Vgl. 
auch Mandat vom 18. Dec. 1773. (a, O.) 

^) Erlass vom 9. Juü 1612 (a. O.), — Dass auch von Neuem 
Exemplare geliefert werden mussten, wird zwar nicht ausdrücklich gesagt, 
ist aber sehr wahrscheinlich. 

*) Bericht des O. Kons. v. 30. ir. 1615 (s. oben S. 8t). — Erl. v. 
7. 7. '747 (Leipzig, R. A. XLVI, 4J3- Bd. 3). 

1) Leipzig, R. A. XLVI, 431 Bd. 1. 
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geben und Ihnen hierunter Iceinen unterschleiff und betrug ver- 
statten." 

Ausser den in den Privilegien angesetzten, in ihrer Höhe 
schwankenden Geldstrafen für Nichtlieferung der Exemplare wurden 
in Specialfällen Strafen von lo bis 25 Thalern, der Verlust des 
Privilegiums, die Strafe der doppelten Lieferung u. dgl. verhängt. 

In Frankreich waren nachweislich seit Beginn des 16, Jahr- 
hunderts Verlagsprivilegien im Gebrauch 'J. Aber auch hier ent- 
halten die frühesten Urkunden dieser An nicht die Verpflichtung 
zur Abgabe von Exemplaren. Erst als Conrad Ne'obar in Paris am 
17. Januar 1538 zum königlichen Buchdrucker für griechische und 
lateinische Werke von Franz I. ernannt wurde, tauchte zum ersten 
Male in seinem beschrankten Generalprivilegium die Forderung 
von Exemplaren auf: ,secundo, in graecis, quae ipse primus in 
lucem edet, singula exemplaria ex singulis editionibus primis, in 
nostram bibliothecam inferet: ut, si qua calamitas publica literas 
inclementius afHixerit, hinc liceat posteriiati librorum jaciuram 
aüqua ex parte sarcire'*). Die früheste Begründung des Pflicht- 
exemplarzwanges aus dem Gesichtspunkt der mannigfachen Ge- 
fahren, welche die wissenschaftliche Litteratur ausserhalb geeigneter 
Aufbewahrungsstätten bedrohen! 

Neobar's Blicher sollten innerhalb eines Zeitraumes von fünf 
Jahren in Frankreich nicht nachgedrucki, noch der Verkauf ausser- 
halb gedruckter im Inlande gestattet werden; für neue Ausgaben 
schon gedruckter Bücher wurde die Schutzfrist auf zwei Jahre be- 
schrankt. Neobar's Nachfolger in diesem Privileg war 1540 nach 
seinem Tode Robertus Stephanus, der schon am 24. Juni 1539 zum 
königlichen Buchdrucker für Hebräisch und Lateinisch e mannt 
worden war. 



') Renouard a. O. T. 1. S. 106 ff, 

') Vollständig abgedruckt bei Crapelel 
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Von iiun an gehen Privilegien und Pflichtexemplare Hand in 
Hand. Auch in Frankreich steigt die Zahl der letzteren im Laufe 
der Jahre höher und höher. Im Jahre 1618 war sie auf drei, in 
der Verordnung vom n. September 1703 auf fünf und bereits 1704 
auf acht Exemplare angelangt '). In dem Staatsrathsbeschluss vom 
16. April 1785 wurden neun Exemplare bei Verlust des Privi- 
legiums beansprucht^). 

Die Privilegien wurden in Frankreich gewöhnlich erst be- 
willigt, nachdem die Druckerlaubniss eingeholt war'). Weitere 
erschwerende Bedingungen traten ein, wenn die Erneuerung des 
Privilegiums nachgesucht wurde, welche nur bewilligt werden 
durfte, wenn es eine neue Auflage betraf, welche um ein Viertheil 
gegen die frühere vermehrt war*). Auch die lange bestehende 
Vorschrift, dass der Autor, der ein Privileg genommen, es nur 
ausnutzen durfte, indem er es einem Drucker oder Buchhändler 
verkaufte, ist ein bemerkenswert her Unterschied zwischen franzö- 
sischen und deutschen Verlagsprivilegien*). Das letzte Privileg in 
den Registern der Syndikatskammer in Paris stammt vom 
27. Juli 1790. Es wurde dem Buchhändler Langlois dem Aelteren 
für ein Werk ertheilt: Etrennes interessantes des quatre parties du 
monde 'J. 

In England folgte auf die Privilegirung Pynson's im 
Jahre 1518 eine Reihe weiterer Privilegien. Pynson selbst erhielt 
deren noch mehrere^). Nach Errichtung der Buchhändler Innung 
im Jahre 1556 mussten die Bücher in den Registern derselben ver- 



') Code de la librairie (p, Saugrain) (Har 

») Renouard a. 0. S. i8g. 

») Eb. S. 109. 

*) Arret 30. Aoflt 1777 Art. 2. 

*) Renouard a. O. S. loy. 

•) Eb. S. .93. 

^ Vgl. Dibdin, Typogr. am. Vol. 2. S. , 



1744) S. 3g2 ff. [Ü.] 
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zeichnet werden und waren so gegen den Nachdruck geschützt. 
Daneben bestanden königliche Privilegien fort. Selbst nach dem 
Schutzgesetz der Königin Anna vom Jahre 1709 wurden, obwohl 
dem Autor nun auf 14 Jahre das Vervielfältigungsrecht allgemein 
zuerkannt worden, noch zuweilen Verlagsprivilegien ertheilt *). 



So von Georg II für die Biographia Britannica am 26. Sept. 1744. 
(Abgedr. bei Pütt er B. N. S. 112. — Ebenda findet sich auch der Text 
eines holländischen Bücherprivilegs vom 28. April 1731, mit der Bedingung 
eines Pflichtexemplars für die leydener Universitätsbibliothek). 



Die geltenden Bestimmungen. 



Charakteristisch für die Gesetzgebung der Gegenwart ist ihr 
Bestreben, die Pflichtexemplare, auf welcher gesetzlichen Grund- 
lage sie immer erhoben werden, zum Nutzen der öfFenilichen 
Sammlungen zu verwenden. Dieser ideale, die gehenden Be- 
stimmungen beherrschende Gesichispunkt war der älteren Gesetz- 
gebung zwar nicht völlig fremd, aber aiclit in gleicher Ausdehnung 
eigenthümhch. Die Verwendung eingelieferter Exemplare zu per- 
sönlichem Nutzea hat aufgehört. Vielfach tritt die Absicht hervor, 
die Verpflichtung auf das geringste Mass zu beschränken, welches 
die Rucksicht auf die Wissenschafteti erheischt. 

Nach dem direkten Zusammenhange, in welchem die Abgabe 
zur Zeit mit Censurbestimmungen, staatlicher Ueberwachung der 
Pressgewerbe, der Sorge für die wissenschaftlichen Sammlungen 
oder mit Autorschutzgesetzen steht, sind im Folgenden gesondert 
zu behandeln: i. Die Censur-, 2. die Ueberwachungs-, 3. die 
Studien-, 4. die Schutzexemplare, welchen Abschnitten ein 
fünfter sich anschüessen wird: Staaten ohne Abgabe von 
Pflichtexemplaren an Bibliotheken. 



I. Die Censurexemplare. 



[Statut über Censur und Presse S 72; s. Ges.-Sammluag Bd. 14. 
Ausgabe des Jahres 1886.J') 

g 71: „Die Censurcomites und einzelnen Censoren sind verpflichtet, 
bei dem Erscheinen neugedruckter Bücher, Journale, Zeitungen und anderer 
Druckerzeugnisse von den Herausgebern derselben zu verlangen: 
Exemplare, welche in % 54 fUr die Censurbehörden gefordert werden, , 
zwei Exemplare fUr die Kaiserliche öffentliche Bibliothek, wenn das Werk J 
in nicht weniger als sechshundert Exemplaren erscheint, doch r 
Exemplar, wenn es in geringerer Anzahl gedruckt wird; ein Exemplar 
für die Alexander-UniversitUl in Hebingsfors und ein Exemplar fUr die | 
Kaiserliche Akademie der Wissenschaften; ausserdem ein Exemplar 
Werken — mit allen Beilagen und Supplementen — , welche sich aufti 
Geographie, Topographie, Statistik, Reisen, Geschichte, Archaeologie, I 
Naturwissenschaften, Mathematik, Astronomie beziehen oder in das Gebiet 
der Kriegswissenschaften gehören oder irgend eine Beziehung zu denselben ] 
haben, mit Ausnahme nur von periodischen, nicht speziellen Werken: 
fUr die Bibliothek des Generalstabs; ein Exemplar von Karlen, statistischen 
Tabellen. Beschreibungen und anderen auf das Seewesen bezüglichen 
speziellen Werken: fUr die hydrographische Hauptverwaltung des Marine- 
ministeriums; ein Exemplar von Zeitungen, Journalen und Almanachen 
für das Ministerium des Innern'). 

Hierzu gehört folgende Anmerkung: 

„Die moskauer Museen, das öffentliche und das Rumjanzowsche 
haben das Recht, unentgelthch zu erhalten: i. je ein Exemplar von allem, 
was in Russland durch Privatleute oder durch Staatsinstitute gedruckt, 
gravirt und lithographirt wird; i. je ein Exemplar in Russland photo- 

') Uebersetzt vom Bibliothekar bei der Ges. d. Wiss. in Petersburg, 
Herrn Alex. Peters, nach der russischen Ausgabe; auch mit Benutzung 
von Privatmittheilungen der Kais. Univ.-Bibl. in Dorpat — Uebrigens \\'eicht 
§ 72 der neuen Fassung von dem entsprechenden § 79 des alteren Gesetzes 
vom Jahre 1857 in mehreren Punkten ab. 

-) Polizei-Departement. 
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graphirter Handschriften und Bücher und 3. je ein Exemplar der kon- 
fiscirten oder durch Censurbehörden oder Zollämter angehaltenen aus- 
ländischen Werke, welche zu diesen Behörden in mehreren Exemplaren 
gelangen. 

Exemplare von Blichern, periodischen Werken, Broschüren und 
Separatabdrlicken aus periodischen und Sammelwerken, mit allen zu- 
gehörigen Beilagen, ebenso Exemplare von Tafeln, Gravuren, Litho- 
graphieen, geographischen Karten, Pl'Jnen, photographirlen Handschriften 
und Büchern u. a. m. w^erden in die Museen gesandt; wenn sie von 
Druckereien, lithographischen und metallographischen Anstalten an die 
lokalen Censurbehörden geliefen werden, durch diese Behörden; wenn 
sie auf Anordnung von Regierungsbehörden und -Personen heraus- 
gegeben werden, durch diese Behörden und Personen; wenn sie endUch 
auf Allerhöchsten Befehl gedruckt werden, durch diejenige Druckerei, 
in der sie gedruckt worden sind." 

Erwähnt mag noch werden, dass auch von allen neuen Auf- 
lagen, die von Neuem genehmigt werden müssen, die genannten 
Pflichtexemplare abzugeben sind. 

Im We i gern ngs falle tritt zwangsweise Beitreibung ein. 



B. Türkei. 

[Buchdruckerordnung vom Januar 1888 Kap. 11 Art. 19. 21^24; 
Uebers. im Bors. Bl. f. d. D. B. 1888 No. 212. S. 4483.] 

Ein gedrucktes Gesetz, welches die Ablieferung von Pflicht- 
exemplaren vorschreibt, fehlte hier bis zum Beginn des Jahres 1888. 
Laut Beschluss des Unterrichtsministeriums waren von dem Eigen- 
thümer eines Werkes, nachdem er von der Censurabtheilung dieser 
Behörde die Druckerlaubniss erhalten, vier Exemplare zu hinter- 
legen, wovon zwei in der Kaiserlichen Ceniralbtblioihek, zwei im 
Untern chtsministeriura aufbewahrt wurden. Ein Exemplar von 
letzteren blieb fUr den Bedarf des kaiserlichen Palastes reservirt. 
Das vom Antragsteller mit dem Gesuch zugleich eingereichte fünfte 
Exemplar erhieh derselbe mit dem Imprimatur der Censoren ver- 
sehen zurück'). 



') Nach Priv. Mitth. des K, D. General-Konsulats in Konstantinopel. 
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Im Januar 1888 wurde eine Buchdruckerordnung erlassen, die 
io Kap. II. Art. 19 Folgendes festsetzt: 

„Zu jeder Drucksache gehört die Genehmiguog des Ministeriums 
des öfienliichen Unterrichts. Nach dem Druck siod zwei Exemplare vor 
der Verbreitung an das obengenannte Ministerium in Konstantinopel, be- 
ziehentlich die ürtsbehörden in der Provinz abzugeben, mit Angabe des 
Titels und der Grüsse der Auflage. Lithographieen und dergleichen und 
Musikalien unterliegen den Bestimmungen des Art. 23. Religi(ise Bücher 
wie alle anderen Arten dUrfen nicht ohne Genehmigung des oben- 
genannten Ministeriums gedruckt werden. Nicht muselmanische religiöse 
Werke brauchen zur Genehmigung eine Erklärung der betreffenden , 
Gemeindevorsteher. 

Art. ai. Wer ohne Genehmigung des Ministeriums und ohne zwei 
Exemplare abzugeben eine Drucksache druckt, verfallt in eine Strafe voa 
5—15 türkischen Pfunden [goo— 2700 Mark]. 

Art. 12. Für unveränderte Neudrucke genehmigter Werke bedarf 
es keiner neuen Genehmigung, jedenfalls sind aber von der neuen Auf- 
lage zwei Exemplare mit zweien der alten einzureichen. Anzeigen von 
Heirathen, TodesfUllen und dergleichen, Konzert-, Ball- und Theater- 
Anzeigen, advokatorische und Verwaltungs- Drucksachen und dergleichen 
bedürfen keiner Genehmigung. 

Art. 23. AII8 Drucker, Veröffentlicher, Aussteller und Verkäufer 
aller Arten Bilder, Stiche, Medaillen, Sinnbilder u. A. haben sich nach 
Art. 19 des Gesetzes zu richten. Wer ohne mit behördlichem Siegel ver- 
sehene und mit dem Unheil der Direlition der Schule der schönen Künste 
Übereinstimmende Genehmigung ebengenannte Dinge druckt, ausstellt 
oder verkauft, verfiSllt in 3— iQ türkische Pfund [54^—1800 Mark] Strafe. 

Art. 24. Zur Einführung von Drucksachen und Druckutensilien 
aus dem Auslände und selbständigen Provinzen bedarf es ministerieller 
Genehmigu ng." 



C. Japan'). 

[Pressgeseiz vom 28. December 1887; s. Imperial Ordinance 
No. 76*, Art. 3. 4, 9. 10.] 

Voti jedem Buch oder sonstigen Erzeugniss eines mechanischen 
Vervielföltigungsverfahrens sind zehn Tage vor der Veröffentlichung 
drei Exemplare an das Ministerium des Innern einzusenden. 

Art. !II bestimmt; „When a literary work or a piclure or drawing 
is issued, a noüce of the same shall be sent in to the department of State 



') Nach Privatmitüieilungen des K. Deutschen Konsulats in Hiogo- 
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for Home Afiäirs, logether with three copies of the literary work, or 
picture or drawing, ten days previous [o the day of publication ihereof, 
leaving oui of calculation the number of days required for transmission. 

Art. IV. When a literary work or a picture or drawing is issued 
by a Government office, the Said Government offii:e shall, previous to 
the pubUcation of the same, send three copies thereof to the Department 
of State for Home Affairs. 

Von he ft weise erscheinenden Werken ist jedes Heft nach 
Erscheinen zu liefern. Bezüglich der Zeitschritten kann hiervon 
der Minister dispensiren. (Art. g.) 

Neue Auflagen, welche durch Zusätze, Verbesserungen, 
Tafeln u. s. w, verändert oder vermehrt sind, müssen aufs Neue 
hinterlegt werden. (Art. lo.) 



D. Egyptcn-V 

[Pressgesetz vom 26. November 1881 (5 Moharrem 1298)*) 
und Erläuterungsbestimmungen des Ministers des Innern hierzu 
vom 19. December i88i*j.] 

Art. 3 des Gesetzes lautet: 

„Nul imprimeur ne pourra imprinaer uo licrit avant d'avoir diiclar^, 
qu'il se propose de Timprimer, ni le mettre en vente ou le publier de 
quelque maniere que ce soit, avant d'en avoir depose 5 exemplaires au 
bureau de ia Presse au ministere de l'inte'rieur. 

Art. 4. II y a lieu ä saisie et confiscation de tout ouvrage: i* Si 
rimprimeur ne represenie pas les r^c^pisse's de la de'claration et du de'pSt 
ordonnes ä l'article pre'cedent. 

Art. 8. Les impressions lithographiques et en tailie-douce sont 
soumbes ä la presente loi comme tous les autres ouvrages d'imprimerie." 

Nach den ErlSuterungsbesiimmungen sind unter dem Wort 
„^crit" zu verstehen: „toutes les pubUcations non periodiques et 
toute publication periodique, paraissant ä l'intervalle d'un mois 
ou de plus d'un mois." 



') Mit Benutzung 
i Alexandrien. 

') Abgedruckt im Annuaire de le'gisl; 



Privatmiitheilungen des K. Deutschen Konsulats 
etrangere. Ann. n 



*) "Recueil de tous les doc. offic. du gouvernement Egyptier 
S. S74 ff. 
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Merkwürdigerweise ist weder im Gesetz noch in den Aus- 
führungsbestimmungen bemerkt, dass die Abgabe der Exemplare 
unentgeltlich sei; dies wird aber in der Praxis bei dem Mangel 
anderweiter Bestimmungen als selbstverständlich betrachtet. 

Hat die Schrift die Billigung des Pressbureaus gefunden, so 
werden die eingereichten Exemplare der Viceköniglichen Bibliothek 
in Alexandrien, der einzigen ganz öffentlichen Büchersammlung ia 
Egypten, überwiesen, deren Verwaltung befugt ist, bis zu dreien 
derselben zu verkaufen. Ein gegenwärtig im Pflichtexemplar- 
wesen wohl einzig dastehender Fall. 

Es verdient noch bemerkt zu werden, dass erfahrungsgemäss 
die Regierung des Khedive nur gegen die eigenen Landesunter- 
thanen die Bestimmungen des Pressgesetzes zur Anwendung zu 
bringen vermag. 



n. Die Ueberwachungsexemplare. 

A(a). Das Deutsche Reich. 

[Reichspressgesetz vom 7. Mai [874 g 9; s. Reichs-Gesetz- 
blati S. 65.1 

Die Napoleonische Herrschaft hatte Deutschland mit den 
herbsten Massregelungen der dem Gewalthaber unbequemen Presse 
tiberschüttet'). Nach seinem Sturze hoffte man auf eine liberalere 
Gestaltung der Pressgesetze, umsomehr, als schon zu Ende des 
vorigen und Anfang dieses Jahrhunderts mehrere deutsche Fürsten 
aus eigenem Antriebe die Censur gemildert, ja ganz abgeschafft 
hatten. In Oesterreich hatte am 1 1. Juni 1781 Joseph II sein be- 
rühmtes Censurgesetz erlassen, dem die Dekrete vom 34, und 
26. Februar, 1. und 13. April 1787 folgten, welche für die Druckereien 
Wiens das Repressivsystem einführten. In Mecklenburg unterwarf 
man zeitweise weder grössere Werke noch Zeilblätter und Flug- 
schriften der Censur, ohne dass diese ausdrücklich aufgehoben 
worden wöre*). In Bayern hob eine Verordnung vom 13. Juni 1803 
die Censur auf. In Nassau war durch landesherrliches Edikt vom 
4. Mai 1814 den Buchdruckern die Befugniss eingeräumt worden, 
ohne vorgangige Censur jedwedes Manuskript zum Abdruck zu 
bringen. Weimar hatte in dem Grundgesetz vom 5. Mai 1816 die 
Pressfreiheit anerkannt'). 



') Vgl. Dekret vüni 5. Febr. 1810 CBull. des lois. Se'r. IV. No, 264. S. 71). 
') Vgl. Referat des Gesandten von Berg in der Bundesversammlung 
12. Oktober i8i8 bei Collmaon a. O. S. »is. 
>) Eb. S, 220. 



Oieser Zeilströmung Rechnung tragend, sprach Art. i8d) der 

deutschen Bundesakie vom 8. Juni 1815') die Verheissung aus: 

„Die B unii es versa ramiung wird sich bei iliver ersten Zusammenkunft 
mit Abfassung gleichförmiger Verfügungen Über die l'ressfreiheit und die 
Sichersten ung der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Nach- 
druck beschäftigen." 

Wie wenig diese Zusage in Erfüllung ging, ist bekannt. In 
der rückläufigen Bewegung, welche bald darauf durch die karls- 
bader Beschlüsse eingeleitet wurde, war für Pressfreiheit kein Raum. 
Das umfassende Referat des Bundesiagsgesandten von Berg Über 
den Stand der deutschen Pressgeseizgebung, woraus hervorging, 
dass ein Drittel der Staaten Deutschlands bereits Pressfreiheit genosa, 
verhallte ungehört, und der Bundesbeschluss vom 20. September 18 ig 
schuf, zur Praventivcensur zurückkehrend, ein fünfjähriges 
Provisorium, das bis zum Jahre 1848 sich erstreckte! Denn 
riach Ablauf der Frist, am ao. September 1824, wurde beschlossen, 
das Gesetz so lange in Kraft zu lassen, bis man über ein definitives 
Pressgesetz sich geeinigt haben würde. Diese Einigung aber sollte 
so bald nicht eimretea. 

Wurden früher Ausnahmen vom Censurzwang meist zu 
Gunsten einzelner Wissenschaftsfächer gemacht, so ging man nun 
dazu über, Schriften von bestimmter Bogenzahl für censurfrei zu 
erklären, während andere, welche dieses Maass nicht erreichten, 
censurpflichtig blieben*). Später wurden von den Einzelstaaien 
in den nach Aufhebung der Censur im Jahre 1848 zahlreich auf- 
tauchenden Pressgesetzen ähnliche Grenzen bei der Forderung von 
Ueberwachungsexemplaren festgesetzt. 

Der nächste Wendepunkt in den Beschlüssen des Bundes, 



>) Eb. S. 43. 

') Es waren dies „Schriften, die in der Form taglicher Blatter oder 
heftweise erschienen, desgleichen solche, die nicht Über 30 Bogen kn 



soweit sie hier in Betrachl kommen, war die Erklärung vom 
■!,. März 1848, wonach Jedem Staate freigestellt wurde, 

„die Censur aufzuheben und die Pressfreiheit einzuführen, jedoch unter 
Gurantieen, welt:he die anderen Bundesstaaten und den ganzen Bund 
gegen Missbraiich der Presse mügiichst sicher stellen." 

Baden war dem Bundesbeschlusa durch ein provisorisches Gesetz 
vom 1. März 1848 schon vorausgeeilt, indem es sein ehemals vom 
Bunde mit dem (^«'«nn/iV^ belegtes Pressgesetz vom 28. December 1831 
wieder aufleben liess. Sachsen hob durch Verordnung vom 9, März 
die Censur provisorisch und defimtiv durch Verordnung vom 
23. März sowie durch das Pressgesetz vom 18. November 1848 auf. 
Oesierreich folgte am 15. und Preussen am 17. März mit der 
Proklamirung der Press frei heit. Die deutschen Grundrechte endlich 
vom 21. December 1848 beseitigten die im März verlangten 
Garantieen, indem sie alle vorbeugeaden Massregeln, namentlich 
die Censur, die Konzessionen, Staatsauf lagen, Sicherheitsbestellungen 
und andere Beschränkungen gemildert oder aufgehoben wissen 
wollten. Das gleichzeitig in Aussicht genommene Pressgesetz kam 
jedoch erst am 6. Juli 1854 zu Stande, als Preussen, Bayern und 
Oesierreich längst mit eigenen Gesetzen vorangegangen waren. 
Freilich keineswegs in dem verheissenen Sinne, Denn an die Stelle 
der Censur trat jene Reihe von Ersatzmassregeln, zu welcher auch 
die Ablieferung von Ueberwachungsexemplaren an die Sicher- 
heitsbehörden gehörte'}. 

Ein Theil der Staaten brachte den ßundesbeschluss wörtlich 
unter HinzufUgung von Aus führungsbest immun gen, oder doch mit 
Zugrundelegung desselben zur Ausführung, andere hatten vorher 
schon Pressgeseize erlassen und kümmerten sich wenig um etwaige 



') Man unterschied jetzt auch wohl die Schriften insofern, als man 
bei grösseren Werken längere Ablieferungsfristen gewährte, während 
kleinere no.;h vor der Ausgabe oder spätestens bei deren Beginn verlangt 
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abweichende Forderungen des Bundes'), oder erüessen sie nacw 
der Sprengung des Bundes durch die Ereignisse des Jahres i8( 
Das Ueberwachungsexemplar kehrt in fast allen diesen Gesetzen! 
vor 1866 regelmässig wieder, bald mit, bald ohne Annahme des! 
auf dem Umfang der Schrift beruhenden Prinzips; in ersterem Falle J 
mit wechselnder Grenze der Bogenzahl der abgabefreien oder hin-« 
sichtlich des Ablieferungstermins bevorzugten Schriften. Die VerJ 
fassung des Norddeutschen Bundes vom 25. Juni 1867 machte diel 
Pressgesetzgebun^ nicht zu einer für die Bundesstaaten gemeinsame!»« 
Sache und viele Staaten gingen in Folge dessen mit dem £rlass<l 
von Pressgesetzen selbständig, viele im Sinne der Abschaffung! 
der Ueberwachungsexemplar e vor, wodurch mehrere Bibliotheken^ 
ihrer Pflichtexemplare verlustig gingen. 

Erst dem Deutschen Reich war eine einheitliche Gestaltung i 
der Pressgesetzgebung vorbehahen, welche das alte Reich und der J 
Deutsche Bund zwar erstrebt, aber so äusserst unvoUkommei 
Stande gebracht hatten. Nachdem im Art. 4 der ReichsverfassnngJ 
vom 16. Aprii 1871 sub No, 16 die Bestimmungen über die Presse 
und das Vereinswesen als zur Reichskompetenz gehörig bezeichnetfl 
worden, trat die Reichsregierung an die Ausarbeitung einer ent-fl 
sprechenden Vorlage heran, und am 7. Mai 1874 konnte die Publi-I 
kation des geltenden Reichspressgesetzes erfolgen. 

Wie bisher der Bund, so hat auch das Deutsche Reich dcal 

Landesgesetzgebungen bezüglich der Abgabe von Studie nexemplareiLB 

freie Hand gelassen*). Dagegen ist die Hinterlegung von Ueber-fl 

wachungscxemplaren durch S 9 vorgeschrieben. Hierin heisst esij 

„Von jeder Nummer (Heft, Stück) einer periodischen Druckschrifl^ 
muss der Verleger, sobald die Austheilung oder Versendung beginnt, e 



') Bayern z. B. hielt die Zuständigkeil der Geschworenen bei Pres» 
vergehen aufrecht, trotz der prinzipiellen Verwerfung derselben durcl^ 
den Bund. 
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sofort zu ertheilende Bescheinigung an die 
orts unentgelilich abliefern. 
Diese Vorsclinft findet keine Anwendung auf Druckschriften, welche 
ausschliesslich Zwecken der Wissenschaft, der Kunst, des Gewerbes oder 
der Industrie dienen." 

Aas deo Reich st agsdeb alten über diesen S ist hier eia Ab- 
önderungsantragdes Abg. Dr. Onckeii hervorzuheben: Der Reichstag 
wolle beschliessen : 

a, Alinea i ist hinter den Worten „einer periodischen Druckschrift" 
einzuschalten: „sowie von jeder nicht periodischen Druckschrift, deren 
Umfang nicht über drei Bogen betragt"; 

b. Absatz i erhUlt den Zusatz: „Die eingelieferten Exem- 
plare werden aufbewahrt und stehen nach Ablauf von sechs 
Monaten zur Verfügung derjenigL-n Bibliotheksverwaltung, 
zu deren Bereich der Ausgabeort gehört." 

Der erste Theil des Antrags, welcher die Machtbefugnisse 
der Polizei erweitert hatte, ohne dass die Regierung es gewollt, 
fand keinen Anklang und wurde zurückgezogen, der zweite Theil 
aber gelangte zur Abstimmung und wurde verworfen. Es war 
die Abneigung vorherrschend, über die Pflichtexemplare der Biblio- 
theken irgend welche positive Bestimmungen zu ireflen; man 
wollte, wie es S 30 thut, an den Vorschriften der Einzelstaaten nicht 
rütteln, aber auch neue nicht hinzufügen. 

Abg. Dr. Oppenheim führte aus, es würde mit der Weiter- 
gabe der Exemplare an die Bibliotheken eher ein Privilegium odiosum, 
als ein Vortheil für dieselben geschaffen und fürchtete die Noih- 
^^ wendigkeit, zur Aufstellung so ausserordentlicher Buchermassen 

^B neue Fonds den Bibliotheken einzuräumen'). Hierbei wurde Uber- 

^^k sehen, dass die Abgabepflicht von Studienexemplaren im weitaus 

^1 grüssten Theile Deutschlands noch besteht und fast überall ja die 

^^k Provinzial-, Kreis- und Lokalzeitungen in sich schliesst, welche die 

^B Bibliotheken, wie später noch naher dargelegt werden wird, auch 



') Sten. ßer. des U. Reichst. 2 



. Sess. 1874 Bd. 2 
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nicht missen künnen. Der Bezug derselben durch die Polizei- 
organe hatte allerdings zu der erwünschten lückenlosen Sammlung 
dieser Blätter wohl kaum verhelfen können. 



A(b). Eisass-Lothringeu'). 

[Gesetz vom 21. Okt. 1814 S 14 u. 16. — Ordonnanz vom 
24. Okt. 1814 S 3 u. 9. — Ord. V. g. Jan. [828. — Ord. v. 30. Juli 1835 
S 1 u. 2, — Pressges. v, 27. Juli 184g $7. — Pressges, v. 1 [. Mai 1868 
Art. 7. — S. Sammlung der in Els.-Lothr, gell. Gesetze her. von 
F. Allhoff u. A. Bd. a. Sirassb, 1881 S. 359. 360. 440. 493. 
64s- 971-1 

Das Reichspressgesetz ist hier nicht in Kraft getreten (S 31). 
Die geltenden Bestimmungen über Pflichtexemplare sind noch die 
der französischen Pressgesetzgebung vor dem Anfall des Landes an 
Deutschland, Sie sind enthalten in dem Gesetz über die Press- 
freiheit vom 31. Oktober 1814'). 

S 14 lautet: 

„Kein Drucker darf ein Schriftstück drucken, bevor er eine Er- 
klärung dahin abgegeben hat, dass er den Druck ausführen 'will, noch 
(las Schriftstück zum Verkaufe aussetzen oder irgendwie veröffentlichen, 
bevor er die vorgeschriebene Anzahl von Exemplaren auf dem Sekretariat 
der PrUfekiur niedergelegt hat." 

§ 16: „Das Unterlassen der Erklärung vor dem Druck und das 
Unterlassen der Hinterlegung vor der VerÜfFentlichung, ■welche nach An- 
gabe des vorhergehenden Artikels festgestellt werden^), unterliegen jedes 
zum ersten Male einer Geldstrafe von looo Frank; im zweiten Falle einer 
solchen von 2000 Frank" <). 

Durch S 3 der Ord. vom 24. Oktober 1814*) wurde die Ab- 

') Mit Benutzung von Privatmitth. der K. Univ. u. Land. Bibl. in 
Strassburg. 

') G. S. Bd. 3. S. 3-,9- 

') Art. 15 ist durch § 94 ff. der Strafprocessordnung ausser Kraft 



*) ArL 1 5 des später zu erwShrenden Ges. s 
Herabsetzung der Strafe bis auf 50 Frank. 
') G. S. Bd. I. S. 360. 



11. 5. 1868 gestattet die 



gäbe auf Kupferstiche und Holzschnitte ausgedehnt, welche von 
einem Texte begleitet sind. Die ia An. 4 und 8 auf fünf fest- 
gesetzte Anzahl der an die Präfefctur zu liefernden Exemplare 
wurde durch Ord, vom 9. Jan. 1828') herabgesetzt und zwar: 
„ausser dem Exemplar [von BUchern] und den beiden Abzügen 
[von Kupferstichen und Holzschnitten ohne Text] für Unsere 
Bibliothek nur noch, gemäss derselben Ordonnanz, auf ein 



Exemplar 
Innern." 
auf der E 
Ord. 



I 



r und einen Abzug für die Bibliothek des Ministeriums des 
Später wurde bestimmt, dass diese letzleren Exemplare 
Bibliothek St. Genovefa verwahrt werden sollten, und durch 
1 I [. Okt. 1832^) die Aufsicht darüber dem Minister des 
öffentlichenUnterrichts übertragen. EineVerfügung vom 3a Juli 1835*) 
änderte diese Bestimmung dahin ab, dass fortan das Exemplar für 
das Unterrichtsministerium in diesem hinterlegt bleiben sollte, und 
ermächtigte den Minister, unter den abgelieferten Werken „eine 
geeignete Auswahl zu treffen und die ausgewählten Bücher an die 
Bibliotheken des Reichs und die verschiedenen Unterrichts- oder 
der Kunst und Wissenschaft gewidmeten Anstalten zu verthcüen'' *). 

Ferner besteht noch zu Recht Art. 7 des Pressgesetzes vom 
27. Juli 1849*): 

„Unabhüngig von der durch das Gesetz vom 21. Okt. 1814 vorge- 
schriebenen Hinterlegung müssen, Zeitungen und Zeitschriften ausge- 
nommen, alle Druckschriften, welche Gegenstande der Politik und Volks- 
wirthschaft behandeln und nicht 10 Druckbogen stark sind, durch den 
Drucker auf dem Parquet des für den Ort des Drucks zuständigen Pro- 
kurators der Republik wenigstens 24 Stunden vor jeder Veröffenüichung 
und Vertheilung hinterlegt werden. 

Der Drucker muss bei der Hinierlegung zugleich die Anzahl der 
Exemplare, welche er gedruckt hat, angeben, Ueber seine Erklärung ist 
ihm eine Bescheinigung auszustellen. 



') Ges. Samml. Bd. i. S. 440. 
') Bull, des lois. Ser. IX. No. 4418 
■1) G. S. Bd. i. 6. 493. 
') Die Hinterlegung der Exemplar 
jetzt beim Bezirks- Präsidium. 
») G. S. Bd. 2. S. 645, 




durch die Drucker geschieht 



Jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften dieses Artikels ist 
[durch das Zuchtpolizeigeiichi] ') mit Geldstrafe von roo bis zu 500 Frank 
zu bestrafen," 

Endlich sind nach Art, 7 des Pressgesetzes vom 1 1. Mai 1868') 
von Zeitungen und Zeitschriften 2 Pflichtexemplare bei den Ver- 
walEUQgsbehörden „im Augenblick des Erscheinens jedes Blattes 
oder jeder Lieferung" und zwei Exemplare bei der Staatsanwalt- 
schaft zu hinterlegen. 



[Pressgese 
Vergl. Sil 



B. Oesiei 
[7. Dec. i8d 



ich. 



C. Fr 



nkrei. 



[Loi du 29. juillet 1881 Art. 3. 4; s. Bull. d.loisSer.Xll.No.637. 
Charl. Constant, Code gen. des droits d'auteur. Paris 1888 S. 156.] 

Das Gesetz über die Pressfreiheit vom 20. Juli i88[ regelt die 
Abgabe von Pflichtexemplaren in Frankreich. Es verlangt deren 
zwei, wie schon die Verfügung vom 9. Jan. 1828 An, i^) und das 
Gesetz über das Urheberrecht vom 19/24. Juli 1793 Art. 6*). Da- 
gegen betrug diese Zahl in dem Zeitraum von 1810 bis 1828 fünf, 
wovon eines der Censor erhielt*). 

Art, 3 des geltenden Gesetzes bestimmt: 

„Au moment de la publication de tout imprime, il en sera fait, par 
rimprimeur, sous peine d'uoe amende de 16 francs ä 300 Francs, un de'pöt 
de deux exemplaires, destine's aiix collections nationales. 



') Jetzt durch das Schüftenge rieht. 

') U, S, ßd, J, S, 971, 

') Aug, Charles Renouard, Traite d. droits d'auteurs. T, i 
(Paris 1838) S. 430, 

') Eb. S. 3^7- 

') Beeret imp, du 5. fevr. iSio Art. 48. — Loi du 21. oct. i8r4 
Art. 14—16. — Ordonn. du roi 24. oct, tSi4 ArL 3. 4 (Bull. d. lois. Se'r. IV. 
No. 364. S. 71; Se'r. V, No, 395 und 403). 



Ce ü^pSt sera feit: au ministere de l'int^rieur pour Paris; ä la 
prefecture, pour les chels-lieux de de'partement; ä la sous-pre'fecture pour 
les chefs-lieux d'arrondissement et pour les autres villes ä la mairie. — 
L'acte de de'pot meotionnera le titre de l'imprime et le chiffre du 
tirage. — Soni exeßiptes de cette disposiiion les bulletins de vote, les 
circulaires comraereiales ou industrielles ei les ouvrages dits de vii)e ou 
hilboquets," 

Von diesen zwei Exemplaren wird das eine vom Ministerium 
des Innern an das Unterrichtsministerium, das andere an die National- 
bibliothek zu Paris weiierbef Ordert. 

Den Bestimmungen liegt der Doppelzweck der Repression 
wie der Bereicherung der nationalen Sammlungen zu Grunde. 
Lediglich in repressiver Absicht wurde die Klausel eingeschoben: 
l'aCTe de depöt mentionnera le titre de Timprime' et le chiffre du 
tirage. Diese Anordnung hat mit den Interessen der Bibliotheken 
oder etwa der Begründung des Eigent hu ms rechtes nichts zu thun. 
Sie wurde von der Senatskommission dem von der Deputinen- 
kammer angenommenen Geselz, unter folgender Begründung ihres 
Berichterstatters Mr. Peletan, hinzugefügt'): 



.la 



urtout plai 
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nt de 
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re'pression; eile a pens^ que I'importance du tirage serait, 
cas, un motif determinant de la poursuite; une publication tire'e ä quelques 
exemplaires pourrait ne pre'senter aucun danger, tandis qu'elle pourrait 
en oflrir uo st le tirage e'tait considerable." 

Die Ablieferung ist mit der Veröden tlichung der Schrift, 

also mit dem Verkauf oder der Austheilung zugleich auszuführen*), 

wie bei dem Ueberwachungsexemplar für Periodica im Deutschen 

Reich. Sie ist von dem Drucker auszuführen, der sich dabei durch 

einen Bevollmächtigten vertreten lassen kann, aber verantwortlich 

bleibt»). 



■) Ü. 
1887) S. 63. 



, Code expiique de la presse. T. i (Par 



•) Barbier a. O. S. 6j. 
•) Eb. S. 62. § 33. 
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Die Ablieferung hat auch von Neudrucken zu geschehen*), so- 
wie von Separatabdrücken^). Die Uebersch reitung der deklarirtfo I 
Höhe der Auflage durch Druck weiterer Exemplare würde einem 
Neudruck gleichzuachien sein'). 

Ein Werk, welches von ein und demselben Drucker in ver- ] 
schiedenen Departements gedruckt wird, ist in Jedem einzelnen zu 
hinterlegen*) . 

Die Ablieferung muss, mit Ausnahme von Paris, wo sie im 
Ministerium des Innern zu machen ist, auf der Präfektur, der Unter- 
prüfektur oder dem Bürgermeisteramt erfolgen. Eiqe Ablieferung ' 
bei der Mairie würde eine solche bei den höheren Verwaltungs- i 
behörden nicht ersetzen können, wo diese nach dem Wortlaut der 
Bestimmungen einzutreten hat. Eher möglich, meint Barbier, sei 
der umgekehrte Fall. Denn die Gewährung der Möglichkeit, au 
die Unterprä fektur und die Mairie ausser der Präfektur abzuliefern, 
habe offenbar nur eine Bequemlichkeit für die Verpflichteten ' 
schaffen sollen, von der sie fakultativ Gebrauch machen könnea j 
oder nicht, und sei als eine Erweiterung des Gesetzes vom Jahre 1814, 
das nur die Ablieferung an die Präfektur kennt, zu betrachten"). 

Mit Recht tadelt Barbier den Umstand, der in den mehrfachen "' 
Zwecken des Paragraphen begründet sei, dass die für die öffent- 
lichen Sammlungen bestimmten Werke von den Druckern zu ' 



') BarbierS.6T.Sj9. — Üalloz,Repert.ileli;gislat.PresseH7[G.]: J 
„Re'imprimer c'esi loujours imprimer". 

') Barbier S. 61. § 29: „Le tribunal de la Seine, par jugemeat dun 
jT. janvier 1883 a decide, que le de'pöt prescrit par Tarticle 3, devait avoir J 
lieii pour chaque imprime qui revetail une forme typographique speciale; 1 
qu'en conse'quence, deux imprimes differents par leur forme et leur typo- 
graphie, bien que contenant le meme teste, ctaient soumis ä deujc ] 
de'pßts distincts". 

') Eb. S. 61. § 30. 

') Eb. S. 61. § 31. 

>) Eb. S. 6t. 61. § 3r. 
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liefern seien, die ihrer gesetzlichen Pflicht genügen, wenn sie das 
Buch, in welcher Form es immer ihre Werkstäite verlasse, deponiren. 
Die Folge hiervon ist, dass der presspolizeihche Zweck zwar er- 
reicht, dass die Bibliotheken aber sehr viele Exemplare 
höchst unvollständig erhallen, während nur die vollständigsten 
und best ausgestatteten darin Aufnahme linden sollten. Werden 
die Werke, wie hauäg, der Zeitersparniss wegen partieenweise 
mehreren Druckereien gleichzeitig zum Druck Übergeben, so liefert 
jede derselben ihren Theü ab und die Verwahungen haben grosse 
Mühe, die einzelnen Bruchstücke zu vereinigen. Die Herstellung 
der Titel und Umschlagtitel wird wohl gar einer besonderen An- 
stalt übertragen, deren Spezialitat der Druck auf farbigem Papier 
ist. Oder die Tafeln werden dem Kupferstecher und Lithographen 
anvertraut und wandern dann ins Kupfersrichkabinet, wahrend 
der Text zur Abtheilung der gedruckten Bücher gelangt'). Diesen 
Uebelstbnden könnte nur dadurch wirksam abgeholfen werden, dass 
statt des Druckers der Verleger oder der Verfasser, erst wenn 
Beide nicht genannt wären, der Drucker verantwortlich gemacht 
würde. In anderen Ländern mit Druckerexemplaren hat man sich 
vor Verlusten dadurch zu schützen gesucht, dass man ausdrücklich 
die Verleger verpflichtete, die Drucker vor der Ablieferung mit 
allem, was zur Vollständigkeit des Werkes an Karten, Plänen u, s. f. 
gehört, zu versehen. Diese Bestimmung hat aber den grossen 
Nachtheil, dass man stan eines mit zwei Trägem der Verpflichtung 
zu rechnen hat, wodurch erfahr ungsgemSss der Zweck auch nur 
sehr unvollkommen erreicht wird. 

Die erfolgte Ablieferung wird Seitens der Verwaltung unter 
Angabe des Buchtitels und der Höhe der Auflage urkundlich 
registrirt, ausserdem eine Empfangsbescheinigung ausgestellt. Aus- 
geschlossen von dem Ablieferungszwange sind nur Wahlzettel, 



I. d. bibiioth. publ. (Par 
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Cirkulare zu Geschäfts- und gewerblichen Zwecken und „les ouvrages 
de ville ou bilboqueis". 

Gabriel Richou, Konservator der Bibliothek des Kassations- 
hofes zu Paris, erklärt diesen Ausdruck naher'), indem er hinzu- 
fügt, dass die Behörden es ihatsächüch stets unterlassen habea, 
die darunter zu begreifenden Druckartikel zu fordern, obwohl das 
Gesetz von 1881 sie zum ersten Male ausdrücklich ausschliesse. 
Man verstehe unter bilboquets: „les annonces de mariage, de 
naissance, de deces, affiches de ventes ou locations, impressions 
purement relatives ä des convenances de famille, de socie'te ou ä 
des inie'r€ts prive's." Aber, bemerkt Richou, die Kürze eines Werkes 
an sich, welches die öffentliche Ordnung interessirt, bildet kein 
Moment der Befreiung von der Abgabe für den Drucker. Eine 
bischöfliche Verordnung, ein kurzer, einer Zeitschrift entnommener 
Nekrolog in Broschürenform, eine Bittschrift, welche Namens- 
unterschriften aufnehmen soll, „n'eüi-ellc que trois lignes", ein Brief 
an die Depuiirten eines Depariements, ein Cirkular des Verwaltungs- 
ausschusses einer Gesellschaft an die Mitglieder, um ihre Zu- 
stimmung einzuholen, dass ihre Namen auf die vom Pröfekten 
verlangte Liste gesetzt werden, — alle diese Druckschriften sind 
der Abgabepflicht unterworfen. Dagegen ist es gebräuchlich, in 
Prozessen die Denkschriften der Sachwalter und Advokaten, bei 
welchen Eid und Amtspflicht genügende Sicherheit bieten, davon 
auszunehmen. Doch ist deren Na mens Unterschrift am Fusse der 
Ausarbeitung unerlässlich. Diese nicht gesetzlich zu begründende 
Ausnahme beklagt Richou mir Recht im Interesse der einschlägigen 
Geschichtsforschung*), 

Als Gesichtspunkt in zweifelhaften Fällen muss gelten, dass 
alle zu der öfientlichen Ordnung ihrem Gegenstande nach be- 



') Richou a. O. S. 118. 
') Seine Angaben sind der richterlichen Praxis entnommen. Vergl. 
die Belege a. O. S, 115 — n6: DL-pot legal. 
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ziehuagslosen Schriften nach dem Geist des Gesetzes und der 
herrschenden Praxis von der Hinterlegung befreit sind und um- 
gekehrt. 

Art. 4 desselben Gesetzes bestimmt; 

„Les disposicions tjui prccedeat sont applicables ä tous les genres 
d'imprim^s oii de reproiiuctions destines ä eCre publie's. 

Toutefois, le de'pöi prescrit par J'article prece'Jent sera de Irois 
exemplaires pour les estampes, la musique et en general les reproductions 
aulres que les imprimes." 

Von den drei Exemplaren der Musikwerke und Kupferstiche 
erhalt die Nation albibliolhek zwei, die Verwaltung der schönen 
Künste das dritte; sie gibt die Musikwerke jedoch an das Konser- 
vatorium der Musik weiter. M'ücheQtlich einmal nimmt die 
Bibliothek und nach ihr das Unterrichtsministerium die für sie 
bestimmten Exemplare im Ministerium des Innern entgegen. Der 
Uuierrichts minister vertheilt die seiriigen an die Bibliotheken in 
Paris und den Departements nach Massgabe der zu Gebote stehenden 
Fächer und der Bestimmung der Bibliotheken. Die Zahl der hieran 
th eil nehmenden Institute betragt etwa 350'). 

Eine weitere Bestimmung des Depot legal, aber jedenfalls 
nicht ein Hauptzweck desselben, wie man vielfach irrthlimhch 
meint, ist die, dass die Geltendmachung des Urheberrechtes 
durch gerichtliche Klage, im Sinne der Bestimmungen des 
Art. 6 des Gesetzes vom Jahre 1793, davon abhängig ist, wenn es 
auch dieses Recht, das nur die Thatsache der Urheberschaft zur 
Voraussetzung hat, nicht erzeugen kann. Hierbei ist zu beachten, 
dass unvollständige und irgendwie fehlerhafte Exemplare dem Autor 
nicht den Rechtsanspruch sichern') und es daher in seinem 
Interesse liegt, sich von der vollkommenen Erfüllung der Be- 
dingungen durch den Drucker selbst zu überzeugen, was den 
Bibliotheken nur zugute kommt. 

a. O. S. 121. 

■ a. O. S. 7J. § 62. 
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Die Verjährungsfrist für Pressddiliie betragt drei Moaate. 
Diese Zeit erwies sich in Bezug auf die eben erwöhme Bestim- I 
mung insofern als zu kurz, als* es thatsächlich nicht möglich ist, 1 
sämmiliche eingelieferte Exemplare so schnell auf ihre Voll- 
ständigkeit zu prüfen. 

Die Bewegung des De'pöt legal in der Nation albibliothek hat 
Leopold Delisle in dem umfassenden Verwaltungsbericht vom 
3. Juni 1885 für die Jahre 1810 bis 1884 zahlenmässig dargelegt'). J 
Ein getreues Bild liefern diese Zahlen jedoch insofern nicht, als j 
die Statistik der Pflichtartikel aus den Departements bald die 
Periodica und Li eferungs werke einschliesst, bald nicht. Die 
grossen Schwankungen erklären sich wohl genügend durch den 
Wechsel der gesetzhchen Bestimmungen wie der Praxis der Ueber- 
wachung. 

Danach gingen ein: 
1810 aus Paris und Departements gemeinsam: 131 j Druckanikel; 
1884 „ „ : 8156, Depaneraents: 50606 Druckartikel. 

In den Jahren 1885 und 1886 ergab das Depot folgende 
Zahlen*): 

1885 aus Paris: 7404 Bände, Depanements: 13458 Bände; 



Hierzu kommen noch an Revuen, Zeitschriften und Publi- 
kationen in Lieferungen: 

1885 aus den Departements: 4361g; 



') Bull, des biblioth. et des arch. An. 1885 .S. 25 ff. 

') Centn ßl. f. Bibl. 1888 H. i. 

Nach Privatmittheilungen der Verwaltung entziehen sich diel 
Drucker nicht selten der Verptiichtuog und bleiben die Mahnungen detl 
Bibliothek fruchtlos. 
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Noch bleibt Art. lo des Gesetzes zu erwähnen, welcher aus- 
schliesslich Ueberwachungsexemplare betrifft: 

„Au moment de 1a publication de chaque feuilie ou livraison du 
Journal ou e'crit piiriodique, il sera remis au parquet du procureur Je la 
Re'publique, ou ä la raairie, dans les villes, oü i! n'y a pas de tribunal de 
prämiere instance, deux exempJaires sign& du gerant. 

Pareil de'pöi sera fait au ministere de l'intfSrieur, pour Paris et le 
departemeut de la Seine, et, pour les autres departements, ä la prefecture, 
ä la sous-pre'fecture, ou ä la mairie, datis les villes qui ne sont ni cheft- 
lieux de departement, ni chefs-iieus d'arrondissement, 

Chaeun de ces depöts sera effectu^ sous peine de 50 francs d'amende 
contre le gerant." 

Von allen Zeitungen und Zeitschriften sind demnach in 

Frankreich zu hinterlegen: 

I. Zwei Exemplare im Ministerium des Innern u. s. f., nach 

An. 3. 

3. Zwei unterzeichnete Exemplare bei den gleichen Behörden, 

nach Art. 10 (Depot ad min istrat if). 

3. Zwei unterzeichnete Exemplare bei der Siaaisanwaltschaft, 

nach Art. 10 (Depot judiciaire). 

Die Lieferung der unter 3. und 3. genannten Periodica liegt 

dem verantwortlichen Redakteur, die der anderen beiden 

Exemplare, wie jeder anderen Druckschrift, dem Drucker ob. 



D. Iialie 
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[Legge 26. marzo 1848 sulla libenä dl stampa Art. 7 e 8; 
abgedr. in Rivista d. bibl. An, 1888 No, 1/3.) 

Es kommen Ueberwachungs-, Studien- und Schutz- 
exemplare vor. Erstere werden auferlegt durch Art. 7 des Ge- 
setzes über die Pressfreiheit vom 26. März 1848, welcher lautet: 

„Ogni stampatore dovrä presentare la prima copia di qualunque 
stampato, se nella provincia dove risiede un Magistrato d'appello, all'ufficio 
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') Mit Benutzung \ 



1 Privatmitth. der Viktor-Emanuel- Bibliothek 



dell'Awocato fiscale generale'); se nelle altre, al ufticio dell^Avvocato I 
fiscale presse il Trihunale di prefettura"); ciö tuito salvo il disposto del ' 
presente Editto circa le pubblicazioni periodiche. 

La trasgressione del prescritto di quesio articolo verrä punita c 
multa estensibile a lire 300." 

Art. 12 fügt noch hinzu: 

„qualunque azione penale uascente da reati di stampa sarä prescritta 
cofi lo spazio di Ire mesi dalla data della consegna delta copia al pubblico 
Ministero ..." 

Das Gesetz wurde ursprünglich für Pietnont vom König von 
Sardinien Karl Albert erlassen, später aber auf das ganze Reich 
ausgedehnt, und zwar auf: 

die Lombardei .... (Legge 31. LugHo 1859); 
Parma, Modcna, Romagna [Decreio govematoriale 13. Gennaio [860I; 

Umbrien (Decreto commissariale 5. Novembre i86o)j 

Toscana (Legge 30. Giugno 1860); 

Neapel (Decretodiluogotenenzai.DicembreiSöo); 

SiziUen [Decreto di luogot. 17, Dicembre 1860); 

Venezien [Decreto di luogot, 22. Agosto 1S66); 

Rom (Decreto 8. Ottobre 1870). 

Nach Ablauf der in Art. 12 fesigeseizten dreimonailichen Frist 
werden diese Ueberwachungsesemplare für Studienzwecke frei. In 
Folge Beschlusses der Deputirtenkammer vom i.Juni 1878, dass in 
der Biblioteca Vittorio Emanuele in Rom die gesammle neu er- 
scheinende Litteratur vertreten sein solle*}, ordnete das Ministerio 
di ürazia, Giustizia e Culto durch Cirkular vom 30. Januar 1880 ' 
an, dass die genannten Exemplare in Zwischenräumen von je 
14 Tagen ihm zu übermitteln seien. Davon erhält die Ministerial- 

') Jetzt: Procuratore generale del Re presse la Cone d'appello, 
•) Jetzt: Procuratore del Re presse ii Tribunale di circondario. 
*)„... di fomir modo a chiunque, e specialmente ai rappresentanti 
del paese, di conoscere prontamente, e sicuramente, col mezzo della Biblio- 
teca nazionale sitiiata nella Capiinle del Kegno, il movimento intellettuale 1 
italiano." (Privatmitih. der Bibl. Vitt. Em.). 
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bibliothek die rechtswissenschaftlichen Bücher, aifes Übrige die 
Viktor-Emanuel-Bibliothck. 

Es liegt auch hier die Gefahr vor, dass die Werke auf dem 
Wege von einer Behörde zur anderen nur lückenhaft an den Ort 
ihrer Bestimmung gelangen. Eine vollständige Sammlung der 
nationalen Litteratur in der genannten Bibliothek tritt aber an sich 
schon durch die Ausschliessung der juristischen und der damit 
verwandten Fächer nicht ein. 

Ausser dem durch Art. 7 vorgeschriebenen Ueberwachungs- 
exemplar, welches nach erfülltem Zweck in den angegebenen Grenzen 
der Viktor-Emanuel- Bibliothek einverleibt wird, erhalten die 
italienischen Bibliotheken Studienexemplarc auf Grund von 
An, 8 des genannten Gesetzes, welcher lautet: 

„Gli stampatori e riproduttori degli oggetli contemplati neU'art. i'J 
(iovrannu, nel termine di giorni dieci successivi alla pubblicazione di 
qualsiasi opera per essi riprodotta, consegname una copia agli Archtvi 
di Corte'), ed una alla Biblioteca dell'Universitä nel cui circondario e 
seguita la pubblicazione. Lo stampatöre riprodurtöre che fösse in 
ritardo nell'eseguire la eonsegna sopra delta sarä punito coU'ammenda 
di lire 50. 

II tiitto senza pregiudizio di quanto e stabilito dalle leggi relative 
all'acquisto ed alla conservazione della proprietä letteraria," 

Das erstere von diesen beiden Exetnplaren kam nur bis 186g 
an die Staatsarchive zu Turin, Durch königliches Dekret vom 
25. November desselben Jahres wurde jedoch der Nationalbibliothek 
zu Florenz ein Pflichtexemplar von allen Druckanikeln bewilligt'), 

') AfL t setzt fest: „La manifestaziooe de! peosiero per mezzo 
della stampa e di qualsivoglia artificio meccanico atto 3 riprodurre sagni 
figurativi e libera; quindi ogni pubblicazione di stampaii, incisioni, lito- 
grafie, oggetli di plastica e simili e permessa con che si ossen'ino le norme 
seguenti." 

*) Jetzt: Archivi di Stato. 

') „ . , , presso la Biblioteca Nazionale di Firen^e . . . sarä deposilalu 
un esemplare di tuite le produzjoni contemplate dalla vigente legge Sulla 
stampa per cura dei Procuratori del Re, giusin le apposite istruzioni del 
Ministero di Grazia e Giustizia" (Riordinamento delle Biblioteche Govem. 
del Regno Art. 33 bei Tcmpia, Riv, d, bibl. 1888 S, 11). 
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demzufolge durch Cirkulare des Ministeriums di Grazia e Giusrizia 

vom 27. April und 30. Juni 1870 die königlichen Prokuratoren mit 
der Einziehung und direkten Uebermittluog des bisherigen Archiv- 
exemplars an die florenzer Bibliothek betraut wurden. Das andere 
Exemplar hat die Bibliothek derjenigen Universität zu fordern — 
und zwar in direkter Zusendung — in deren Bezirk der Druck der 
Schrift erfolgt. Es waren dies ursprünglich die Universitäten Turin 
für Piemont, Genua für Ligurien, Cagliari und Sassari für Sardinien. 
Dann folgten — je nach dem Anfall der übrigen Landestheile an 
das Haus Savoyen — die Naiionalbibliothek (Brera) zu Mailand 
für die Lombardei'), die Universitätsbibliotheken zu Parma, Modena 
und Bologna für die gleichnamigen Provinzen, die Kommunal- 
bibliothek zu Perugia für Umbrien, die Bibliotheken zu Neapel 
für die südlichen Provinzen, zu Palermo, Catania und Messina für 
Sizilien, zu Padua für Venezien, die Alessandrina in Rom für die 
römischen Provinzen, In Toscana wurde durch Art. 2 des er- 
wähnten Gesetzes vom 30. Juni 1870 von den Druckern ausserhalb 
der Stadt Florenz noch ein weiteres Exemplar für die Maglia- 
bechiana, die jetzige Nationalbibliothek, verlangt. Diese Bestimmung 
erfährt jedoch fast keine Anwendung mehr. 

In dem Cirkular vom 20. Juli 1871 ordnete der Minister 
di Grazia e Giusdzia in Erläuterung des Ausdrucks „qualsiasi 
opera" in ArL 8 des Gesetzes an, dass nur die geschäftlichen, 
gewerblichen und privaten Zwecken dienenden Druckschriften, 
wie Hochzeitseinladungen, Ankündigungen von Geschäftseröff- 
nungen u. dgl. von der Abgabe ausgeschlossen, alle anderen 
kleineren Drucke aber, Flug- und Gelegenheitsschriften sowie 
Zeitungen zu liefern seien^). Durch Cirkular vom 19. Juli 1881 
weist der Minister Zanardelli darauf hin, wie wichtig es für die 



I) Die Ambrosiana e 
^) Rivisia a. 0. S. iz 
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wissenschaftliche Forschung sei, wenn in einer geord- 
neten Büchersammlung auch die scheinbar unbe- 
deutendste Druckschrift des Landes vertreten ist*). 

Ueber die nach dem Autorschutzgesetz vom 19. September 1882 
zu liefernden Exemplare, welche nicht an Bibliotheken gelangen, 
vgl. den Abschnitt: Schutzexemplare. 



*) Rivista a. O. Daselbst finden sich auch beachtenswerthe Ver- 
besserungsvorschlUge zu obigem Gesetz von Prof. Tempia. 



ni. Die Studienexemplare. 
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2S. Dec. 1824 „einige nähere die Censur betrefl'eiide 
; G.-S. 1825 S. 2/3. — Ausführungsbesiimmungen 



(Kab.-0. V 
Bestimmungen"; 
vergl. Aniage.) 

Der Bundesbeschluss vom 20. September 181g wurde in < 
Preussen die Grundlage der Verordnung Über die Censur der 
Druckschriften vom 18. Oktober 1819, durch welche das oben 
erwähnte fünfjährige Provisorium geschahen und das Censuredikl 
vom 19. Dec. 1788 mit allen sich darauf beziehenden Edikten und 
Reskripten aufgehoben wurde. 

„Um der Übernommenen Vera ntworthchkei t besser zu genügen", 
wurde von der in dem Bundesbeschluss den Einzelstaaten gelassenen 
Freiheit Gebrauch gemacht und auch die Druckschriften über 
20 Bogen, wie bisher, der Censur unterworfen. Statt des 
Manuskripts war es auch gestattet, das Werk „stückweise in ge- 
druckten Probebogen" dem Censor vorzulegen, auf die Gefahr des 
Eigenthümers hin, dass später vorgelegte Theile dem Rolhstift des 
Censors verfielen und schon gedruckte dadurch unnütz wurden. 

Ein Ober-Censur-Kollegium, welches nach Verschiedenheit 
der Gegenstände den Ministerien des Innern, der auswärtigen An- 
gelegenheiten und des Unterrichts unmittelbar unterstand, wurde 
für die ganze Monarchie errichtet und die der Akademie der 
Wissenschaften und den UniversiUten bisher verliehene Censur- | 
freiheit suspendin. 
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Art. XV, bestimmte'}: 

„Der VerJeger ist, wenn er ein Werk mit Erlaubniss hat drui:ken 
lassen, xu keiner Entrichtung von CenäurgebUhren, auch von Bekannt- 
machung gegenwUrtiger Censur Vorschrift an zu keiner Ablieferung 
von irgend einem Freiexemplar an eine Bibliothek verbunden. 
Jedoch verbleibt die Verpflichtung zur Abgabe eines Exem- 
plars an den Censor." 

Die Studienexetnplare wurden also beseiiigt, wiihrend 
das bisher schon geforderte Eotschadigungsexemplar für den 
Censor blieb. 

Nachdem die Fortdauer dieses Edikts durch k. Kabinetsorder 
vom 18. Sept. 1824 entschieden worden war, wurden am 28. De- 
cember desselben Jahres „einige nähere die Censur be- 
treffende Bestimmungen" erlassen, worunter sich in § 5 die 
folgende befand: 

[„Demnächst bestimme Ich, mit Abllnderang des XV'en Artikels 
der Verordnung vom 18. Oktober iBig, 4) dass mit dem iswn Januar 1815 , , ,] 
5) „von eben dem Zeitpunkte an jeder Verleger wiederum schuldig sein 
soll, zwei Exemplare jedes seiner Verla gsarlikel, und zwar eins an die 
grosse Bibliothek hieselbst, das andere aber an die Bibhoihek der Uni- 
versität derjenigen Provinz, in welcher der Verleger wohnt, unentgeldlich 
einzusenden. Bei der Verpflichtung zur Abgabe eines Exemplars an den 
Censor hat es sein Verbleiben." 

Zugleich wurde bestimmt, dass die Entrichtung der Ceiisur- 
gebuhren aus Staatskassen wieder aufhören und der Verleger oder 
Buchdrucker 3 Silbergroschen für den gedruckten Bogen ent- 
richten solle*^. 

') G.-S. 1819 S.aji, 

2) Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts betrug, wie oben bemerkt, 
der Satz 2 gute Groschen pro Bogen. Hieran hatte g 9 des Censuredikts 
vom '9, Dec. 1788 nichts geändert. Der Aufhebung der CensurgebUhren 
im Jahre 1B19 lag die Absicht einer Entlastung der Verleger zu Grunde, 
um dem Gesetz leichteren Eingang zu verschaften, sowie die Rücksicht 
auf die Würde des Censors. Friedr. Kapp gibt an (D. deutsche Press- 
gesetzg. . . . [1815—1840]. Nach d. Akten im K. Pr. Geh. Slaats-Archiv 
= Archiv f. Gesch. d. Buchh. VI. [881 S. 213), dass in Berlin die Censur- 
gebUhren unmittelbar vor 1B19 nur die Höhe von 411 Thlr. 3 Sgr. 6 Pf. 
im Jahr erreichten. Die Leistung der Staatskassen wuchs iedoch bedeutend. 
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Der genannte SS regelt noch gegenwärtig die Ab- i 
gäbe der Studienesemplare in den altpreussischen Prt 
vinzen, natürlich mit Ausnahme des letzten Satzes, welcher die ] 
Abgabe des Enischadigungsexemplars vorschrieb. 

Der Umstand, dass die Auferlegung dieser Abgabe hier in i 
engster Verbindung mit Censur\-orschriften erscheint, hat den | 
Gegnern des Pflicht ex eraplarzwanges nach Beseitigung der Censur I 
häufig Veranlassung zu der Behauptung gegeben, dass seit dem ] 
Pressgesetz vom 17. März 1848 auch dieser Paragraph mit den j 
übrigen zugleich als erloschen zu betrachten sei. Die Ueberschrift I 
schon weise auf den Zusammenhang der Abgabe mit der Censur 1 
hin u, s. w. Die ministerieUen Entscheidungen stützen sich dagegen 1 
darauf, dass ein materieller Zusammenhang mit dem Censurwesea I 
nicht erwiesen sei, die Ueberschrift kein Theil des verfügenden | 
Inhaltes sei, vielmehr ihre Erklärung finde in der Beziehung des I 
sonstigen Inhaltes der königlichen Order auf ältere Censuredikte '), ] 
dass S 4 des Gesetzes vom 30. Juni 1849^), wie auch §6 des Press- 
geseizes v. 12. Mai 185 r^) das Fortbestehen dieser Bestimmungen 1 
ausdrücklich anerkennen, dass endlich S 30 des Reichspressgesetzes i 
V, 7. Mai 1874 an der Verpflichtung nichts geändert habe*). 

ab auf Antrag des Ober-Censur-KoUegiums vom 17. Mai 1811 die Gebühren ] 
auf 10, 8, 6 und 4 gute Groschen für den Bogen, je nach dem Wissen- 
schaftsfach, doch ohne Unterschied des Formats, erhöht wurden. Ein 
Censor liquidirto z. B. fUr zwei Schriften von 33 bezw. 106 Druckbogen | 
den Betrag von 377 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., der allerdings auf die noch ir 
hohe Summe von i24Thli-. TiSgr. ermUssigt wurde. Anderseils soll das i 
Bestreben, bei Aufstellung der Rechnung die censirten BUcher in die höher j 
honorirten Fachklassen zu bringen, zu den merkwürdigsten Experimenten l 
gefuhrt haben. — Dass die Regierung unter den Umstunden bei Ver- 
längerung des Gesetzes nicht Lust hatte, diese Kosten femer auf die | 
Staatskasse zu nehmen, ist erklärlich. 

') Erl. der Minister d. Inn. und d. Unt vom 18. u. 1876 an 
Vorstand der Korporation der berliner Buchhändler. 

') Eri. der Min. d. I. und d, Unt. v. 34. 11. 1876 [s. Anhang]. 

■) Erl. V. 28. \2. 1876 und 4. 8. 1876 [s. Anhang]. 

') Erl. V. 4. 8 1875 [s. Anhang], 



1S6 



I 



Das Institut der Pflichtexemplare hatte, wie schon S, 40 be- 
merkt, in Preussen ohne irgend welche erkennbare Abhängigkeit 
von der Censur begonnen, lediglich in Folge Ansuchens der berliner 
Bibliothek, und es ist bisher von keiner Seite der Nachweis ge- 
hefert worden, dass die in der Bibliothek hinterlegten Exemplare 
dort einer Nachcensur unterworfen worden wären, was doch allein 
erst einen Zusammenhang der Abgabe mit der Censur sicherstellen 
würde. Dagegen liegen wiederholte, sehr beachtenswerthe Inter- 
pretationen der Bestimmungen vom 28. Dec. 1824 durch die gesetz- 
gebenden Faktoren vor. 

Nachdem durch S 1 des mehrerwähnten Gesetzes vom 
17. März [848 die Censur und „alle auf die Censur bezüglichen 
Bestimmungen, Anordnungen, Einrichtungen und Sirafvorschrifien" 
ausser Geltung gesetzt worden, bezeichnete der am 8. März [849 
der zweiten Kammer vorgelegte, aber nicht zur ßerathung gelangte 
Gesetzentwurf, betreffend das Recht, durch Won, Schrift, Druck 
und bildliche Darstellung seine Gedanken frei zn äussern, die 
Pfüchtexemplarabgabe als zu Recht bestehend. Die Ab- 
gabe, führte der Entwurf aus, sei nach Zweck und Umfang nicht 
als eine die Freiheit der Presse beschränkende Staats- 
auflage zu betrachten. Dementsprechend heisst es in der fol- 
genden Verordnung vom 30. Juni 1849: „An der bisherigen Ver- 
pflichtung des Verlegers . . . wird nichts geändert" — fast genau 
der Wortlaut, welcher in S 6 des Pressgesetzes vom 13. Mai 1851 
wiederkehrt. Von einem „Redakt ionsfehler" ') in dem Gesetze von 
1851 in Bezug auf den Ausdruck „bisherigen" kann daher keine 
Rede sein. Diese Wendung bezeichnet nur die Auflassung, welche 
die Gesetzgebung bald nach Erlass des Gesetzes vom 17. März 1848 
schon beherrschte, und enthält das Anerkenntniss der gesetzgebenden 



I) Weidling, Die Pflichtexemplare in Deutschland, im Bürsenbl. 1B87 
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Faktoren, dass mit der Censur die Pflichtexemplare nicht be- 
seitigt worden seien. Da auch das Reichspressgesetz die Vor- 
schriften der Landesgesetze in diesem Punkt nicht berührt hat, ist 
das Gesetz vom Jahre 1824 noch in Kraft. 

Femer ist der Einwand, dass die Abgabe gegen die Vor- 
schriften des S 7 ad 6 der deutschen Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 Verstösse, hinfällig, da hierin nur als aufgehoben be- 
zeichnet werden „alle Abgaben, welche für den Betrieb eines 
Gewerbes entrichtet werden, sowie die Berechtigung, dergleichen 
Abgaben aufzuerlegen." Unter diese Auflagen ist die hier in Frage 
kommende nicht zu rechnen, da die Unterlassung der Abheferung 
auch früher wohl exekutivische Einziehung und Geldbussen, niemals 
aber den Verlust der Gewerbebefugniss zur Folge gehabt hat. 

Die Eingabe endlich des Börsenvereins der deutschen Buch- 
handler an den Reichstag vom Jahre 1874') führt die Bestimmung 
des S 30 des Reichspressgeseizes ins Feld, wonach eine besondere 
Besteuerung der Presse und der einzelnen Press erzeugnisse nicht 
stattfinden solle. Da aber die Vorschrift Über die Abgabe von 
Freiexemplaren an Bibliotheken diesem Passus unmittelbar voran- 
geht und weder im Bundesrathe noch in der Kommission oder im 
Reichstage der angebliche Widerspruch Anstoss erregt hat, so folgt 
daraus, dass eine Besteuerung in dem Sinne, in welchem das Wort 
im Gesetze Anwendung gefunden hat, welches im Besonderen „den 
Zeitungs- und Kalenderstempel, die Abgabe von Inseraten u. s. w." 
als verbotene anführt, in der Forderung der Studienexemplare nicht 
gesucht werden darf. 

Die Kabinetsorder vom 28. Dec, 1824 ist dagegen nicht 
anwendbar auf diejenigen Provinzen, welche laut Gesetz vom 
20, Sept, 1866 und die beiden Gesetze vom 24. December 18Ö6 ■ 



') Vergl. Das Reichspressgesetz 
H. Marqiiardsen (Berlin 1875) S. 161. 



7. Mai 1S74 herausg. ' 
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Monarchie einverleibt worden sind, Schleswig- Holstein, Hannover 
Lind Hessen-Nassau, da sie daselbst durch kein Gesetz ausdrücklich 
eingeführt worden ist. Auch die Einführung des Pressgeseizes 
vom 12, Mai 1851 in den neuen Landestheilen durch Verordnung 
vom 25. Juni 1867 hat hier an den früheren Verhältnissen nichts 
geändert, da g 6 dieses Gesetzes keine positiven, neuen Bestimmungen 
trifft, sondern nur an der bisher in Preussen geltenden Ver- 
pflichtung nicht rütteln will. 

Nachträglich bedarf noch der Erwähnung, dass eine Kablnets- 
Order vom 4. Okt. 1842') die in der Verordnung vom 18, Okt. 1819 
geforderte Censur aller Druckschriften, gleichviel welchen Umfanges, 
für Bücher bezw, einzelne Lieferungen derselben aufhob, deren 
Text mit Ausschluss der Beilagen 20 Druckbogen überstieg, wenn 
sowohl der Verfasser als der Verleger auf dem Titel genannt waren. 
Dagegen waren die von der Censur befreiten Schriften über 
30 Bogen 24 Stunden vor ihrer Austheilung in einem Exemplar 
an die Polizeibehörde abzuliefern. Auch in dieser Verordnung, 
welche die PÖichtexempiarauflage vom Jahre 1834 ganz unerwähnt 
lieas, liegt indirekt die Anerkennung ihrer Unabhängigkeit von 
Ueber wach ungsz wecken. 

An die Kabinetsorder vom 28. Dec. 1824 schliesst sich eine 
Reihe von Ausführungsverordnungen an, von denen die durch 
Ministerialerlass vom 25. Februar 1840 an sämmtliche königliche 
Regierungen mitgetheilie Bekanntmachung des Oberbibhothekars 
Dr. Wiiken vom 24. Dec. 1839, sowie der Erlass des Unterrichts- 
ministers vom 1, März 1826 an sämmtliche k. Oberpräsidenten nur 
auf die Abgabe an die Königliche Bibliothek zu Berlin Bezug 
nehmen. 

Da, wie oben gesagt, die Kabinetsorder vom Jahre 1824 nicht 
durch das Pressgesetz vom 17. März 1848 beseitigt worden, um erst 



>) G. S. S. 150. 



im Pressgesetz vom Jahre 1851 wieder aufzuleben, sondern unbe- 
schränkt und ununterbrochen fortbestand, so sind auch die an- 
schliessenden Ausführungsverordnungen noch in Geltung. Sie I 
sind enthalten in einer Anzahl von Ministerialerlassen aus der Zeit 
vor 1848 und der Königlichen Kabinets-Order vom 12. Mörz 1847'). J 
deren Rechtsverbindlichkeit nicht zweifelhaft sein kann, da der < 
König vor Emanation der Verfassung die gesetzgebende und 
vollziehende Gewalt in sich vereinigte^). Sie sind ferner in ' 
einer Reihe von Erlassen der Ministerien nach Inkrafttreten der 
Verfassung enthalten. 

Wenn An, 45 der Verfassungsurkunde vom 31, Januar 1850 I 
dem Könige das Recht zum Erlass von Verordnungen beilegt, | 
welche nach An, 106 dem richteriichen PrUfungsrecht in mate- ' 
rieller Hinsicht nicht unterliegen, sondern nur dem der Kammern'), 
so kann dieses Recht natürlich auch von Organen der Staatsver- 
waltung ausgeübt werden, welche speziell damit betraut oder ver- 
möge ihrer allgemeinen Kompetenzen dazu berechtigt sind. Dagegen 
sind die Gerichte an diese Verwaltungs Verordnungen in der Aus- 
übung ihrer Amtsgewalt nicht gebunden*). Sie sind daher zu ] 
betrachten „als leitende Verwaltungs normen für die Behörden, an 
welche sie ergangen sind*)." 

Hiernach sind für die altpreussischen Provinzen | 
folgende Bestimmungen massgebend; 

1. Die Träger der Verpflichtung. Zunächst ist der Ver- 



') tfiehe Anlage, 
') L. V. Rönne, t 



^) Eb. S. 406; Hei 



atsr. d. preuss. Mon. A. 4. Bd. i (Lpz. 1881) ■ 
. Schulze, Preuss. Staatsr. Bd. 2 (Lpz. 1877) ' 



*) Rönne a. O. S. 379- 
') Eb. y. 77 Anm. 
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leger (auch Selbsiverleger) verpflichtet. Ist ein solcher nicht genannt, 
so tritt der Drucker an seine Stelle'). 

Der Selbstverleger hat selbst für die richtige Ablieferung der 
von ihm verlegten Druckschriften Sorge zu tragen, auch wenn die 
Druckkosten des Werkes von einem Andern bestritten sein sollten'). 

Ist der Verleger oder Selbst Verleger einer Schrift ein Aus- 
wäniger, so hat der inlandische Drucker für die Ablieferung der 
Exemplare zu sorgen*). 

Ist neben einem auswärtigen Verleger auch ein inländischer 
im Titel genannt, so ist dieser Heferungspflichtig. Der Einwand, 
dass hiermit nur der Beaugsweg für die inländischen Abnehmer 
des Werks angedeutet werden solle, verdient keine Berücksichtigung*). 

Hierzu tritt die Verordnung, dass die Behörden von allen auf 
öffentliche Kosten hergestellten Werken ein Exemplar unentgeldich 
an die Kön. Bibliothek zu Beriin und an sämmtliche Universitäts- 
bibliotheken Preussens abzuliefern haben*). 

Der Umfang der Verpflichtung. Von allen Verlagsartik ein, 
sowohl Büchern als Zeitschriften, sind zwei Exemplare unencgeltlich 
abzugeben^). 

Unveränderte neue Auflagen (auch Stereotypabdrucke), wenn 



') Kab. O. V. 38. 12. i8z4 (G. S. iSzj S. 2/3). — Bek. des Oberbibl. 
Wüken v. 24. 12. 1839 (Min. Bl. f. d. i. V. 1840 S. 94/95). — Bek. d. K. 
Oberpras. v. 11. i. 1847 (M. Bi. f. d. L V. 1847 S. 85/86). 

') Erl. d. Unt.-Min. v. i. 3. 1816 No. 1 (M.-Bl f. d. i. V. [847 
S. 85/86 Anl. b). 

•) Bek. V. 24. 12. 1839 No. I (a. O.). 

') Erl. d. U.-M. V. 24. 7. 1865 (M.-B1. f. d. i. V. 1865 S. 247; auch 
C.-B1. f. d. U.-V. 1865 S. 471). 

!■) Erl. d. Min. d. 1. v. ao. 10. 1862 (nicht im .VI.-BI. f. d. i. V., aber 
citin im folgenden Erl.); Erl. d. Min. d. I. u. d. Fin. v. 1. 7. 1882 (M.-Bl. 
f. d. i. V. 18S2 S. 170). 

•) Kab.-0. V. 28. 12. 1824 (a. O.). ~ Bek. v. 24. i:. 1839 (a.O.).— 
Kab.-O. V. T2. 3. 1B47 (M.-Bl. f. d. i. V. 1847 S. 164). 
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sie als solche auf dem Titel bezeichnet werden'), desgleichen , 
Separalabd rücke, wenn sie als besondere Verlags artikel erscheinen 
und durch den Buchhandel vertrieben werden, sind zu liefern. Die 
Verpflichtung tritt nicht ein, wenn der S. A. nur für den Verfasser 
und zu privater Vertheilung bestimmt ist*). 

Restauflagen, die von einer inlandischen Buchhandlung aus 
inländischem oder ausländischem Verlag käuflich erworben werden, 
sind abgabepflichtig, wenn der neue Eigenthümer auf dem Titel 1 
des Werks oder durch anderweite Anzeigen sich als nunmehrigen 
Verleger bezeichnet^). 

Erscheint dasselbe Werk in verschiedener Ausstattung, so ist 
ein Exemplar der besten und vollständigsten Sone zu liefern, aus- 
genommen jedoch Pracht- und Prasentexemplare auf dickem und 
steifem Papier*). 

Kupferwerke und Landkarten unterliegen der Abgabepflicht, 
wenn sie in Begleitung eines gedruckten Textes, gleichviel von 
welchem Umfang und welcher Bedeutung erscheinen^). 

Die empfangsberechtigten Institute sind die Königliche j 
Bibliothek zu Berlin und die Universitätsbibliothek derjenigen Pro- 
vinz, in welcher der Verleger (bezw. Selbstverleger oder Drucker) ' 
seinen Wohnsitz hat*). 

In der Provinz Posen ist an Stelle der Universitätsbibliothek 
die Raczynskische Bibliothek^ welche in die früheren Rechte der 
breslauer Universiiätsbibhoihek eingetreten ist, zur Forderung eines 



(C- 



') Bek. V. 24. 
11. f. d. U.-V. I 



(a. O.). — Erl. d. U.-M. v. 26. 3. 1881 
Erl. d. U.-M..V. 26. 3. 1881 (a. O.), 



2. 1839 Na. 

' S. 33S). 
*) Bek.v.24-"-"839No.3<a.O.). 
') Bek. V. 34. 12. 1839 No. s (a. O.). 
*) Erl. d. U.-M. V. I. 3. 1826 No. 1 (a. O.). 
') Kab.-0. V. ij. 3. 1S47 (a. O.). — Cirk.-Verf. d. U.-M. 
<M.-B1. f. d. i. V. 1847 S. 2S7). 

<■) Kab.-O. V. 28. 12. i8h (a. O.). 
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Pflichtexemplars berechtigt (K. -O. vom 2. Febr. 1830 u. Ob,- 
Pras.-Verf. v. g. Mai 1830). 

Der Zeitpunkt der Ablieferung, Das Gesetz bestimmt 
hierüber aichts. Für die KönigUche Bibliothek in Berlin ist fest- 
gesetzt, dass die Ablieferung aller neuen Verlagsartike! 4 Wochen 
nach Beendigung jeder Oster- und jeder Michaelis- Messe zu 
geschehen habe'), welche Vorschrift jedoch später in Bezug auf 
die Zeitschriften dahin abgeändert worden ist, dass einzelne Stücke 
oder Hefte nur dann sogleich nach Erscheinen, wenn dies aus- 
drücklich von der Bibliotheks Verwaltung verlangt wird, alle übrigen 
Zeitschriften aber erst am Schluss des Jahres in vollständigen 
Jahrgangen abzuliefern sind^). 

Nach geschehener Aufforderung haben die Verpflichteten in 
Berlin spätestens 8 Tage darnach, die ausserhalb Berlins wohnhaften 
binnen 4 Wochen die verlangten Schriften an die Königl, Bibliothek 
einzuschicken'). 

Die Kontrollvorschriften, welche nur für die Königliche 
Bibliothek in Berlin erlassen sind, setzen fest, dass ein 
Buchhändler, der im Laufe des Jahres nichts verlegt hat, dies am 
Jahresschlüsse der Bibliotheks Verwaltung schriftüch anzeigen muss*) ; 
dass die Verleger ein Verzeichniss der übersandten Verlagsartikel 
der Sendung in duplo beizufügen haben, wovon sie das eine 
Exemplar zurückerhalten, während das andere bei den Akten der 
K. Bibliothek bleibt^), und dass die OberprSsidenten ein Verzeichniss 
der in der Provinz gedruckten Schriften, mit Angabe der Verleger, 
am Jahresschlüsse der K. Bibliothek zu übersenden haben^j. 

. U.-M. v. I. 3. 1826 No. 3 (a. O.). 
f. 24. 12. 1839 No. 2 (a. O.). 
1839 No. 1. 
■. I. 3. 1826 No. 4 (a. O.). 



') Erl. d 

») Bek. V 

ä) Bek. V. 24. 12. 

*) Erl. d. U.-M. ■ 

*) Eb. No. 5. 

«) Eb. am Schluss. — 
und der Abgabe von lieber 
durchgeführte Bestimmung. 



^ ist dieses eine nur 
h'achungsexemplaren : 



jr Zeit der Censur 
. die Polizeiümter 
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DieStrafbesiimmungen. Im Gesetz selbst sind irgead welche 

Strafen nicht vorgesehen. In der Bekanntmachung des OberprBsi- 
denien der Provinz Sachsen vom 1 1. 2. 1847, welche in gleicher Art 
auch von den Übrigen Oberpräsidien erlassen worden, wird u. A, der 
Ankauf der nicht gelieferten Drucksachen auf Kosten der Ver- 
pflichteten angedroht. Der Erlass der Minister des Innern und des 
Umerrichts vom 4, August 1876') weist jedoch darauf hin, dass die 
Abgabe der Pflichtexemplare zu denjenigen gehöre, bei wekhea 
nach S 78. Theil 11. Titel 14 des allgemeinen Landrechis und nach 
S 36 der Verordnung vom 36, December 1808 ein Prozess nicht 
stattfinden solle, der exekutivischen Einziehung der Pflichtexem- 
plare durch die Verwaltungsbehörden demnach nichts im Wege stehe. 

Die Verjährung. Da besondere gesetzliche Vorschriften 
hierüber nicht erlassen sind, so wird dieselbe durch die allgemein 
über die Verjährung von Öffentlichen Abgaben getroffenen 
Bestimmungen geregelt. Diese tritt nach den SS 8 u. 14 des Gesetzes 
über die Verjährungsfristen vom 18. Juni 1840*), welches durch 
Gesetz vom 12, April 1882') auf die Provinzen Schleswig-Holstein,. 
Hannover und Hessen-Nassau ausgedehnt wurde, in vier Jahren 
ein. Die Verjährung wird durch eine an den Abgabepflichtigen 
erlassene Aufforderung zur Zahlung, sowie durch Verfügung der 
Exekution oder durch bewilligte Stundung der Abgabe umerbrochen. - 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die letzte Aufforderung 
zugestellt, Exekution verfUgt worden, oder die bewilligte Frist ab- 
gelaufen ist, beginnt eine neue vierjährige Verjährungsfrist 



b. Die neupreussischen Provinzen. 

Hannover*), Am i9.Marz 1828 wurden ältere Vorschriften 
über die Abgabe von Siudienexemplaren an die Königliche Bibliothek 

") C.-Bl. f. d. U. V. 1876 S. 517. 

') G.-S. 1840 ^. 140 tf. 

■') G.-S. i8S; S. 257. 

*) Den Text des Gesetzes siehe in der Anlage. 
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zu Hannover und die Universitätsbibliothek zu Gättingen, welche 
letztere nach Ausweis der Accessiolislisten im vorigen Jahrhundert 
schon Pflichtexemplare erhalten, durch Bekanntmachung des Königl. 
Grossbritannisch-Hannoverschen Kabinets-Ministeriums erneuen '). 

Hiernach regelt sich gegenwärtig die Ablieferung der Studien- 
exemplare an die genannten beiden Bibliotheken, nachdem die 
Verordnung wiederholt von dem K. Oberpräsidium in Hannover 
und dem K. Universitäts-Kuratorium in üöttingen in Erinnerung 
gebracht worden'^. 

Von den in den älteren Provinzen geltenden Bestimmungen 
sind die, welche die Unzulassigkeit des Rechtsweges und die 
Befugniss der Verwaltungsbehörden zur exekutivischen Einziehung 
der Pflichtexemplare betreffen, durch die Allerhöchsten Verordnungen 
vom 16. Sept. 1867 An. I und vom 32. Sept. 1867 S 1. No. 2 
<Ges.-S, S. 1515 und 1553) auch auf die neupreussischen Provinzen 
ausgedehnt worden'). 

Hessen-Nassau*J. Für den Umfang des ehemaligen Kur- 

fUrstenthums Hessen ist ein Ausschreiben des KurfUrsdichen Staais- 

ministeriums vom 26, Juni 182g") noch in Geltung, welches festsetzt, 

„dass das Freiexemplar von den in Kurhessen gedruckten Btichern und 
anderen kleineren Schriften ohne Ausnahme, deren Verfasser oder Verleger 
Landesunterthanen sind, zu den Bibliotheken des hiesigen (Casseler) 
Museums und der LandesuniversiiUi, sowie beziehungsweise zur Landes- 
bibliothek in Fulda'), durch die inländische Verlagshandlung oder in 



•) Samml 
Hannover 1828 , 

2) Verf ■ 
No. 4211- O. P. 

') Vergl. auch Min.-Erl. v, 4. 8. 
und Verf. v. 30, 4, 1885 No, 4224. O. P. 

*) Nach Priv.- Mittheilungen des Herrn Dr. Nörrenberg 
Bibl. zu Marburg. 

') Samml. d. im vormal. Kurfürstenthum Hessen noch geltenden 
gesetzl. Bestimmungen von 1813— [866. Bd. i (Marb. & Leipz.) 1867 S. 682. 

') „. . . sofern der Druck im Kreise Fulda oder HUnfeld bewirkt 
worden.'' 



d. Gesetze, Verordnungen u. Ausschreiben f, das Kön. 

. rg— 2T. 

im II). 9. 1871 No. 7160. O. P. — Verf. v. 30. 4. 1885 

(C-Bl. f d. U.-V. 1876 g 527) 

der Univ.- 



deren Ermangelung durch die Buchdruckerei, binnen sechs Monaten seit 
dem öffentlichen Erscheinen der Schrift oder des betreffenden Theiles 
oder ihrer neuen Auflage, bei Meidung einer polizeilichen Geldbusse 
abgeliefert werden solle." 

Nach diesem Erlass werden gegenwärtig, seit kurzer Zeit aber 
erst systematisch, die Pflichtexemplare durch die marburger Uni- 
versitätsbibliothek eingefordert. Auch die Landesbibliothek in Cassel 
macht von ihrem Recht Gebrauch'). 

Frankfurt a/M. In Frankfurt a/Main wurden vor den 
sechziger Jahren, wie es scheint aus freien Stücken, Exemplare an 
die Stadibibliothek unentgeltlich abgegeben, was seitdem allmählich 
aufgehört hat. Gegenwärtig besteht die Abgabe in keinerlei 
Form mehr*). 

Nassau'). Für das Gebiet des ehemaligen Herzogthums 
Nassau gilt noch das landesherrliche Edikt vom 4-/5. Mai 1814, 
welches mit den Worten: „Wir setzen die Entfesselung der 
öffemüchen Meinung sammt der wiedererlangten Freiheit, dieselbe 
zu verbreiten, unter die grössten, folgenreichsten und vortheil- ' 
haftesten Gerechtsame, in deren Ausübung die verschiedenen Stamme 
des teuischen Volks wieder eingesetzt worden sind" den Buch- 
druckern die Befugniss einräumte {§ 5), „ohne vorgangige Censur 
oder sonst erhaltene besondere Erlaubniss alle und jede Manuskripte 
durch Abdruck in ihren Werkstatten zu ver\'iel fältigen." An die I 
Stelle der Censur trat hier wie in vielen anderen Fallen die Repressiv- , 
massregel der Pflichtexemplarabgabe, mit der man gern den weiteren i 
Zweck der Bereicherung der Landesbibliotheken verband. 



1) Es erstreckt sich dieses Recht für keine der genannten Biblio- 
theken über den Umfang des ehemaligen Kurfürstenthums hinaus, da 
kein Gesetz ihnen den Anspruch auf Pflichtexemplare aus den Übrigen 
Theilen der Provinz verliehen hat. 

=) Privatmitth. der Stadtbiblioihek zu Frankfurt a/M. 

'■) Nach Privatmitth. der K. Land.-Bibl. zu Wiesbaden. 



S 2 bestimmt'): 

„Die Buchdrucker sind verbunden, von einer jeden in ihren Pressen 
gedruckten Schrift sogleich nach vollendetem Abdruck, noch ehe dieselbe 
in den Buchhandel kommt oder sonst verbreitet wird, ein Freiexemplar 
an die Sfiendiche Landesbibliothek in Wiesbaden einzuschicken. Die 
Unterlassung dieser Einsendung ist fUr jeden Fall mit einer Polizeistrafe, 
welche nicht unter fünfzig und nicht Über fünfhundert Gulden betragen 
soll, zu ahnden. Stau der Geldstrafen kann auch eine Korrekiionsstrafe 
von zwei Monaten bis zu zwei Jahren erkannt werden." 

An die Stelle der Drucker sind später die Verleger getreten. 
Praktisch beschränkt sich gegenwürtig die Abgabe der Pflicht- 
exemplare auf die Stadt Wiesbaden, da sonst der Verlag des Landes 
geringfügig ist. 

Schleswig-Holstein^). Auf Grund der Verfügung vom 

[o. Januar 1781'} waren die Drucker in den Herzogihümern 

verpflichtet, drei Exemplare — welche durch die Verfügung vom 

8. Januar 1783*) auf zwei herabgesetzt wurden — an die Königliche 

Bibliothek in Kopenhagen abzuliefern. Auf Grund dieserBestimmung 

ist durch Erlass des Unterrichtsministeriums und Oberpräsidial- 

verfUgung vom 25. Oktober 1867^) den Druckern die Verpflichtung 

auferlegt worden, 

ein Exemplar ihrer Druckartikel an die Königliche Bibliothek in Berlin, 
„welche nunmehr an die Stelle der in der landesherrlichen Verfügung 
vom 10. Januar 1781 genannten Königlichen ßibUothek in Kopenhagen 
getreten sei'% unentgeltlich einzutiefern. In Bezug auf die Abgabe eines 
Exemplars an die Universitätsbibliothek in Kiel behalte es sein Bewenden 
bei dem Patent vom 18. Mai 1822'), „welches durch die Einführung des 
Pressgesetzes vom 12. Mai 1851 in der Provinz [Schlesw.- Holstein] nicht 
fUr beseitigt zu erachten sei". 

Kiel erhielt ursprünglich von dem Universiiätsbuchdrucker 

ein Exemplar seiner Druckschriften. Diese Verpflichtung wurde 



1) Verordnungsblatt d. Herz. Nassau. Jg. 6. iSn S. 47. [G.] 

') Den Text des Gesetzes v. 10. 1. 1781 s. in der Anlage. 

') Chronol, Samml. d. Verordnungen S. i fl". [G.] 

•) Eb. S. I. [G.] 

') Verordnungsblatt f. Schleswig -Holstein. S. 133z. 

') Chronol. Samml. S. 88. [G.] 
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1725 auf aUe Buchdrucker in dem gross fürstlichen Thei! der Herzog- 
ihUmer ausgedehnt. Seit 1770 etwa hatte die Uaiversität auch einen 
privUeginen UniversitStsbuchhändler, der jährlich ein Buch ira 
Wenhe von drei Rihl. und ein Exemplar seines Verlags an die ' 
Bibliothek abzugeben hatte'). Die erwähnte Verordnung vom , 
18. Mai 1822 bestimmte, dass alle diejenigen, „welchen in Zukunft 
allerhöchste Privilegien auf Buchdruckereien und Buchhandlungen 
in den Herzogthümern Schleswig und Holstein bewilligt werden 
möchten, verpflichtet sein sollten, ein Exemplar von allen bei ihnen 
gedrackien oder von ihnen verlegten Schriften an die Universitäts- 
bibliothek zu Kiel am Ablaufe jedes Jahres kostenfrei einzusenden." 

Dagegen hieas es in der Verordnung vom 27. Dec. 1842*^: , 
„Der Buchhandel soll in Unseren Herzogthümern Schleswig und', 
Holstein in Zukunft ein freies bürgerliches Gewerbe sein," Nur 1 
vorherige Anzeige an die Polizeibehörde sei noch erforderlich. 
Hiermit war also die Abgabe von Pflichtexemplaren beseiiist. 
Wenn dann S 1 des preussischen Pressgesetzes vom 13. Mai 1851, 
welches, wie erwähnt, im Jahre 1867 in den einverleibten Landes- 
theilen zur Einführung kam, festsetzte') „zum Gewerbebetriebe ' 
eines Buch- oder Steindruckers, Buch- oder Kunsthändlers . . . 
ist die Genehmigung der Bezirksregierung erforderlich", so war 
damit zwar die Verpflichtung zur Nachsuchung einer gewerblichen 
Konzessionwiederhergestetit, nicht aber jene Abgabe von Konzessions- 
esemplaren, wozu es einer besonderen gesetzlichen Feststellung 
bedurft hätte. Nachdem endlich die Gewerbeordnung für das 
Deutsche Reich in §7 ad 6 alle Abgaben aufgehoben, „welche für j 
den Betrieb eines Gewerbes entrichtet wurden , sowie die 
Berechtigung, dergleichen Abgaben autzuerlegen", isi dem Patent 



') H. Ratjen, Gesch. der Univ. zu Kiel (Kiel 1870) S. 92. 
•) ChronoL Samml. S G77. 
=) G.-S. 1851 S. 373. 
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vom Jahre 1822 die rechtliche Grundlage entzogen und eine 
Neuformulirung der Bestimmungen wUnschenswerth, falls nicht die 
gesetzliche Fortdauer älterer Verpflichtungen geltend gemacht 
werden kann. 



R Bayern'). 

[Gesetz vom 28. Juni 1865 zum Schutze der Urheberrechte an 
litterarischen Erzeugnissen und Werken der Kunst Art. 68; Ges. 
Blatt 1863 S. 99^). — Ges. betr. d. Einführung Norddeutscher 
Bundesgesetze in Bayern v. 32,-April 1871 S n; Reich sgesetzblatt 
St. 17. S. 87'). — Reichspressgesetz v, 7. Mal 1874 § 30. Abs. 3.] 

Ausführungsbestimmungen, ältere und neuere: Min. 
Entschl. V. 3. Aug. 1840 [Fortges. Sammlung der in . . . Bayern 
best. Verordnungen 1835 — 52 bearb. v. Strauss. Bd. 4. Münch, 1853 
S. 20 ^ Döllinger, Samml. der in Bayern best. Ver. Bd. 24) [M.]. 
— M. E. V. 5. 10. 1840 (Döllinger Bd. 24. S. 21). — M. E. v. 19. 1 [. 1840 
(DöU. Bd. 24. S. 22). — M. E. V. 4. 9. 1848 (Doli. Bd. 24. S. 24). — 
M. E. V. 10. 5. 1848 (DölL Bd. 24. S. 25). — M. E. v. 11. 3. 1849 
(Düll. Bd. 24. S. 25). — M. E. V. 2r. 9. 1851 [Doli. Bd. 24. S. 26). — 
M. E. V. 7. S- 1866 (Neue Ges. u, Ver. Sammlung v. K. Weber. 
ßd. 6. Nördl. 1886 S. 616). — Ausschreiben der K.. Regierung von 
Mittelfranken v. 13. 5. 1866 (Kreisamtsb!. f. Miitelfranken 1866 
S. 567) [M.], — Ausschr. der K, Reg. v. Unterfranken u. Aschaff. 
V. 14. 5. 1866 (Kreisamisbl. von Unterfranken 1866 S. 597) [M,]. — 
M. E. V. 6. 12. 1867 (Min. Blatt f. Kirchen- u. Schul-Angel. 18Ö7 
S. 258) |M.]. — M. E. V. 19. [o. 1873 (Eh. 1873 S. 389) [M.]. 

') Mit Ben. von Privatmiith. des Herrn Oberbibliothekars Haupt 
in Giessen (früher in WQrzburg). 

*) Auch in: Gesetzgebung d. KÜn. Bayern seit Max. II. . . her. von 
C. F. V. Dollmann Th. 1. Bd. 5. Heft 2 (Mandry, Ges. v. 18. 6. 1865) (Erl. 
1867) und K. Weber, Ges. S. Bd. 6. S. 467. [M.] 

^) Auch in: Jul. Staudinger, die Einf. nordd. Justizgesetze als 
Reichsge.setze in Bayern. Abth. i (Er!. 1871) S. 6. 



i86o No. 5005. — C. M. E. V. 
i. V. 23. 2, 1873 No. 16608 bei: 



Vergl. auch; M. E. v. 
17. 5. 1873 No, 4S31 und C 
Weber a. O. Bd. 6. S. 6i4] 

Die zu Ende des vorigen und Anfang dieses Jahrhundens be- 1 
zUglich der Pfiichtesemplarabgabe erlassenen Verordnungen (v. 
ao. 13. 1799, 31, 4. 1802 und 15. 8. 1812)') nennen sämmtlich keine I 
frühere Verfügung über diesen Gegenstand als die vom 12. De- 1 
cember 1663*), welche bereits die unentgeltliche Ablieferung eines I 
Exemplars von allen Druckartikeln an die Hofbibliothek in München | 
vorschrieb. Im Laufe dieses Jahrhundens trat die Abgabe in Ver- 
bindung mit der Gesetzgebung Über den Autorschutz *), findet sich I 
in äusserem Zusammenhange auch noch mit dem Schutzgesetze j 
vom 28. Juni 1865, ohne hier noch irgend welchen Einfluss aufJ 
das Zustandekommen des Urheberrechtes, die Eintragsfiihigkeit oder 1 
das Klagerechi auszuüben. 

Das inzwischen erlassene Bundesgesetz vom 11. Juni 18' 
treffend das Urheberrecht an Schriftwerken, sowie das a 
Reichsgesetz vom 9. Januar 1876 haben das bayerische Gesetz be— 1 
seitigt. In Kraft blieb nur Art. 68 dieses Gesetzes, welcher lautet:! 

„Jeder Inländer, der ein literarisches Erzeugniss, eine musi kaiische. J 
Komposition oder ein Werk der zeichnenden Kunst im Inlande verlegt, I 
ist verbunden, bei der Herausgabe zwei Exemplare an das K. Staats- J 
minisierium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten abzu 
liefern und die Ablieferung bei jeder neuen verbesserten Auflage zul 
wiederholen." 

Denn bei Einführung des Bundesgesetzes vom 11. Juni iStoI 
wurde in S 1 1 des betreffenden Einführungsgesetzes vom 23. April 1871 1 
der Fortbestand dieses Anikels mit den Worten gesichert: 

„Das Gesetz, betreflend das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbil--fl 
düngen, musikalischen Kompositionen und dramatischen Werken vom J 

1) Reg. Blatt f. Bayern iBoo S. zy, iBoj S. 304; 1812 S. 1457. [G.] 
') Steigenberger, Versuch v. d. Entstehung u. Aufnahme d. Kui£!l 

Bibliothek zu München S. 40 (nach Vogel im Serapeum Ig. ß. S. 341). ] 
') Vgl. Art. 5 des Ulteren Schutzgesetzes vom 15. Aprii 1840 (G. BLfl 

S. 4J. — DöUinger-Strauss Bd. 24. S. 19). 



ir. Juni 1870, Irin am 1, Januar 187a in Wirksamkeit, unbeschadet der 
fortdauernden Gehung des Art. 68 des Bayerischen Gesetzes über den 
Schutz der Urheberrechte an literarischen Erzeugnissen und Werken der 
Kunst vom 28. Juni T865." 

Unter den seit Erlass des Art. 68 ergangenen Vollzugs - 

Vorschriften sind die wichtigsten die vorn 7, Mai 1866 und vom 

6. December 1867, welche daher unverkürzt hier Aufnahme finden 

mögen : 

[1488]. M. E. V. 7. Mai 1866, Einsendung der PHichieüempIare für 
das II. Quartal 1865/66 betr. No. 3433 (Vgl. Mfr. K. A. Bl. S. 567, Mfr. K. A. Bl. 
S. S97)'j: 

C. Die K. Regierung, Kammer des Innern, empfingt hieneben die 
von der Direktion der K. Hof- und Staatsbibliothek unterm r. L M. ein- 
gesendeten Verzeichnisse derjenigen Werke der Literatur und Kunst, von 
weichen bis zu diesem Zeitpunkte die gesetzlichen PHichtexemplare noch 
nicht eingeliefert worden sind, mit dem Auftrage, diese Exemplare von 
den Abgabsptlichtigen erholen zu lassen und in Vorlage zu bringen. 

Hiebei wird zum Zwecke des gleichmassigen Vollzugs des Art. 68 
des Gesetzes zum Schutze der Urheberrechte an literarischen Erzeug- 
nissen und Werken der Kunst vom 28, Juni 1865 und zur Gewinnung 
einer übersichtlichen Kontrole Folgendes angeordnet: 

I. 

Die Vorlage der Pflichtexemplare an das unierreriigte K. Siaats- 
ministerium hat, wie bisher, quartaliier zu geschehen und werden die be- 
züglichen Verzeichnisse für die Folge der K. Regierung, Kammer des 
Innern unmittelbar durch die Direktion der K. Hof- und Staatsbibliothek 
zugestellt werden. 

Als Vorlagetermine werden der i. Februar, r. Mai, 1. August imd 
I. November bestimmt. 



Die Ptiichteyemplare sind bei der Herausgabe der betreffenden 
Werke von den Abgabsp tüchtigen an die betreffenden K. Bezirksamter, 
beziehungsweise K, Stadtkommissariaie, in München an die 
K. Polizeidirektion abzugeben und hat die rechtzeitige Vorlage derselben 
durch diese Behörden an die K. Kreis regierung, Kammer des Innern zu 

') Vgl. M. E. V. 5. OkL 1840 (Weber Bd. III. S. 347). — „Im Nach- 
gang zu dieser M. E. ist zu erwähnen, dass inhaltlich einer M. E. v. 
29. Januar 1860 No. 5005, die Pflichtexemplare von den Erzeugnissen der 
Tonkunst betr.. Seine Majestät der König zu bestimmen geruht haben, 
dass von den musikalischen Werken das zweite Pflichtexemplar dem 
K. Konservatorium fUr Musik zugewendet werde" (Weber Bd. 6, S. 616. 
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geschehen. Letztere wird dafUr sorgen, Uass die Buchhandlungen, Kunst-1 
und artistische Anstahen, sowie die betheiligten wissenschaftlichen Vereine 1 
durch (iflentliche Bekanntmachung und CircuiarverfUgungen von dieser^ 
Anordnung in Kenntniss gesetzt werden '). 
111. 

Die K. Kreisreg ierungen haben die an sie auf diesem Wege ge- 1 
langenden Werke nach 3 Kategorien mit den Nummern 1, II, III i: 
Verzeichniss zu bringen. 

Die erste Nummer begreift in sich die gewühnlichen Druckwerke,,! 
Zeitschriften etc., die zweite die musikalischen Kompositionen, die dri' 
die Werke der zeichnenden Kunst. 

Alle unter jede dieser Abtheilungen zu subsumirenden Werke sind'l 
nach dem fortlaufenden Ziffer mit Beifügung des Abgabspflichtigen, desfl 
Titels des Werks, des Autors, sowie des Ortes und der Zeit des Erscheinena 
in das Verzeichniss zu bringen und hat demnach jede der drei Abtbeilungenfl 
mit Ziffer 1 zu beginnen. 

Jedes Werk ist Uusserlich bemerkbar mit dem liorrespondirenden 
fortlaufenden Ziffer des Verzeichnisses zu versehen'}, 

>) „Mit C. M. E. V. 17. Mai 1872 No. 4521, die Abliefemng der Pflicht^J 
exemplare an die K. Universität Erlangen betr., wurde angeordnet, das 
die Behörden, an welche die PHichtexemplare von den Verlegern abzu^ 
liefern sind, die der Universität Erlangen nach den bestehenden Norma?i 
tiven zugehörigen Werke an den Senat derselben unmittelbar abzugeben 
und die von diesem zu erholenden EmpfangsbeslUtigungen mit den Übriger 
Pflichtexemplaren an die K. Kreisregierung einzusenden haben, welch&B 
dieselben statt der Duplikate an das K. Staatsministerium des Innern ß 
Kirchen- und Schul -Angelegenheiten einzusenden hat" (Weber Bd. 1 
S. 616. Anm. 2). 

») Eine CME. v. 23. Februar 1873 No. 16608, die Vorlage der Pflicht^ 
exemplare betr., lautet: 

„In Ziff. III. Abs. i der generaiisirten Minis terial-Entschliessung v 
7. Mai 1866 ist behufs der Erleichterung und Vereinfachung der Kontrolei 
bezUghcb der Vorlage der Pflichtexemplare die Anordnung getroffeiU 
worden, dass jedes Pflichtexemplar ausserhch mit der korrcspondirem 
fortlaufenden Nummer des Verzeichnisses zu versehen sei. 

Nach gemachten Wahrnehmungen werden nicht selten theils 1 
die Titelblätter, theils auf die UmschlUge, ja selbst auf Werke der Kun! 
als Kupferstiche, Photographien etc. die Ziffern mit Tinte geschriebei^ 
und dieselben häufig verunstaltet. 

Die K. Regierung, Kammer des Innern, wird deshalb auf diea 
Missstande aufmerksam gemacht und beauftragt, die Bezeichnung dea! 
Ziffern auf den Werken nicht mit Tinte sondern mit Bleistift bewerk-^ 
stelligen zu lassen, und hiedurch zu verhindern, dass nicht Grund z 
Rückgabe und zum Austausche verunstalteter Exemplare gegeben werdrf 
(Weber a. O. S. 617. Anm. j). 1 



Diejenigen Werke, deren Vorlage nicht erfolgen kann, sind in ein 
gesondertes Verzeichniss unter kurzer Beifügung des Hinderiingsgrundes 
zu bringen, welches mit dem Haupt Verzeichnisse dem Einsendungsbericbte 
beizulegen ist. 

Das unterzeichnete K. Staatsministerium erwartet den genauen 
Vollzug dieser Anordnungen und wird die K. Regierung, Kammer des 
Innern, nicht unterlassen, die betreuenden untergeordneten Behörden 
sofort zur entsprechenden Mitwirkung anzuweisen'). 

München, den 7. Mai i366. 






No. 66. 



An die sümmdichen K. Regierungen, Kammern des Innern. 
Staatsmin. d. Innern f. Kircher- u. Schulangeleg. 

Es ist wiederholt die Wahrnehmung gemacht worden, dass die 
inländischen Verleger von Werken ganze Auflagen versenden, ohne die 
nach Art. 68 des Gesetzes vom ;8. Juni 11*65, »Jen Schutz der Urheber- 
rechte an litterarischen Erzeugnissen und Werken der Kunst betr., ab- 
zuliefernden 2 Prtichtexemplare zur Seite zu legen, und sodann mit dem 
Bemerken sich entschuldigen, dass sUmmtliche Exemplare des Werkes 
vergriffen oder zur Zeit nicht vorhanden seien und der geforderten Ab- 
lieferung demnach nicht entsprochen werden könne. 

Da durch ein solches Verfahren der betheiligten Verleger die klaren 
und unzweifelhaften Bestimmungen des Art. 63 des besagten Gesetzes 
offenbar umgangen werden, so sieht sich das unterfertigte K. Staats- 
ministerium veranlasst, zur Verhütung solcher Vorkommnisse für die 
Zukunft Folgendes anzuordnen: 

1, Sobald der früheren Verfügung gemUss nach Ablauf jedes Quartals 
von den verschiedenen Verlegern die Pflichtexemplare eingesendet und 
der K. Hof- und Staatsbibliothek-Direktion zugestellt worden sind, wird 
letztere auf Grund der ihr zu Gebote stehenden BuchhUndler- Kataloge, 
Anzeigen etc. genau konstatiren, von welchen der erschienenen Werke 
die Pflichtexemplare im Ausstande sich befinden, und sofort der be- 
treffenden Distriktspoiizeibehörde desjenigen Ortes, wo der Verleger des 
im Ausstande befindlichen Werkes seinen Wohnsitz resp. Geschäftsbetrieb 
hat, hierüber geeignete Mittheilung machen. 

2. Die Distriktspolizeibehörde hat hierauf dem säumigen Verleger 
in Anwendung der Bestimmungen des Art. iS des Gesetzes vom 
10. November 1861, die Einführung des Straf- und des Polizeistrafgesetz- 
buches betr., unter Vorsetzung einer bestimmten kurzen Frist unter Hin- 
weisung auf die Kolgen im Falle des Ungehorsams den Auftrag zu Ein- 



') Diese Bestimmungen wiederholen sich mit im Wesentlichen 
gleichem Wortlaut in den Regierungsausschretben vom 13. bezw, 
14. Mai 1866 (siehe S. 137), 
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Sendung der feUenden Pflichtexemplare zu ertheilen, mit dem Bemerlten, 
dass die Einwendung des Vergriflenseins der Auflage den sUuraJgi 
leger von der Erfüllung der im Art. 68 des Gesetzes vom 28, Juni 1865 
bezeichneten Verpflichtung nicht befreien Itönne, vielmehr die sonstige 
Beischaftüng des Werkes auf seine Kosten erfolgen werde, und er ausser- 
dem für alle sonstigen Kosten und Schäden des K. Aerars in einem, 
solchen Falle haftbar bleibe. 

3. Im Falle der Nichtbe folgung ist nach Massgabe der getroffenen 
Anordnungen weiter vorzugehen und die K. Hof- und Staatsbibliothek 
■wegen Einleitung zu Beischafiung des fehlenden Werlces in Kenntniss zu 
setzen, ausserdem aber sind die nachtrügüch vorgelegten Pflichtexemplare 
auf dem gesetzlich vorge zeichneten Wege an das unterfertigte K. Staats- 
ministerium einzusenden. 

4. Es versteht sich von selbst, dass vorstehende Anordnungen in 
gleicher Weise bei Werken der Kunst, wie bei Utterarischen Erzeugnissen 
ihre Anwendung zu finden haben. 

5. Es bleibt den Kreisregierungen, K, d. Iimem anheimgegeben, 
die Buch- und Kunsthandlungen des Inlandes auf \'orstehende Anordnungen 
besonders aufmerksam zu machen. 

München, den 6. December 1867. 

Die M. E. vom 19. Oktober 1873 beauftragt die Vorstandcl 
der samratlichen, dem Geschäftskreise des K. Staatsministerium» J 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten angehörigen I 
Unterrichts-, Erziehungs- und Bildungsanstahen, 

„bei dem Erscheinen der Jahresberichte, Programme und sonstigen 1 
durch den Druck vervieirjltigten amtlichen Publikationen ein Exemplar I 
unmittelbar an die Direktion der K. Hof- und Staatsbibliothek einzu- 
senden." 

Von den an das Kultusmitiisterium eingesandten zweiExem-. 
plaren gibt dasselbe eines an die Königliche Hof- und Staats- 
bibliothek in München ab. 

In die zweiten Exemplare theilen sich'): 
1, Die drei Landes-Universitätsbibliotheken: 

a) Die Universitätsbibliothek in München erhblt, was ic 
Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz und Schwaben, 



4 



I) Nach Privatmitth. der K. Hof- und Staatsbibliothek z 
- Vergl. auch M. E. v. 5. Okt. 1840 u. 29. Jan. 1860. 



München. 
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b) die Universitatsbibiioihek in Erlangen, was in Minel- 
iraaken, 

c) die Universitätsbibliothek in Würzburg, was in Ober- 
franken und Unterfranken erschienen ist. 

2. Die Kreisbibliothek zu Speyer, welche die Pflichtexem- 
plare der Pfalz, 

3. die Bibliothek desK.Kupferstichkabinets zu München, 
welche die zweiten Exemplare der Erzeugnisse der bildenden 
Kunst, 

4. die Bibliothek der K. Musikschule zu München, 
welche die zweiten Exemplare der Musikalien erhalt. 

Ein in der Kammer der Abgeordneten am ig. April 187a 
vom Abg. Dr. Frankenburger gestellter Antrag auf Beseitigung des 
Pflichtexemplar-Paragraphen wurde durch die Abgg, Ruland und 
Marquardsen sowie den Staatsminister von Lutz bekämpft und 
darnach vom Hause abgelehnt'). 



C. Württemberg. 

[Gesetz über die Press frei hei t vom 30.Jan. i8i7Si7;K. Wümem- 
bergisches Staats- und Reg.-Blatt S. 41 ff. [G.j ] 

Der schon von dem Gründer der Stuttgarter Oefl'enthchen 
Bibliothek Herzog Karl im vorigen Jahrhundert eingeführte Pflicht- 
exemplarzwang beruht gegenwärtig auf dem Gesetz über die Press- 
freiheit vom 30. Januar 1817. 

S 2 dieses Gesetzes lautete: 

„Es ist daher erlaubt, alles ohne Censur drucken zu lassen und 
alles Gedruckte zu verbreiten, dessen Inhalt nicht durch gegenwärtiges 
Gesetz oder künftig im verfassungsmassigen Wege errichtete Gesetze für 
ein Verbrechen oder Vergehen erklärt wird." 



') Vergl. Verhandlungen der Kammer der Abg. des bayer. Land- 
V. J. 1871 Stenogr. Ber. No. 32—67. S. 647 ff. [G.] 
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Wahrend so die Censur und damit das ObercensurkoUegium I 

und die Anstalt der Bücherfiskale beseitigt wurden, blieb die Ab- 
gabe von Pflichtexemplaren, unverkennbar zu Repressivzwecken, 

§ 17 bestimmt: 

„Jeder Buchdrucker ist verbunden, \on jeder von ihm gedruckten 
Schrift der für das Studienwesen niedergesetzten Central- Stelle ') ein, 
von dieser der öflentlichen Bibliothek nachher zuzustellendes Freiexemplar 
zu übergeben, auch bestandig ein fortlaufendes Verzeichniss der von ihm 
gedruckten Schriften zu halten, beides bei Vermeidung einer Strafe von 
fünf Reichsthalern." 

Um die presspolizeiliche Kontrolle wirksamer zu machen, 

wurde durch Verfügung des Ministeriums des Innern vom 2. Jan, eSiS') 

in Bezug auf den Zeitpunkt der Ablieferung der Exemplare bestimmt, 

dass sie „unmittelbar nach vollendetem Drucke und wenigstens 

ein oder zwei Tage vor der Ausgabe der Schrift" zu erfolgen hätte. 

lieber die mit der Abgabe verbundenen Absichten hebt der 

Minis terialerlass vom 21. Febr. 1835, zu welcher Zeit nach dem. 

Eundesbeschluss vom 20. September i8ig die Censur in beschränkteni. 

Umiange wieder in Geltung war, jeden Zweifel^). Es heisst darin: 

„Um den presspolizeilichen Zweck dieser Verfügung zu erfüllen, 
wollen Seine Königliche Majestät die Bezirks -Poliz ei- Aemter gleichzeitig 
angewiesen wissen ... 2. diese Ablieferung dazu zu benutzen, um nach 
Massgabe des § 27 des Pressgesetzes der Verbreitung von Druckschriften, 
gegen welche ein von Amts wegen einzuleitendes Strafverfahren als 
begründet erscheint, mit Untersagung des Debits oder Beschlagnahme 
zu rechter Zeit, d- h. soviel möglich vor der Ausgabe derselben aus der . 
Druckerei zu begegnen" u. s. f. 

Erst durch Mi nisteria! Verfügung vom 20. Febr. 1850*) wurde die 
Bestimmung, dass die Ablieferung an das Oberamt vor der Ausgabe 
der Schrift zu machen sei, dahin abgeändert, dass, um den Schein 



n 



n dessen Bezirk der Dru 



wohnt. 



1) Jetzt das Oberamt, i; 

2) Reg.-Bl. S. 8. 9. [G.] 
') Vollständige, historisch und krit. bearbeitete Sammlung d. wUrtfc j 

Gesetze her. von A. L. Reyscher. Bd. is- Abth.2 (TUb. 1847) S. 1171. Anm. 
<) Reg.-BI. S. S'. [G.] 
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einer „mit der neuen Gesetzgebung nicht vereinbarlicheti präventiven 
Massregel" zu beseitigen, die Abgabe des Pflichtexemplars künftig 
durch den Buchdrucker „gleichzeitig mit der Ausgabe des Werks 
oder mit der Abüeferung an den Verleger oder sonstigen Besteller" 
zu erfolgen habe. Noch jetzt macht das Pflichtexemplar, der 
ursprünglichen Bestimmung gemäss, bei den königlichen Ober- 
amtern auf dem Wege zur Bibliothek Station. Hieraus entspringt 
eine Quelle zahlreicher Verschleppungen. In Erlassen der Direktion 
der Königlichen Bibliothek bezw. der Direktion der wissenschaft- 
lichen Sammlungen vom 8. März 1858* und 5. Nov. 1875* an die 
Oberämter wird hierüber wiederholt Beschwerde erhoben. 

Die Einziehung der Pflichtexemplare regelt sich 
gegenwärtig an der Königlichen Oeffentlichen Bibliothek 
in Stuttgart nach folgenden Gesichtspunkten'): 

1. Die Annahme der im Inlande gedruckten Werke direkt 
vom Verleger oder Verfasser pflegt von der Bibliothek verweigert 
zu werden. 

2. Ein im Auslande gedrucktes, im Inlande verlegtes Werk 
braucht nicht abgegeben zu werden. Ein im Inlande gedrucktes, 
im Auslande verlegtes Werk muss geliefert werden. 

3. Erzeugnisse anderer Vervielfältigungsmethoden, wie Auto-, 
Litho-, Xylo-, Photographieen erhält weder die Bibliothek noch 
irgend eine andere Ansialt. 

4. Von allen Druckerzeugnissen fordert die Bibliothek je 
1 Exemplar, auch von spateren Auflagen^J. Die tübinger Uni- 
versitäts- oder irgend eine andere Bibliothek hat keinen Ansprach 
auf Pflichtexemplare^). 



1) Nach Piivatmittheilungen der BibliotheksverwaliLing. 

') Bei Titelauflagen waltet eine mildere Praxis. 

•) In dem Herz. Visilations -Rezesse vom 13. 12. 1751 (Reyscher 

I. Abth. 3. S. 401} wurde Tübingen folgende Zuwendung gemacht, 

uch an einigen anderen Universitäten vorkam und in ahnlicher Form 
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5. Auch Drucbanikel, welche nicht in den Handel kommen, 
wie Fabrikordnungen, Gesellschaflsstatmen u. s.w. müssen geliefert 
werden; ausgenommen sind nur Artikel, welche dem täglichen 
Verkehr dienen, wie Tabellenformulare, Geschaftskarteii, Plakate, 
Theater- und Konzerianzeigen'). 

6. Artistische Beigaben jeder Art und Herst eil ungs weise sind J 
von dem Drucker des Textes mitzuliefern, der sich dieselben, wenn I 
sie in anderen Anstalten gefertigt worden, von dem Verleger zu ] 
verschaffen hat^). Für besonders werthvolle Bild er- Bei gaben werden 
zuweilen von der Bihhoiheks Verwaltung die Herstellungskosten 
vergütet. Kupferwerke, deren erläuternder Text von nebensächlicher < 
Bedeutung ist, werden nicht gefordert. 

7. Ueber die erfolgte Ablieferung der Drucksachen quittiren 
die Oberümter in einem Lieferungsbuch. Die Drucker haben den \ 
einzelnen Sendungen Begleitlisten beizufügen'), welche von der , 
Bibliothek quittirt an die Oberämter zurückgeschickt werden. 

8. Mit den Begleitlisten nicht zu verwechseln sind die Druck- 1 
hsten, welche innerhalb der ersten i4Tagenach Ablauf des Kalender- 
Jahres dem betreffenden Oberamt einzureichen sind*). Hierin sind 1 
die im verflossenen Jahr gedruckten Schriften „je mit der Bemerkung 1 
des Tages der Vollendung des Drucks und des Tages der Ab- 
sendung an das Oberamt'" aufeuzählen. Diese Listen sind längstens J 
bis Ende Januar an die Bibliothek weiterzube fördern , unter 1 
Bescheinigung des Oberamtes, dass keine weiteren Druckereien im | 
Bezirk sich befinden. 

in Rostock und Kiel noch üblich isti „Kin jeder neuan.günommener Pro- 
fessor Ordinarius soll künftig ein Buch von in circa zwanzig Thaler in 
die Bibliothek zu stiften angehalten werden." 

') Derartige Anzeigen, welche kunst- und kulturgeschichtlichen 1 
Werth erlangen Jtönnen, sollte man nicht zu sammeln versäumen. 

2) Min.-Verf. v. 2. i. i8iS § - (Rbl. S. 8. g) [G.] und v. 26. 4. 1814 1 
§ a (Rbl S. 291). [G.] 

') Verf. V. 26. 4. 1824 § 3. 

'} Verf. y. 15. 8. 1853 l,Hbl. S. 310). [G.] 
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g. Sind alle Dmcklisten eines Jahres in der Bibliothek vereinigt, 
so werden sie mil dem Pflicli die fern ngsjournal verglichen. Die 
hiernach, wie nach Durchsicht des Hinrichs'schen Verlagskatalogs 
sich ergebenden Fehlexemplare und Defekte werden von der 
Bibliothek durch die OberHmter reklamirt, wobei eine Verjährung 
nicht anerkannt wird. 

lo. Die im Gesetz vorgesehene Strafe gelangt in praxi niclit 
zur Anwendung. 



D. Hei 



osthu 



')■ 



[Verfügung des Min. des Innern und der Justiz vom 
5. Okt. 1836; s. Grossh. Hess. Regierungsblatt S. 473. [G.]] 

Nach der Verfügung des Ministeriums des Innern und der 
Justiz vom 5. Okt. 1836, welche allere Verordnungen vom 
3. Juli 1805 und 30. Aug. 1808 im Wesentlichen wiederholt, sind 

von jedem Druckartike) drei Exemplare an die Bibliotheken der 
drei Provinzen: Starkenburg (Hofbibliothek in Darmstadl), Oberhessen 
{UniversitUtsbibliothek in Giessen) und Rbeinhessen (Stadtbibliothek in 
Mainz) gegen Empfangsbescheinigung einzusenden, und zuar in Rhein- 
hessen nach dem in obiger Verfügung modificirten Kaiserlichen Deltret 
vom 5. Febr. 1810 von den Druckern, in den übrigen Landestheilen von 
Jen Verlegern. 

Auf dem Wege schriftlicher Verfügungen ist Einzelnes 
näher prazisin worden, z. B, dass Kommissions- und Selbstvcrleger 
nicht verpflichtet, dass Werke rein artistischer Art, Bilder, theuere 
Kupferwerke von der Abgabe ausgeschlossen sind u. s. f. 



E Anhalt^). 
[Provisor. Pressges. vom 26. Dec. 1850 S 7; s. Ges. Samml. 
Bd. 7. S. 1895. [G.] — Ges. die Einführung des Polizeistrafgesetz- 
buches für das Herz. Anhalt-Dessau-Köthen vom 29. März 1855 

') Unter Ben, von Privatmitth. des Herrn Oberbibl. Haupt in 
ü Jessen. 

*) Mit Benutzung von IMvatminh. der Herz. Bibliothek zu Dessau 



und mehrerer in demselben angezogenen Gesetze und Ver. in die 
Landestheile des vorm. Herz. Anhali-Bernburg betr. v. i. 7. 1864 
An. i; s. G. S. 1864 No. 30. S. 177. [G.]] 

S 7 des Ges. v, 26. Dec. 1850 besiimmi: 

„An der bbherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei Exemplare 
seiner Verlagsarlikel an die Herzogliche Staatsregierung unentgeltlich eia- 
z äsenden, wird nichts geUnden." 

Art. I des Ges. vom 1. Juli 1864 führt diese Vorschrift in das 
Gebiet des ehemaligen Herzogthums Anhalt-Bernburg ein. 

Von den gelieferten Exemplaren gelangt eines durch Vermitt- 
lung der Kreisdirektion an die Herzogliche Bibüoihek in Dessau; 
über das andere wird gewöhnlich zu Gunsten det Herz. Behörde n- 
bibüothek verfügt. Man verlangt die Exemplare von jeder, selbst 
unveränderten Auflage. 

Diese Verwendung der Exemplare zu Gunsten von Bibliotheken 
ist zwar durch den Wortlaut des S " nicht gesichert, entspricht aber 
anscheinend früheren Besnmmungen und dem Sinne des Gesetzes 
vom Jahre 1850, welches in § 5 ausserdem die Abgabe eines Ueber- 
wachungsexemplars 12 Stunden vor Ausgabe des Werkes fest- 
setzte. Eine andere Verwendung als zu ßibUotheksz wecken würde 
JedenfaUs unzulässig sein (s. R. Pr, G. @ 30}. 
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F. Schwarzburg-Sonder 

[Pressgesetz vom 8. Aug. 1 852 
S. 188. [G.]] 

In g 10 des unter dem 8. .'\ugust 1 
erlassenen Pressgeseizes heisst es: 

„Ausserdem ist jeder Verleger verpflichtet, von seinen Verlags- ] 
artikeln ein Exemplar an die Bibliothek des Ministeriums unentgeltlich ' 
einzusenden." 

Diese Bestimmung hat noch Gesetzeskraft (S 30 des R. Pr. G.}. 

') Unter Ben. von Privaimitth. des tUrstl, Schwarzb. Ministeriums, 
Abih. des Innern. 



G. Hambu 



!')■ 



[Hauptrezess vom [ 5. Okt. 1 7 1 2 S 32 ; abgedr, beiN. A. Westphalcn, 
Gesch. d. Haupigrundgeseize der Hamb. Verf. Bd. i. Hamb. 1844 
S, 357. [G,] — " Revid, ßuchdruckerordnung vom 6. Okt. 1712 S ö.] 

In Hamburg schwebte vor einigen Jahren die Streitfrage, ob 
der Drucker oder Verleger zur Abgabe von Freiexemplaren ver- 
pflichtet sei. Auf Grund des Haüpirezesses vom 15. Okt. 17J2 
CS 32) und der revid. Buchdruckerordnung vom 6. Okt. desselben 
Jahres {$ 6) wurde bis zum Jahre 1885 von der Bibüoiheks Verwaltung 
der Verleger in Anspruch genommen. In einem Spezialfälle hat 
indessen das hanseatische Oberlandesgericht durch Erkenntniss vom 
18. Dec. 1885 entschieden, dass letzteres nicht statthaft sei, indem 
es die Frage o3"en Hess, ob der Drucker etwa zur Lieferung ver- 
pflichtet sei. Da eine gerichtliche Entscheidung dieses Punktes 
bisher nicht herbeigeführt ist, so ist die auch früher lassig geleistete 
Abgabe von je einem Pflichtexemplar an die Stadtbibliothek noch 
mehr ins Stocken gerathen. Die periodischen Publikationen werden 
von den Redaktionen aus freien Stücken unentgeltlich der Bibliothek 
übergeben. 

Der Rezess vom Jahre 1712 bestimmte: 

„. . . in Polilicis und anderen Sachen aber [soll] ein graduirter, 
dieser Stadt mit Eid und Pflicht verwandter Rechtsgelehrter, welcher 
dafür ein Gewisses ennveder von dem Auciore oder Verleger eines jeden 
Buchs oder Tract'ätleins zu geniessen hat, zu solcher Censur constituiret 
werden, beiderseits aber, und so wohl jener als dieser, fUr das, so Jeder 
censiret, zur Red und Antwort gehalten sein, auch jedesmal ein Exemplar 
von allen hier gedruckten Büchern zu der Stadt-Bibliothek gratis zu 
liefern; wie nicht weniger allen in dieser Stadt oder deren Territorio 
befindlichen Buchdruckern, dass sie ais^at praevia ceiuura durchaus nichts 
drucken . . . verboten werden soll." 

Schon vor 1712 war die Abgabe von Pflichtexemplaren in 

Hamburg üblich. Die gesetzliche Formulirung in diesem Jahre 

brachte sie, wie ersichtlich, mit der Censur in Verbindung. 



■) Mit Ben. von Privatmitth. der Stadtbibliothek in Hamburg. 



H. Lübeck'). 

[Pressgesetz vom 22. Sept. i86g § 5; s. Sammlung der Lüb. 
Verordn. u. Uek. Bd. 36. [870 No. 44 [G.j und Bek. v. 3. Juni 1874 
^das Reichsgesetz über die Presse betreffend"; s. Lüb. Verordn. u, 
Bek. 1814—75. Lüb. 1881 No. 239.] 

S 5 des Pressgesetzes von:] 22. September 1869 lautet: 

„Von allen Druckschriften, welche im Lübeckischen Freistaate 
gedruckt oder verlegt werden, hat der Drucker betw. der Verleger ein 
Exemplar, längstens innerhalb eines halben .lahres nach dem Erscheinen, 
an die Stadtbibliothek unentgeltlich abzuliefern," 

Diese Verordnung wurde am 3. Juni 1874 durch den Senat, 
als nach g 30 des Reichspressgesetzes auch ferner massgebend, 



[Pressgeseiz vom 17. Dec. 1862 g 17 u. 18; s. Reichs-Ges.-Blait 
für das Kais. Oesterreich. Jg. 1863 S. 151. [G.j — Amts Instruktion 
für die K. K. Staatsanwaltschaften und Sicherheitsbehörden v. J. 1863 
bei G. Lienbacher, Hist.-genet. Erläuterungen d. öst. Pressgesetzes . . . 
Wien 1863 S. 225 ff. [B.] und in der offiz. Handausgabe der öst. 
Gesetze und Ver. Heft 9. Wien 1869 S. 38 ft. [B.| — Weitere 
Aus führungs best immungen s. unten.] 

Im Anfange des Jahrhunderts dienten die Pflichtexemplare in 
Oesterre i ch Ce n SU rz wecken*). Ein Hofkanzleidekret vom ao.Juni 1808 
No. 8079') bestimmte, dass von jedem neuen Werke, sowie von 
Kupferstichen und Landkanen ein Exemplar „zum Gebrauch der 
Hofbibliothek" abzuliefern sei. Ihm folgte ein Dekret vom 
23. Februar 1811*) mit dem Zusatz, „ein schönes mangelloses und 

ij Nach Privatmitth. der Stadibibliothek in LUbeck. 

2) Vgl. auch die Darstellung von Vogel im Serap. Jg. 6. S. 338 fl'. 

*) Sammlung der Ues. . . . Kaiser Franz II. von Jos. Kropatschek, 
Bd. =4 (Wien o. J.) S. 57». [G.] 

') Forts, der Kropatschek'schen Sammlung her. von W. G. Goutto. 
Jid. =9 (Wien 1814) S. g3. [G.] 
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bei BUchcrn ein auf besseres Papier gedrucktes Exemplar aa di6 
K. K. Hofbibliothek gratis einzusenden" und z\var durch Ver- 
miiielung des nächsten Revisionsamtes, um dem 
Verleger die Kosten der Uebersendung zu ersparen. Diese 
Verbindlichkeit sollte auch auf Ungarn sich erstrecken. Weitere 
Verordnungen ergingen am 12, Mai und am 10. August 1815. 
Das Hofkanzleidekret vom i, Okt. 1815') dehnte die Abgabe aus 
auf die Universitäts- oder Lycealbibliothek der Provinz, in welcher 
das Werk erschien. Ein gleicher Befehl vom 4. Nov. d. J.^) verlangte 
sie auch von Erzeugnissen des Steindrucks, „sowie von allen 
künftigen Druckerfindungen," Eine Verordnung desselben Datums^) 
für Niederösterreich zeigt, dass die „Pohzei- und Censur-Hofstelle" 
ein drittes Exemplar unentgeltlich zu fordern hatte. 

Das Pressgesetz vom 31. März 1848 S 9 verlangte nur ein 
Ueberwachungsexemplar von periodischen Druckschriften, sowie 
von nichtperiodischen bis zum Umfange von 6 Druckbogen 
einschl.*); Schriften rein wissenschaftlichen, artistischen oder 
technischen Inhalts und amtlich herausgegebene Blfiner waren 
befreit (S la)*). 

Die Forderung von Studienexemplaren fehlte in diesem Gesetz 
ganz, ebenso wie in dem kais, Patent vom 13. Mäirz 1849^) (Gesetz 
gegen den Missbrauch der Presse], Letzteres verlangte nur von 
jedem Blatte oder Hefte einer periodischen Druckschrift, ebenso 
von jeder nichtperiodischen, die nicht Über 3 Bogen im Drucke 



') Eb. Bd. 35 (Wien 1B17) S. 484. [G.] 

') Eb. S. 522. 

^) Bei Theod. Wiedemann, Die kirchl. Büchercensur in d. 
Erzdiöcese Wien: im Archiv f. üst. Gesch. Bd. 50 (Wien 1B73) S. 414. 

') Die Min.-Ver, v. 18. Mai 1848 hob diese Besiimmung wieder 
auf (Berner, Press. R. S. 67). 

s) Liszt a. O- S. 9. 

^) Reichs- Gesetz- und Reg. Blan f. d. Kaiserth. öesterreich 1849. 
S. 17a ff. [G.] 
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betrug, bei Beginn der Ausgabe ein Exemplar fUr die Sicherheits- 
behörde bezw. auch für den Staatsanwalt, wo ein solcher ansässig 
war (S 16]. Durch Erlass des Min, d. I. v. 13. 5. 1849') wurde 
diese Abgabe auch auf die anderen mechanischen Vervielfältigungs- 
arten ausgedehnt. 

Erst in § 3 und 4 der Pr. Ordnung vom 27. Mai 1852 kehren 
beide Anen von Pflichtlieferungen, Ueberwachungs- und Studien- 
exemplare, wieder. Das Pressgesetz vom 17. Dec. 1862 nebst der 
Amtsinstruklion v. J. 1863 regelt gegenwartig diese Abgabe, welche 
besteht in Studien- {S 18) und Ueberwachungsexemplaren 

(S '7). 

Die Bestimmungen lauten; 

§ iB. „Von jeder zum Verkaufe bestimmten Druckschrift, welche 
im Inlande verlegt oder gedruckt wird, ist, in soferne sie nicht unter die 
im g 9 erwUhnten Ausnahmen f311t '), an das Staatsminisierium, an dai 
Poüzeiministerium'), an die K. K. Hof bibliothek und an jene Universita ts- 
oder Landesbiblicthel;, welche durch besondere Kundmachung in jedem 
Verwaltungsgu biete als hiezu berechtigt bezeichnet wird, je Ein PHicht- 
exemplar zu Überreichen, Von jeder periodischen Druckschrift ist Über- 
dies ein Pflichtexemplar an den Chef des Verwaltungsgebietes, in welchem 
die Druckschrift erscheint, einzusenden. 

Die Zusendung dieser Pflichtexemplare, welche die Portofreibeil 
geniesst, hat bei periodischen Druckschriften in den regelmässigen Zeit- 
abschnitten ihres Erscheinens, bei anderen Druckschriften aber binnen 
längstens acht Tagen, von der Ausgabe der Schrift an gerechnet, zu ge- 
schehen, und es werden bei Druckwerken von besonders kostspieliger 
Ausstattung die wirklich bezogenen Pflichtexemplare mit dem nach be- 
sonderer Anordnung zu ermUssigerden Preise vergütet werden. 

Die AbUeferung der Pflichtex.emplare liegt dem Verleger, bei Druck- 
schriften aber, auf welchen ein gewerbemassiger Verleger nicht oder 
fälschlich genannt ist, oder welche im Auslände verlegt werden, dem 
Drucker ob. 

Die Nichtbeachtung der diessf Ulligen Vorschrift wird an dem Ver- 
leger oder Drucker als Uebertretung mit einer Geldstrafe von 5 bis 50 fl. 

') Eb. S. j8i. 

') NUmlich diejenigen Presserzeugnisse, welche „den Bedürfnissen des 
Gewerbes und Verkehres oder des h'duslichen und geselligen Lebens za 
dienen bestimmt sind, wie: Formulare, Preiszettel, Visitenkarten u. s. w." 

'■') An deren Stelle ist in Wien das Ministerium des Innern, sonst 
die Statthalterei getreten. 
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geahndet, deren Erlag jedoch von der Pflicht zur Ablieferung des 
Exemplars nicht befreit" 

§ 17. „Von jcJem einzelnen Blatte oder Hefte einer periodischen 
Druckschrift hat der Drucker zugleich mit dem Beginne der Austheilung 
oder Versendung, von jeder andern Druckschrift aber, welche nicht unter 
die Ausnahme des § 9 fällt und nicht mehr als fUnf Bogen im Drucke 
beträgt, wenigstens 14 Stunden vor der Austheilung oder Versendung bei 
der Sicherheilsbehörde des Ausgabeortes, und an Orten, wo ein Staats- 
anwalt seinen Sitz hat, auch bei diesem ein Exemplar zu hinierlegen. 

Doch kann die Austheilung oder Versendung von Druckschriften 
letzterer Art mit Zustimmung der Sicherheitsbehörde, bezüglich der Staats- 
anwaltschaft, auch vor Verlauf derFrist von 24 Stunden stattfinden. 

Die Nichtbeachtung der Vorschriften dieses Paiagraphes ist am 
Drucker als Uebercretung mit einer Geldstrafe von 10 bis 100 11. zu 
ahnden." 

Aus der Amisinstruktion sind als wichtif,' für die Abgabe 
der Studienexemplare anzuführen: 

g 6. „. , . Den Empfang der nach den §§ 17 und iB des Press- 
gesetzes vorgelegten und übersendeten PHichie\emplare hat der Ueber- 
nehmer auf Verlangen der Parteien in den von diesen selbst beizubringenden 
Empfangsscheinen, unter Beifügung des Zeitpimktes der Uebernahme zu 
bestätigen, 

g 8. Die Bibliotheken, an weiche ausser der Hofbibliothek nach 
§ 18 des Pressgesetzes Pflichtexemplare eingesendet «'erden müssen, sind 
für nachstehende Lünder folgende'): 

Für Oesterreich unter der Enns die UniversLiUtsbibliothek in Wien; 

fUr Oesterreich ob der Enns die Oeflentlichc Bibliothek in Linz; 

für das Königreich Böhmen die UniversitUts-Bibiioihek in Prag; 

für das Königreich Galizien und Lodomerien mit den Herzog- 



: und Zacor, 



ie fUr das Urossherzogihum Krakau, 
LI Lemberg die Universiöts- Bibliothek 



1) im Gebiete der Statthalterei 3 

in Lemberg und 
3) im Gebiete der Landesregierui; 

in Krakau; 

[für das iombnrdisch-vcnezi 
Bibliothek in Padua;] 

für das Königreich Dalmalien die Bibliothek des Gy 

fUr das Hcrzoglhum Salzburg die Studienbiblioihek in Sa 



EU Kiakau die Uni vetsitUis -Bibliothek 
ische Königreich die UniversitUts- 



') Die älteren Verordnungen der ober 
empfangsberechtigten Bibliotheken, vom 16. 
Z. 200J und vom lo. 5. 18,4 Z. 6087 (Lienb 
sind damit beseitigt. 



n Polizeibehüri'.e, betr. die 
1851 Z 4436, V. 30. j. 185B 
;her, Hist.-gen. Erl. S. 231) 
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Sieiermark die UnivcrsitUls-Biblioihele in Graz; 

Kärnlhen die Studien bibliothek in Klagenfliri; 

Krain die SiLtdienbtbliothck in Lnibach; 
m Schlesien die Bibliothek des Gymnasial- 



I Bukowina die Bibliothek des Gymnasiums 



für das Herzogthun 

für das Herzogt hur 

fUr das Herzogthun 

für das Herzogthi 
Museums in Troppau; 

für das Herzogthu 
in Czernowiiz; 

für die Marltgrafsch.ift Mahren die Studienbibliothek in OlmUtz; 

für die gefUratete Grafschaft Tirol und das Land Vorarlberg die 
Universitätsbibliothek in Innsbruck; 

für die gefUrstete Grafschaft Görz und Gradisca die Studienbibliothek 
in Görz; endlich 

fUr die Markgrafschaft Istrien und die Stadt Triest mit ihrem 
tiebietc die ärarischc Abtheilimg der öflenilichcn Hiblioihek in Triest. 

§ 9. Die durch den zweiten Absatz des g 18 des Pressgesetzes zu- 
gesicherte Vergütung für Ptiichtexemplare von besonders kostspieliger 
Ausstattung ist nur auf Verlangen der Partei, und zwar mit fünfzig 
Percent des ursprunglichen Prä num erat ions- oder Ladenpreises zu leisten. 

Ueber eine erhobene Beschwerde der Partei hat die Statihalterei 
oder Landesregierung die Frage, ob der Fall einer Vergütung eintritt, 
nach Einvernehmung der Handels- und Gewerbekammer endgiltig tu 
entscheiden'). 

§ IQ. Die Behörden und Bibliotheken sind nicht verpflichtet, solche 
PÜicbtcxemplare anzunehmeii, welche an sie aus Verschuliien des lur 
Ablieferung verpflichteten Verlegers oder Druckers in beschädigtem Zu- 
stande gelangen, oder deren Papierformat oder Abdruck von minderer 
Beschaffenheit ist, als bei den zum Verkaufe bestimmten Exemplaren. 

Es bleibt dem Verleger, beziehungsweise Drucker anheimgestelli, 
sich durch rechtzeitige Ablieferung eines unbeschädigten und zum Verkaufe 
bestimmten gleichen Exemplars vor der gesetzlichen Verantwortlichkeit 
zu schützen'). 

Die in § 17 geforderten Pflichtexemplare dienen, wie gesagt, 

Ueberwachungszwecken. Daher die Ablieferung der Exemplare, 

noch ehe die Austheilung oder Verseadung begonnen u. s. f. Sie 

werden nicht Bibliotheken zugänglich gemacht und eine Vergütung 

für diese Abgabe, ähnlich wie sie S iS vorschreibt, findet nicht statt. 

') Aufgehoben ist die den gleichen Gegenstand betr. Verordnung 
der obersten Polizeibehörde vom 26. g. 1B52 Z, 4644675 (Lienbacber ; 
a. O. S. iLii). 

=) Autgehoben sind hierdurch der Erl. des Handelsmin. v. 14. 6. 1854 
Z. 13318 (No. 3076 der M.-J.-G.-S.) betr. die Verv,-endung von Pflicht- 
exemplaren und der Erl. d. obcrst. Polizeibehörde v. 3. 6. 1853 Z. 6764 
(No. 1614 der M,-J.-G.-S.} bezüglich der Haftungsdauer bei Vorlegung von 
Pflichtexemplaren [Lienbacher a. O. S. 233). 
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Die Studienexemplare des S 18 werden von dem Ver- 
leger (nicht dem Drucker wie die Uebervvachungsexemplare) er- 
hoben; nur bei denjenigen Druckschriften, auf welchen ein gewerbs- 
mässiger Verleger nicht oder fälschlich genannt ist oder bei aus- 
ländischem Verlag tritt der Drucker an seine Stelle, was also auch 
dann geschieht, wenn die Schrift im Selbstverlage erscheint, da 
der Selb st Verleger gewöhnlich kein gewerbsmässiger ist. 

Die Exemplare werden „von jeder zum Verkaufe bestimmten 
Druckschrift, welche im Inlande verlegt oder gedruckt wird," 
erhoben. Die Regierungsvorlage (g 14)') enthielt statt dessen die 
Worte: „Von jeder im Inlande aufgelegten und zum Verkaufe 
bestimmten Druckschrift," die Pressordnung von 1852 S4 dagegen: 
..Von jeder im Inlande aufgelegten Druckschrift." 

Die geltende Formulirung war von dem Ausschuss des 
Abgeordnetenhauses beantragt worden, weil frUherhin Zweifel ent- 
standen wären, „ob von Presserzeugnissen, welche zwar im Inlande 
verlegt, aber im Auslande gedruckt worden, Pflichtexemplare abzu- 
geben seien" ä). Man hielt, obwohl eine Novelle vom 13, Jan. 1858*) 
diese Frage im negativen Sinne beantwortet hatte, es für zweck- 
mässiger, deren Wiederauftauchen nach Erlass des neuen Gesetzes 
durch eine weniger missverständliche Fassung vorzubeugen. So 
wurde die Abgabepflicht auch auf die im Auslande gedruckten 
Schriften inländischer Verleger ausgedehnt*). 



') Lienbacher a. O. S. 116. 

S) Lienbacher a. O. S. 117. 

') Rgbl. S. 77. [G.] 

*) Mit Recnt macht Lienbacher a. O. ^. [18 darauf aufmerksam, 
dass unter „Auflage einer Druckschrift" nur deren Vervielfältigung und 
Veröffentlichung verstanden werden könne, der Ort der Vervielfakigung 
der Druckort, der der VerbflentliLhung der Ausgabeort sei (nicht zu ver- 
wechseln mit Verlagsort), also die Regierungsvorlage nur diejenigen 
Schriften gemeint haben kdnne, deren Druck- und Aiisgabeon im 
Inlande liegen. 
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Die empfangsberechtigten Behörden können auf die ihnen zu- 
stehenden Exemplare ganz oder theilvveise verzichten, was bei den 
Ueberwachungsexemplaren des % 17 nicht zulässig ist'). Die an 
das Miniscerium des Innern bezw. an die Statthalierei abzugebenden 
Exemplare des § r8 pflegen auch BibUotheken überlassen zu werden. 
In Wien werden sie der Ministerialbiblioihek, in Graz der Landes- 
bibliothek am Joanneum einverleibt. 

Zu bemerken bleibt noch, dass das Pressgesetz von i862 in 
den im Reichsrathe nicht vertretenen Landern Translei thaniens 
(Ungarn, Croatien, Slavonien und Siebenbürgen) nicht einge- 
führt ist. 

Hier bestand vielmehr bis zur Wiederherstellung der Kon- 
stitution Ungarns (1867) das für die ganze Monarchie oktroyirie 
Pressgesetz vom 27. Mai 1852 zu Recht. Nach Ausserkrafisetzung 
desselben erlangte § 40 eines Pressgeselzes des Reichstages von 1848 
wieder Gehung, welcher in Verbindung mit einem Dekret des 
K. Ungarischen Justizministeriums vom r7. Juli 1867 noch gegen- 
wärtig die Abgabe der Päichtexemplare regelt. Von den abzu- 
gebenden zwei Exemplaren erhält eines die Staatsanwaltschaft, 
das andere das K. Ungarische National- Muse um in Budapest*). 



K. Schweiz. 
[Kanton Genf; Gesetz vom 2. Mai 1827 Art. 20.] 
Das schweizerische Bundesgesetz über den Schurz des litte- 
rarischen Eigenthums vom 33. April 1883^) sieht von der Erhebung 
von Schutzexemplaren ab. 

Die Censur ist in der Schweiz seit 1831 aufgehoben. Im 
vorigen Jahrhunden kamen noch zuweilen Bücher in die Uni- 



') «EtI d. Pol. Min. v. 21. 10. 1863. 

') Nach Privatmiith. der K, Univ. Bibliothek zu Budapest. 
') Annuaire de le'g. dtr. XIII (1883) y. 571 fl". — Consiant a 
S. 314 ff- 



versitatsbiblioihek zu Basel mit der Bezeichnung „ex ceusura". 
Doch waren es auffallend wenige. Regelmässige Abgaben von 
Censurexemplaren an die Bibliothek scheinen nie stattgefunden zu 
haben'}. 

üegenwäriig sind nur noch im Kanton Genf Pflichtexemplare 
an die Oeffentliche Bibliothek in Genf zu liefern. 

Das Gesetz vom 2. Mai 1827 „loi conienant quelques dispo- 
sitions pe'nales et de police relatives ä la presse" bestimmt in Art. 20, 
dass zwei Exemplare von allen im Kanton gedruckten Werken 
— ein Exemplar von neuen Auflagen — von den Druckern an die 
Siaatskanzlei für die Oeffentliche Bibliothek abzugeben seien*). 
Diese Bestimmung gelangt noch zur Ausführung*}. 



L. Schweden'). 

[Tryckfrihetsförordningen, 9. März 1810. Revidirt d. lö.Julii 812. 
Verändert im Jahre 1866; s. "Svensk Förfatiningssamlifig t866 
No. 22. — "Königliche Verordnung vom 13. JuJi 1875.] 

Die geltenden Bestimmungen lauten: 

„Af allt hvad som tryckes vare boktryckaren pligtig att, utom det 
exemplar, hvarom i 4 § 2 mom. stadgas, frän upplagan aftaga och utan 
hetalning aflemna tili Kongl. Bibliotcket samt tili hvartdera af rikets 
universiteter ett fullsfJndigt och felfritt exemplar, jemte dertill hörande 
plancber, hvilket ailernnande verkstUlIes salunda, att C&re slutet af Juli 
manad hvarje ar bör vara levereradt hvHd under det nästförflutna aret Hr 
vordei uigifvei. Underläter nägon detta, böte för hvarje sürskildt fall 
ijugafem Riksdaler, och vare ändock pligtig an, vid enahaoda ansvar, 
inom ny förelagd tid behöriga exemplar aflemna." 

Hiernach ist also der Drucker zur Ablieferung von drei 
Exemplaren, die vollständig und fehlerfrei sein und die etwa zu- 
gehörigen Tafeln enthalten müssen, von jeder Auflage (auchTitel- 

') Privatmiiih. des Herrn Oberbibliothekars Dr. Sieber in Basel. 
^) "Recueil aulhentique des lois et actes du gouvernemeni de la 
rtp. et canion de Genfive. T. 13 (1827) S. 67—78. 
=) Privatraitth. der Oeff. Bibliothek in Genf. 
*) Nach Privatmitlh. der K. Univ.-Bibliothek in Upsala. 



auflägen) verpflichiei. Die Exemplare sind direkt an die Königliche 
Bibliothek in Stockholm, sowie die Universiiaisbibliotheken in 
Upsala und Lund abzugeben, und zwar spätestens bis zum Schluss 
des Monats .fuli von allen im vorhergehenden Jahre erschienenen 
Werken. 

Die Strafe beträgt, ausser der Nachlieferung der fälligen 
Exemplare, für )ede Uebertretung 25 Kronen, 

Durch Verordnung vom 13. Juli 1875 ist für PHichtexemplare 
Portofreiheit bewilligt worden. 



M. Dänemark'). 

[Verordnung vom 20. Januar 1832 § 1 — 8; s. "Collegial-Tidende 
tor Danmark 1832 S, 73 ff. Mit den Motiven abgedr, in: E. C. Werlauff, 
Historiske efterretninger om det störe Kongelige Bibliothek 1 
Kiebenhavn. Udg. 2. Kißb, 1844 S. 359— 3Ö7. [G,]] 

In der Verordnung vom 20. Januar 1832 wird auf die ältere 
Bestimmung vom ig. JarL 1821 Bezug genommen, welche den 
Zweck einer vollständigen Sammlung der gesammten National- 
litteratur verfolgte und den Buchhändlern die Abgabe auferlegte. 
Nach dem geltenden Gesetz sind die Drucker dazu verpflichtet. > 
Wenn das Werk in mehreren Offizinen gedruckt ist, hat derjenige 
Drucker das ganze Werk zu liefern, bei welchem der 
Schluss gedruckt worden ist. Die Verordnung erstreckt sich, wie 
die frühere, auf ganz Dänemark, mit Einschluss von Island und 
den Kolonieen'). Die Anzahl der Exemplare faeiriigt zwei; beide 
sind ungebunden, aber auf Schreibpapier, je der Königlichen wie 

') Mit Benutzung von Privaimitth. der Königl. Bibliothek in 
Kopenhagen. ' 

') § 2: Fom^vnte Forpligtelse beholder i Bvrigt i eet og alt dei 
Omfaog, som ovennsevnte Forordning havde givet samme, saa at begge 
ovennasvnte Bibliotheker erholde Frie- Exemplarer saavel af de Skrifter, 
der trykjies i scive Danmark, som af dem, der udkomme i Island og 
Colonierne . . ." 
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der Universitätsbibliothek in Kopenhagen zweimal im Jahr') (Januar 
und JuliJ zu übersenden, zugleich mit Designationen darüber, wo- 
von eine mit Quittung der Bibliothek versehen zurückgegeben wird'). 

Die kopenhagener Drucker liefern direkt, die übrigen durch 
Vermittlung der Verwaltungsbehörden. 

Auch einzelne Karten, Kupferstiche, Liihographieen und andere 
Kunstdrucke sind einbegriffen. Von diesen Artikeln erhalt beide 
Exemplare die Königliche Bibliothek^), ausser wenn sie einen 
Bestandtheil eines gedruckten Werkes bilden. 

Ein Buchdrucker, Kupferstecher oder Lithograph, welcher 
nicht innerhalb der in § 4 vorgeschriebenen Zeit die verlangten 
Designationen abliefert, soll für jeden Monat Verzuges 4 Reichs- 
bankthaler Strafe zahlen. Jeder Buchdrucker, der überwiesen wird, 
eine Schrift, die in seiner Werksiätie gedruckt ist, verschwiegen 
oder unterschlagen zu haben, zahlt 2 Mark Strafe für jeden Bogen 
der Schrift, wenn ihre Bogenzahl weniger als ein Alphabet beträgt, 
10 Reichsbankthaler für jede, die 1 — 2 Alphabete umfasst, und so 
fort 10 Thaler für jedes weitere Alphabet. — Für Uebertretungen, 
die nicht unter die obigen Bestimmungen fallen, kann das Gericht 
der Lage der Sache angemessene Geldbussen auferlegen (S 7). 



[Legge 26. marzo 1848 siiUa libertä di stampa Art. 8.] 
Vergl. öeberwachungsexemplare Seite 117. 

') „I BegynJelsen af hvert Aars Januar og Juli Maaneder" (§ 4). 

') „Tilligemed to eenslydeods Designationer over samme, af hvilke 
de erholde den ene tilbage med Quittering fra vedliommende Bibliothek." 

') § 3' „Med Hensyn til Korter, Kobbere, Steentryk og andre 
Kunstvsrker af lige Natur ber, hvad enten saadanne udkomme ssrsliilt, 
i hvilket Tilfrelde alene to Exemplarer hlive at atievere til det störe 
Kongelige Bibliothsk, eller de henhere til et udgivet Skrift, i iivilicet 
Tilfielde Universitets-Bihliotheket ngsaa fremdeles er berettiget til ai fordre 
Frie- Exemplarer, Forpligielsen til disses Aflcvering herefter paahvUe 
vedkommende Kobberstikker eller Liihograph . . ." 



O. Griechenland"). 

["Gesetz S, M. H, vom 24. Nov. 1867.] 

Nach dem Gesetz vom 24. Nov. 1867 hat der Drucker von 
jedem Druckartikel zwei Exemplare unentgeltlich gegen Quittung 
des Ephorus an die Nationalbibliothek, spätestens 10 Tage nach 
Erscheinen, abzuliefern. Für den Uebertretungsfall ist eine Strafe 
im Betrage des zehnfachen Werthes des Buches festgesetzt. 



P. Rumänien'). 

["Gesetz vom 3. April 1885 Art. 1—3; s. Monitor No. 11 vom 
13/25. April 1885.] 

Art, I. .leder Buchdrucker ist verpflichtet, jedwedes Buch, 
Broschüre, Zeitung, überhaupt jedwede Druckarbeit, welche in seinem 
Atelier ausgeführt worden, in je drei Exemplaren der Centralbibliothek 
in Bukarest, der Bibliothek der rumänischen Akademie sowie der Central- 
bibhothek in Jasy zuzuschicken. 

Art. 3. Jeder Auior oder rumänische Verleger, welcher ein Buch, t 
wie in vorhergehendem Artikel bestimmt, herausgibt, ist denselben Ver- 
ptiichtungen unterworfen. 

An. 3. Jeder gegen die Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes zuwider ] 
Handelnde wird mit einer Strafe von roo — 500 Neulei belegt. — Di 
yirafmass uird durch das Tribunal festgesetzt und zwar ohne Appell. 



Q. Serbien'). 

[Ges. über die Presse vom 12/24. März 1881 Art. 3 u. 
s. Ann. de le'g. etr. Bd. 11. 1881 S. 732. — "Ergänz, hierzu vom' ' 
11/23. Jli"' 1884.] 

Der Drucker bezw. dessen Geschäftsführer hat von jedem j 
Druckwerke ein von ihm unterschriebenes Ueberwachungsexemplar J 



') Nach Privatmitth. des K. D. Konsulats in Piraeus, 

') Nach Uehersetzung und Privatmittheilung des K. Deutsches' fl 

Konsulats in Bukarest. 

') Unter Benutzung einer Privaiminh. des K. Deutschen Genera^^ 

Kons, in Belgrad. 
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der lokalen Polizeibehörde, ausserdem noch drei Studien exe mplare 
an die Nationalbibliothek in Belgrad abzugeben, wofUr eine 
Empfangsbescheinigung ertheilt wird. Die Nichtbeachtung dieser 
Vorschrift zieht eine Strafe von 200 bis 500 Francs nach sich. 

Die Ueberwachungsexemplare von Zeitungen und Zeitschriften 
{Art. ü) sind im Augenblick der Austheiiung bei den betreffenden 
Polizeistellen von dem verantworüichen Redakteur oder dessen 
Stellvertreter in einem Exemplare zu hinterlegen. 

R. Mexiko 1). 

[0 Verordnungen vom 14, Sept. und 30, Nov. 1867.] 
Die Verordnungen vom 14. Sept. und 30. Nov. 1867, von 
denen erstere die Gründung der National biblioihek ausspricht, 
legen sammtlichen Druckern der Hauptstadt die Verpflichtung auf!, 
zwei Exemplare von Druckartikeln jeder Gattung an die genannte 
Bibliothek abzuliefern, bei Strafe von 25—50 Pesos zu deren 
Gunsten. Ueber die abzugebenden Scliutzexemplare vgl. 



Bri 



.')■ 



I 



[Decreto n. 433 de 3 de Julho de 1847; s, Collec^äo das leis 
do imperio do Brasil de 1847. Totno IX. parte 1. S. 22 und 23. 
[B.J — Decreto n. 1283 de 26 de Novetnbro de 1853, enthaltend; 
Instruc9öes para a execu^äo do Decreto n. 433 de g de Julho de 
1847*. — Decreto n. 884, 1. 10. 1856 Art. 16; s. Coli, das leis T. XVII. 
p. I S. 57. — Decreto 3230, 3. g. 1884 An. 6 g 2; s. Coli. T. XXXI. 
p. i.S. 22. — Dass. Gesetz Art. 2 S 3; s. Coli. T. XXXI. p. i.S. 15.] 

Die kaiserliche Verordnung vom 3. JuU 1847 forden in Art. 1 
von den Druckereien des Distriktes der Landeshauptstadt die Al»- 

Nach Privatmitth. der Nationalbibliothek in Mexiko. 
■) Mit Ben, von eingehenden Privatmitth, des K, Deutschen Kon- 
sulats in Rio de Janeiro. 



gäbe eines Exemplars an die Nationalbibliothek ia Rio de Janeiro, 
von den übrigen ein Exemplar für die Bibliothek der betreffenden 
Provinzial-Hauptstadt. 

Die Bestimmungen lauten: 

„Obriga os impressores a remetter na Cöne ä Bibliotheea Publica 
Nacional, e nas Provincias ä Bibliotheca da Capital, hura exemplar de 
todos OS impressos que sahirem das respectivas Typographias. 

Hei por bem Sanccionar, e Mandar que se execute a Rcsolui;i(o 
seguinie da Assetnble'a Gerat Legislaiiva. 

Art. i": Fic3o os impressores ohrigados a remetter na C5rte ä 
Bibliotheca Publica Nacional, e nas Provincias ä Bibliotheca da Capital, 
hum exemplar de todos os impressos, que sahirem das respectivas Typo- 
graphias. 

Art. 2*: Ficäo revogadas quaesquer disposicSes em contrario. 

Manoei Alves Branco, Conselheiro d'E^tado, Minislro e Secretario 
d'Estado dos Negocios da Fazcnda , , , Palazio do Rio de Janeiro em 
ires de Julho de mü oito cenios quarenta e sete, vigesimo sexto da In- 
dependencia e do Imperio . . ." 

Die in 7 Ariiiteln zu diesem Gesetz erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen vom 26. November 1853 dehnen die Abgabepflicht 
auf Musikwerke, Karten und Kupferstiche, sowie auf Wieder- 
abdrucke und neue Auflagen aus, wenn die ersten Drucke oder 
Auflagen nicht hinterlegt worden sind (Art. 3 und 4]. 

Ausser der National biblioihek sind zur Forderung eines 
Exemplars von allen Drucken berechtigt: 

Die Bibliotheca do Marinha (Ges. vom [. to. 1856 beir. 
Budget 1857/58 Art. 16); 

die Bibliotheca do Exercito (Ges. vom 3. 9. [884 betr. 
Budget 1884/85 Art. 6 S 2); 

die Camara dos Deputados (Dass. Ges. Art. 2 S 3). 

Letzteres Gesetz verlangt auch fUr die Bibliotheca do Senado 
ein Exemplar. Doch scheinen selbst die fremdländischen 
Druckereien, welche sonst die Bestimmungen pünktlicher als die 
einheimischen befolgen, sich der Abgabe dieses Exemplars zu ent- 
ziehen. 



T. Un 
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[Regierungsdekretvomaq. Sept. i842;s,''M.A.Criado,Colleccion 
legislativa de la Republica Oriental del Uruguay. Bd. i, S. 454. — 
Bekanmmachung der Nation albiblioThek in Montevideo v. 4, Augusc 
1859; s. Criado ßd. 2. S. 264, — Reg.-Beschluss v, 33. November 1882: 
s. Criado Bd. 8. S, 279-] 

Der Regierungsbeschluss vom 29. Sept. 1842 verlangte ein 
Exemplar von allen Druckerzeugnissen für die Nationalbibiiothek 
in Montevideo und zwar vom Drucker (Dueno de imprenta). In 
der Bekanntmachung dieser Bibliothek vom 4. Aug. 185g wurde 
den Druckern anbei mgestellt, den Betrag dieses Exemplars 
der Bibliothek in Rechnung zu stellen. 

Der Regierungsbeschluss vom 23. November 1883 änderte die 
Bestimmungen von 1842 dahin ab, dass fortan der Herausgeber 
für die Abgabe haftbar sein solle (Dueno del establecimiento 
editor). Komme dieser innerhalb fünf Tagen nach Veröffentlichung 
der Schrift seiner Verpflichtung nicht nach, so habe er eine Strafe 
von 10 Pesos verwirkt. 



') Nach Pfivatmitih. des K. Deutschen Konsulats in Montevideo. 



IV. Die Schntzexemptare. 



A. England. 

[Akte vom i. Juli 1842. 5 u. 6 Vict. cap. 45, sect. 6—10; 
s, Statutes of the U. K. of Great Britain and Ireland. Vol. 16. 
Lond. 1843 S. 211. [G.] — Uebers. bei Charl, Constani, Code 
gen, d. droits d'auteur. Paris 1888 S. 164 ff.] 

Mit der Errichtung der Buch handle rinnung im Jahre 1356 
trat bald eine neue Form des Schutzes des litterarischen Eigen- 
tliums neben dem Privilegien schütz auf: die Eintragung in die 
Register dieser Zunft, welche für alle neu erscheinenden Bücher 
obligatorisch wurde. Aber die Einregisirirung war noch die 
Bedingung für das Zustandekommen des Autorrechtes und erst die 
Parlamentsakte vom Jahre 1709 „Act for the encouragement of 
learning" (8 Anne cap. 19) machte dieses von allen Fornialiläien 
unabhängig und wurde somit zur Grundlage für alle folgenden 
Gesetze bis zur Gegenwart, zunächst noch mit der Beschrankung 
des Rechtes auf eine Zeitdauer von 14 Jahren, ausser wenn nach 
Ablauf dieser Frist der Autor noch am Leben war, Hinfon war 
nur die Rechts Verfolgung abhängig von der vorherigen Registrirung, 
also auch der Ablieferung der Exemplare, nicht mehr die An- 
erkennung des Autorrechls selber. 

Die Zahl der Exemplare betrug schon zu dieser Zeit neun. 
Sie massten vom besten Papier der Auflage sein und dem Keeper 
der Buchhandlerhalle vor der Veröffentlichung vom Drucker Über- 
geben werden, bei Strafe von 5 Pfund für jedes Exemplar, ausser 
dem Betrage des nicht gelieferten Werkes (Sect. 5), 



— 165 — 

Diese Vorschriften erhielten im Jahre 1775 einen Zusatz 
(15 Geo, III c. 53. s. 6). Es sollte nämlich verhindert werden, dass 
— wie es häufig geschah, um möglichst billig davonzukommen, 
ohne der Wohlthaien des Gesetzes veriustig zu gehen — nur der 
Tiiel eines einzelnen Bandes oder Heftes zur Eintragung vorgelegt 
wurde. Daher sollte fernerhin zur Erlangung der Bestrafung die 
Abgabe vollständiger Werke unerlässlich sein. 

1801 wurde die Zahl der abzugebenden Exemplare von g 
auf 11 erhöht (41 Geo. III c. 107. sect. 6). Ein heftiger Streit ent- 
brannte darüber, ob das Gesetz nur die Ablieferung eingetragener 
Exemplare vorschreibe, oder wie es die Universitäten lebhaft 
wünschten, sich auf die gesaramte neue Litteratur erstrecke. In 
einem dieserhalb von der Universität Cambridge angestrengten 
Process c. Bryer wurde die Sache zu Gunsten der Institute ent- 
schieden^). 

1814 wurde das Amorrecht auf 28 Jahre und den Rest der 
Lebenszeit des Autors ausgedehnt*). Auch in Bezug auf die Pflicht- 
exemplare traten etwas abweichende Vorschriften ein. Die u zu 
hinterlegenden Exemplare „upon the paper upon which the largest 
Number or Impression of such Book shall be printed for Säle" 
sollten die Buchhändler den früher bezeichneten Bibliotheken erst 
dann zu liefern verbunden sein, wenn diese ausdrücklich innerhalb 
12 Monate nach der Veröffentlichung des Werks die Lieferung 
verlangten'). Hierin war den Bibliotheken ein Mittel an die HanJ 
gegeben, werthlosere Artikel sich fern zu halten. Die Lieferung 
hatte binnen einem Monat nach der Aufforderung zu geschehen. 



') Rob. Cowtan, Memories of the British Museum (Lond. 1871) 
S. m- [C] 

') Durch die Akte 54 Geo. III cap. 156. 

') „On Demand thereof being made in Writing to or left at the 
Place of Abode of the Publbher or Puhlishers thereof, at any time within 
Twelve Months next after the Publication thereof." 
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der Verleger jedes Werk registriren zu lassen und zugleich 
ein Exemplar (für das British Museum) auf dem besten Papier zu 
liefern. Alle der ersten folgenden Auflagen waren dem Ablieferungs- 
zwange nicht unterworfen, wenn sie nicht Zusätze oder Ver- 
änderungen irgend welcher Art enthielten. Dann genUgte die 
Hinterlegung der abweichenden Buchbestandtheile. Der Keeper 
der Niederlage der Buch händlerhalle war verpflichtet, den Biblio- 
theken die Listen der regisirirten Werke regelmässig zu übersenden. 

Erst 1836 wurde der Buchhandel von dieser drückenden Ab- 
gabe zum Thei) befreit'}: „And whereas the Provisions of ihe said 
Act [vom Jahre 1814] have in cenain respects operated to the 
Injury of Authors and Publishers, and have in some Cases checked 
or prevented the Publication of Works of great Utihty and Im- 
portance, and it is therefore expedient that the said Act should be 
amended . , ." Die Aenderung bestand darin, dass sechs Exem- 
plare, welche Sion College, die vier schottischen Bibliotheken und 
die Kings-Inn- Bibliothek zu Dublin erhielten, in Zukunft wegfallen 
solken. Diese Bibliotheken sollten nach dem Werthe der ihnen 
jahrlich gelieferten Bücher kUnftig vom Staate entschädigt werden. 
Hiernach erhielten: Edinburgh 575 f ; Glasgow 707 £■; St. Andrews 
630 £; King's College, Aberdeen, ;j20 i; Kings Inn, Dublin, 433 £; 
Sion College, London, 363 £; zusammen 3028 £^), 

Das nächste Gesetz ist das vom Jahre 1842 (5 & 6 Via, c. 45), 
auf welchem die Abgabe der Pflichtexemplare noch jetzt beruht. 

Diese Bestimmungen sind im Wesentlichen die in der S. 165 
erwähnten Parlamentsakte vom Jahre 1814 bereits enthaltenen, mit 
der Einschränkung, welche das Gesetz vom Jahre 1836 in Bezug 
auf die Zahl der zu hinterlegenden Exemplare hinzugefügt hat. 
Wie schon in dem Gesetz der Königin Anna, begründet die Ab- 



') Durch die Akte 6 & 7 Will. IV cap. 110. 
') Edwards, Mcm. of übraries. Vol. 2. S. 590, 
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lieferung der Exemplare wohl das Recht der Klage, nicht aber das 
Autorrecht an sich^}. Streng genommen, kann das Klagerecht nur 
von der Hinterlegung des Exemplars für das British Museum ab- 
hängig sein, dessen Lieferung bedingtingslos gefordert wird, wahrend 
die übrigen vier Exemplare — wie schon 1814 — erst „on demand 
thereof" abzugeben sind*). 

Sect. 6 lautet: 

„And be it enacted, That a printed Copy of the who)e of every 
Book which shall be published after ihe passing of this Act, together with 
all Maps, Prints, or otlier Engravings belonging thereto, tinished and 
coloured in ihe same Manner as the best Gopies of ihe same shall be 
published, and also of any second or subsequent Edition which shall be 
so published, with any Additions or Alterations, whether the same shall 
be in Leiter Press, or in the Maps, Prints, or other Engravings belonging 
thereto, and whetlier the first Edition of such Book shall have been 
published before or after the passing of this Act, and abo of any second 
or subsequent Edition of every Book of which the lirst or some preceding 
Edition shall not have been delivered for the Use of the British Museum, 
bound, sewed, or stitched together, and upon the best Paper 00 which 
the same shall be printed, shall, within One Calendar Month after the 
Day on which any such Book shall first be sold, published, or oflered 
for Säle in any other Part of the United Kingdom, or within Twelve 
Calendar Months after the same shall first be sold, published, or oHered 
for Säle in any other Part of the British Dominions, be delivered, on 
behalf of the Publisher thereof, at the British Museum." 

Die Ablieferung kann im British Museum zwischen io Uhr 
Morgens und 4 Uhr Nachmittags täglich bewirkt werden mit Aus- 
nahme der Sonntage, des Aschermittwochs, des Charfreitags und 
des ersten Weihnachtsfeiertages (Sect. 7). 

Die Exemplare für die anderen Bibliotheken 

„ . . . the Bodleian Library ai Üxtbrd, the Public Library at 
Cambridge, the Library of the Faculty of Advocates at Edinburgh, the 
Library of the College of the Holy and Undivided Trinity of Queen 



') Sect. 24 lautet: „Provided ahvays, that the Omission to mal;e 
such Entry shall not aflect the Copyright in any Book, but only the Right 
to sue or proceed in respect of the Infringement thereof as aforesaid." 

') Vgl. Copinger, The law of Copyright in works of 11 
and an (London 1870) S. 74. [S.] 



Elisabeth near Dublin, be deüvered, upon the Paper of which the largesi 
Number of Copies of such Book or Edition shaü be printed for Säle , . , 
■within One Month after Demand made thereof in Writing as aforesaid. . ."■ 

Diese Aufforderung muss spätestens 12 Monate nach der 
Veröffentlichung der Schrift erfolgen (Sect 8). 

Die Exemplare sind an Stationers' Company abzugeben, 
können aber auch an die Bibliotheken direkt oder sonst eine mit 
der Entgegennahme beauftrage Persönlichkeit gegen Empfangs- 
bescheinigung eingesandt werden (Sect. g). 

Die Strafe soll 5 Pfund, ausser dem Werth der hinterzogenen 
Exemplare, nichi libersch reiten und derjenigen Bibliothek ent- 
richtet werden, welche das Werk hätte erhalten müssen. Die Ab- 
uriheilung erfolgt im summarischen Verfahren vor zwei Friedens- 
richtern oder nach Einleitung einer Schuldklage auf Ansuchen der 
geschädigten Bibhoihek (Sect. 10). 

Die Ablieferung der Pflichtexemplare geschah hautig sehr 
unvollkommen oder stockte ganz. Schon Beniky erzählt in der 
Vorrede zu seiner Abhandlung über Phalaris, dass, als er sein Amt 
an der Königlichen Bibliothek angetreten, er erfahren habe, dass 
letzthin die Pflichtexemplare nicht zur Bibliothek gekommen seien. 
Der Erfolg seiner Reklamation bei der Buchhändlergilde sei dann 
so ausserordentlich gewesen, dass er gegen 1000 Bande auf einmal 
erhalten habe'). Als Panizzi 1850 beauftragt wurde, gegen die 
Säumigen streng vorzugehen, mussie er bekennen, dass aus den 
Provinzen zwar einiges, aber bei Weitem nicht alles was erscheint, 
dass von Schottland und Irland aber fast nichts, von den Kolonieen 
nichts geliefen würde. In Folge seines energischen Vorgehens 
stieg die Zahl der Nummern (Bände, Bandtheile, kleine Schriften. 
Karten und Musikwerke) von 9871 im Jahre 1851 auf 13934 'i" 
Jahre 1853 und 14081 im darauf folgenden Jahre'). 1854 wurden 



') Dissertation upon the epistleä of Phalai 
•') Cowtan a. O. S. 177. 178. 



: (Lond. 1777) S. XV. 
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19578 und 1857: 24673 Nummern verzeichnet. In der Zeit von 
1814 — 1847 gingen dagegen durchschnittlich nur 3986 Nummern 
jährlich ein^). 

Den Zuwachs des British Museum an Pflichtlieferungen 
während der Jahre 1885 — 1887 bezeichnen folgende Zahlen*): 

Bücher. 





Works 


Vols. 


Parts 


Sheets 


1885: 
1886: 
1887: 


7636 
7826 
8044 


(= 9231) 
(= 9807) 
(=9815) 


28326 
26669 
25715 


516 
904 
509 



Musik. 





Works 


Vols. 


PieCes 


Parts 


1885: 


3116 


(= 427) 


2209 


2812 


1886: 


4444 


(= 645) 


2993 


851 


1887: 


4433 


(= 794) 
Karten. 


3009 


4943 




Maps 


Sheets 


Atlases 


Parts 


1885: 


540 


(- 4476) 


27 




1886: 


253 


(= 4375) 


15 




1887: 


381 


(= 4396) 


19 


— 



Im Ganzen gingen Druckartikel ein: 

1885: 48024 1886: 46259 1887: 49200. 



») Edwards a. O. Vol. 2. S. 593. 
') Privatmitth. des British Museum. 



No. XXV of 1867. ■ 
Delivery of Books. I 



B. Britisch Indien'). 

["Act by ihe Governor General of Indis 
Priniing Presses and Newspapers. Part III: 
Sect. g — 11. 16,] 

Die Bestimmungen urnerscheiden sich von denen der meistenil 
übrigen Länder durch den Umsiand, dass die abzuliefernden drei] 
Exemplare von der Regierung bezahlt werden. 

Dieselben sind durch den Drucker vollständig von jedem 
in Britisch Indien gedruckten oder liihographinen Buch zu liefernd 
mit allen Karten und Kupfern, auf dem besten Papier der Auflage! 
und von der bestausgefUhrten Sorte, auch von neuen Auflagen,-! 
die in Bezug auf den Druck des Gesamnitwerkes oder die Aus-i 
Stauung der Beilagen irgend welche Abweichungen zeigen, inner-j 
halb eines Kalendermonats nach vollendetem Druck, gebunden,,! 
broschirt oder geheftet. Der zur Empfangnahme berechtigte Beamtel 
ist von Zeil zu Zeit durch die Regierungsorgane namhaft 2uJ 
machen. Die Verleger sind gehalten, pünktlich vor Ablauf derj 
festgesetzten Ablieferungsfrist die Drucker mit allem, was 
Vollständigkeit des Buches an Karten und sonsugen Beilagen gehört, I 
zu versehen (Sect. 9). 

Die wichtige Bestimmung, wonach der Beamte den Preis der 1 

empfangenen Exemplare, zu welchem diese „bona fide" gegen baar J 

an das Publikum verkauft werden, dem Verleger zu erstatten hat,.! 

möge hier im Originaltext Aufnahme finder 

„Such officer shall thereupon give a receipt in wriiing for thel 
copies so received, and, if the book is for sale to the Public, shall,! 
on the publication thereof, pay the publisher for the same copies at the, 
rate at which the booJt shall be bona fide sold for cash to the public'*' 
(Sect. 10). 

Ueber die Verwendung der Exemplare ist Folgendes fest- 
gesetzt; Eines erhalt der Staatssekretär für Indien, über das andere I 



) Nach Privaimitth. des Indin Office 
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wird der Generalgouverneur von Zeit zu Zeit Bestimmung treffen, 
das dritte wird nach erfolgter Registrirung einer öfl entlichen 
Bibliothek einverleibt werden, wenn die Lokalbehörden nicht 
anderweit darüber verfügen (Sect. ii). 

Als Strafe sind für den Drucker wie für den Verleger, 
welcher die nicht durch jenen hergestellten Beilagen ihm zu über- 
geben verabsäumt, für jeden Uebertretungsfall, ausser dem Wenh 
des Werkes, 50 Rupien festgesetzt (Sect. 16, Part, 4}. 



C. No 



T). 



(Lov om Forlagsregister og om Afgivelse af Tryksager til 
Universiteisbibliotheket, 20. 6. 1883 Art. i. 3. 6 — 11; s. Almindelig 
norsk Lovsamling iidg. af Otto MijlEender, Bd. 3. 1861—85. Christ, 
1887 S. 1063 fi'. [G.] — Uebers, im Annuaire de legislat. etr. 
Ann. 12. i88z S. 823 ff. und bei Constant a. O. S. 266 ff.] 

Die Universltatsbiblioihek in Christiania ist verpflichtet, ein 
Register zu führen, in welches jedes neue Verlagswerk Aufnahme 
finden und so gesetzlich geschützt werden kann (An. t). Von 
jeder Druckschrift oder neuen Auflage ist ein Exemplar zu hinter- 
legen, welches als Appendix zu diesem Register dauernd aufzu- 
bewahren ist (Art, 3). Abhängig von der Ablieferung ist der 
Schutz des Gesetzes nicht gemacht. 

Ferner ist ein Pflichtexemplar von jedem Verlagswerk, auch 
von Musikwerken, Kupferstichen, Lithographieen und Holzschnitten 
der Universitätsbibliothek von dem Drucker zu übergeben. Die ira 
Laufe des Jahres gedruckten Schriften sind bis Ende Januar des 
folgenden fehlerfrei und vollständig, mit allen Tafeln u. s. f. zu 
hinterlegen (Art. 6). 

Wohnt der Drucker im Auslande, so ist der Herausgeber 
verantwonlich (An. 7). 

') Mit Benutzung von Privatmiuh. der Kg). Univ.-Bibl. in Upsala. 
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Die Strafe bei Nichibeaclnung der An. 6 und 7 ist auf 2 bis 
50 Kronen für jedes nicht hinterlegte Exemplar festgesetzt (Art. 8). 

ßemerkenswertb ist die Bestimmung des Art. 9, wonach der 
Verleger berechtigt ist, die rechtzeitig eingesandten Exem 
plare mit demjenigen Betrage in Rechnung zu stellen 
um welchen der Ladenpreis 10 Kronen übersteigt. In 
diesem Falle ist der Sendung eine Rechnung beizugeben. Bei Fest' 
Setzung des die genannte Summe übersteigenden Betrages kommen 
von bruchstückweise erscheinenden Werken nur die während desi 
verflossenen Kalenderjahres erschienenen Thciie zur Berechnung. 
Für Tageszeitungen und andre öffentliche Blätter tritt Vergütung 
nicht ein. Die Sendungen auf Grund des Art. 6 geniessen Porto- 
freiheit, wenn sie denpostalischenBestimmungen entsprechen (Art. 10). 

Die Bibliothek hal sobald als möglich, jedenfalls vor dem 
1. August jeden Jahres ein Verzeichniss aller bis zum i. Februar 
eingesandten inländischen Werke öffentlich bekannt zu machen 
(Art. lO. 



I 



D. Niederlande'). 

[Wet van den 28«=" Juni 1881, tot regeling van het Auteura-I 
recht; s. Staatsblad No. 124 [Haarlem] 1881. [G.j — Uebers. bei ] 
Constant a, 0. S. 279 ff.] 

Art. 10 des Gesetzes lauiei; 

„Het auteursrecht op een door den drul: gemeen gemaaki werk J 
vervalt zoo niei de auteur, uitgever of drukker twee exemplaren vai 
iverk, op het titelblad of bij gebreke daar;an op den omslag eigenhändig 1 
onderteekend, mei opgaaf van zijne woonplaats en van het tijdstip derl 
uitgave, binnen eene maand na de uitgave iozendt bij het Departement ^ 
van Jusiiue, voor zooveel \'ertaliDgen betteft met inachmeming vaji 
in art. 5b gesielden termijn'). 

Bij de inzendiog moet worden overgelegd eene door den drukker J 
oiiderteekende verldaring, dat het werk op zijne in het Rijk gevestigde j 
drukkerij is gedrukt." 

') Mit Benutzung von Privatmiith. der K.Univers.-Bibl. in Amsterdam. ,1 
'j Ueher diesen Termin s. die gleiche Bestimmung S. 176. Anm. i 



— 173 — 

Es sind also zwei Exemplare des zu schützenden Werkes 

von dem Verfasser, Herausgeber oder Drucker innerhalb eines 
Monats nach der Veröffendichung dem Justizministerium zuzustellen, 
widrigenfalls das Autorrecht verfaUt, 

Auf dem Titelblatt oder, in dessen Ermangelung, dem Um- 
schlage sind eigenhändig unterzeichnete Erklärungen über den Tag 
der Ausgabe und den Wohnort des Herausgebers abzugeben. 

Art. II bestimmt, dass den Einsendern vom Justizministerium 
ein Empfangschein auszufenigen, auch dass ein Register anzulegen 
ist, welches ein jeder kostenlos einsehen oder woraus er auf seine 
Rechnung Abschrift empfangen kann. Von den eingesandten 
Werken wird allmonatlich im „Nederlandsche Staats courant'' ein 
Verzeichniss veröft'enriicht. 

Nicht durch Gesetz, sondern auf dem Verwaltungswege ist 
festgesetzt worden, dass eines von diesen Schutzexemplaren in der 
Königlichen Bibliothek im Haag aufbewahrt werden solle. Dieses 
steht hier zur Benutzung bereit, darf aber wahrend der Dauer des 
Autorrechtes — 50 Jahre — nicht ausserhalb der Bibliothek 
benutzt werden'). 

E, Frankreich. 
Vergl. Ueberwachungsexemplare Seite 110. 



K Italien^j. 

[Gesetz vom 19. Sept. 1882 über das Urheberrecht und Regle- 
ment hierzu von demselben Tage; s. "Raccolta ufticiale No. [012 
u. 1013, serie 3a. — Uebers. im Ann. de leg. e'tr. Annee XII. 
S. S40 ff- und bei Consiant, Code ge'neral S. 232 ff.] 

Das Gesetz vereinigt den Text der alteren Pressgesetze vom 

') Privatmitih. der K. Niederländischen Gesandtschaft in Berlin. 
•) Mit Ben. von Privatmitth. der Nationalbibliothek in Florenz. 
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23- Juni 1865 und 10. August 1875. Die im Kap. 3. An. 21 auf"! 
„höchstens drei" festgesetzte Anzahl der zu hinterlegenden Schutz- 
exemplare hat An. 4 des Reglements auf ein Exemplar ermässigi, 
welches im Ministerium „di Agricoltura, Industria e Commercio'^* 
in Rom aufbewahrt und Bibliotheken nicht zugänglich 



G. Spanien'). 

[Ley de Propriedad intelectual 12. 1. 1879 Art. 33—39; s."Diario 
de las sessiones de Cones, appendice 7 al mim. 157. 30. 12. 1878, 
— Uebers. im Annuaire de le'gisl. e'tr. Ann. 9. 187g S. 432 ff. und 
bei Constaat a. O. S. 126 ff.] 

Die besonders in Betracht kommenden Art. 33 und 34 lauten 
in der Uebersetzung des „Annuaire" folgendermassen : 

Art. 3J. „II sera e'tabli iin registre ge'ne'ral de la proprieie inteliei;- 
tuelie au ministere de Fomento, 

Dans touces 1^ biblioiheques provinciales et, ä tlefaut de c?lles-ci, 
dans la bibliotheque d'enseignement secondaire des capitales de province, 
un regbtre sera ouvert, sur lequel seront notees par ordre chronologique 
les ceuvres sdentifiques, litteraires ou artistiques priisente'es aux uns de la ■ 
presente loi. 

On notera egalement sur le registre, avec l'objet qui leur est propre, 
les gravures, üthographies, plans d'architecture, canes ge'ographiqoes ou 
geologiques et en general tout dessin ayant un caractere artistique oa 
scieniliique. 

Art. 34, Les proprietaires d'ceuvres indiquees dans l'article pre- 
cedent deposeront aux bibliotheques respectives 3 exem- 
plaires signe's de chacune de ieurs ceuvres: Tun de ces exem- 
plaires doil rester depose' ä la bibliotheque provinciale ou ä Celle de 
rinstitut; l'autre est destine au ministere de Fomento et ie 3' ä ta 
Bibliotheque nationale. 

Apres avoir obteou des chefs de la bibliotheque le reeu correspondant 
et le certiheai d'inscription sur le registre provincial, les Interesses doivent. I 
se presenter au gouvernement civil, aßn que celui-ci communtque au 
minbtere de Fomento l'inscription eftectuee et opere la remise des 
2 exemplaires destine's- dans tous les cas Tun ä ce ministere et l'autre ä 
la Bibliotheque nationale. 

') Mit Benutzung einer Privatmitth. der K. Deutschen Botschaft in 
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Les gouvemements civils enverront semestrieUement ä la direction 
generale de l'Instruction publique un eiat des inscriptions ejlectuees et 
des moditications ulte'rieures, pour former äe registre gene'ral de la proprieie' 
intellectuelle." 

Ausgenommen von der Verpflichtung des Einschreibens und 
Hinterlegens sind die EigenthUmer von Werken der Malerei und 
Plastik (Art. 37), welche imUebrigen die gleichen Rechtswohl- 
thaten des Gesetzes gemessen, Registrirung und Hinterlegung sind 
Bedingungen für den Schutz, Sie müssen innerhalb eines Jahres, 
vom Tage der Veröffentlichung an, erfolgen (Art. 36). 

Geschieht dies nicht, so kann während der nächsten 10 Jahre 
das Werk von Jedermann nachgedruckt werden (Art. 38). 

Vergeht noch ein weiteres Jahr, ohne dass jene Formalitäten 
erfüllt werden, so wird das Werk unwiderruflich Gemeingut 
(Art. 39). 

H. Portugal'). 

[Codigo civil Portuguez, 1 de Julho de 1867 (Tit. V. Do tra- 
balho. Gap, II. Do trabalho litterario e artistico. Sec^So IV. 
Art. 603—606) Ed. 5. Lisboa 1879 S. 94. [B.] — Uebers. bei 
Gonstant S. 292, wo das Gesetz irrthümlich vom 1. Juh 1887 
datirt ist.] 

Art. 603. Um das in diesem Kapitel gewährte Benelizium gemessen. 
zu können, hat sich der Urheber oder EigenthUmer eines durch Druck, 
Lithographie, Stich, Guss oder andere Weise hergestellten Werkes den 
folgenden Bestimmungen zu unterwerfen, 

Art. 604. Bevor die Veröffentlichung irgend eines litterarischen 
Werkes mittelst Austheilung von Exemplaren desselben ins Werk gesetzt 
wird, sind zwei derselben in der Öftentiichen Bibliothek zu Lissabon 
niederzulegen. Der Bibliothekar stellt eine Bescheinigung über die Ab- 
lieferung aus, welche in das zu diesem Zweck geführte Register ein- 
getragen wird, ohne dass hierfür irgend eine Gebühr zu entrichten ist. 

§ I. Ist das Werk ein dramatisches oder musikalisches, oder betrifft 
es dramatische oder Musiklitteratur, so hat die Ablieferung der Exemplare 

') Unter Benutzung von Privatmitth. der K. Deutschen Gesandtschaft 
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1 die Eintragung beim Königlichen Konservatorium zu Lissabon in ] 
der oben genannten Form zu geschehen. 

§ 3. Ist das Werk durch Lithographie, Stich oder Guss hergestellt 
oder betrifft es eine dieser Künste, so hat die Ablieferung und die Ein- 
tragung in derselben Weise bei der Akademie der schönen Künste zu 
Lissabon zu geschehen. In diesem Falle kann der Urheber die Hinter 
legung von zwei Exemplaren durch Original Zeichnungen ersetzen, 

Art. 605. Die Sfl'enüiche Bibliothek zu Lissabon und die anderen ' 
im vorhergehenden Artikel genannten Anstalten sind verpflichtet, ihre 
betreffenden Register monatlich im Staatsanzeiger zu veröffentlichen, 

Art, 606. Die Zeugnisse, welche den in dieser Sektion erwähnten 
Registern entnommen sind, bilden eine Präsumtion für das Eigenthum 
an dem Werke, mir den sich hieraus ergebenden Wirkungen, falls nicht 
das Gegentheil bewiesen wird. 



J. Südafrikanische Republik. 

[Gesetz zum Schutz des litterarischen Eigenthutns vom 
23. Mai 1887; abgedruckt im " Staats courant der Republik vom 
8. Juni 1887. — üebersetzung im Deutschen Hatidelsarchiv Jg. 1887 
Bd. I. S. 599 ff.] 

Einen interessanten Beleg für die Ausdehnung des Pflicht- 
ejtemplarzwanges bis in die entlegensten Erdenwinkel bietet der I 
Boerenfreistaat im südlichen Afrika. 



S 10 seines Schutzgesetzes vom 23. Mai 1887 s 



i fest: 



„Das Recht des Urhebers an einem durch den Druck veröftent- 
flchten Werk erlischt, wenn der Urheber (oder seine Rechtsnachfolger), 1 
der Herausgeber oder Drucker nicht drei Exemplare des Werkes, welche ] 
s'Jmmilich auf dem Titelblatt oder in Ermangeking dessen auf dem Um- 
schlag die eigenhUndige Namensunterschrift mit Angabe seines Wohnortes 1 
und des Zeitpunktes der Herausgabe tragen, binnen zwei Monaten nach J 
dem Erscheinen — hinsichtlich der Ueberseizungen unter Beachtung der ] 
in An. 5b gesteUten Frist'j — dem Registrator einreicht. 

Zugleich mit der Einreichung muss eine von dem Drucker abge- 1 
gebene beeidigte Erklärung, dass das Werk in seiner, in dieser Republik f 
belegenen Druckerei gedruckt worden ist, vorgelegt werden." 



') Uebersetzungen müssen binnen drei Jahren i 
gäbe des Werkeü vertitfentlicht werden, wenn sie a 
nehmen sollen. 



ach der ersten Aus-J 
. dem Schutz theit^ J 



— 177 — 

An. 22 bestimmt, dass von den eingesandten Exemplaren 
eines im Bureau des Registrators zurückbleiben, das zweite in der 
Staatsbibliothek niedergelegt und über das dritte von der Regierung 
verfügt werden solle. 



K. Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

[Revised Statutes of the United Staies. Wash. 1875 [G.] 
Sect. 4948—4971 (Ges. vom 8. Juli 1870}. — "Suppj^ (q j^g R^ey_ 
Stat. I. 18S1 S. 40 (Ges. V. 18. Juni 1874). ~ Reglement des 
Bibliothekars des Kongresses v. J. 1885 s. t.: „Official Directions 
for securing Copyright"; abgedruckt bei R, R. Bowker, Copyright, 
its law and its literature. Lond. 1886 S. 40 — 43. [B.]J 

Schon vor Annahme der Verfassung im Jahre 1787, welche 
den Kongress autorisirte, zur Förderung der Wissenschaften und 
Künste Massregeln zu ergreifen, um den Autoren und Erfindern 
das ausschliessliche Recht auf ihre Schriften und Entdeckungen 
zu sichern, hatten einzelne Staaten Autorschutzgesetze erlassen. So 
Connecticut und Massachusetts 1783, Virginien 1785, New York 
und New Jersey 1786. Das erste gemeinsame Schutzgesetz war 
das vom 31. Mai 1790, welches sich in Bezug auf die Dauer des 
Eigenth ums rechtes noch eng an das englische Gesetz vom Jahre 1709 
anschloss. Es verlangte die Ablieferung eines Exemplars an den 
Staatssekretär innerhalb ä Monate nach der Publikation. 

Im Jahre 1831 (Febr. 3) wurde die Schutzfrist auf 28 Jahre 
und die Liefer ungspSicht auf Musikwerke ausgedehnt. Die Druck- 
artikel waren drei Monate nach der Publikation des Werkes zu 
liefern. 1846 (Aug. 10} wurde zugleich mir der Gründung der 
Smithsonian Institution die Ablieferung eines Exemplars dahin 
festgesetzt. Das andere gelangte — wie die Exemplare noch jetzt 
— an die Bibliothek des Kongresses. 1859 wurden die Be- 
stimmungen von 18413 über die Ablieferung aufgehoben und die 
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Uebervvachung der Pflichtexemplar- Abgabe ging von dem Staats 
departement auf die innere Verwaltung über. i86g [März 3) wurd^ 
die Ablieferung beider Exemplare an die Kongress-Bibliothekl 
innerhalb eines Monats nach der Veröff'enthchung vorgeschrieben 1 
und auf Photographieen ausgedehnt. 1867 [Febr. 18) wurden« 
25 Dollars Strafe ftir die Unterlassung der Abgabe festgesetzt. Dannl 
folgte das geltende Gesetz vom 8. Juli 1870^). 

Ein Anspruch auf den Schutz dieses Gesetzes ist nicht vor-:! 
handen, wenn nicht vor der Veröffentlichung bei dem Bibliothekaff 
des Kongresses der gedruckte Titel des Buches bezw. der in | 
Sea, 4953 genannten Artikel*) oder eine Beschreibung des Gemäldes, J 
der Zeichnung, des Chromos, der Statue oder eines anderen Werkes 1 
der Bildhauerkunst oder das Modell oder die Zeichnung einer Arbeit.! 
im Bereich der schönen Künste, für welche man geschützt zu seina 
wünscht, hinterlegt wird (Sect. 4956). 

Ferner muss der Eigenthilmer eines geschützten Buches oder | 
anderen Gegenstandes binnen 10 Tagen nach der Veröß'entUchung 
zwei vollständige gedruckte Exemplare der besten Ausgabe, oder 
eine Beschreibung oder Photographie des Artikels, sowie ein 
Exemplar von jeder folgenden Ausgabe „wherein any substantial | 
changes" bei dem Kongress-Bibliothekar niederlegen. Andernfalls 1 
ist der Autorschutz aufgehoben und eine Strafe von 25 Dollars | 
obendrein verwirkt (Sect. 4959 u. 4960). 

Abweichend von England, wo durch die Hinterlegung nur 1 
das Recht zur Klage bedingt ist und eine verspätete Einsendung I 
dieses Recht wiederherstellt, ist nach der richterlichen Auslegung, 
welche das Gesetz der Vereinigten Staaten erfahren hat, der Autor 

: „The 1 



') Vgl. in Bezug auf obige Angaben Bowker a. O. S. '■ 
history of Copyright in the Uniled States." 

') „Map, Chart, dramatic or musical composiüon, engraving, cut, J 
print, or photograph ür negative ihereof, . . . painting, drawing, chromo, 
Statue, statuary, and . . . modeis or designs intended tu be perfected as 1 
Mürks of the fine arts,'- 



I 

I 
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unwiderruflich schutzlos, wenn er die gesetzliche Frist 
von 10 Tagen hat vorübergehea lassen, ohne die Exem- 
plare einzuliefern. Dagegen können dieselben vor der Ver- 
üffentlichung zugleich mit der Einreichung des Titels hinterlegt 
werden. Die Frage, ob die Unterlassung der Abgabe späterer 
Auflagen den Verlust des ursprünglichen Autorrechtes nach sich 
ziehe, hat bis jetzt keine Entscheidung erfahren'). 

Für jeden Band eines mehrbändigen Werkes und jedes Heft 
einer Zeitschrift ist das Copyright besonders nachzusuchen. Von 
Separatabdrücken sind gleichfalls zwei Exemplare zu liefern *}. 

Der Postmeister, welchem die Exemplare zur Uebersendung 
an den Bibliothekar übergeben werden, hat auf Verlangen den 
Empfang zu bescheinigen [Sect. 4961}, Das Porto muss vorher 
bezahlt werden; wenn aber das Packet einen von dem Bibliothekar 
zu beziehenden gedruckten Zettel von bestimmter Fassung trägt, 
geniesst es Portofreiheitä), 



L. MeKiko'j. 

Nach dem gellenden bürgerlichen Gesetzbuch hat der Urheber, 
Uebersetzer oder Herausgeber, welcher den Schutz nachsucht, im 
Ministerium des öffentlichen Unterrichts zwei Exemplare zu hinter- 
legen, wovon das eine die Naiionalbibhothek, das andere das Staats- 
archiv erhalt. Von Musikwerken wird das eine im Konservatorium 
der Musik, das andere im Archiv aufbewahrt, in Kupferstiche, 
Lithograph ieen und ähnliche Reproduktionen theilen sich das 

L Archiv und die Schule der schönen Künste. 
.)! 
■" 
L 



1) Bowker a. O. S. 19. 

') Official Directions § 10. 

') Eb. § 3. 

*) Nach Privatmitth. der Nation albibliothek in Mexiko. 



M. Cenada. ' 

[Akte vom 26. Oktober 1875 Über das litterarische Eigenihum; 
Auszug im Ann. de leg. etr. VI. 1876 S, 753.] 

Der Verfesser oder sein Stellvertreter ist verpflichtet, im Land- 
wirt hschaftsministerium zwei Exemplare des zu schutzenden Buches, 
der Karte, musikalischen Komposition, der Photographie oder des 
Stiches zu hinterlegen; von Werken der Malerei oder Plastik aber 
eine Beschreibung des Kunstwerkes einzureichen. Eines dieser 
Schutzexemplare wird in der Paria menisbibliothek aufbewahrt. 

Spatere Auflagen sind nur abzuliefern, wenn sie wichtigere 
Aenderungen enthalten. 



N. Venezuela ')- 

[Gesetz vom 12, Mai 1887 Art. 30. 31. 36. 37; abgedruckt 1 
in "Gaceta Oficial vom 16, Mai 1887 No. 4043. — Uebersetzung 
im Deutschen Handelsarchiv Jg. 1887 Th. i, S. 523 ff.j 

Das venezolanische Gesetz ordnet in Art. 30 und 31 die unent- 
geltliche Abgabe von vier mit Namensunterschrift versehenen Exem- 
plaren jedes wissenschaftlichen, litterarischen oder kUnsderi sehen 
Werkes an, für welches der Aulorschutz gewünscht wird. 

Auch gravirte Arbeiten, Lithographieen, architektonische 
Zeichnungen, geographische oder geologische Karten, sowie all- 
gemein jede Zeichnung statistischer oder wissenschaftlicher Art 
sind vom Eigenthümer in diesem Falle zu hinterlegen. 

Das Ministerium des öffentlichen Unterrichts führt ebenso 
wie die gleichfalls empfangsberechtigten Unterrichtsinstitute zweiter 
Ordnung ein chronologisches Register über die angemeldeten 
Artikel [An. 30]. 



'J Mit Ben. 1 
Caracas. 



Privatmitth. der K. D. Minis terresidentur ; 
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Von den vier eingelieferten Exemplaren bleibt eines zur Auf- 
bewahrung im Institut, ein anderes im Ministerium, das dritte erhält 
die Bibliothek der Universität Caracas, das vierte die Bibliothek 
der venezolanischen Akademie. 

Auf Grund der Empfangsbescheinigung des Instituts und des 
Zeugnisses über die erfolgte Eintragung in das Staats- oder Sektional- 
register haben die EigenthUmer sich an die Civil Verwaltung zu 
wenden, welche dem Unterrichtsministerium die Mittheilung über 
die Regisirirung macht und an dasselbe die drei Pflichtexemplare 
(für Ministerium und Bibliotheken) abfuhrt (Art. 31). 

Der Geschäftsgang gehört, wie ersichtlich, nicht zu den ein- 
fachsten. 

Die Frist für die Abgabe der Exemplare sowie die Eintragung 
ist auf ein Jahr festgesetzt. Nach dieser Zeit wird das Werk, wenn 
beide nicht erfolgt sind, Gemeingut der Nation auf die Dauer von 
10 Jahren, Lässt der Urheber oder seine Rechtsnachfolger noch 
ein weiteres Jahr verstreichen, ohne die Registrirung zu beantragen, 
so ist das Werk unwiderruflich dem Nachdruck preisgegeben 
(Art. 36 und 37). 

O. Columbia. 

[Ges, vom 26. Okt. 1886 Kap. III. Art. 2g $ 1 — 5. 30, 32; Ann. 
de leg. etr. XVI. 1886 S. 898.] 

Dem Gesetz hat das spanische Schulzgesetz vom 12. Januar 1879, 
dessen Bestimmungen es im Wesentlichen wiederholt, zum Muster 
gedient. Es verlangt wie dieses drei Exemplare: 

§ 2. „Si l'ccuvre est imprimife, on d^posera trois exemplatres 
destines, Tun au ministere, les deux autres ä la bibliotheque nationale; si 
l'inscription est faite sur le registre de'partemental. Tun de ces exemplaires 
est reserve' a !a bibliotheque de'p arte mentale." 

Periodische Schriften sind spätestens am Ende jedes Viertel- 
jahres zu hinterlegen [S 3). 
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Werke der Malerei und Skulptur sind von der Registrirung 
und der Ablieferung befreit (S 5). 

Die Frist, innerhalb welcher letztere erfolgen müssen, wenn 
das Autorrecht nicht verfallen soll, ist auf ein Jahr von der Ver- 
öffentlichung des Werkes ab festgesetzt (Art. 30). 

P. Chile. 

[Ges. über litt. Eigenthum vom 24. Juli 1834; s. Anuario de 
la prensa Chilena publ. p. la ßiblioteca Nacional 1886. Santiago 1887; 
nach ßörs. ßl. f. d. d. B. 1888 S. 3441.] 

Die Drucker haben drei Exemplare von allen Druckartikeln 
an die Nationalbibliothek in Santiago de Chile abzugeben. — Durch 
Art. 38 des Gesetzes vom 17. Juli 1872 wurde die Strafe im Ueber- 
tretungsfall auf 25 Pesos festgesetzt. 

Die Anzahl der Druckereien des Landes beträgt 143. Die 
Ablieferung war aber im Jahre 1886 so mangelhaft, dass auf jede 
derselben nur 5 Pflichtartikel kamen. 



V. Staaten ohne Abgabe von PÖlchtexemplaren 
an Bibliotheken. 



A. Da: 



■ che Rei 



I 



Das Reichspressgesetz vom 7. Mai 1874') hat in % 30. Abs. 3 
die Regelung der Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und 
üfFentliche Satnmiungen der Landesgesetzgebung Überlassen. Der 
Bundesrat hsentwurf enthielt die Bestimtnung in S 29 Abs. 2*), „dass 
die Vorschriften der Landesgeseize über Abgabe von Freiexem- 
plaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen durch das 
Gesetz nicht berührt werden sollten." 

In den Motiven hierzu heisst es"), dass diese Exemplare 

„insofern ihre Abgabe rieht zu press polizeilichem Zwecke erfolge, 
sehr wesentlich von den Pflichtexemplaren sich unterscheiden. Die 
bezügliche Veipflichtung der Presse berühre nur partikulare Interessen 
und die Frage ihres Fortbestandes erscheine für eine gemeinsame Gesetz- 
gebung über die Presse ohne Bedeutung." 

Dagegen hatte die Kommission zur Vorberathung der Re- 
gierungsvorlage diese Klausel gestrichen*) (mit Siimmenglcichheit, 
7 gegen 7)°). Für den Abstrich wurde in den Kommissions- 
beraihungen auf die Bemerkung hin, dass die Abgabe als Wenh- 



') Reichsgesetzblatt S. 65. 

^) Stenogr. Berichte üb. i). Verh. des D, Reichstages 2. Leg, Per, 
T. Sess. 1874 Bd. 3, S. 137. 

') Eb. 5. 143. 

') Vergl. § 34 des Entwurfs nach den BeschtUssen der Kommission. 
Eb. S. 261, 263. 

') Vergl. den Kommissionsbericht. Eb. S. 156. 
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Objekt für die Verleger nicht schwer ins Gewicht falle, geltend J 
gemacht, 

„dass, wo kein Bechtsgnind nachweisbar sei, auch keine Rechts- 
pflicht bestehe und bei dieser Empfindung der Ungerechtigkeit das grössere 
oder geringere Mass der materiellen Einbusse nicht in Betracht zu ziehen 
sei. Früher möge in der Gewährung von Privilegien an BuchhUndler 
und Verleger eine Gegenleistung für die jetzt noch geforderten Auflagen 
bestanden haben, heutzutage sei dies nicht mehr der Fall. Auch sei nicht 
zu verkennen, dass in den Kreisen der Verpflichteten das Gefühl vor- 
herrsche, dass hier ein Unrecht, eine rechtlich nicht begründete Forderung 
auf dem deutschen Buchhandel loste." 

Von anderer Seite wurde eingewandt, dass es nicht Sache 
der allgemeinen deutschen Gesetzgebung sei, diese Einzelbe- 
stimmungen, die in den verschiedenen Ländern auf verschiedenen 
Rechts- oder Gewohnheiisiiteln ruhten, mit einem Federstrich zu 
beseitigen. Ein von den Abgg, Dr. Brockhaus und Graf Eulenburg 
gestellter Antrag, in Absatz 3 f= Abs. 2 der Regierungsvorlage = 1 
Abs. 4 des R. Pr. G.) nach „Abgaben von Inseraten" zu setzen 
„von Freiexemplaren", wurde mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 
Abg. Jörg wünschte bei Befürwortung desselben eine andere 
Redaktion, da es sich liier um eine eigentliche Besteuerung nicht 
handle'}. 

Aus bonner Universitätskreisen war eine Petition zu Gunsten 
der Beibehaltung der Pflichtexemplare eingelaufen, welche den 
Rechtspunkt eingehend beleuchtete, das vollständige Verschwinden 
vieler Litterat urzwe ige, namentlich der kleineren Schriften, als 
sichere Folge der Aufhebung bezeichnete und der Ansicht ent- 
gegentrat, als ob eine bessere Dotirung der Bibliotheken im Stande 
sein würde, diese üble Wirkung zu beseitigen. 

Bei den Verhandlungen im Reichstage bemerkte der Bericht- 
erstatter Dr. Marquardsen, dass einer weiteren Petition für Wieder- 
herstellung des Abs. 2 der Regierungsvorlage Zustimmungs- 
erklärungen von üniversitätsbibÜothekaren aus Breslau, Bonn, 



') Marquardsen, Reichspressges. S, 264. 



&eif5Wald, Halle, Königsberg und Kiel sich angeschlossen hätten. 
lo entgegengesetztem Sinne waren namentlich aus Buchhändler- 
kreisen Vorstellungen erhoben worden, welche zahlenmässig an 
Beispielen die Meinung zu widerlegen suchten, dass die Abgabe in 
den meisten Fallen eine geringfügige sei, und die Rechts Widrigkeit 
einer besonderen Besteuerung eines einzelnen Gewerbes betonten. 
Von Reichs tags mitgiiedern traten bei der zweiten Berathung 
Dr. Oncken und Dr. von Schulte für, Dr. Brockhaus gegen die 
Beibehaitung der Pflichtexemplare ein. Abg. Oncken stellte den 
Antrag, in S 34 des Kommissionsentwurfs als zweiten Absatz auf- 
zunehmen: 

„Die in den Landesgesetzen ausgesprochene Verpflichiung zur Ab- 
gabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen 
haben Verleger und Verfasser, beziehungsweise Herausgeber gemeinsam 
zu tragen; von Prachtwerken mit Abbildungen können Freiexemplare 
nicht verlangt werden." 

Hierin waren zwei Punkte der deutschen Gesetzgebung vorher 
nicht eigenthUmlich: das Auferlegen der Verpflichtung gleichzeirig 
auf zwei verschiedene Persönlichkeiten, den Verleger und den 
Verfasser, sowie der Ausschluss der Prachtwerke mit Abbildungen 
von der Abgabe. 

Was den ersten Punkt anbetrifit, so würde es unzweckmässig 
gewesen sein, die Bibliotheken mit ihren Ansprüchen an zwei 
Steilen zu weisen; eine derselben hätte stets für die Lieferung 
verantwortlich gemacht werden müssen. Diese aber kann nur der 
Verleger sein, für welchen der Drucker eintritt, wenn jener nicht 
genannt ist. Denn eben diese Beiden oder wenigstens Einer von 
ihnen muss nach $ 6 des R.-Pr,-G. auf jeder Druckschrift namhaft 
gemacht sein, während die Angabe des Verfassers oder Heraus- 
gebers nicht erforderlich ist und auch in zahlreichen Fällen unter- 
bleibt. Es konnte auch nicht der Drucker, wie in mehreren 
deutschen Staaten üblich, vorzugsweise verantwortlich gemacht 
werden. Wo dies geschieht, tritt der Uebelsiand ein, dass die 
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Werke höchst lückenhaft abgeüefen werden, besonders wenn ( 
in verschiedenen Offizinen gedruckt werden, was bei Tafel- un 
grösseren Werken nicht selten ist. 

Der andere Vorschlag, Prachtwerke mit Abbildungen von der | 
Abgabe auszuschliessen, leidet — wie auch im Reichstage anerkannt I 
wurde — an einer zu grossen Unbestimmtheit des Ausd ru c k s 
„Prachtwerk", ein Fehler, der durch den Zusatz „mit Abbildungen" 
nicht eben verringert wird. 

Der Antrag wurde abgelehnt. Doch hatten die Bemer- 
kungen des Abg. Oncken zur Begründung des Kernpunktes seines i 
Antrags, der Beibehaltung der Abgabe, ihren Eindruck nlcbta 
verfehlt. Oncken wünschte die Verpflichtung nicht minder ivoM 
Interesse der lokalen und Spezi algeschichtsforschung, als der Er- 
forschung der nationalen Kulturentwicklung. Er unterschied drei 
Gattungen der Litteratur, welche dem Untergange geweiht sein 
würden, wenn man den Abgabezwang beseitigte: Einmal die Flug- 
blätter, Tagesblätter, Zeitschriften und Zeitungen, dann jene wissen- 1 
schaftliche Litteratur, die zu der herrschenden Zeitmeinung im i 
Gegensatz steht und deren Bedeutung erst nach Decennien erkannt I 
wird, und drittens, das Stiefkind der Bibliotheken, die Belletristik,! 
welche der künftigen Kulturforschung unentbehrlich sei'). 

Abg. Dr. Brockhaus betonte hauptsächlich den Mangel eines | 
Rechtsgrundes für das Fortbestehen des Pflichtexemplarzwanges. 1 
Er leitete diesen historisch einerseits aus dem Censurwesen, andrer- 
seits aus den Konzessionen und Privilegien ab. Nachdem diese 1 
beiden Einrichtungen gefallen, sei es Pflicht des Reichstages, auch I 
mit diesem Ueberbleibsel aufzuräumen. — Abg. Dr. von Schulte I 
stellte, wie Oncken, das Interesse der Bibliotheken in den Vorder- J 
grund. Indem er auf Frankreich hinwies, wo jede Departe mental- ■ 



') Die näheren Ausführungen s. in Stenogr. Ber. d. D. Reichstages . 
1. Les.-Per. i. Sess. 1874 Bd. 1. S. 504. 
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Stadt und fast jede Stadt des Sousdepartements eine ausgezeichnete 
Biblioihek besitze, beklagte er die Minderzahl dieser Anstalten in 
Deutschland und das geringe Entgegenkommen der deutschen 
Verleger im Gegensatz zu den französischen. 

Bei der Abstimmung in zweiter Lesung wurden abgelehnt: 
Ein Antrag des Abg. Brockhaus auf Aufhebung der Vorschriften 
der Landesgesetze Über Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken; 
ein Unterantrag des Abg. Dr. Reichensperger zu dem Antrag 
Dr. Onckens: „Von Werken, deren Ladenpreis den Betrag von 
fünfzehn Mark übersteigt, können Freiexemplare nicht verlangt 
werden" und der oben erwähnte Antrag des Abg. Oncken. 

Dagegen wurde ein Antrag des Abg. v. Schulte, in S 34 
des Kommissionsentwurfs als zweiten Absatz aufzunehmen: 



„Ebenso werden durch dieses Gesetz die Vorschriften der Landes- 
gesetze Über Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und öffentliche 
Sammlungen nicht berührt", 

mit grosser Majorität angenommen, unter Ablehnung eines Unter- 
antrages des Abg. Siruckmann (Diepholz), diesem Antrage hinzu- 
zusetzen: „Von Prachtwerken mit Abbildungen können jedoch 
Freiexemplare nicht verlangt werden.-' 

In dritter Lesung hoben die Abgg. Dr. Reichensperger 
(Crefeld) und Dr. Wehrenpfennig die Kosten der Abgabe für die 
Verleger noch einmal hervor, im Uebrigen traten neue Gesichts- 
punkte nicht zu Tage (vergl. sten. Ber. ßd. 2. S. 11 16 ff.). 

Bei der Abstimmung wurde zunächst der 1. Absatz eines 
Amendements des Abg. Dr. Marquardsen (= Abs. 2 in § 30 des 
R.-Pr.-G.) angenommen. Hiernach mit erheblicher Mehrheit auch 
der 2. Absatz dieses Amendements (^ Abs. 3 in § 30 des R.-Pr.-G.). 

Alle übrigen Antrage, welche darauf ausgingen, Werke, die 
den Ladenpreis von 5 Mark (Wehrenpfennig) bezw. von igMark 
übersteigen, und solche, die in nener unverändener Auflage er- 
scheinen (Reichensperger), von der Abgabepflicht auszunehmen, 



wurden abgelehnt, der Antrag R ei chensp erger allerdings nur i 
einer Majorität von 7 Stimmen. Die geltenden Bestimmungen' 
lauten hiernach: 

% 30. [(Abs. 3.) „Das Recht der Landesgesetzgebung, Vorschriften I 
über das öffentliche Anschlagen, Anheften, Ausstellen, sowie die öffent- 1 
liehe unentgeltliche Vertheilung von Bekanntmachungen, Plakaten und \ 
Aufrufen zu erlassen, wird durch dieses Gesetz nicht berührt."] 

(Abs. 3.) „Dasselbe gtli von den Vorschriften der Landesgesetze Über i 
Abgabe von Freiesemplaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen.** 



B. Sachsen, Königreich. 

Erst das „Gesetz, einige provisorische Bestimmungen über die I 
Angelegenheilen der Presse betreffend", vom 5. Februar 1844 'J,I 
mit der sich anschliessenden Verordnung von demselben Tage, 1 
worin zum ersten Male für eine bestimmte Klasse von Schriften, I 
nämlich die Über 20 Druckbogen umfassenden, C ensur freiheil 1 
gewährt wurde, erwähnte öffentliche Bibliotheken als bestimmt -J 
zur Aufnahme der eingelieferten Censurexemplare. Diese waren I 
von censurfreien wie censurpflichtigen Schriften unentgeltlich a 
die Kreisdirekiionen einzusenden, welche sie an die Bibliotheken ] 
weiterbeförderten. Nach Aufhebung der Censur im Jahre 1 
kam die Abgabe von Pflichtexemplaren an die Bibliotheken für | 
einige Jahre in Fortfall, bis S 20 des Pressgeseizes vom 14. März 1851*), 
welcher die unentgeltliche Abgabe eines Exemplars von jeder I 
Druckschrift zu Ueberw ach ungs zwecken forderte, bestimmte, dass j 
die Königliche Bibliothek in Dresden oder die Universitätsbibliothek 1 
in Leipzig diese Exemplare später erhalten sollten, „aber nicht eher, \ 
als bis die erste Ausgabe [des Werks] an die Abonnenten oder 
aonsi erfolgt wäre." Hiernach wurde verfahren bis zum Erlass des 
Pressgesetzes vom 24. März 1870'). welches in Art. 10 nur von 



') Ges.-S. 1844 S. iff. [G.] 
») Ges.-S. 1851 S. 66. [G.] 
■■>) Ges.-S. 1870 S. 74. [G.] 



jeder nichl rein wissenschaftlichen, artistischen oder technischen 
Zeitschrift eia U eberwach ungsexemplar flir die Ortspolizeibehörde, 
zugleich mit der ersten Ausgabe an die Abonnenten, verlangte. 
Damit war die Abgabe von Pflichtexemplaren an öffentliche 
Sammlungen beseitigt. 



Zu Anfang dieses Jahrhunderts galt hier die Bestimmung, dass 
die inländischen Verleger') Pflichtexemplare von allen neu ver- 
legten Artikeln abzugeben hatten, und zwar je eines an die 
Grossherz. Hofbibliothek und die beiden Universitätsbibliotheken 
zu Heidelberg und Freiburg*). In der Verordnung vom Jahre 
1807 ist auch die Abgabe von Freiexemplaren an die Censoren 
erwähnt. Durch das Pressgeseiz vom 2. April 1868 wurde diese 
Abgabe beseitigt'). S 6 bestimmte*): 

„:^eit dem Beginn der Ausiheilung einzelner Blatter oder Hefte 
einer im Grossherzogthum erscheinenden Zeitung und Zeitschrift und 
ebenso von jeder sonstigen Schrift, die nicht über fUnf Bogen im Druck 
beträgt, hat der Drucker ein Exemplar bei der Polizeibehörde zu hinter- 
legen, welche auf Verlangen hierüber eine Bescheinigung mit Angabe 
des Tages und der Stunde der Hinterlegung ausstellt. 



') Zuerst die Verleger, spater die Drucker, von welchen die Ver- 
pflichtung wieder auf die Verleger überging. 

') Verordnungen vom 27, 10. 1807, § 17, — 14. i. iSij. — 18, ii. 
1819. — 3. 4, 1825. — Ferner Min. -Verfügung v. 6. 12. 1809, welche die 
Abgabe im Allgemeinen aufhebt und sie auf privilegirte Werke beschränkt, 
„da sie eine nicht ganz billige Besteuerung der inländischen Industrie sei, 
dem inländischen Verlage nachtheilige BeschrUnliungen auferlege und die 
wissenschaftlichen Anstalten, mithin auch die dem Staate angehörenden 
Buchersammlungen durch ähnliche Belastung ihrem höheren Zwecke 
selbst entgegen wirkten." Diese Bestimmung wurde jedoch schon am. 
11. December i8to durch Verfügung an sUmmiliche Kreisdirektorien 
widerrufen. 

') Erl. d. Min. d. 1. vom 30. 1. 1869. 

') Reg.-Bl. S. 370. [G.] 



Ausgenommen von dieser Vorschrift sind BlStter und Schriften t 

wissenschaftlichen, artistischen oder technischen Inhalts und amtlich I 
i Blatter." 



Durch S 9 des Reichspressgeseizes wurden auch diese I 
Stimmungen aufgehoben. 

D. Mecklenburg-Schwerin. 

Laut Verordnung zum Schutz wider den Missbrauch 
Presse vom 4. März 1856, ebenso nach der revidinen Verordnum 
vom 20. December 1870'), mussten von allen nicht über 20 I 
umfassenden Druckschriften je 2 Exemplare an die Ortspolizei 
behörde abgeliefert werden, welche Vorschrift durch das Reichs- 
pressgesetz beseitigt worden ist. An ölTentliche Bibliotheken sind 
diese Uebervvachungsexemplare, wie es scheint, nur vereinzelt 
gelangt. Die Durchsicht der sorgfältig geführten Access ionsver^ 
zeichnisse der Grossherzoglichen RegieruQgsbibliothek zu Schwerin 
ergab in dieser Hinsicht ein negatives Resuliat'). 

Gegen Ende der fünfziger Jahre wurde den inländisch^ 
Buchhändlern und Druckern bei ihrer Konzessionirung die Vef'« 
pflichtung auferlegt, von allen Verlags- und Drucksachen gewiss< 
Exemplare an die Regierung abzugeben, welche der Regierung! 
und der rostocker Universitätsbibliothek einverleibt werden soUteit, 
Diese Bestimmung, von der mir unbekannt ist, ob und wie ; 
befolgt worden, hat die Gewerbeordnung des Deutschen Reiches 
beseitigt. 

Gegenwärtig erhalt nur die Universitäisbiblioiheic in Rostock,^ 
auf Grund alter Vereinbarungen mit der Universitäts-Buchdr uckerei, 
welche bei jedem Besitzwechsel erneuert wurden, Freiexemplare 



>) Reg.-Blatt 1870 S. 104J. § 3. [G.] 
•) Privatmitth, des Reg.- Bibliothekars Her 
Schwerin. 
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von neuen Druckartikeln. Auch sind alle besoldeten Dozenten 
verpflichtet, ein Exemplar ihrer selbständig erscheinenden Schriften 
unentgeltlich der Bibliothek zu überweisen'). 

E. Mecktenburg-Strelitz'). 

Die revidirte Verordnung zum Schutze wider den Missbrauch 
der Presse vom 20, December 1870*) enthielt folgende Bestimmung: 

„Von jeder die Presse verlassenden, nicht über so Bogen starken 
Druckschrift sind, vor deren Ausgabe, durch den Verleger zwei (bei 
Zeitungen oder Zeitschriften mit der eigenhändigen Unterschrift des 
Redakteurs oder seines ßevoUmüchtigten versehene) Exemplare der Orts- 
polizeibehürde zu Überreichen, mit beigefügter Bemerkung des Tages und 
der Stunde der U ehe rreic hang." 

Diese Abgabe ist durch S 9 des Reichspressgesetzes beseitigt 

worden. Seitdem werden nur die hierin vorgeschri ebenen Ueber- 

wachungsexemplare erhoben. 

F. Oldenburg. 
Die Ueberweisung von Pflichtexemplaren an die Oeffentliche 
Bibliothek in Oldenburg ist niemals Üblich gewesen*); doch sucht 
man die LandesUtteratur auf anderem Wege daselbst möglichst 
vollständig zu sammeln. 

G. Brannschweig'). 
Eine Verpflichtung zu Freiexemplaren hat in Braunschweig 
nie bestanden oder doch seit langer Zeit aufgehört. Auf privates 

') Privatmitth. des Herrn Dr. Hofmeister in Rostock. — Aehnlich 
ist in Kiel verordnet und wird noch als giltig angesehen: „Alle professores, 
theologi und Gelehrte, die ein scriptum in Unsern HerzogthUmern ediren, 
sollen ein sauberes Exemplar an die Bibliothek einliefern" (Reglement 
vom g. Januar 1715; vgl. Ratjen, Gesch. d. Univ. Kiel S. g\). 

•) Unter Ben. von Privatmitth. des Herrn Regierungs- Käthes von 
Arnim in Neustrelitz. 

') Offiz. Anzeiger 1870 No. 55. S. 347. § 3. 

<) Privatmitth. der OefT. Bibliothek. 

') Nach Privatmitth. der Herz. Bibliothek in WolfenbUttel. 
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Ersuchen der wolfenbUtteler Biblioihekare haben jedoch einzelne 
Verleger sich zur unenigehhchen Abgabe von Verlagsartikdn an 
die doriige BUchersammlung verstanden, -m 



Früher wurde bei Ertheilung der Konzession zum Buchhandel 
oder zum Betrieb einer Druckerei den Konzessionsinhabern von 
der Regierung die Verpflichiung auferlegt, Freiexemplare von neuen 
Verlagswerken an öflentliche Bibliotheken zu liefern. Diese Ver- 
pflichtung ist durch die Gewerbeordnung für den Norddeutschen 
Bund sowie durch S i des weimarischen Pressgesetzes vom 
25. Juli 1868 beseitigt worden. In diesem Sinne hat auch gelegentlich 
eines Sireitfalles ein Gutachten der juristischen Fakultät zu Jena 
vom 18. Februar 1873 sich ausgesprochen'). 



J. Sachsen-Meiniiii 



Die meiningische Regierung erhob schon in der ersten Hall 
des 18. Jahrhunderts, da das Haus Koburg-Meiningen zu den" 
Kosten der Universität Jena beisteuerte, von den Jenaer Druckern 
als Universität verwandten den Anspruch auf Pflichtexemplare, zu 
Gunsten der Oeffentlichen Bibliothek zu Meiningen, wie vorher 
schon Weimar, Eisenach und Gotha im Interesse ihrer Bibliotheken 
gethan'). Die Sendungen erfolgten jedoch unregelmässig und 
stockten zeitweilig ganz, bis die Drucker zu Anfang der fünfziger 
Jahre dieses Jahrhunderts, nachdem das eigenthümliche Verhälmiss 
derselben zur Universität aufgehört hatte, sich ohne Weiteres der 
alten Obliegenheit entzogen. 

Aus Sachsen- Mein ingen sind niemals Pflichtexemplare in die 
Oeffentliche Bibliothek zu Meiningen gelangt'). 



na^^H 



') Privatmitih. der Univ.-Bibl. zu Jena. 

') Ernst Koch, Gesch. der Herz. Oeff. Bibliothek zu Meiningi 
I. Meiningen 1888 [Progr.] S. 4 ff- 
') Nach Privatmitth. des Herrn Prof. E. Koch in Meiningen. 
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K. Sachsen-Koburg-Gorha'). 
Ein herzogliches Reskript, Gotha, den 7- December 1867, 
iheilte der Direktion der Friedensieinschen Sammlungen mit, dass 
die Verwaltungsbehörden angewiesen seien, darauf zu achten, dass 
künftig bei Enheilung von Konzessionen zum Verlagsbuchhandel 
vom Konzessionär die Verpflichtung Übernommen werde, von 
jedem von ihm verlegten Werk ein Exemplar unentgeltlich an die 
Schlossbibliothek zu Gotha abzugeben, und dass die beiden gothaer 
Buchhändler Andreas Perthes und Schloessmann, die bisher nicht 
verpflichtet gewesen, sich hierzu verstanden hätten. Irgend welcher 
Zwang kann natürlich in dieser Hinsicht seit Erlass der Gewerbe- 
ordnung für das Deutsche Reich nicht mehr ausgeübt werden. 

L. Sachsen-Altenburg. 
Die Pflichtesemplare sind durch das Pressgesetz vom 
30. Dec. 1868 beseitigt worden'). Früher erhielten die Polizei- 
direktion und die Staatsanwaltschaft von jedem Druckartikel je 
1 Exemplar. Die ersieren wurden, wenn deren Inhalt dem Stadt- 
rath dazu geeignet erschien, der Bürgerbibliothek in Altenburg ein- 
verleibt '). 

M. Schwarzburg-Rudolstadt*). 
Bis auf die neueste Zeit wurden von der privileginen Hof- 
buchdruckerei in Rudolstadt auf Grund eines alten ihr verliehenen 
Privilegiums vier Exemplare von jedem Druckartikel an die Geheime 
Kanzlei abgegeben, wovon eines die Fürstliche Bibliothek in Rudol- 
stadt erhielt Diese Bestimmung ist mittelst Vertrages im Jahre 18S8 
aufgehoben worden. 

') Mit Ben. von Privatmitth. der Herz. Bibliothek in Gotha. 

>) Ges. S. 1868 S. 297 ff- [G.] 

') Privatmitth. des Vorstandes der BUrgerbibliothek. 

') Nach Privatmitth. der Fürstl. Bibliothek in Rudolstadt. 
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N. Reuss a. L. 

Die Abgabe ist durch das Pressgesetz vom 12. Mai 1870 b»j 
seiligt worden '). Die in Art. 10 dieses Gesetzes geforderten Ueber'4 
wachuogsexemplare von Zeitungen hat das Reichs pressgese 
gehoben. 

O. Reuss (. L."). 
Seit dem Gesetz über die Presse vom 15. Juni 1868 werden^ 
Pflichtexemplare nicht mehr erhoben. 



P. Waldeck»). 

Ausser dem Regierungsblatt und den Landtagsproiokoller 
halt die Gymnasialbibliothek in Corbach schon seil langen Jahreal 
keine Freiexemplare mehr. 

Die Bibliotheksakten weisen überhaupt nur drei Fälle 
Lieferung der Art auf: in den Jahren 1829, 1830 und 1849. Eine! 
bestimmte Verpflichtung hierzu hat bestanden. Ob sie aufgehoben 1 
oder in Vergessenheit gcrathen ist, muss dahingestellt bleiben. 

Q. Lippe-Detmold*). 
Es besteht keine Verpflichtung. Die Hofbuchhandlung in 
Detmold schenkte zwar bis vor einigen Jahren ihren Verlag der 
OeffentUchen Bibliothek, hat aber nach einem Wechsel in der Person 
ihres Besitzers diese Gaben eingestellt. Andere Verlags ha ndlungen m 
gibt es im Lande nicht. 

R. Lippe-Schaumburg'). 
Das FUrstenthum besitzt nur eine Sortiments- und 
Verlagsbuchhandlung. Pflichtexemplare sind unbekannt 

') Ges. SammL S. m 31 [G.] 

') Nach Privatmitth. der FUrstl. Bibl. in Gera. 

•) Nach Privatmitth. der Gymn. Bibl. in Corbach. 

*) Nach Privatmitth. der OeH; Bibliothek in Detmold. 

') Nach Privatmitth. der Hof bibliothek, in BUckeburg. 



'om 17. November 1855 be- 



S 5 des bremischen Pressgesetzes 
stimmte*): 

„Von jeder im Bremischen Staatsgebiete die Presse verlassenden 
Druckschrift soll, bei Zeitungen und Zeitschriften von dem Verleger, bei 
andern Drucksachen vop demjenigen, der ihre Ausgabe besorgt, sei dies' 
der Drucker, der Verleger, der Verfasser selbst oder der Kommissionär, 
ein Exemplar der Lokal- Polizeibehörde eingereicht werden. Diese Hinter- 
legung kann bei Zeitungen und Zeitschriften spUiesIens noch gleichzeitig 
mit der ersten Austheilung oder Versendung, bei anderen Druckschriften 
muss sie vor deren Ausgabe geschehen. 

Auf Druckschriften, welche zwanzig Bogen oder darüber stark 
sind, finden die Vorschriften dieses Paragraphün keine Anwendung." 

Diese Bestimmung ist durch die obrigkeitliche Bekaimi- 
inachung der Pressgesetz- Novelle vom 18. Juli 1870 aufgehoben 
worden'). Die Stadtbibliothek empfängt daher gegenwärtig keine 
Pflichtexemplare mehr. 



T. Belgien*). 

Das Gesetz über das Urheberrecht vom 22. März 1886'') macht 
dea staatlichen Schutz tmabhSngig von der Hinterlegung voq Frei- 
exemplaren. Im Gesetzentwurf der Regierung war diese jedoch 
noch vorgesehen. Hierin lautete Art. 1 1 : 

„A chaque edition d'un ouvrage de litte'rature ou d'art publie en 
Belgique par voie d'impression ou par tont autre proce'de analogue, 
l'auteur ou l'editeur, pour s'assurer les droits garantis par la pri!sente loi, 
est tenu, au plus tard dans l'arme'e oü se fera la publication, d'en de'poser 
au ministere de l'inteneur un exemplaire, portant siu- le titre, la premiere 



'J Nach Privatmitth. der Stadtbibliothek in Bremen. 

') Ges. Blatt 1855 S. 51. [G.] 

'J Ges. Biatt 1870 S. 69. [G.] 

*) Unter Benutzung von Privatmitth. der K. Univ.-Bibl. in Gem. 

*) Vgl. die belg. Ges.-S. La Pasinomie. — Auch Constant a. O 
S. 89 tf. und Maurice Beooidt et Louis Descamps, Comm. !e'gis!ali 
de la loi du 12. mars tBS6 sur le droit d'auteur fBrux. 1886.) [B.] - 
Uebers. im D. Handelsarch. 1886 Th. i. S. 273 ft. 

13* 



psge ou ä quelque autre place apparenie, des declaralion.s conformes aux 
modeles annexes ä la presente loi et signees l'une par lui et l'auire par 
l'imprimeur. — II en sera donne recepisse. — Pour les ouvrages comprenani 
piusieure volumes ou publies par li\Taisons, chatjue volume ou livraison 
devra Stre depose ende'ans le de'lai fixe ci-dessus." 

Dieser Artikel wurde von der Repräsentantenkammer unter 
eingehender Begründung gestrichen'). Wolle man — so wurde 
ausgeführt — die Verleger und Autoren zur Abgabe einiger Exem- 
plare von ihren Werken verpflichten, so dürfe doch die Unter- 
lassung der Vorschrift in keinem Falle den Verlust eines Rechtes 
nach sich ziehen, welches lediglich die Thatsache des Planes und 
der AnsfUhrung des Werkes zur Voraussetzung habe- Eine leichte 
Strafe würde bei Unterlassung der Abgabe genügen. Auch in 
England sei die Anerkennung des litterarischen Eigenthums von 
dieser Formalität unabhängig. Wo keine Pressfreiheit gewährleistet 
sei, habe die Hinterlegung als Polizeimassregel einen Sinn') u. s. f. 

Im Gesetz wurde darauf Art. 1 1 des Entwurfs unterdrückt 
und die Bibliotheken blieben ohne PBichtexemplare. 



Ü. Bulgarien'). 

In dem zu Ende des Jahres 1887 von der Sobranje an- 
genommenen, 47 Artikel umfassenden Pressgesetz*) sind weder 
Cen Surbestimmungen noch Ueberwachungs- oder Stadienexemplare 
vorgesehen. Auch sonst gibt es keine Verordnung, welche die 
Abgabe von Exemplaren an öffentliche Sammlungen vorschriebe 



') Benoidt a. O. S. 84 ff. 

') „II constitue alors une mesure de police, un moyen d'exercer 
la censure sur les ouvrages publie's et de re'primer les delits." — Die Censur 
wurde in Belgien durch ArL 18 der Konstitution vom 7. Februar 1831 
abgeschalTt. 

■i) Nach Privatmitth. des K. Deutschen Generalkonsulats in Sofia. 

•) Französ. Uebers. in der in Sofia erscheinenden Zeitung: La 
Bulgarie Jg. 1888 No. 2 vom 5- Jan." 



V. Persien'). 

In Persien bedarf es zum Druck eines Buches der Erlaubniss 
des Ministers der Presse, welcher dafür eine Abgabe zu erheben 
berechtigt ist. Diese besteht in Geld^ nicht in bestimmten Exem- 
plaren der herauszugebenden Schrift zum Besten öffentlicher Biblio- 
theken. Derartige Anstalten im europäischen Sinne gibt es in 
Persien nicht. Die mit den Madresseen (Lehranstalten) verbundenen 
Bibliotheken werden ausschliesslich von den Mollas benutzt, theils 
zu Lehrzwecken, theils zu eigener wissenschafthcher Erbauung. 
Das Publikum macht davon keinen Gebrauch*). 



W. Argentinische Republik'). 

Es gibt hier keine Verpflichtung zur Abgabe von Freiexem- 
plaren an öffentliche Sammlungen. 



') Nach Privatmitth. der Kais. Deutschen Uesandtschaft in Teheran. 

■) In Teheran gät die Bibliothek der Madresse, welche zu dar von 
einem reichen Perser, Namens Sipah Sala, gestifteten Moschee gehört, 
als die beste. 

') Privatmitth, des K. Deutschen Konsulats in Buenos Aires. 



Die Berechtigung des Pflichtexemplarzwanges 
und die zukünftige Gesetzgebung. 



Die Abgabe von Pflichtexemplaren beruht auf der AusUbtu 
eines gesetzlichen Zwanges durch den Staat. Mit diesem Zwan| 
kann die Bestimmung verbunden seio, dass die Abgabe unentgeltlicl 
— der häufigere Fall — , dass sie entgeltlich oder gegen eine theil-j 
weise Vergütung zu geschehen habe. 

In dem Für und Wider der Erörterungen über die Berechti- 
gung der PIlichtexemplarabgabe ist nun die Frage des Zwangt 
von derjenigen der Geldentschädigung nicht genügend getrean] 
worden. Gewöhnlich hat man gemeint, dem Modus der 
zwungenen Unentgeltlichkeit stehe der des Ankaufs ohne Zwan^ 
einfach gegenüber. Man hat dabei Übersehen, dass der Zwang ein* 
wesentliche und selbständige Massregel der Einrichtung ist, welche] 
nothwendig bleibt, auch nach Aufgabe der Bedingung der Un-J 
entgeltlich keil. Denn mit ihm steht und fällt die Möglichkeit ein« 
vollständigen Sammlung der Land eslitte rat ur. Muss daher die 1 
behaltung des Zwanges von den Bibliotheken unbedingt angestrrf 
werden, so ist dagegen die Geliienischädigung eine Angelegen hdtB 
des Staaisfiskus, die er je auf Grund der bestehenden Rechtsnormen i 
und mit Rücksicht auf die Finanzlage des Staates zu regeln habeafl 
wird. Die Bibliotheken sind bei der Vergütungs frage nur insofcR 
interessirt, als sie die Vermehrung ihrer Fonds und ev, Arbeit* 
kräfte zu betreiben und gewisse äussere Formen des Verkehrs mitJ 



den verpflichteten Gewerben abzuändern haben würden, wo das 
Entschädigungsprinzip Eingang findet. Dieser Punkt ist daher 
bibliothekarisch weder wesentlich noch lösbar. Die Staats- 
behörden aber werden in Anbetracht der S. 187 f. erwähnten Ab- 
stimmung des Reichstages im Jahre 1874 Über den Antrag 
Reichensperger die Möglichkeit ins Auge fassen müssen, dass die 
Parlamente für die Entschädigung der Verpflichteten künftig ein- 
treten, Vermuthlich würde aber dann eine Vergütung nur bis ziir 
Höhe des Hers teil ungswerth es und nur für einen Theil der 
■ 1 iE ferungs Pflichtigen Litteratur beschlossen werden. Denn zwei 
Exemplare von Druckschriften geringen Umfanges kommen als 
Vermögensobjekt des einzelnen Verpflichteten kaum in Betracht, 
Während die Berechnung und Bezahlung so zahlreicher kleiner 
Geldbetrage eine Arbeitsbelastung für den Staat zur Folge haben 
würde, die zu dem unmittelbaren Werth dieser Eingänge in keinem 
Verhältniss stände, Namenilich würden auch alle Dmckanikel, 
deren Verkaufspreise im buchhändlerischen Vertrieb nicht fixin 
oder die nur ausgetheilt, nicht vertrieben werden, sowie alle Tages- 
zeitungen von der Vergütung auszunehmen sein. Dieser Hinweis 
möge hier genügen; denn für die Bibliotheken, wie gesagt, steht 
nicht die Entschädigungs-, sondern die Zwangsfrage in erster Linie. 
Wenn das Vorgehen anderer Staaten in gleichem Sinne be- 
weisend wäre für die Nothwendigkeit einer Gesetzesbestimmung, 
so stände dem Pflichtexemplarzwange das Beispiel fast aller Kultur- 
länder der Welt zur Seite, wie aus dem früher Gesagten ersichtlich 
ist. Mindestens entkräftet diese weite Ausbreitung die Meinung 
derer, welche Mangels umfassenderer Uebersichten eine fast allge- 
meine Aufhebung dieser Einrichtung annehmen zu müssen glaubten 
und folgerten, dass man in den übrigen Staaten eiligst mit der 
Abschaffung einer so veralteten Massregel vorzugehen hatte'). Die 

') Vergl. z. B, Verhandlungen der Kamraer d. Abg. d. bayer. Landtag, 
V. 19. 4. 1872. Stenogr. Her. Bd. j, S. 6117, 
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Staaten, in welchen gegenwärtig Pflichtexemplare nicht mehr er- 
hoben werden, sind einmal solche, in welchen die Abgabe zur Zeit 
der Aufhebung mit Schutz- oder U e berwac hu ngsziv ecken in Ver- 
bindung gestanden hat. So haben z. B. die bezüglichen Reichs- 
gesetze in einem Theil der deutschen Mitlei- und Kleinstaaten 
die partikularen Schutz- und Ueberwachungsexemplare und danüt 
zugleich eine Quelle der Vermehrung ihrer Büchersammlungen 
beseitigt. Andere Staaten ohne Pflichtexemplare haben entweder 
gar keine Verlagshandlung oder so geringfügigen Verlag, dass sie 
am Pflichtexemplarzwang nicht inieressin sind. Wieder andere 
liegen abseits der wissenschaftlichen Centren und ihre wenig um- 
fänglichen Sammlungen werden von Fachgelehrten nur selten 
benutzt. Hier fehlt die Anregung der Kreise, welche das 
dürfiiiss nach Pflichtexemplaren empfinden. 

In Sachsen handelte es sich im Jahre 1870 um die Vet- 
sagung einer Repressivmassregel gegen die Presse, welche den 
Ausfall der bis dahin an die Bibliotheken weitergegebenen Exem- 
plare zur Folge gehabt hat. Die Erhebung von Studienexemplaren 
ist, wie schon S. 46 bemerkt worden, hier niemals Sitte gewesen. 
Auch das nach S 20 des Pressgesetzes vom 14. MSrz 1851, dem 
Vorläufer des Gesetzes von 1870, von allen Druckerzeugnissen ver- 
langte Pflichtexemplar war ein Ueberwachungsexemplar (vergl. 
oben S. 188), und es entsprach Sachsens Abschafl'ung dieses Exem- 
plars im Jahre 1870 nur dem Vorgehen der meisten anderen 
deutschen Staaten um diese Zeit, sich von dem Bundesbeschluss 
von 1854 loszusagen und eine Verminderung der Repression anzu- 
streben'). 

Aehnlich lagen die Verhältnisse in Baden. Hier ist das 
Pressgesetz vom 2. April 1868 (vergl. oben S. 189) in der gleichen 



iTcn 



') Es fehlt Übrigens nicht an Stimmea in Sachsen, welche eine 
Wiedereinfllhrung der Pflichtexemplare warm befürworten; vergl. Otto 
Richter, Ein Nothsiand bei den SUchs. Bibliotheken (Dresden 1879). [G.] 
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Tendenz einer Beschrankung der Repression fast wörtlich zu den 
Bestimmungen zurückgekehrt, welche in dem Preasgesctz vom 
15. Februar 1851') vor dem Bundesbeschluss von 1854 in Kraft 
gewesen waren, und die weitergehenden Vorschriften einer landes- 
herrlichen Verordnung zum Vollzüge des Bundesbeschlusses vom 
6. Juli 1854 wurden ausser Wirksamkeit gesetzt*). Nach der Aus- 
legung, welche ein Erlass des Ministeriums des Innern vom 
30. Januar 1869 den Bestimmungen des Gesetzes von 1868 gab, war 
mit diesen die bisherige Abgabe an die Bibliotheken gefallen. Die 
nach dem Gesetz von 18Ö8 noch zu hinterlegenden kleineren 
Schriften, welche Bibliotheken zugängÜch gemacht werden sollten, 
gingen letzteren nach den Vorschriften des Reichspressgesetzes 
verloren. 

In Belgien dagegen war der Regierungsentwurf des Gesetzes 
über das Urheberrecht so weit gegangen, dieses Recht von der 
Hinterlegung von Pflichtexemplaren abhangig zu machen (vergl. 
oben S. 195). In der Rückwirkung, die eintrat und zur völligen 
Beseitigung des Art. 1 1 des Entwurfs führte, wurden die Bibliotheken 
bei Seite geschoben. Hätte man, wie in England, die Unterlassung 
der Ablieferung nur mit dem Verlust des Klagerechts oder einer 
Geldstrafe bedroht, so würde die Massregel bei der Repräsentanten - 
kammer vielleicht nicht auf Widerstand gestossen sein, wie aus 
dem Bericht der Centralsektion derselben mit Wahrscheinlichkeit 
hervorgeht. 

In ähnlicher Weise iiesse sich durch alle Staaten, wo im 
Wege der Gesetzgebung Pflichtexemplare beseitigt worden sind, 



') Reg.-Ül, 1851 S. 121 [G.]. Hierin wurde verlang; 1 E\. von jeder 
Schrift, die nicht Über 5 Druckbogen umfasst. 

ä) Eb. 1857 S. 64 [G.]: I Ex. von jeder unter 10 Bogen betragenden 
Druclischrifi, welches, wenn die Schrift nicht beanstandet wurde, die 
Grossh. Hofbibliothek erhielt. Die Abgabe eines Exemplars an diese 
direkt nach der älteren Verordnung vom 3. April 1825 wurde damit 
schon 1857 beseitigt. 



verfolgen, dass — soweit unsere Kenntniss davon reicht — überall 
die Abschaffung Schutz-, bezw. Konzessions- oder U eberwach ungs- 

exemplare betroffen hat, welche einer veränderten Auffassung des 
Autorrechtes, der Gewerbe- oder der Pressfreilieit weichen mussten'), 
und dass eine Abgabe von Studienexemplaren bisher nirgends 
durch einen gesetzgeberischen Akt aufgehoben worden ist, Diefie 
Wahrnehmung berechtigt uns zu dem Schluss, dass es nothwendig 
ist, wenn wir den Fortbestand der Abgabe über alle rechtlichea 
uad politischen Tagesschwankungen hinaus für die Zukunft sicher 
stellen wollen, ihre Verbindung mit Schutz- und U eher wach ungs- 
zwecken, wo solche noch besteht, zu lösen. Die Einrichtung 
ist dauernd nur zu begründen aus dem Bedtlrfniss der 
wissenschaftlichen Arbeit, die ausserhalb solcher Veränderlich- 
keiten steht und daher allein die sichere Grundlage abgibt fUr die 
Pflichtexemplar -Gesetzgebung der Zukunft. Daher ist auch die 
Abgabe in Deutschland, wie vorgeschlagen worden, mit der Ein- 
iragsroUe in Leipzig nicht in Verbindung zu bringen, abgesehen 
davon, dass es nach mehrfachen Erfahrungen ein Fehler ist, 
zwischen Verpflichteten und Bibliotheken Zwischen static 
schaffen, die nicht etwa durch die Technik der Beförderung geboten 
sind. Nur der, welchem die Sorge für Aufbewahrung und Nutzbar- 
machung der litterarischen Erscheinungen anvertraut ist, hat Yer- 
ständniss und Hingebung genug für die mühsame KontroDe 
dieser Eingänge. Auch wirken Zwischen stellen bei eintretenden 
Reklamationen verzögernd, denn der Möglichkeiten der Entstehung 
von Verlusten ist eine mehr. Aus diesen Gründen würden auch 
die Reichspostämter als Sammelstellen für Pflichdieferungen im 
Allgemeinen nicht in Betracht kommen dürfen*}. In Bezug auf 
diejenigen Verlagsartikel, deren Eingang mit Hülfe der periodischen 






') VergL in Bezug hierauf Abschnin V. S. 183 — 197 und S. 7a f. 
') O. Hartwig empfahl dieses in der „Post" Jg. 1880 No. 78. 



Bücherver2eichnisse kontroilirbar ist, hatte eine der Verlagshan diu ng 
nSher als die Bibliothek gelegene Sammelstelle vor dieser kaum 
einen Vorzug. Denn es ist nicht abzusehen, wesshalb die Verleger 
oder Drucker bereitwilliger an die Post als an die Bibliotheken 
liefern sollten. Andrerseits ist die bequemere Gelegenheit, wenn es 
sich um eine positive Leistung handelt, filr die meisten Menschen 
erfahrungsgemUss nur ein geringes Zugmittel. Wohl aber würde 
die Sorge fUr die nicht in den Handel und die gedruckten Ver- 
zeichnisse kommende Litteratur, die Flugblätter aller Art, die Wahl- 
aufrufe, die Fabrikordnungen, Gesell schafts Statuten, die Theater- 
und Konzertprogramme u. s. w. zweckmässig staaüichen Sammel- 
stellen anvertraut werden können, die dem Erscheinungsort dieser 
Druckartikel nahe liegend leichter als die Bibliotheken davon 
Kenntniss erhalten würden, 

Liess sich nun aus dem gesetzgeberischen Vorgehen anderer 
Staaten kein Gnmd herleiten, den Pflichiexemplarzwang der 
öffentlichen Sammlungen als eine vereinzelte, nicht mehr zeit- 
gemässe Einrichtung zu verwerfen, so würde andrerseits der Nachweis 
seiner Noth wendig keit für wissenschaftliche Zwecke noch zu liefern 
sein. Kann ihn die wissenschaftliche Forschung nicht entbehren, 
so ist das Recht des Staates ihn auszuüben kaum zu bezweifeln, 
da die Bestrebungen der Wissenschaft Interesse aller Staatsbürger 
sind. Wir haben daher, da der Pflichiexemplarzwang den Zweck 
verfolgt, den Bibliotheken die vaterländische Litteratur möglichst 
vollständig zuzuführen, folgenden Fragen näher zu treieo: 

1. Ist die vollständige Sammlung der vaterländischen Litteratur 
in den Öffentlichen Bibliotheken nothwendig? 

2. Ist der Li eferungs zwang nothwendig zur Erreichung dieses 
Zieles oder hat der Weg des Ankaufes den gleichen Erfolg? 

Was den ersten Punkt angeht, so iHsst sich die neu er- 
scheinende Litteratur, die eine wissenschaftliche Bibliothek in sich 
aufnimmt, scheiden in solche, die unmittelbar und solche, die nur 



unter dem Gesichtspunkt der historischer Forschung Werth ftlr 
die Bibliothek besitzt. Das unmittelbar Nutzbringende wird ge- 
wöhnlich leicht erkannt, aber das erst künftig Nützliche richtig zu 
würdigen, bildet eine der schwierigsten Aufgaben der Bibliotheks- 
verwaltung. Denn die möghche Gestaltung eines Wissenschafts- 
gebietes und ob eine bestimmte Schrift bei veränderten Forschungs- 
zielen noch Bedeutung erlangen könne, ist in den meisten Fallen 
im voraus nicht zu beurtheilen. Nur auf diese Litte raturgattung 
kann sich obige Frage beziehen, ob es nothwendig sei. sie 
in den öffentlichen Bibliotheken aufzubewahren. Zu ihr ge- 
hören die Schulbücher aller Art, die Rechen-, Lese- und Gesang- 
fibeln, die politischen Zeitungen und Flugblatter, die Volkslieder, 
Plakate, die Tagesfragen behandelnden Broschüren, der grössere 
Theil der Belleiristica u. s. w. Der Erhaltung dieser Drucke steht 
nicht minder der schlechte Papierstoff entgegen, der meist dazu 
verwendet wird, als die Indifferenz der Zeitgenossen, die wissen- 
schaftlich keinen direkten Nutzen davon haben. Sie gehen daher 
unter, oft wenige Monate nach ihrem Auftauchen, wenn die 
Bibliotheken sich ihrer nicht annehmen. Sind sie dagegen in 
sicherer Hut der Bibliotheken um eine Reihe von Jahren alter ge- 
worden, so wachst auch unser Interesse an ihnen. Aufmerksam 
blicken wir oft schon jetzt in Schulbücher, die unsere Väter und 
Grossväter benutzt haben, indem wir Mittel und Methode des 
damaligen Unterrichts gegen die heutigen Einrichtungen abwögen. 
Die „Monumenta paedagogica", ein „Repertoire des ouvrages pe'da- 
gogiques" unserer Zeit zu schreiben, würde der Nachwelt unmöglich 
.sein, wenn die SchuUitteratur grundsätzlich von der Aufnahme ia 
die gelehrten Bibliotheken ausgeschlossen würde. Wie aber die 
Unterrichtsgeschichte der Schulfibeln, so bedarf die nationale Ge- 
schichtsschreibung der politischen Tages- und Flugblätter, der 
Broschüren dieser Art, So würde z. B, ein tiefer dringendes Ver- 
ständniss der Ereignisse des Jahres 1S70 nur zu erlangen sein mit 
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Zuhilfenahme der Zeitungsberichte, der zahllosen kleinen Schriften 
und Liedersammlungen dieser Zeit; der Einsicht in diese Eintags- 
htteratur kann auch ein zukünftiges Studium der socialdemokraiischen 
Bewegung, des Kulturkampfes, des sittlichen Standpunktes der 
gegenwärtigen Epoche nicht entbehren. Ferner ist für die Liiteratur- 
und Kulturgeschichtsforschung der Zukunft die Aufbewahrung der 
belletristischen Zeiterscheinungen von grösstem Wenh. Man darf 
wohl sagen, dass es so schwierig ist, unter all' diesen Druck- 
erzeugnissen das WerthvoUe von dem Wenhiosen zu sondern, 
dass schon aus diesem Grunde die Grenzen bei der Aufnahme 
möglichst weit gezogen werden sollten. Nach Jahrzehnten würde 
ein Urtheil über das wissenschaftlich Brauchbare und die Aus- 
scheidung von Unbrauchbarem schon weit leichter möglich sein. 

Die wissenschaftlichen Sammlungen werden jedoch auch für 
eine Reihe von anderen als eigentlich wissenschaftlichen Zwecken 
in Anspruch genommen, wo jetzt nur sie zu helfen im Stande 
sind. So kommt es vor, dass die Gerichte zur Aufhellung eines 
Kriininalfalles eines unscheinbaren Lokalblattes bedürfen. Da weder 
Verleger noch PolizeiSmier die Tagesblätier längere Zeit auf- 
bewahren, so ist meist die nächste Universitätsbibliothek die einzige 
Stelle, wo die gesuchte Zeitungsnummer sich findet. Auch wichtige 
Aufschlüsse privat rechtlicher Art werden zuweilen in älteren Jahr- 
gängen von Zeitungen gesucht und gefunden. 

Ist nun die vollständige Sammlung der vaterländischen 
Litteraiur') eine Pflicht der Bibliotheken gegen die Wissenschaft 
und selbst weitere Kreise, so ist leicht verständlich, dass nur die 
öffentlichen Buchersammlungen als Aufbewahrungsstätten in 
Betracht kommen können, da sie allein die Gewähr bieten für eine 



I) Diese Grenze muss natürlich gezogen werden, da zu einer lücken- 
losen Sammlung der ausländischen Lineratur weder Machibefugniss noch 
Geldmiitet ausreichen wlirden. 
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Aufbewahrung nach bibliothekstechiiischen Gesichtspunkte 
das Werk nur so der Benutzung allgemein zugänglich ist*). 

Noch ein anderer Umstand spricht für die Aufbewahrung der 
Lmeratur eines Bezirks an im voraus vom Benutzer sicher 
stimmharen Orten. Es ist die grosse Hill'losigkeit eines ' 
schaftlich Arbeitenden, wenn sich in der ihm zunächst zugänglichen' 
Bibliothek das gesuchte Werk nicht findet. Bei dem Mangel eines 
deutschen Central katalogs ist er dann gewöhnlich zu einem un- 
sicheren und zeitraubenden Hin- und Herschreiben verunheili. bis 
CT endlich einen glücküchen Griff thut oder des weiteren Suchens 
müde wird. Bevor diesem die wissenschaftliche Forschung . 
schädigenden Uebelstande abgehoiren ist, mUssen wir jedes c 
lirende Mittel, das eine Abkürzung des Verfahrens verspricht, i 
greifen*). Aber auch nach Vollendung eines Gesammtdeutschland 
umfassenden Bibliothekskataloges würde in vielen Fällen der nähere 
Weg doch der sein, den Verlags- bezw, Druckon des Werkes am 
damit zugleich sicher seine Aufbewährungssiätte festzustellen. 

Die zweite Frage nach der Noih wendigkeit des Lieferungs^ 
Zwanges zur Erreichung einer vollständigen Sammlung der Lande! 
litteratur liesse sich verneinen, wenn die Bibliotheken ■ 
Erscheinen jedes neuen Druckerzeugnisses stets genaue Kenntnisg 
erhalten könnten und die Bereitwilligkeit des \'e riegers od<a 



■) Vergl, hierüber Dziatzko, zur Frage der Pflichtesetnplar 
Deutschland {Bors. Blatt f. d. D. B. 1887 S. 5352). Auch findet sich hi« 
der beachtenswerthe Hinweis, dass der deutsche Buchhandel keine a 
und keine bessere Stätte zur bleibenden Aufbewahrung seiner Erzeugt 
habe, als eben die Staatsbibliotheken, welchen jene als Pflichtexemplare^^ 
zugehen. In seinem Interesse liegt es daher allerdings auch, da die Ge- 
schichte der Pressgewerbe nur mit Hilfe der Bibliotheken geschrieben 
werden kann, diese so viel als möghch bei der Sammlung seiner Verlags- 
specimina zu unterstützen. 

') Dazu diene auch ein allgemeinerer Gebrauch des hier ange-4 
wandten Mittels, dem Nacharbeiier durch Chißern anzugeben 
benutzte, schwieriger zu erlangende Litteratur zu linden ist. 
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Druckers zum Verkauf seiaer Drucke in jedem Falle zweifellos 
wäre. Diese Bedingungen treflen jedoch nicht zu. 

Die Erzeugnisse der Presse werden entweder gewerbsmässig 
durch den Buchhandel vertrieben oder nicht buchhändlerisch als 
Selbstverlagsariikel oder sie werden überhaupt nicht venrieben, 
sondern gelangen als Manuskriptdruck«, Rechenschaftsberichte, 
Gesellschaftsstatuten, Theaterzettel, Jahresberichte u. s. w. zur Ver- 
theilung. Ueber keine dieser Klassen steht den Bibliotheken ein 
völlig zuverlässiges Verzeichniss zu Gebote. Selbst die in den 
Buchhandel gelangenden Druckarrikel sind in den periodischen 
Blicherverzeichnissen nicht vollständig enthalten. Alle übrigen 
Schriften entziehen sich fast ganz der Kenntnissnahme durch die 
Bibliotheken. Darunter befinden sich oft wissenschaftlich direkt 
nutzbare Werke'), zumeist aber Schriften, die unter den oben aa- 
gegebenen Gesichtspunkten einen historischen Werth für die 
Bibliotheken erlangen und deren Sammlung daher nothwendig ist. 
Die Bibliotheken würden in allen Fällen, wo sie keine Kenntniss 
von dem Erscheinen einer Schrift haben, darauf angewiesen sein, 
dass Verleger oder Drucker sie freiwillig einsenden. In dieser 
Hinsicht würde allerdings die etwa zugestandene Geldentschadigung 
ein gewisses Zugmittel sein, aber der Gleichgültigkeit gegenüber, 
wenn das Geldinteresse im Verhältniss zu der Mühe des Versendens 
zu gering ist, nicht genug wirksam sein, jedenfalls die Sammlung 
dieser An Litteratur auf Zufälligkeiten gestellt sein. Bei Schriften, 
die nicht buchhändlerisch vertrieben werden, i,vürde zudem der 
Ankauf leicht daran scheitern, dass nicht zu schlichtende Meinungs- 



') So z. B. das „Bruchstück aus den hinterlassenen Papieren des 
K. preuss. Generalfeldmarschalls C. 'Fr. v. d. Knesebeck ... (Magde- 
burg 1850)" (Dahlmann-Waitz Aufl. s No, 3313) und Adolf Hofmeister, 
Die Matrikel der Univ. Rostock 1. Mich. 1419 bis Ostern 14^5 (Schwerin i886j 
fDeutsche Litt. Ztg. 1887 S. Jag), die in keinem der periodischen BUcher- 
verzeichmsse stehn. 
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Verschiedenheiten Über den Kaufpreis entstehen. Aus d'1 
Gründen ist nur von der Auferlegung des Lieferung 
Zwanges und entsprechenden Strafmitieln die annähernd 
Vollständigkeit der Sammlung aller nationalen Liiteraiur' 
erscheinungen zu erwarten. 

So nothwendig nun der Pflichiexempiarzwang und so be- 
rechtigt er ist, würde doch sein Zweck nur ha!b erreicht werden. 
wollte man nicht auf gesetzlichem Wege dem jähen Verfall vor- 
beugen, dem die erhaltenen Exemplare durch die immer mehr zu- 
nehmende Verwendung hinfälliger Stoffe zum Papier derselben 
ausgesetzt sind. Man hat von fachkundiger Seile die Befürchtung 
ausgesprochen, dass vielen unserer ßUcher durchschnittlich, auch 
bei guter Aufbewahrung, keine längere Lebensdauer als 4 — 5 Jahr- 
zehnte beschieden sei. Die Klagen über die Verwendung schlechten 
Papiers zu Büchern sind keine EigenihUmlichkeii der Gegenwart. 
In den landesherrlichen Erlassen und den Druckerordnungen de»: 
allen Deutschen Reiches kehren die bezüglichen Ermahnungen regel- 
mässig wieder'). Aber zu keiner Zeit sind die Befürchtungen so 
ernster Natur gewesen als jetzt, wo die Vervollkommnung der 
technischen Chemie die Papierfabrikation mit einer Fülle von 
Surrogaten überschüttet hat, welche die Dauerhaftigkeh des Stoffes 
lief herabsetzen*). 

Man hat von einer Seite darin ein Mittel des Ausgleictui 
erblicken wollen für die ungesunde Höhe der litterarischen Pro-- 
duktion, indem man meinte, das wissenschaftlich Unbrauchbare 
würde und könnte zu Grunde gehen, das anerkannt Tüchtige 
würde doch in neuen Auflagen der Nachwelt erhalten bleiben. 
Aber das heisst die Beurtheilung der Bedeutung einer Schrift 
blinden Entscheidung des Zufalls anvertrauen und sie davon al 



') Vergl. z. B. S. 83 den kurfdrstl. Eriass vom 3. Jan. 1616, 
das kais. Patent vom 10, Febr. 1746 (Collmann, Quellen S. 33). 
») Vergl. den Aufsatz von O. Hartwig (Post a. O.). 
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hangig machen, dass das Bedürfniss der neuen Herausgabe auch 
rechtzeitig vor dem Zerfall sich einstellt. Man hat auch, wohl die, 
Frage aufgeworfen, woher wir die Mittel zur Unterbringung all', 
der Bücher nehmen sollen, wenn die Produktion in demselben 
Prozentsatze weiter fortschreitet, wie gegenwärtig, und an un-. 
geheuertiche Ausdehnungen der zu ihrer Bergung erforderlichen 
Bibliotheksräumlichkeiten gedacht. Allein, wenn die Erkenntniss 
einmal unabweisbar werden sollte, dass wir zur Aufbewahrung 
unsrer Litteraiur mehr aufwenden, als dem Nutzen entspricht, den 
die Wissenschaft der Allgemeinheit abwirft, so würden wir die 
Bücherbestände unsrer Bibliotheken kritisch zu prüfen und in 
methodischem Vorgehen dasjenige auszuscheiden haben, was sich 
als minderwerihig erwiesen hat. Die B i bl iot he ks Verwaltung könnte 
nur ein derartiges rationelles Absondern des Brauchbaren vom 
anscheinend Unbrauchbaren gutheissen, wenn, wie gesagt, jene 
Noth wendigkeit eintreten sollte, nicht aber die Auswahl dem Spiel 
des Zufalls überlassen. Jener Zeitpunkt einer kritischen Sichtung 
unsrer Bücher liegt aber allem Anschein nach noch in weiter 
Feme, wenn er überhaupt je eintreten wird. Wir wollen also 
die Mühen der Aufnahme der Pflichtexemplare in die Bibliotheken 
nicht für einen Zeitraum von wenigen Jahrzehnten auf uns laden, 
wo ein grosser Theil noch keine wissenschaftliche Verwerthtmg 
gefunden haben kann, und müssen daher Vorkehrungen treffen, 
dass die abzuliefernden Werke nur auf dauerhaftem Papier in die 
Sammlungen gelangen. 

Man wird an diesem Orte keinen Entwurf zu einem Statut 
über den P flieh teste mplarzwang erwarten, der von dem Einzelnen 
nicht gemacht werden kann, sondern die Zusammenwirkung rechts- 
verständiger und bibliothekarischer Fachkreise voraussetzt. Auch. 
Hesse sich kein einheitliches Schema aufsieUen, welches Aussicht 
hätte, in allen oder den meisten Staaten Annahme zu ünden, da 
neue Bestimmungen in der Hauptsache an die vorhandenen, zum 
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Thei! sehr verschiedenartigen Gesetzesgrundlagen würden 
knüpfen mUssen, Auf manche MängeJ in den Vorschriften ist 
auch bereits bei der Besprechung der Gesetzgebung der einzelnen 
Linder hingewiesen worden. In den nachfolgenden Sätzen istJ 
daher nur eine Zusammenstellung der Hauptgesichtspunkte xam 
suchen, welche für die Pflichtexemplargesetzgebung der Zukunft, 
zumal unter deutschen Verhaltnissen, in Betracht kommen dürften. 

1. Die Träger der Verpflichtung. Wenn nach den Be- 
stimmungen des Pressgesetzes eine Wahl möglich ist zwischen I 
Verfassern, Verlegern und Druckern, so ist die Ablieferung vom j 
Verleger (auch Selbst- und Komm issions Verleger) zu fordern; sonst I 
von demjenigen, dessen Name und Wohnort in der Druckschrift | 
pressgesetzlich angegeben sein muss. 

Ist neben einem auswärtigen Verleger ein inländischer im | 
Titel genannt, so unterliegt dieser der Verpflichtung. 

Die amtlichen Publikationen der deutchen Reichs-, Staats- | 
und Gemeindebehörden, des Reichstages oder der Landesvertretung I 
eines deutschen Bundesstaates, auf welchen nach S 12 des Reichs- 
pressgeseizes die Angabe eines Druckers nicht erforderlich ist, sind 
von der herausgebenden Behörde, gerichtlich verbotene Druck- 
schriften von den Gerichtsbehörden den I^ndesbibliotheken zu | 
überweisen. 

2. Der Umfang der Verpflichtung. Die Verptiichtung 1 
ist nur auf das inhaltlich, nicht das typographisch oder sonstl 
hinsichtlich der Ausstattung Abweichende auszudehnen. Dagegen 1 
sind die Grenzen in ersterer Beziehung möglichst weit zu ziehen. | 

Von Werken, die gleichzeitig in verschiedenem Umfange i 
z. B. mit und ohne Karten erscheinen, ist nur das vollständigere J 
Exemplar zu liefern; bei gleichzeitiger Ausgabe in verschiedener J 
Ausstattung, das Exemplar vom besten Papier,grösstenFormat U.S. f. 
(Luxusbände jedoch ausgenommen). Bei illustrirten Werken, die 
kolorin und unkolorirt ausgegeben werden, kann die Bibliotheks- 
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Verwaltung unter Umständen von der Forderung der unkolorirten 
Ausgabe Absland nehmen. 

Unveränderte neue (Titel-) Auflagen, sowie Kestauflageiif 
die in anderen Besitz Übergehen und unter Vordruck der neuen 
Verlagsfirma vertrieben werden, sind abgabefrei, wenn schon früher 
eine Hinierleguag innerhalb des deutschen Reichsgebietes nach- 
weislich stattgefunden hat und sie im Titel die Bezeichnung als 
unveränderte Auflagen u. s. w. tragen. 

Im Deutschen Reich ist die Abgabepflieht auf alle Druck- 
schriften auszudehnen, welche nach § 6 des R. Pr, G. der Angabe 
eines Druckers bezw. Druckers und Verlegers bedürfen. Allgemeiner 
Gesichtspunkt für die Ausschliessung ist, dass nur als Schema, 
Formular und Privatanzeige, aber nicht textlich und allgemein 
wichtige Schriften befreit sind (z. B. Preiszettel, Visitenkarten, 
Farailienanzeigen , Mittheilungen über GeschO ftseröftnungen und 
ahnliche kleine Accidenzdrucke). Dagegen sind die Erzeugnisse 
anderer mechanischer Vervielfaliigungsarten, wie Kupfer- und 
Stahlstiche, Litho-, Xylo-, Photographieen, Karten und Musikalien 
der Verpflichtung zu unterwerfen. Bildliche Darstellungen, die nur 
zur Ausiheilung an Freunde bestimmt sind und nicht in den 
Handel gelangen, sind davon auszunehmen. 

Die Abgabe von zwei Exemplaren ist eine ausreichende Ge- 
währ für die Erhaltung der Landeshtteratur, wenn die Exemplare 
auf dauerhaftem Papier von besdmmler Zusammensetzung abge- 
liefert werden. Ein Exemplar reicht schon wegen der Zufällig- 
keiten nicht aus, denen ein Buch durch Benutzung, Umzüge, Feuer- 
und Wasserschaden u, s, f. unterworfen ist. 

Die empfangsberechtigten Institute. Das eine der 
Pflichtexemplare hat die Hauptbibliothek des Landes, das andere 
die Bibliothek des Distriktes aufzubewahren, in welchem das Werk 
verlegt oder gedruckt worden ist. Unter den letzteren ist den 
Landes- vor den Universitätsbibliotheken der Vorzug zu geben. 
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Die AufbeM-ahrung der politischen Zeitungen liegt im Inter- 
esse nicht nur der gelehrten, sondern weiterer Kreise; sie empäehll J 
sich daher in besonderen Landesmuseen (IXr Zeitungen. 

Die Bibliotheken verkehren mit den Verptlichteten in Bezug 
auf die Entgegennahme der Druckartikel und etwaige Reklamatioaec 
direkt, ohne Vermittelung von Zwischenbehörden, 

Der Zeitpunkt der Ablieferung. Die Ablieferung hat 
viermal im Jahre zu Beginn jedes Vierteljahres in zweiwöchentlicher I 
Frist zu erfolgen. Diese Termine sind wegen der mit Schluss des 1 
Kalenderjahres eintretenden Vollständigkeit der Jahrgänge der 
meisten deutschen Zeitschriften die geeignetsten. Sowohl von 
Büchern als Zeitschriften bezw. Zeitungen') kann jedoch die i 
Bibliolheksvenvaltung eine frühere Einsendung verlangen, welche i 
dann spätestens 8 Tage nach erhaltener Aufforderung zu er- , 
folgen hat. 

Die Kontrollmittel. Die periodischen Bücherverzeichnisse, 
gelegentliche Anzeigen und die amtlichen Zeitungs Preislisten dieaen 
den Bibliotheken für den grösseren Theil der buchhändlerisch ver- 
triebenen Litteratur bezw. der Zeitungen mit Postdebit als Kontroll- 
mittel. Für die zahlreichen übrigen Druckschriften sind in kleineren 
Bezirken staatliche Sammelstätten zu errichten, welche subsidiär 
die Rechte der Bibliotheken wahrnehmen. Sie Übersenden den- 
selben die eingesammelten Druckschriften viermal im Jahre, zugleich 
mit den etwaigen Resiantenlisten. 

Ein doppelt ausgefenigtes Verzeichniss der Verlags- bezw. 
Dmckanikel ist von den verpflichteten Gewerb etreibendeii u. s. w. , 



•) Zu lange Ablieferungsfristen machen die Sammlung vollständiger 
Jahrgänge von Tageszeitungen unmöglich; zu kurze, etwa sofort nach 
Erscheinen, führen zu einer onverhiältnissmUssigen Arbeitsbelastung der 
Bibliotheken und zu zahlreichen Reklamationen. Nach meinen Erfahrungen 
bewahrt sich die Uebersendung in etwa dreimonadichen Zwischenrä 
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den Sendungen an die Bibliothek beizuftSgen. Eines derselben geht 
mit der Unterschrift der Verwahung versehen an den Absender 
zurück. 

Die Strafbesiimmungen und die Verjährung. DieEin- 
ziehung nicht gelieferter Druckwerke erfolgt auf dem kürzesten 
Wege, dem der exekuiivis.chen Beitreibung durch die Verwaltungs- 
behörden, auf direkten Antrag der geschädigten Biblioiheks Verwal- 
tung. Ist die Schrift (bezw. die Nummer, das Heft) nicht mehr 
zu beschaffen, so treten polizeiliche Geldstrafen ein. 

lieber die Verjährungsfristen sind besondere Bestimmungen 
zu treffen. Sie müssen lang genug sein, um den Bibliotheken die 
Prüfung eingeliefener Druckschriften auf Vollständigkeit und die 
nöihigen Reklamationen bei den Verpflichteten bezw. den Exe- 
kutionsanirag bei den Verwaltungsinstanzen zu ermöglichen. 



Im Deutschen Reich sollte die Sorge für die Erhahung der 
nationalen Lineraiur, entgegen der Auffassung des Reichstages im 
Jahre 1874, als Angelegenheit des Reiches, nicht der partikularen 
Gesetzgebung bebandelt werden. Denn die Aufgaben der natioiia- 
len Geschichtsschreibung sind nicht erfüllbar, ohne dass das Reich 
selbst für das Material eintritt, welches die Grundlage der Erkennt- 
niss seiner inneren und Busseren Beziehungen bildet. Diese natio- 
nale Pflicht darf nicht auf die vielköpfige Gesetzgebung der Einzel- 
staaien abgewälzt werden, auf deren Gestaltung und Handhabung 
das Reich keinen Einfluss hat. Dagegen kann das Recht derselben, 
reformirend im Gebiet der P flicht exe mplargesetzgebung vorzu- 
gehen und die Verpflichtungen selbst zu erweitern oder neue ein- 
zuführen, nicht bezweifelt werden. Die von einzelnen Autoren 
aufgestellten entgegengesetzten Behauptungen siUtzen sich auf den 
Wonlaut des S30. Abs. 3 des R.-Pr.-G. (siehe oben S. 188): Die „Vor- 
schriften der Landesgesetze" bleiben „unberührt". Sie folgern daraus. 
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das Gesetz habe nur die partikulare lex lata in ihrem Fort 
bestände, nicht aber das Recht zum Erlass neuer Gesetze schUtzeit'l 
wollen'). Dagegen lautet das gewichtige Zeugniss A, F. Berner'sl 
(Press-R. S. 3^3) dahin, dass die Regelung dieses Gegenstandes I 
reichsgesetzlich völlig den Einzelsiaatcn überlassen worden sei. 

In der That entspricht diese Auffassung nur der von R^ie- 
rung und Reichstag im Jahre 1874. Die Motive zu S 29 der Re- 
gierungsvorlage (=; S 30 des R.-Pr.-G.) lauten u. A. (Sten. Ber. 
Bd. 3. S. i43)r „Die bezügliche Verpflichtung berührt nur partikulare 
Interessen und die Frage ihres Fortbestandes erscheint für eine 
gemeinsame Gesetzgebung über die Presse ohne Bedeutung.'" Aus 
der Begründung, dass die Verpflichtung nur partikulare Interessen 
berühre, lässl sich gewiss nicht herauslesen, dass eine Neuregelung 
der Verpflichtung nicht mehr partikulare, sondern Reichsinteressen 
berühre. Die Meinung des Reichstages fasste am Schluss der 1 
3. Lesung der Abg. Hullmann in den Worten zusammen (Sten. Ber. ' 
Bd. 2, S, 117), dass der Kernpunkt der Frage sei: „Aufhebung des 
Rechts auf Freiexemplare durch die Reichsgeseizgebung oder Ueber- 
lassung der ganzen Materie an die Landesgesetzgebung"'), Der 1 
Reichstag entschied sich in der darauf folgenden Abstimmung für I 
das letztere. Jede andere Deumng trägt also nicht der Absicht 
Rechnung, in welcher die Bestimmung des § 30 von den gesetz- 
gebenden Faktoren erlassen worden ist. 



') Diese Auffassung venritt z.B. Weidling in dem schon genann- 
1 Aufsatz im Börsenblatt f. d. d. B. 1887 S. 46B0. 

') Vergl. auch die Hultmann zustimmende Bemerkung Marquard- 
n's in seinem Kommentar zum R.-Pr.-G. S. i56. 
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Zu Seite 122 — 137 (die in Preussen geltenden Bestimmungen); 
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1. Bekanntmachung (Mm.-B!. f. d. i. V. in d. preuss. St. 1840 S. 94). 

Von dem König), hohen Ministerium der geistlichen, Umer- 
richis- und Medizinal-Angelegenheiten bin ich beauftragt worden, 
die folgenden, ia Beziehung auf die gesetzliche Verpflichtung zur 
Abgabe von Pflichtexemplaren an die hiesige Kömgl. Bibliothek 
von sämmtlichen in den Königl. Preuss, Staaten verlegten oder 
gedruckten Büchern und Zeitschriften, von Hochdemselben nach- 
träglich erlassenen Bestimmungen durch die Regi er ungs- Amtsblätter 
zur Kennmiss der Herren Buchhändler, Buchdruckerei-Besiizer und 
Selbst Verleger zu bringen. 

1) Die inländischen Buchhändler, Buchdruckerei-ßesiizer und 
Selb st Verleger, in sofern sie der ihnen nach der Bestimmung No. 5 
der Allerhöchsten Kabineis- Ordre vom 28, Dezember 1024 ob- 
liegenden Verpflichtung, wie es bisher häutig geschehen, nicht von 
selbst nachkommen, haben den von der Verwaltung der hiesigen 
Konigl. Bibliothek an sie ergehenden Aufforderungen zur Einsen- 
dung der Pflichtexemplare von den von ihnen verlegten oder für 
auslandische Buchhändler oder Selbst verleget gedruckten Büchern 
und Zeitschriften jederzeit sofort Folge zu leisten, und spätestens, 
von dem Tage des Empfangs der Aufforderung an gerechnet, 
nach Verlauf von acht Tagen die in Berlin wohnhaften und nach 
Verlauf von vier Wochen die ausserhalb Berlin wohnenden Buch- 
händler, Buchdrucker und Selb st verleget, die Einsendung der ver- 
langten Schriften an die Königl. Bibhothek zu bewirken, oder der- 
selben binnen der gedachten Frist den genügenden Grund schriftlich 
anzuzeigen, weshalb die Einsendung nicht erfolgt. 

2) Vom I. Jan. 1840 an sind nur von denjenigen inlandischen 
Zeitschriften, deren Zusendung in einzelnen Siücken oder Heften 
von der Verwaltung der Königl. Bibliothek ausdrücklich verlangt 
wird, die Stücke oder Hefte sogleich nach deren Erscheinung 
durch die Post an die König). Bibliothek zu befördern; von allen 
übrigen Zeitschriften sind dagegen von dem gedachten Zeitpunkte 
an aie Pflichtexemplare erst am Schlüsse jedes Jahres in vollstän- 
digen Jahrgängen an die Königl. Bibliothek zu übersenden. 

3) Von den im inländischen Buchhandel erscheinenden ein- 
zelneii Abdrücken aus grösseren Werken, insbesondere den Ab- 
handlungen inländischer gelehrter Gesellschaften und Vereine, 
Zeitschriften u. s. w. ist die Ablieferung der gesetzlichen Pflicht- 
exemplare an die hiesige Königl. Bibliothek m derselben Weise 
wie von andern literarischen Publikationen zu bewirken. 



änderung erlitten haben, jedoch als neue Auftagen auf dem Titel 
bezeichnet werden, ist gleichfalls die Abgabe der gesetzlichen Pflicht- 
exemplare aa die hiesige König]. Bibliothek zu bewirken. 

5) Wenn eine irdyndlsche Buchhandlung mehrere oder sämmt- 
liche noch vorräthige Exemplare eines Werkes von einer inlän- 
dischen oder auslänaischen Buchhandlung oder von einem inlän- 
dischen oder auslandischen Selbst^■e^leger käuflich erwirbt, und 
dieselbe auf dem Titel des Werks, oder durch den Mess-Katalog, 
oder durch sonstige Anzeigen, sich als nunmehrige Verlcßerin 
desselben bezeichnet, so sind auch von dergleichen Artikeln die 
gesetzlichen Pflichtexemplare an die hiesige Königl. Bibliothek 
abzuliefern. 

Indem ich des obengedacJiten hohen Auftrags mich hierdurch 
entledige, ersuche ich die Herren Buchhändler, Buchdruckerei- 
Besitzer und Selbst Verleger, durch pünktliche Befolgung der vor- 
siehenden nachträglichen Anordnungen zu einer wünschenswert hen 
Vereinfachung des weilläuftigen Geschäfts der Einziehung der 
Pflichtexemplare von den inländischen Verlags- und Drucksachen 
gefalligst beitragen zu wollen, Berlin, den 24. Dezember 1S39. 
Der Königl. Geheime Regierungs-Rath und Ober-Bibliothekar. 
Wilken. 



2. Bekanntmachung des Königl. Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen*) wegen der von den Verlegern von Druckschriften 
an die Königl. Bibliothek zu Berlin, sowie an die Universitäts- 
Blbliothek in der Provinz, abzuliefernden Freiexemplare, 1 
11. Februar 1847 (■Mjn.-Bl. f. d. i. V. 1847 S. 85/86). 

Nach der Bestimmung der Allerhöchsten Kabinetsordre vOdj 
28. Dezember 1S34 (Ges. -Samml. de 1825 S. 2) sub No. 5 ist iedel 
Verleger einer Druckschrift schuldig, von jedem seiner Verlag" 
Artikel zwei Exemplare, und zwar eines an die grosse BibliothtL 
in Berlin, das andere aber an die Bibliolhek der Universität de^ 
jenigen Provinz, in welcher der Verleger wohnt, unentgeltlich eii^ 
zusenden (Anl, a. und b.). Diese Bestimmung ist neuerlich bta 
mehrfachen Verlags-Artikeln von den Verlegern unbeachtet ga- 
blieben, und wird daher zur genauesten Befolgung hierdurch mit ■ 
dem Bemerken in Erinnerung gebracht, wie diejenigen Verleger 
von Druckschriften, welche ihrer gesetzlichen Verpflichtung nicht 
unerinnert nachkommen, zu gewärtigen haben, dass diejenigen 
Verlags- Artikel, von welchen die Freiexemplare nicht r-"-- ■ 



lucli von den übrigen Künigl. 



ticht spätesien^^^^ 

O b erpräsidentl^^^H 



I 



binnen 3 Monaien nach Ablauf des Jahres der Herausgabe an die 
betreffenden beiden Bibliotheken eingesendet sind, unverzüglich 
im Wege des Buchhandels angekiiufi und die Kosten des An- 
kaufes von den Säumigen eingezogen werden. Magdeburg, den 
II. Februar 1847. 

Der Oberpräsiden! der Provinz Sachsen . . . 



28. 



Demnächst bestimme 
12. 1834; vergl. S. 123.] 



[Anlage] 
Ich . . . 



Folgt S 5 der Kab.-O. 



1 
! 

L 



[Anlage] b. 

Um die durch die Allerhöchste Kabinetsordre vom 28. De- 
zember 1824 über einige nähere, die Censür betreffende Bestimmungen 
unter No. 5 erneuerte Anordnung, wonach jeder inländische_ Ver- 
leger von Druckschriften schuldig ist, ein Exemplar von jedem 
seiner Verlagsartikel an die hiesige grosse König!. Bibliothek ab- 
zuliefern, zu einer regelmässigen Ausführung zu bringen, hat das 
Ministerium folgende nähere Festsetzungen hierüber für nöthig 
erachtet: 

1) Es kann zwar keinem Zweifel unterworfen sein, dass, wenn 
ein inlandischer Schriftsteller Selbst -Verleg er einer von ihm ver- 
fassten Schrift ist, er selbst auch für richtige Ablieferung des an 
die hiesige grosse Königl. Bibliothek abzugebenden Freiexemplars 
einstehe und dafür Sorge tragen muss. Nicht minder aber ist er 
hierzu verpflichtet, wenn er selbst auch nicht die Druckkosten des 
Werks getragen hat, sondern diese von einem Andern bestritten 
sind, Ist der Selbst- Verleger einer Schrift ein Auswartiger, so 
muss der inländische Buchdrucker, welcher dieselbe gedruckt hat, 
für die richtige Ablieferung des Freiexemplars sorgen. 

z) Erscheint ein Werk in verschiedenen Ausgaben, z. B. auf 
Druck- und Schreib- oder Velin-Papier, ohne Kupfer und Karten, 
und mit denselben, mit schwarzen und mit illumininen Kupfern 
und Karten, so muss immer ein Exemplar der besten und voll- 
ständigsten Ausgabe an die hiesige Königl. Bibhothek unentgeltlich 
abgeliefert werden; Pracht- und Präsent-Exemplare auf dickem 
und steifem Papiere jedoch ausgenommen. 

3) Die Termine der Ablieferungen sind vier Wochen nach 
Beendigung jeder Oster- und jeder Michaelis-Messe. Alsdann ist 
jeder Verleger, oder wer sonst für die Ablieferung zu sorgen hat, 
verpflichtet, von jedem seiner jedesmaligen neuen Verlagsartikel 
ein Exemplar an die hiesige Königl. Bibliothek einzusenden, und 
die bei derselben angestellten Bibliothekare sind berechtigt, darauf 
zu dringen. 

4) Sollte ein Verpflichteter einmal diese Termine inne zu 
halten verbinden sein, so muss er die Ablieferung der Freiexem- 
plare seiner sämmthchen im Laufe des Jahre.i gedruckten Verlags- 
iirtikel spätestens am Schlüsse des Jahres — falls dieselbe nicht 
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früher von den Biblioihekaren verlangt sein sollte — bewerk- 
Sielligen. Wenn ein Buchhändler im Laufe des ganzen Jahres 
nichts verlegt hat, so muss er dies ebenfalls am Jahresschlüsse der 
hiesigen Königl. Bibliothek ausdrücklich und schriftlich anzeigen. 

5) Jeder Verleger ist verbunden, ein Verzeichniss seiner Ver- 
lagsartikel, welche er der Königl. Bibliothek übersendet, derselben 
in duplo beizulegen, wovon er das eine Exemplar zurückerhält. 
um sich in einem streitigen Falle damit auszuweisen, das andere 
aber bei den Akten der König!. Bibliothek aufbewahrt wird. 

Das Ministerium trägt Ew. . . . auf, obige Festsetzungen durch 
die Amtsblätter zur allgemeinen Kenniniss zu bringen, und hegt 
zu sämmtlichen Verlegern von Druckschriften im Preussischen 
Staate das Vertrauen, dass sie durch pünktliche Befolgung derselben 
die hiesige Königl. Bibliothek, als die Central-Bibliothek des Staats, 
mit den Produkten der typographischen Industrie desselben in 
gehöriger Vollständigkeit auszustatten sich beeifern, und eine Ehre 
darin setzen werden, zu deren Ausbildung zu einem wahrhaft 
nationalen Institut das Ihre beitragen zu können. 

Damit aber von Seiten der Königl. Bibliothek die Ablieferung 

fehörig kontrollirt werden könne, so veranlasst das Ministerium 
!w. . . . hierdurch, am Schlüsse jedes Jahres ein Verzeichniss der 
in doniger Provinz gedruckten Schriften, mit Einschluss der 
Wochen-, Monats- und allgemeinen Zeitschriften, mit Bemerkung 
der Verleger, der Königl. Bibliothek zu übersenden, welches um 
so leichter möglich sein wird, da alljährlich von jedem Censor ein 
Verzeichniss der von ihm censinen Schriften dem OberprSsidio 
seiner Provinz eingereicht werden muss. 

Zugleich Uberlässt das Ministerium Ew ähnliche Be- 
stimmungen auch wegen Ablieferung der an die Universität, wohin 
das zwene Exemplar der in dortiger Provinz verlegten Druck- 
schriften abgegeben werden muss, zu treffen, und darf von Ihnen 
nachdrückliche Au frech t halt ung der getroffenen Anordnungen und 
in vorkommenden Fallen kräftige Wahrnehmung des Interesse der 
Bibliotheken zuversichtlich erwarten. Berlin, den 1, März 1826. 



Ministerium der geistlichen pp. Angelegenhei 
An sämmdiche Königl. OberpriSsidenten. 



3. Allerhöchste Kabinetsordre, wegen der von den inländischen 
Verlegern von Druckschriften und Kunstwerken an die Königl. 
Bibliothek zu Berlin, sowie an die Universitäts-Bibliothek in 
der Provinz, abzuliefernden Freiexemplare, vom 12. März 1847 

(Min.-Bl. f. d. i. V. 1B47 S. 164). 

Einverstanden mit der von dem Staatsministerium in dem 
Berichte vom 27. v. M. entwickelten Ansicht in Betreff' der von 
Druckschriften und Kunstwerken inländischen Verlags an die 
Bibliotheken abzuliefernden Freiexemplare, genehmige Ich, dass 



b, dass ^^^1 



l 



bei den in dieser Beziehung nach Massgabe der Kabiaetsordre 
V. 28, Dezbr. 1824 ad 5 (Ges .-Samml. Jahrg. 1825 S. 3} bisher io 
Anwendung gebrachten Grundsätzen sein Bewenden behalt, wonach 
alle Druckschrifien ohne Ausnahme, Kupferwerke und Landkarten 
aber dann als ablieferungspflichtig anzusehen sind, wenn sie in 
Begleitung eines gedruckten Textes, gleichviel von welchem Um- 
fange und welcher Bedeutung, erscheinen. 



4, Cirkular -Verfügung an sämmtliche König], Regierungen, 
betreffend die Verpflichtung dsr inländischen Verleger zur 
Ablieferung von Freiexemplaren erschienener Druckschriften 
und Kunstwerke an die öffentlichen Bibliotheken, vom 
17. April 1847 (Min.-Bl. f. d. i. V. 1847 S. ij7). 

Der Königl. Regierung lasse ich in der Anlage (a.J Abschrift 
einer an die ausserordentUchen Regierungsbevollmächtigten an den 
Königlichen Universitäten erlassenen Verfügung, betreffend die von 
Druckschrifien und Kunstwerken inländischen Verlags an die 
öff'entlichen Bibliotheken abzuliefernden Freiexemplare, mit der 
Veranlassung zugehen, die von des Königs Majestät hinsichtlich 
der Ablieferungspflicht getroffene Allerhöchste Entscheidung auf 
geeignetem Wege zur Kenntniss der Buch- und Kunsthändler zu 
bringen. 

Der Minister der geistlichen pp. Angelegenheiten . . . 

[Anlage] a. 
Das Censur-Reglement vom 28. Dezember i82ii No. 5 (Gesetz- 
Samml. 1825 S. 3) verordnet, dass jeder Verleger schuldig sein soll, 
zwei Exemplare jedes seiner Verlagsartikel und zwar eins an die 

e rosse Bibliothek nieselbst, das andere aber an die Bibliothek der 
Iniversität derjenigen Provinz, in welcher der Verleger wohnt, 
abzuliefern. Diese Bestimmung hai nach zwei Seiten Antrage auf 
Erweiterung, resp. Beschränkung erfahren. Von Seiten der Verleger 
ist das Verlangen kund gegeben worden, diese Leistung auf 
eigentliche Druckwerke zu beschranken, dergestalt, dass nicht 
nur einzelne KupferblSner, sondern auch solche Kupferwerke, zu 
denen der Text nur eine erläuternde Zugabe bildet, von der 
Ablieferung ausgeschlossen bleiben. Seitens der Bibliothek-Ver- 
wahung ist dagegen eine Erweiterung dahin vorgeschlagen worden, 
dass nicht blos eigentliche Drucksachen, sonaern auch Kunst- 
erzeugntsse, die dem Verlagshandel angehören, der Ablieferung 
unterworfen werden möchten. 

Von Seiten des Ministeriums der geistlichen pp. Angelegen- 
heiten war früher beabsichtigt worden, die nach den bestehenden 
Vorschriften nur für Druckwerke angeordnete Ablieferung von 
Freiexemplaren an öffentliche Sammlungen auch auf Kunstwerke 
auszudehnen, als Entschädigung für diese neue Last aber den Ver- 
legern der Kunstwerke einen vermehrten Schutz gegen Nachdruck 
zu verleihen. Inzwischen hat die deutsche Bundesversammlung bei 



Revision ihres Beschlusses vom g, November 1837 den Schuu 
gegen Nachdrutk auch bei Kunstwerken auf ein erweitertes Mass 
ausgedehnt, über welches hinaus ein weiteres BedUrfniss in den 
einzelnen Bundesstaaten vielleicht nur in den seltensten Fällen ein- 
treten dürfte. Durch das Publikations-Patent vom 16. Januar v. J. 
(Gesetzsam ml. S. 140) ist dieser neue Bundes beschluss vom 19. Juni 
184s auch in den diesseitigen Siaaien zum Gesetz erhoben worden, 
und es ist damit die Basis f>efallen, auf welcher frUherhin an eitie 
Erweiterung der Ablieferungspflicht gedacht werden konnte, 

Des Königs Majestät haben demnach auf den von dem Königl. 
Staatsministerium gehaltenen Vortrag mittelst Allerh. Kabinets- 
ordre vom 12. Mflrz d. J, zu genehmigen geruht, dass es in BetreÖ 
der von Drucksachen und Kunstwerken inländischen Verlags an 
die Bibliotheken abzuliefernden Freiexemplare bei den in dieser 
Beziehung nach Massgabe des Censur- Reglements vom 28. Dezem- 
ber 1834 ad 5 bisher in Anwendung gebrachten Grundsätzen sein 
Bewenden behalt wonach alle Druckschriften ohne Ausnahme, 
Kupfenverke und Landkarten aber nur dann als abüeferungs- 
nflichiig anzusehen sind, wenn sie in Begleitung eines gedruckten 
Textes, gleichviel von welchem Umfange und welcher Bedeutung, 
erscheinen. 

Da hinsichtlich des Umfanges der Ablieferungspflicht in 
neuerer Zeit mehrfach Zweifel angeregt worden sind, so setze idi 
Ew. Hochw. von dieser Allerh. Bestimmung mit dem Ersuchen in 
Kenntniss, danach bei Einforderung der von den Verlegern abzu- 
liefernden Freiexemplare in Zukunft gefälligst zu verfahren. 
Minisieriuni der geistlichen pp, Angelegenheiten . . . 

An sämmtliche Königl. Regierungs-Bevollmächtigte der Uaä 
versiiäien, sowie an den Königl. Oberbibliothekar zu Bertin. 



Bescheid an den Ober- Bibliothekar, Geh. Regierungs-Räl 
Dr. Pertz, die von neuen Verlags -Artikeln an die KOnigllchi 
Bibliothek in Berlin abzuliefernden Frei- Exemplare 
treffend, vom 24. Juli 1863 (Min. Bl. f. li. i. V. 1865 S. 247. — 
Bl. f. d. U. V. 1B65 S. 472). 

Auf den Bericht vom 37. v. M., die Verabfolgung von Frd^ 
Exemplaren neuer Verlags- Artikel betreffend, erwidere ich Ew, 
Hochwohlgeboren, dass, da nach No. 5 des Allerhöchsten Erlasses 
vom 28, Dezember 1824 jeder Verleger schuldig ist, zwei Exemplare 
jedes seiner Verlags- Artikel unentgeltlich abzuliefern, diese Be- 
stimmung überall zur Anwendung zu bringen ist, wo neben einem 
auswönigen Verleger ein inlandischer Verleger auf dem Titel 
namhaft gemacht ist. 

Der Einwand, dass hiermit nur der Bezugsweg ftir die Ab- 
nehmer des Werks angedeutet werden solle, verdient keine Be- 
rücksichtigung, da den Verlegern unbenommen ist, hierfür^ einen 
entsprechenden Ausdruck zu wählen und sich so gegen die An- 
forderung der Lieferung der gesetzlichen Frei-Exemplare zu schützen. 




Der Behörde aber kann nicht ziigemuthet werden, zu untersuchen, 
ob die zwischen ausländischen und inlandischen Buchhandlungen 
getroffenen Verabredungen sich mit den Angaben auf dem Tiiel 
eines Verlags- Artikels in Uebereinsiimmung befinden oder nicht. 
Ihr genügt es, dass auf dem Titel ein inländischer Verleger genannt 
ist, an den sie sich zu hahen hat. Dem Letzteren muss es über- 
lassen bleiben, entweder sich seine Nam haftmach ung auf dem Titel 
als Verleger zu verbitten, oder sich durch den ausländischen Ver- 
leger zur Erfüllung der daraus für ihn resuhirenden PHichtea in 
den Stand setzen zu lassen. 

Der Minister der geistlichen pp. Angelegenheilen . , . 
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6, [Die nicht gedruckte Verf. des Min. d. I. vom 2. Jan. 1871 

ordnet an, dass die Druckschriften-Verzeichnisse von den Polizei- 
behörden an die Provinzial- Universität nur noch jährlich, nicht 
mehr, wie durch Erlass vom 4. März und 8. April 1853 bestimmt 
rtel jährlich eingeschickt werden und dass die Vakat- 
Anzeigen an die Kg). Bibliothek in Beriin künftig fonfallen soUen.l 

7. Fortdauer der Verpflichtung zur Verabfolgung neuer Ver- 
lags-Artikel an die Königliche Bibliothek zu Berlin und an 
die Provinzial-Bibliothek. Berlin, den 4. August 1876 (C. Bl. f. d. U. 
V. 1876 S. 527 No. Ji8). 

Nach Anzeige des Ober-Bibliothekars der hiesigen Königlichen 
Bibliothek haben in diesem Jahre verschiedene Verlagsbuchhand- 
lungen der Aufforderung, die Pflichtexemplare ihrer Verlags-Ariikel 
abzuliefern, nur unter dem Vorbehalt ihrer etwaigen Regress- 
ansprüche entsprochen und zum Theil die Ablieferung sogar 
gänzlich verweigert. Dieses Verfahren ist insbesondere von den 
Buchhandlungen p. p. eingehalten worden. 

Während die übrigen Verwaltungsbehörden dem Ansuchen 
des Oberbiblioihekars, die im Rückstande betindlichen Buchhand- 
lungen zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten anzuhalten, anstandslos 
nachgekommen sind, hat die Königliche Regierung in Ihrem 
Schreiben an den Oberbibliothekar, Geheimen Regier ungsrath und 
Professor Dr. Lepsius, vom iq. Februar d, J. dieses Ansinnen ab- 

Selehnt, weil es zweifelhaft sei, ob die fragliche Verpflichtung der 
uchhandlungen noch zu Recht bestehe und ob die Verwaltungs- 
behörden zu executivischer Beitreibung der Pflichtexemplare be- 
fugt seien. 

Diese Zweifei können nicht für begründet erachtet werden, 
da es keinem Bedenken unterliegt, dass die durch die Allerhöchste 
Cabinets - Ordre vom 28. December 1824 sub No. 5 [Gesetz- 
sammlung 1825 Seite 2) wieder eingeführte Verpflichtung des 
Verlegers, von seinen Verlags-Artikeln ein Exemplar an die hiesige 
KönigHche Bibliothek und ein zweites an die betreffende Provinzial- 
Bibliothek unentgeltlich einzusenden, weder durch das Preussische 
Pressgesetz vom 12, Mai 1851 (Gesetz- Sammlung 1851 Seite 273), 



noch durch das Reichseeseiz vom 7. Mai 1874 [ Reichs-üesetz- 
Blau 1874 Seite va) berUnn worden ist; die SS ö des ersteren und 
30 des zweiten setzen dies ausdrücklich fest. Die fragliche Ver- 

g flichtung ist ebensowenig durch S 7 ad 6 der ReicBsgewerbe- 
•rdnung vom k. Juni [86g (Bund. Ges. Bl. 186g S. 245) beseitigt 
worden, welche Bestimmung für Preussen gegenüber dem $1,0 des 
Edictes vom 2, November 1810 (Gesetz -Samml. 1810 Seite 79) und 
S 3 der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 184, (Gesetz- Sammlung 
1845 Seite 41) Neues Überhaupt nicht eingefUnrt hat. Deua die 
Ablieferung von Pflichtexemplaren ist nicht als Abgabe anzusehen, 
welche für den Betrieb des buchhändlerischen Gewerbes oder für 
die Berechtigung zu diesem Betriebe zu entrichten war. 

Wohl aber ist dieselbe zu denjenigen Abgaben zu zählen, 
welchen alle Mitglieder einer bestimmten Klasse von AngehSrieen 
des Staates nach der bestehenden Landesverfassung unterworfen 
sind, und bei denen nach S 78. Theil 11. Titel 14 Allgemeinen Laiid- 
rechis und S 36 der Verordnung vom 26. December 1808 ein Prozess 
nicht staltlinden soll. 

Der executivischen Einziehung der Pflichtexemplare Seitens 
der Verwaltungsbehörden steht somit kein Bedenken entgegen. 

Dass die Verordnung vom ^o. Juli 1853 (Ges. Samml. 1853 
; 909} der Sache nicht gedenkt, ist unernebljch, da dieselbe 



r Beitreibung von Steuern und Ab- 



Seii _, ^, 

lediglich das Verfahre 

gaben regelt. 

Die Königliche Regierung wird demgemäss veranlasst, dem 
Ansuchen des Oberbibliothekars der hiesigen Königlichen Bibliothek 
auf Grund der obigen Ausführungen, welche den betheiligten Ver- 
lagsbuchhandlungen zu notificiren sind, Folge zu geben. 
Der Minister des Innern . . , Der Minister der geistlichen p{>*^_ 

Angelegenheiten . . . ^^H 
An die Königliche Regierung zu N. ^^| 



8. [Der Erl. der Min. d. I. und des Unt. vom 24, 11. 1876 enthält 
sachlich nichts, was nicht in dem folgenden Erlass vom 28. 12. 1876 
Aufnahme gefunden hatte.] 



9. Verpflichtung zur Verabfolgung neuer Verlagsartikel an 
die Landesblbllotheken. Kerlin, den 18. Dezember 1876 (C. Bl. f. d. 
U.V. 1877 S. 11). 

Die beiden unter dem 20. v. M. an uns gerichteten, gleich- 
lautenden Eingaben des Vorstandes haben uns keine Veranlassung 
geben können, über die in Frage gestellte Verpflichtung der Buch- 
händler zur Ablieferung zweier Exemplare von ihren Verlags- 
artikeln an die Landesbibliotheken eine anderweite Entscheidui^ 
zu treffen, als dieses in unserem Erlasse vom 4, August d. X. 
geschehen ist. 

Nachdem die älteren, auf diesen Gegenstand bezüglichen Be- 
stimmungen gerade durch die auf das Censurwesen bezügliche 
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Allerhöchste Verordnung vom i8. Oktober 1819 beseitigt worden 
waren, ist diese Aufhebung durch die Allerhöchste Ordre vom 
28. Dezember 1824 wieder rückgängig gemacht worden, welche 
nicht blos Censurfragen betraf und deren keinen Theil des ver- 
fugenden Inhalts bildende Ueberschrift sich durch die Beziehung 
auch ihres sonstigen Inhalts auf die alteren Censuredikte erklärt. 
Demnächst fand die Allerhöchste Kabinetsordre vom 28. Dezember 
[S24 eine weitere Ergänzung durch die Allerhöchste Verordnung 
vom 12. März 1847- iu der Behauptung, dass die Verpflichtung 
zur Ablieferung von Freiexemplaren durch die angezogenen Be- 
stimmungen in einen sachlichen, inneren Zusammenhang mit dem 
Censurwesen getreten sei, liegt hiernach kein Grund vor. Wenn 
daher durch das Pressgesetz vom 17. März 1848 die Censur aufgehoben 
und alle auf die Censur bezüglichen Bestimmungen ausser Kraft 
gesetzt wurden, so war hiermit durchaus nicht ausgesprochen, dass 
Vorschriften beseitigt werden sollten, welche sich zwar in Ver- 
ordnungen befanden, die zumTheilvon dem Censurwesen handelten, 
aber selbst nicht die Censur betrafen. Daher hat auch S 4 des 
Gesetzes vom 30. Juni 1849 ausdrücklich anerkannt, dass die bisher 
nicht aufgehobene Verpflichtung der Verleger, zwei Exemplare ihrer 
Verlagsariikel einzusenden, fortbestände. Dasselbe Anerkenntniss 
hat in S 6 des Gesetzes vom 12. Mai 1851 und in spatere Gesetze 
Aufnahme gefunden. 

Der Minister des Innern . . . Der Minister der geistlichen pp. 

Angelegenheiten . . . 

An den Vorstand der Korporation der Berliner Buchhändler hier. 



10. Ablieferung von Verlagsartikeln an die Königliche Biblio- 
thek zu Berlin und an die Bibliothek der Provtnzial- 
Universität in Beziehung auf Separatabdrucke von nach- 
einander in periodischen Zeitschriften etc. erschienenen 
Publikationen, sowie auf unveränderte neue Auflagen eines 
Werkes. Berlin, den 26. Mära 1881 (Erlasw d. Unterr. Min.; s. C. Bl. 
r. d. U. V. 1881 S. 335). 

Ew. Excellenz haben in dem gefälligen Berichte vom 
30. Januar d. J. die Anfrage an mich gerichtet, ob ein Verleger, 
welcher von einer Reihe von Pubhkationen oder Aufsätzen, die 
zunächst nacheinander in periodischen Schriften, Zeitungen u. dgl. 
erschienen sind. Separat abdrucke veranstaliei, verpflichtet sei, auch 
von diesen Separat ab drucken Pflichtexemplare an die hiesige König- 
liche Bibliothek und die Bibliothek der Provinzial- Universität ab- 
zuliefern. Diese Frage wird unbedingt zu bejahen sein, sobald die 
Separatabdrucke als besondere Verlags an ikel ersciieinen und ge- 
sondert für sich durch den Buchhandel vertrieben werden, während 
sie zu verneinen ist, sobald die Separatabdrucke nur für den Ver- 
fasser und zu privater Vertheilung bestimmt sind. 



Die zweite in dem gefälligen Berichte gestellte Frage, ob andt ' 
von neuen Auflagen eines Werkes ohne Veränderungen (S loii 
Tlieil 1 Titel 1 1 A. L. R.) Pflichtexemplare eingereicht werden 
mllssen, ist bereits unter dem ij. Dezember 1836 in einem Spezial- 
fall und allgemein in der durcn Erlass vom 25. Februar iSao an 
sammtliche Königliche Regierungen miigetheilicn Bekanntmacliung 
des Oberbibliothekars Dr. Wilken vom 24. Dezember [839 (3664) 
von dem damaligen Minister der geistlichen pp. Angelegenheiten 
bejahend beantwortet worden, und ich finde mich nichl veranlasst, 
von der damaligen Entscheidung abzugehen. 

von Putikamer. 

An den KönigL Universiiäts-Kurator etc. zu N. 



II. Cirkular an die Könlgl. Regierungspräsidenten, resp. 
Königl. Regierungen, Landdrostelen etc. und abschriftlich 
an die Königl, Oberpräsidenten, die Einlieferung von Exem- 
plaren der von Behörden publizirten Schriften an die hiesige 
Königl. Bibliothek betreffend, vom 1. Juli 1882 (Min. Bl. f. d. i. 
V. 1S82 S. 170')). 

Nach einer Minheilung des Herrn Ministers der geistlichen, 
Unterrichts- und der Medizinal -Angelegenheiten hat der Ober- 
biblioihekar der hiesigen Königlichen Bibliothek auf die Uebelstände 
aufmerksam gemacht, welche der Königlichen Bibliothek daraus 
erwachsen, dass verschiedene Behörden die Einlieferung der von 
ihnen publizirten Schriften an die Bibliothek nicht vollständig und 
regelmässig bewirken. Eine solche Einlieferung ist insbesondere 
erforderlich hinsichtlich der amtlichen Verordnungsblätter, der 
Reciilative für Beamte, Verwaltungsberichie, Verhandlungen von 
politischen Körperschaften, z. B, der Provjnziallandtage, derlierichte 
und Protokolle von Kommissionen, Berichte Über lol^ale Ereignisse, 
sowie der im Auftrage von Behörden unternommenen Informations- 
reisen etc. Wir nehmen aus der erwähnten Mittheilung Anlass. 
Ew. Hoch wohlgeboren ergebenst zu ersuchen, gefälligst darauf 
hinwirken zu wollen, dass die mittelst der Verfügung des Ministers 
des Innern an die Königlichen Regierungen etc. vom 20. Ok lober 1862 
getroffene Bestimmung*), wonach der Königlichen Bibliothek und 
sammtlichen Universiiäts- Bibliotheken Preussens von allen auf 
Öftenthche Kosten hergestellten Werken ein Exemplar unentgeltlich 
zu Überweisen ist, in Ansehung des dortigen Ressorts überall 
genügt werde. Die Einlieferung von periodischen Schriften ist 
nach Ablauf des Jahres, die von selbst ständigen nicht periodischen 
Schriften alsbald nach dem Erscheinen zu bewirken. 



Der Minister des Inaern . 



Der Finanz-Min 



') Den gleichen Gegenstand betreften die beiden Erl. 1 
ö. 5. rSSi (C. Bl. r. d. U. V. 1882 S. 537 f.). 

') Diese Bestimmung ist im Min. Bl. f. d. i, V. nicht enthalt^ 



— 227 — 

12. Bekanntmachung wegen der an die Königlichen Biblio- 
theken zu Hannover und Göttingen abzuliefernden Exem- 
plare von allen im Königreiche Hannover verlegt oder 
gedruckt werdenden Büchern, wie auch wegen Einsendung 
der Cataloge von den öffentlich meistbietend zu verkaufenden 
Büchern, Handschriften, Landcharten und Situations-Planen. 
Hannover, den 19. MUrz 1828 (Ges.-S. i8i8 S. 19 ir.). 

Da Wir erforderlidi erachten, diejenigen Vorschriften zu 
erneuern und zur allgemeinen Nachachtung respective wieder 
bekannt zu machen und auf die neu acquirirten Landcsiheile aus- 
zudehnen, welche schon früher über die von allen in den hiesigen 
Landen verlegt und gedruckt werdenden Büchern an die Keniglicnen 
Bibliotheken abzuliefernden Exemplare erlassen sind, denen aber 
in der letztern Zeit nicht immer gehörig nachgelebt wird: so ge- 
schiehet solches hiemit und in der Maafse, dass, von der Publication 
dieser Bekanntmachung an, 

1) ein jeder Buchhöndler verbunden seyn soll, von allen 
Büchern und Schriften, die er verlegt, zum Besten der Bibliotheken 
sowohl, wie der Wissenschaften überhaupt, deren Cultur durch 
wohlgeordnete, zu jedermanns Gebrauch offen stehende Bücher- 
Sammlungen wesentlich befördert wird, ein Exemplar an die hiesige 
Königliche Bibliolhek, und eins an die Bibliothek der Universität 
Göttingen abzuliefern. 

Ebenso muss 

3) ein jeder Buchdrucker von allen Büchern, mit welchen er, 
als mit eigenem Selbst- Verlag, Handlung treibt, und in deren 
Betracht er mithin wie ein Buchhändler anzusehen ist, so wie von 
solchen Büchern, die von ihm für andere als inländische Verleger, 
z. B. für auswärtige Buchhandlungen, auf Kosten der SchriftsteUer, 
auf Subscription, Priinumeraiion etc. gedruckt werden, ebenfalls 
zwei Exemplare nach der vorstehenden Vorschrift abliefern. 

3) Die in dieser Bekanntmachung enthaltene Vorschrift erstreckt 
sich nicht blos auf Bücher, sondern auch auf Landcharten, oder was 
sonst in irgend eins der wissenschaftlichen Fächer einschlägt und 
für den Buchhändler oder Buchdrucker einen Gegenstand des 
Verlags Und des Handels ausmacht. 

Die blos einzeln herauskommenden Predigten, sowie Gelegen- 
heits-Gedichte, Schul- Programme, Bücher-Verzeichnisse der Buch- 
händler, Kalender und Musicalien sind hievon allein ausgenommen. 

4) Die Ablieferung dieser Bücher und Werke muss in jedem 
Jahre zweimal, nämlich 14 Tage vor Ostern und Michaelis jedesmal 
erfolgen, und solcher von den Buchhändlern und Buchdruckern 
ein Verzeichniss der eingesandten Bücher und Werke beigefügt 
werden. 

5) Die Kosten des Transports und der Emballage dieser 
Zusendungen werden von den Bibliotheken vergütet. 

Wer der Erfüllung der in dem Vorstehenden bestimmten 
Obliegenheiten sich zu entziehen versucht, soll, ausser der Nach- 



k 



liererung, mit einer Geldstrafe voti 20 Rthlr. zum Besten der 
Bibliothek-Cassen, unabbittlich belegi werden. 

Bei dem grossen Nutzen, welchen es für die Bibliothekare 
hat, wenn sie alle zum Öflemlichen Verkauf gebrachten Bücher, 
Handschriften, Landcharten und Situations-Plane kennen, wird in 
dieser Hinsicht zu{?leich von Uns fesigeseizi, dass von den Caialogen 
solcher zum öffenilichen Verkauf gebracht werdenden Bücher und 
Handschriften, deren Censur derjenigen Behörde; welclie solche 
bisher besorgte, auch noch ferner verbleibt, zwei Exemplare vor 
dem wirklichen Verkauf, und zwar bei Vermeidung einer den Armen 
des Orts bestimmten Geldstrafe von 10 Rthlr. für einen jedea 
Contraventionsfall, an die beiden Königlichen Bibhotheken ein- 
gesandt werden sollen. 

Wir erwarten, dass diesen verschiedenen Vorschriften die 
gebührende Folge geleistet, und dadurch die Veranlassung zu den 
angedroheten Ahndungen vermieden werden wird. 
Königliche Grossbritannisch-Hannoversche zum Cabinets-Ministerio 

verordnete General -Gouverneur und Geheime Rathe . . . 



13. u, 14. [Verfügungen des Oberpräsidiums in Hannover 
vom ig. September 1871 (No. 7160 O. P.) und vom 30. April 1885 
(No. 4224 O. P.). 

Die Vorschriften vom iq. März 1828 sind noch in Geltung. 
Die Verwaltungsbehörden sind zur exekutivischen Einziehung 
der Pflichtexemplare befugt. (Verordnungen vom 16. Sep- 
tember 1867 Art. 1, bezw. vom 32. September 1867 S 1 No. 2; 
G.-S. S. 1515 und 1553.) Die Requisitionen erfolgen in Hannover 
nach Antrag der Königlichen Verwaltungs-Kommission, in Göttingen 
des Könighchen Universiläts-Kuratoriums bei den betreffenden Re- 
gierungspräsidenten,] 



15. An den Herrn Landgrafen und Statthalter und an den 
Oberpräsidenten zu Altena. Anordnung, dass die Buch- 
und Kupferdrucker von allem, was sie abdrucken, drey 
Exemplare an die grosse Königl. Bibliothek senden sollen 

(Chrono!. Samml. 1781 tf. 1 ff.). 

Christian der Siebente etc. Da wir dienlich und nöthie 
gefunden, die schon unterm aasten April 1732 gemachte Anorcf- 
nung, dass die Buchdrucker in Unserer Residenzstadt Kopenhagen 
von allem, was sie abdrucken, drey Exemplare an Unsere grosse 
Bibliothek unentgeldich abliefern sollen, auch auf Kujjfersticne zu 
erstrecken, und mh dieser Erweiterung auf Unsere Königreiche und 
Lande zu extendiren, um zu einer so weit möglich vollständigen 
Sammlung von allem, was zur Litteratur Unserer Reiche und 
Lande gehöret, zu gelangen^ so haben Wir in Ansehung Unserer 



Herzogthümcr Schleswig und Holstein, wie auch Unserer Herr- 
schaft Pinneberg, Grafschaft Ranzau und Stadt Altona folgendes 
resolviret und fesigesetzet: 

SSmmtlichc Buchdrucker sollen von allem, was in ihren 
Buchdruckereyen für eigene oder fremde Rechnung gedruckt wird, 
worunter auch wöchentliche Zeitungen oder Intelligenzblaiter. 
Auctions- oder andere Catalogi Über Bücher, Kupferstiche, wie 
auch Naturalien-, Münz- und dergleichen Cabinette (nicht aber 
andere Catalogi, Auctionsplacate oder Hochzeit- und Leichen- 
gedichie) zu verstehen sind, vom Anfange dieses Jahres angerechnet, 
drey u neingebundene Exemplare an Unsere grosse Bibliothek un- 
entgeltlich einzuliefern'), auch diejenigen hiezu verpflichtet seyn, 
welche in Kupfer gestochene Portraiis oder Zeichnungen beson- 
ders, es sey auf eigene oder fremde Kosten, ausgeben. 

Damit diese Anordnui^ desto gewisser und ordentlicher be- 
folget werde, so ist Unser Wille, dass die Ablieferung mit Ablauf 
jeden halben Jahres an Unsern Biblioihecarium geschehen, dem 
sowohl die Buchdrucker, als auch ein jeder, der Kupferstiche be- 
sonders ausgiebt, ein doppeltes Verzeicnniss von der jedesmaligen 
Lieferung mitzutheilen haben, wovon das eine dem Aussteller mit 
der aufgezeichneten Quittung des Bibliothecarii zurückgegeben, 
das andere aber von Letzte rm zur Nachricht, und wegen des 
Empfangenen zu trefl'enden Richtigkeit aufbehalten wird. 

Die halbjahrige Ablieferung, sowohl der gedruckten Sachen 
als der Kupferstiche, soll in den Städten nach des Magistrats, und 
auf dem Lande oach des gehörigen Oberbearntea näheren Veran- 
staltung bewerkstelliget, und der Transport mit der fahrenden Post 
unter der Adresse: An die Königl, grosse Bibliothek zu Kopen- 
hagen, besorgt werden. 

Die Kosten des Transports, in soweit solcher nach den 
jetzigen oder künftigen Postanordnungen nicht frey geschehen kann, 
sind aus dem Fonds der Bibliothek nach der Positaxe zu bezahlen. 

Die Obrigkeiten, welchen dieses Geschäfte solchergestalt auf- 
getragen ist, werden hiemit ermächtiget, die Buchdrucker und 
KupKrstecher ihres Orts oder Districts zu dem allen anzuhalten, 
was sie zum beständigen und ordentlichen Fortgang dieser Anord- 
nung ert'orderhch finden, es bestehe solches in der besagten Obrig- 
keiten selbst zu den obbestimmten Absendungszeilen zu ver- 
schaffenden Richtigkeil in Hinsicht dessen, was in jedem nächst 
verlaufenen Termin in ihrem Bezirk von der Art vorgefallen ist, 
oder in dem verantwortlich zu besorgenden Einpacken der abzu- 
sendenden Sachen mit dem anbefohlenen zwcyfachen Verzeichnisse 
und der Aufschrift an die Bibliothek, wie auch in der ihnen den 
Obrigkeiten jedesmal zur Gewissheit, dass die Absendung wirklich 
geschehen, zuzustellenden Bescheinigung. 

Insonderheit sollen dieselben, m Fallen der Versäumniss und 
UnwiUigkeit, nicht nur dasjenige, was rückständig zu seyn befun- 
den wird, von denen, die es angehet, eintreiben lassen^ sondern 
auch den Schuldigen eine den Umständen angemessene Geldbusse, 
die den Bedienten, welche die Execution in solchen Sachen be- 



•) Die Ver£ vom8. i. 1783 setzte die Zahl aufs herab (s.oben S. 135), 
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sorgen, heimfällt, und unter sie nach obrigkeitlicher Bestimmung 
vertheilt wird, auflegen. Wie denn in Fflllen dieser Art die Exe- 
cution von der gehörigen Obrigkeit ohne vorgangiges gerichtliches 
Verfahren zu veranstalten ist. 

(An den Herrn Statthalter) Wir gesinnen hiemit an Ew. Lbd. 
gnädigst, diese Anordnung in Unsem HerzogthUmern Schleswig 
und Holstein, wie auch in Unserer Herrschaft Finneberg und Graf- 
schaft Ranzau durchgehends mittelst eines gedruckten Patents zu 
verfügen. Die etc. 

(An den Oberpräsidenten) Wir befehlen dir allergnädigst, die 
Publication dieser Anordnung in Unserer Stadt Altona durch ein 
gedrucktes Patent zu veranstalten und etc. Gegeben Christiansburg 
den loten Januar 1781. 

(Verfügt Gottorff den igten und publicirt Altona den 
. . . dess. Mon.) 



[Die übrigen, Schleswig-Holstein sowie das Gebiet des ehemaligen 
Kurfürstenthums Hessen und des ehemaligen Herzogthums Nassau 
betreffenden Bestimmungen siehe S. 133—137.] 



H 


H 




Namen- und 


Sachregister. 


^ 


(Die auf die geltenden Gesetzesbestimmungen hinweisenden Seilenzahlen 




sind durch fetteren Druck heirorgehoben.) 


■ 


Anhalt, Henoglhum S. 1« 1". 


Bttcherprivilegien, eine Quelle d. 


■ 


Argentinische Republik S. 1117. 


Pflichtexemplare S. 1 f. 55 ft: 
die frühesten S. 56 f. 


■ 


L Baden, Grossherzogihum S. 72- ">5- 


im alten Deutschen Reiche 




1 189 f. 200 f. 


S. 58 ff. 


^^1 


Y Bayern S. 72. 103. 105. 187 fl". 


des Deutschen Bundes S. 73. 


^^1 


Belgien S. 195 f. 301. 


in Brandenburg - Preussen 




Berg, Gesandter von: Referat S. 103 f. 


S. 73ff. 




Bibliothekeu Im alten Deutschen 


in Sachsen S. 78 A- 




Reich: deren Recht auf Pflicht - 


in Frankreich S. 94 f. 




eyemplare S. 17 ff. 37. 40 (t. 46. 


in England S. gS f. 




63. 65. 75 f. 81.85. 87. 89. 


Bulgarien S. 196. 




Biotina, Hugo S. 6s. 


Bnndesakte, deutsche, v. «. 6. 1815 




Boaiey, Thomas S. sj. 


S. 72. 104. 




Brasilien S. 161. 


Bnitdeabeschlnas v. 20. q. 1 8 1 9 S, t 22. 




Brannschweig. Herzogchum S. 191 f. 


V. 3. 3. 1S48 S. 105. 




Bremen S. 195. 






Brockhans, Abg. Dr. S. 1S4 ff. 


Canada S. ISO. 




Bncher, konfiszirte S. 9». 210. 


Gensoren: Abgabe v Kontroll- u. 




BüchercenBiir s. Censnr. 


Entschädig ungsexemplaren an 






dieselben S. 15 f. 20. 39. 44 f. 48 f. 




Prtichtexempiare S. 16. 22 ft: 46, 


50. HO. 123. l8g. 




Plackereien durch dieselben 


Censnr, e. Quelle der PHichtexem- 




S. 30 ff- 


plare S. i f. 8 ff. 




BücherbommiBsion: 


e. Quelle d. Studie neue mplare 




ihre Einsetzungimalten Deutschen 


S. 16. 




Reich S. 60. 


im Alterthum Ö. 8 f. 




ihre Einsetzung u. Aufhebung in 


im alten Deutschen Reich 




Sachsen S. 79. 


S. II f. 


* 


^^^^^^^^^m 
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Censnr in Frankreich S. iif. 
in England S. ijf. 
in Brandenburg - Preusscn 

S. 38 ff. 
in Sachsen S. 44 ff'. 
Aufhebung in Deutschland 

3. ro3ff. 
in der Gegenwart S. 97 fl'. 
Censm-exemplaro im ahen 
Deutsciien Reich S. 16 ff. 

in den deutschen Einzelstaaten 

^ 36f 
in "^dchsen S 44 It 
in frankfLii-h "^ 46 If 
in Spanien '^ 5° f 
in bngldnd "^ ji ff 
in der Ge^enwnn ^ 97 li 
Censurgebfihien S 39 1^3 f 197. 
C'hifl'ern Anwendung bei ( itnten 

S. Xll. 206. 
Chile S. 183. 
Colmnbia S. ISlf. 

Dänemark S. 53 ä. 158 {. 
DentacheH Reich S. 103 ff: IS» ff. 
Uziatxko, K, S. X, 706. 

Egypten S. 101 f. | 

Eingabe der frankfurter ßuchlUhrer 

V. I.. 4. 1777 S. 27f}: ! 

der Buchführer zu Wittenberg 

V. 18. II. 1615 S. 801; 
der BuchfUhrer zu Leipzig v. 
5. 3. ifir6 S. 84 f. 
Eintragsrolle in Leipzig S, 202. 
Elaass-Lothi-ingen S. 1(18 ff: 
Englanil S. i3f. siß". 95/. Kilff. 

Frankfurt a. Hain .S. 194. 
Frankreich S. 12 f. 46ff. 94f. 110 ff. 

Oeldentscliädignng f. Ptlichtevem- 
plare S. 20. 162. IM. 163. IJO. 132. 



Oeneraldirektorinm: sein Streit oiiti 

dem Lehnsdepartement S. 77 f. 1 
Gesetzgebung, zukUnfäge S. 310 S 
Oi-iechcnland S. 160. 

Hatnbnrg S. 73. U9. 
Hananer BUcherumsctilng S. 34 f^ 
Hannover, ehemaliges Königreict 
S. 72. 

Provinz S. 188 f. 

Text d. Bestimmungen S. 2 
Hartwig, O. S. X- 202. 208, 
Hessen, Grossherzoglhum S. 147. 
HesMeu-Nassau, Provinz S. 188 f. 
Hnllninnn, Abg. S. 214. 

Japan S. 100 f. 

Indien. Britisch S. 170 f. 
Italien S. 117 fl: 173 f. 

Kabinetsorder, preussische, vdibI 
28. 12. 1824 S. 128. 

ihr Fortbestand S, 124 fl: 
nicht giltig in den nei 
Provinzen S. 126 f, 
I Kapp. Friedrich S. IX. XI f. 10. 
38. 56. 61. 68. ji. 123. 
Kircbhoff, A. S. IX f. 10. 44 f. 58. | 
! 79- 84- 9'- 
Konstitntioa Rudolphs 11 vom 

IS. 3. 1608 S. t6fl: 
Konzessionsexeinplare S. 3. 5;. 75. 

.J6f. 
Knrbrandenbnrg .siehe Preussen, 

Königreich. 
Rni'mainz, Anspruch auf Pfiicht- 

cvemplare S. t6. 21 fl: 3Jfi'- 
Knrsachsen s. Saclisen, Königreich. 

Lebnakanzlei in Preussen: An- 
spruch auf PHichiexempUre S. 77. 
I Lippe-Detmold S. IM. 
I Llppe-Schanmbnrg S. IM. 



